
Sitzung des Gemeinderates

Sitzungstermin: Dienstag, 26.07.2022, 19:00 Uhr
Ort, Raum: Rathaus Sitzungssaal groß RL023, Belforter Platz 1, 71229 Leonberg

Tagesordnung:
Öffentliche Sitzung

1 Bekanntgaben

2 Finanzbericht zum 30.06.2022

3 Änderung der "Satzung über die Erhebung von Gebühren im 
Bestattungswesen - Bestattungsgebührensatzung -"
Dieser Tagesordnungspunkt wird abgesetzt.

4 Änderung der "Satzung über die Erhebung von Gebühren für die 
Erstattung von Gutachten durch den Gutachterausschuss"

5 Schulbericht 2021/22

6 Anpassung der Gebühren und Überarbeitung der Satzung über die
Benutzung der Kindertageseinrichtungen der Stadt Leonberg

7 Anpassung der Gebühren und Überarbeitung der Satzung über die
Benutzung der Schulkindbetreuung der Stadt Leonberg und
Anpassung des Eigenanteils der Sorgeberechtigten an der 
Mittagsverpflegung der Schulmensen

7.1 Anpassung der Gebühren und Überarbeitung der Satzung über die
Benutzung der Schulkindbetreuung der Stadt Leonberg und
Anpassung des Eigenanteils der Sorgeberechtigten an der 
Mittagsverpflegung der Schulmensen
Beschlussvorschlag aus dem Sozial- und Kultusausschuss vom 
20.07.2022
(Nachtrag)

8 Erweiterung Feuerwache Gebersheim, Vergabe der Planungsleistungen

9 Kita West Leonberg - Neubau einer 6-gruppigen Kindertageseinrichtung 
mit 4 Wohnungen - Vergabe des Gewerks Trockenbauarbeiten und 
vorgehängte, hinterlüftete Fassade

10 Gerhart-Hauptmann-Realschule - Fassadensanierung mit Fenstern und 
Jalousien - Beauftragung eines Nachtragsangebots des Gewerks 
Fensterelemente

11 Grundschule Warmbronn
Gegenüberstellung Sanierung / Neubau Schule



11.1 Grundschule Warmbronn
Gegenüberstellung Sanierung / Neubau Schule
 - Beschlussvorschlag des Ortschaftsrates Warmbronn vom 11.07.2022

11.2 Grundschule Warmbronn
Gegenüberstellung Sanierung / Neubau Schule
- Beschlussvorschlag des Sozial- und Kultusausschusses vom 
20.07.2022
(Nachtrag)

12 Ausbau der Glasfaserversorgung durch die Deutsche Giga Access 
GmbH
Dieser Tagesordnungspunkt wird abgesetzt.

13 Digitalisierung Schulen in Leonberg - Maßnahmenplanung

14 Anfragen

15 Verschiedenes



2022/023
öffentlich

Dezernat II
Kämmereiamt
 Bezugsvorlagen:

Beratungsfolge Geplante Sitzungstermine Ö / N

Finanz- und Verwaltungsausschuss (Vorberatung) 21.07.2022 Ö
Gemeinderat (Entscheidung) 26.07.2022 Ö

Finanzbericht zum 30.06.2022

Beschlussvorschlag

Der Finanzbericht zum 30.06.2022 wird zur Kenntnis genommen.

Finanzielle Auswirkungen:

JA x NEIN

Die finanziellen Auswirkungen auf das Haushaltsjahr 2022 werden nachfolgend dargestellt.

Sachverhalt mit der Stellungnahme der Verwaltung

1. Zusammenfassung des Sachverhalts

Zum Berichtsdatum 30.06.2022 wird sich der im ordentlichen Ergebnis veranschlagte 
Fehlbetrag von -985 TEUR in der Hochrechnung zum 31.12.2022 um fast 4,8 Mio. EUR auf 
ein positives ordentliches Ergebnis von fast 3,8 Mio. EUR verbessern, das veranschlagte 
Gesamtergebnis erhöht sich von rund 1,4 Mio. EUR um annähernd 5,7 Mio. EUR auf über 
7,1 Mio. EUR.

Im Berichtszeitraum (01.01.2022 bis 30.06.2022) verringert sich die Verschuldung um fast 
1,7 Mio. EUR von annähernd 68 Mio. EUR auf rund 66,3 Mio. EUR. In der Hochrechnung 
zum 31.12.2022 ergibt sich eine Reduzierung des im Haushaltsplan 2022 prognostizierten 
Schuldenstands von rund 93,3 Mio. EUR auf 77,3 Mio. EUR.

2. Sachverhalt/Sachstand

Mit dem vorliegenden Finanzbericht zum 30.06.2022 informiert die Verwaltung zum einen 
über die bisherige Entwicklung des Haushaltsjahres 2022. Zum anderen erfolgt unter 
Berücksichtigung der bereits bekannten wesentlichen Veränderungen eine Hochrechnung 
zum 31.12.2022 und damit eine vorläufige Prognose über die voraussichtliche Entwicklung 
des Haushaltsjahres 2022.

Insgesamt ist in der Ergebnisrechnung unter Berücksichtigung der derzeit bekannten und zu 
erwartenden Veränderungen von einer Verbesserung beim ordentlichen Ergebnis zum 
Jahresende um rund 4.770 TEUR auszugehen. Im Haushaltsplan ist ein Fehlbetrag von 985 
TEUR veranschlagt, dieser verbessert sich zu einem positiven Ergebnis von knapp 3.785 
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TEUR. Beim Gesamtergebnis (ordentliches Ergebnis und Sonderergebnis) ist auf Grund der 
Verbesserung um rund 5.679 TEUR eine Erhöhung des Gesamtergebnisses auf rund 7.129 
TEUR zu erwarten. Veranschlagt ist ein positives Gesamtergebnis von knapp 1.450 TEUR.
Die Änderungen beim ordentlichen Ergebnis wirken sich in voller Höhe auf die 
Finanzrechnung aus.
 
Der Zahlungsmittelüberschuss aus der Ergebnisrechnung fällt deshalb um rund 4.770 TEUR 
höher aus und steigt von geplant rund 9.211 TEUR auf annähernd 13.981 TEUR an. Die 
Nettoinvestitionsrate steigt damit auf fast 9.313 TEUR (Plan: 4.543 TEUR).
 
Bei den Investitionsmaßnahmen ergeben sich auf Grund der Meldungen aus den Ämtern 
und Referaten insgesamt 67 Abweichungen (vgl. Anlage 6), jedoch wirken sich diese im 
Saldo aus Investitionstätigkeit mit einer Reduzierung von rund 6.747 TEUR noch gering aus 
(vgl. 2.1.2), da im laufenden Haushaltsjahr mit geringeren Auszahlungen erneut einige 
außer- und überplanmäßige Auszahlungen finanziert werden.
 
Die Kreditaufnahme und damit der Anstieg der Nettoneuverschuldung entwickeln sich nach 
aktuellem Stand ebenfalls positiv. Ursächlich ist vor allem die Erhöhung des aus dem 
Ergebnishaushalt heraus erwirtschafteten Zahlungsmittelüberschusses, der geringere 
Finanzierungsmittelbedarf aus Investitionstätigkeit sowie die vorhandene Liquidität. Es ist 
eine Reduzierung der Neuverschuldung um 16.000 TEUR von geplant 25.332 TEUR auf 
9.332 TEUR zu erwarten (vgl. 2.1.4).
 
 
2.1.1 Gesamtergebnisrechnung mit Hochrechnung zum 31.12.2022
 

In Tausend EUR Plan 2022 Ergebnis zum
30.06.2022

Hochrechnung
zum 31.12.2022

Ordentliche Erträge 154.287 67.862 160.148

Ordentliche 
Aufwendungen -155.272 -68.188 -156.364

Ordentliches Ergebnis -985 -327 3.785

Sonderergebnis 2.435 -221 3.344

Gesamtergebnis 1.450 -547 7.129
*Rechnerische Abweichungen um 1 TEUR ergeben sich auf Grund Aufrunden auf volle Tausend EUR.
 
Die Entwicklung der Gesamtergebnisrechnung zum Stichtag 30.06.2022 ist in der Übersicht 
„Ergebnisrechnung zum 30.06.2022“ dargestellt und die Abweichungen sind 
zusammenfassend erläutert (Anlage 1). Des Weiteren ist ein Vergleich der noch vorläufigen 
Rechnungsergebnisse des Haushaltsjahres 2021 und des laufenden Haushaltsjahres 2022, 
jeweils zum Stichtag 30.06., enthalten.
 
Die Erträge verringern sich im Berichtszeitraum 01.01.2022 bis 30.06.2022 um rund 9.281 
TEUR, die Aufwendungen fallen um rund 9.447 TEUR geringer aus. Dadurch schließt das 
anteilige ordentliche Ergebnis mit -327 TEUR fast entsprechend dem Halbjahresansatz (-493 
TEUR) ab. Im Vergleich zum Vorjahr fällt das ordentliche Ergebnis zum Stichtag 30.06. 
jedoch um 7.254 TEUR besser aus (ordentliches Ergebnis zum 30.06.2021: -7.580 TEUR).
 
Die voraussichtliche Entwicklung der Gesamtergebnisrechnung zum 31.12.2022 ist in der 
Übersicht „Ergebnisrechnung mit Hochrechnung zum 31.12.2022“ dargestellt und die 
Abweichungen sind zusammenfassend erläutert (Anlage 3). Die detaillierte Aufstellung der 
einzelnen voraussichtlichen Änderungen zum Jahresende ist der Anlage 5 
„Ergebnisrechnung, voraussichtliche Änderungen zum 31.12.2022“ zu entnehmen.
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In der Prognose ist von einer Verbesserung der ordentlichen Erträge um fast 5.862 TEUR 
und höheren ordentlichen Aufwendungen um rund 1.092 TEUR auszugehen. Das 
ordentliche Ergebnis verbessert sich um 4.770 TEUR auf 3.785 TEUR, das Gesamtergebnis 
auf 7.129 TEUR. Insgesamt resultiert die Ergebnisverbesserung überwiegend aus höheren 
Erträgen der Steuern und Abgaben (+3.922 TEUR) und höheren Zuweisungen (+1.994 
TEUR). Dadurch können die voraussichtlich höheren Aufwendungen, u.a. auf Grund von 
Preissteigerungen, ausgeglichen werden.
 
2.1.2 Gesamtfinanzrechnung mit Hochrechnung zum 31.12.2022
 

In Tausend EUR Plan 2022 Ergebnis zum
30.06.2022

Hochrechnung
zum 31.12.2022

Einzahlungen lfd.
Verwaltungstätigkeit 152.539 70.308 158.401

Auszahlungen lfd.
Verwaltungstätigkeit -143.329 -64.114 -144.421

Zahlungsmittel-
überschuss/-bedarf 9.211 6.194 13.981

Einzahlungen aus
Investitionstätigkeit 8.310 655 8.949

Auszahlungen aus
Investitionstätigkeit -43.111 -8.698 -37.003

Saldo aus
Investitionstätigkeit -34.801 -8.043 -28.055

Einzahlungen aus
Kreditaufnahme 30.000 0 14.000

Einzahlungen aus
kurzfristigen Darlehen 0 4.050 5.350

Auszahlungen für
Kredittilgung -4.668 -1.685 -4.668

Auszahlungen für
kurzfristige Darlehen 0 -2.900 -2.900

Saldo aus 
Finanzierungstätigkeit 25.332 -535 11.782
*Rechnerische Abweichungen um 1 TEUR ergeben sich auf Grund Aufrunden auf volle Tausend EUR.
 
Die Entwicklung der Gesamtfinanzrechnung zum Stichtag 30.06.2022 ist in der Übersicht 
„Finanzrechnung zum 30.06.2022“ dargestellt und die Abweichungen sind 
zusammenfassend erläutert (Anlage 2). Des Weiteren ist ein Vergleich der noch vorläufigen 
Rechnungsergebnisse des Haushaltsjahres 2021 und des laufenden Haushaltsjahres 2022, 
jeweils zum Stichtag 30.06., enthalten.
 
Die Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit sinken im Berichtszeitraum 01.01.2022 
bis 30.06.2022 um rund 5.961 TEUR, die Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 
fallen um rund 7.550 TEUR geringer aus. Dadurch erhöht sich der veranschlagte 
Zahlungsmittelüberschuss in diesem Zeitraum um 1.589 TEUR auf 6.194 TEUR. Im 
Vergleich zum Vorjahr fällt der Zahlungsmittelüberschuss zum Stichtag 30.06. sogar um 
2.918 TEUR besser aus (Zahlungsmittelüberschuss zum 30.06.2021: 3.276 TEUR).
 
Die voraussichtliche Entwicklung der Gesamtfinanzrechnung zum 31.12.2022 ist in der 
Übersicht „Finanzrechnung mit Hochrechnung zum 31.12.2022“ dargestellt und die 
Abweichungen sind zusammenfassend erläutert (Anlage 4).
 
In der Finanzrechnung wirken sich zum einen die Änderungen der zahlungswirksamen 
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Erträge und Aufwendungen der Ergebnisrechnung aus. Die Veränderungen führen zu einem 
höheren oder geringeren Zahlungsmittelüberschuss bzw. Zahlungsmittelbedarf der 
Ergebnisrechnung. Die vorliegende Hochrechnung geht von einer deutlichen Erhöhung des 
Zahlungsmittelüberschusses um rund 4.770 TEUR von 9.211 TEUR auf fast 13.981 TEUR 
aus. Zum anderen wirken sich Änderungen bei den veranschlagten Ein- und Auszahlungen 
für Investitionsmaßnahmen auf die Finanzrechnung aus. Von den Ämtern und Referaten 
wurden insgesamt 67 Änderungen gemeldet, davon 56 Änderungen bei den veranschlagten 
Investitionsauszahlungen. Jedoch ergibt sich auf Grund der Verwendung der nicht 
abfließenden Mittel für Deckungsvorschläge für außer- und überplanmäßigen Auszahlungen 
eine noch geringe Reduzierung der Investitionsauszahlungen von rund 6.108 TEUR.
 
Die Ein- und Auszahlungen für kurzfristige Darlehen an die Eigenbetriebe und 
Eigengesellschaften der Stadt werden zum Jahresende unter der lfd. Nr. 33 „Einzahlungen 
aus der Aufnahme von Krediten und wirtschaftlich vergleichbare Vorgängen für Investitionen“ 
und lfd. Nr. 34 „Auszahlungen für die Tilgung von Krediten und wirtschaftlich vergleichbaren 
Vorgängen für Investitionen“ geführt.
 
Auf Grund des höheren Zahlungsmittelüberschusses, der Reduzierung des 
Finanzierungsbedarfs aus Investitionstätigkeit und der anhaltend guten Liquidität kann die 
Kreditaufnahme von geplant 30.000 TEUR auf voraussichtlich 14.000 TEUR gesenkt 
werden. Dadurch sinkt auch die Nettoneuverschuldung um 16.000 TEUR ab auf 9.332 
TEUR, geplant ist eine Nettoneuverschuldung von 25.332 TEUR.
 
 
2.1.3 Entwicklung der Liquidität, Stand der Liquiden Mittel in der Bilanz
 
Stand der Liquiden Mittel zum 01.01.2022 21.579.735 EUR
Stand der Liquiden Mittel zum 30.06.2022 18.484.995 EUR
Voraussichtlicher Stand der Liquiden Mittel zum 31.12.2022 19.287.671 EUR
 
 
2.1.4 Entwicklung des Schuldenstandes
 
Stand der Schulden zum 01.01.2022 67.991.004 EUR
Einzahlungen aus Kreditaufnahme      0 EUR
Auszahlungen zur Tilgung von Krediten (IST)   1.685.014 EUR
Schuldenstand zum 30.06.2022 66.305.990 EUR
 
Die Auszahlungen für Kredite sind Teil der Finanzrechnung und in Anlage 2, lfd. Nr. 34 
„Auszahlungen für die Tilgung von Krediten und wirtschaftlich vergleichbaren Vorgängen für 
Investitionen“ dargestellt.
 
Für Kreditzinsen wurden bis zum Stichtag 30.06. insgesamt 635 TEUR aufgewendet, diese 
sind Teil der Ergebnisrechnung und in Anlage 1, lfd. Nr. 16 „Zinsen und ähnliche 
Aufwendungen“ enthalten.
 
Stand der Schulden zum 01.01.2022 laut Haushaltsplan 67.991.004 EUR
voraussichtliche Einzahlungen aus Kreditaufnahme 14.000.000 EUR
voraussichtliche Auszahlungen zur Tilgung von Krediten  -4.668.000 EUR
Voraussichtlicher Stand der Schulden zum 31.12.2022 77.323.004 EUR
Voraussichtliche Veränderung (Nettoneuverschuldung)   9.332.000 EUR
 
 
3. Fazit
 
Auch zum Stichtag 30.06.2022 entwickelt sich das Haushaltsjahr 2022 im Ergebnishaushalt 
im Vergleich zum Vorjahr im ordentlichen Ergebnis immer noch besser. Auch die 
Hochrechnung zum 31.12.2022 lässt im ordentlichen Ergebnis auf eine deutliche 
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Ergebnisverbesserung auf fast 3,8 Mio. EUR hoffen, dank der deutlich gestiegenen Erträge 
aus Steuern und Abgaben sowie höherer Zuweisungen. Bei den Steuern und Abgaben, auch 
der Gewerbesteuer, sind derzeit insgesamt keine negativen Effekte festzustellen. Diese 
höheren Erträge werden jedoch im Jahr 2024 zu höheren Umlagen führen. Eine 
Ergebnisverbesserung, die nicht auf Grund von Erträgen, die bei den Umlagen berücksichtigt 
werden, resultiert, wäre für den städtischen Haushalt deshalb auf Dauer wesentlich 
günstiger. 
 
Dass die prognostizierte Ergebnisverbesserung nicht noch besser ausfällt, liegt u.a. an der 
allgemeinen Preisentwicklung. Hier zeigt sich aktuell auch die größte Unsicherheit für die 
weitere Entwicklung des Ergebnishaushalts im Haushaltsjahr 2022 und darüber hinaus auch 
für das Haushaltsjahr 2023. Höhere Preise wurden im vorliegenden Finanzbericht, soweit 
bereits von den Ämtern und Referaten gemeldet, berücksichtigt. Eine kritische Betrachtung 
der Entwicklung der Aufwendungen ist unerlässlich.
 
Bei den Investitionsmaßnahmen ergeben sich ebenfalls Abweichungen. Viele dieser 
Änderungen wurden in den Sitzungen des Gemeinderats in den vergangenen Monaten im 
Rahmen von Sitzungsvorlagen kommuniziert und es wurde die anderweitige Verwendung für 
notwendige Deckungsvorschläge beschlossen. Da bis 30.06.2022 bei den Auszahlungen für 
Baumaßnahmen nur rund 4,9 Mio. EUR der veranschlagten fast 29 Mio. EUR abgeflossen 
sind und insgesamt nur eine Reduzierung von 5,1 Mio. EUR gemeldet wurde, ist zu 
erwarten, dass noch weitere Abweichungen bei den Auszahlungen für Baumaßnahmen im 
Haushaltsjahr 2022 entstehen werden, die dem Kämmereiamt zum 30.06.2022 noch nicht 
gemeldet wurden.
 
Zusammenfassend ergibt sich auf Grund der im Finanzbericht dargestellten Änderungen in 
den wesentlichen Eckdaten folgende Hochrechnung:
 
 Im Ergebnishaushalt steigen die ordentlichen Erträge um rund 5,9 Mio. EUR, die 

ordentlichen Aufwendungen steigen um knapp 1,1 Mio. EUR. Für das Haushaltsjahr 
2022 wird auf Grund dessen im ordentlichen Ergebnis statt dem veranschlagten 
Fehlbetrag von fast 1 Mio. EUR ein positives Ergebnis von annähernd 3,8 Mio. EUR 
erwartet.

 Das positive Sonderergebnis aus außerordentlichen Erträgen und außerordentlichen 
Aufwendungen beträgt voraussichtlich über 3,3 Mio. EUR.

 Ordentliches Ergebnis und Sonderergebnis führen zu einem positiven Gesamtergebnis 
von über 7,1 Mio. EUR.

 Der Zahlungsmittelüberschuss steigt auf fast 14 Mio. EUR und die Nettoinvestitionsrate 
auf über 9,3 Mio. EUR an.

 Bei den Investitionseinzahlungen führen die Änderungen zu Investitionseinzahlungen von 
knapp 9 Mio. EUR und Investitionsauszahlungen von rund 37 Mio. EUR

 Die Kreditaufnahme sinkt auf 14 Mio. EUR und der Stand der Verschuldung wird zum 
31.12.2022 auf rund 77,3 Mio. EUR prognostiziert.

 Die Liquiden Mittel in der Bilanz werden zum 31.12.2022 voraussichtlich rund 19,3 Mio. 
EUR betragen.

Anlage/n

1 Ergebnisrechnung zum 30.06.2022 (öffentlich)

2 Finanzrechnung zum 30.06.2022 (öffentlich)

3 Ergebnisrechnung mit Hochrechnung zum 31.12.2022 (öffentlich)

4 Finanzrechnung mit Hochrechnung zum 31.12.2022 (öffentlich)
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5 Ergebnisrechnung, voraussichtliche Änderungen zum 31.12.2022 (öffentlich)

6 Investitionen, voraussichtliche Änderungen zum 31.12.2022 (öffentlich)
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Anlage 1 Ergebnisrechnung zum 30.06.2022

Ansatz Ergebnis 
Abweichung 

in EUR

1 2 3 4 8 5 6 7 9

1 +
Steuern und ähnliche 

Abgaben
28.053.245 5.421.503 41.054.500 33.474.747 -7.579.753

Grundsteuer (-1.582 T€): nicht alle Grundsteuerzahlungen 

sind ¼-jährlich fällig, zum 01.07. sind Einmalzahlungen 

von insgesamt 3.157 T€ fällig. Gewerbesteuer (+607 T€). 

Anteil an der Einkommensteuer (-7.213 T€): Zahlung 2. 

Quartal 2022 wird erst im Juli ausgezahlt. Anteil 

Umsatzsteuer (+146 T€), Vergnügungssteuer (+226 T€), 

Hundesteuer (+131 T€), Ertrag für das gesamte Jahr 

übersteigt bereits den Ansatz um 15 T€), 

Familienleistungsausgleich (+106 T€).

2 +
Zuweisungen und 

Zuwendungen, Umlagen
19.147.747 2.522.423 20.573.027 21.670.170 1.097.143

Schlüsselzuweisungen (+1.796 T€),  Zuweisungen Bund        

(-61 T€), Zuweisungen Land (-496 T€), Zuweisungen 

Sonstige (-140 T€).

3 +

Aufgelöste 

Investitionszuwendungen 

und -beiträge

803.889 27.037 873.726 830.926 -42.799

4 + Sonstige Transfererträge 7.157 -7.113 0 44 44

5 +

Entgelte für öffentliche 

Leistungen oder 

Einrichtungen

7.411.881 10.863 8.550.710 7.422.743 -1.127.967

Verwaltungsgebühren (-50 T€), Benutzungsgebühren           

(-1.116 T€), Teilnahmegebühren (-15 T€), Elternbeiträge 

(+52 T€), Sonstiges (+1 T€).

6 +
Sonstige privatrechtliche 

Leistungsentgelte
1.295.487 384.642 1.392.650 1.680.128 287.478

Mieten und Pachten (+209 T€), Erträge aus Verkauf     

(+173 T€), Sonstige (-120 T€), Einspeisevergütung (+25 

T€).

Nr.

01.01. - 30.06.2022
Hinweise zu den Abweichungen zum Stichtag 

30.06.2022

Vergleich 

Ergebnis             

2021 - 2022

Ergebnis             

01.01. - 

30.06.2021

Ertrags- und 

Aufwandsarten

1
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Anlage 1 Ergebnisrechnung zum 30.06.2022

Ansatz Ergebnis 
Abweichung 

in EUR

1 2 3 4 8 5 6 7 9

Nr.

01.01. - 30.06.2022
Hinweise zu den Abweichungen zum Stichtag 

30.06.2022

Vergleich 

Ergebnis             

2021 - 2022

Ergebnis             

01.01. - 

30.06.2021

Ertrags- und 

Aufwandsarten

7 +
Kostenerstattungen und 

Kostenumlagen
712.899 226.287 563.730 939.186 375.456

Bund (+8 T€), Land (+217 T€), Gemeinden/ 

Gemeindeverbänden (+186 T€), Zweckverbänden (+16 

T€), gesetzlicher Sozialversicherung (+100 T€), 

verbundenen Unternehmen (-111 T€), öff. 

Sonderrechnungen (+9 T€), privaten Unternehmen (-14 

T€) und übrigen Bereichen (-36 T€).

8 + Zinsen und ähnliche Erträge 61.881 -5.588 42.350 56.293 13.943

9 +

Aktivierte Eigenleistungen 

und 

Bestandsveränderungen

0 0 0 0 0

10 + Sonstige ordentliche Erträge 1.567.382 220.245 4.092.600 1.787.627 -2.304.973
Konzessionsabgaben (+78 T€), Bußgelder (-175 T€), 

Säumniszuschläge/Zinsen (+19 T€), Sonstiges (-2.227 T€)

11 = Ordentliche Erträge 59.061.568 8.800.298 77.143.293 67.861.865 -9.281.427

12 - Personalaufwendungen -18.905.779 253.283 -21.476.743 -19.159.062 -2.317.681

Für die Zeit vom 01.01.-30.06. wird 1/2 des Ansatzes für 

das gesamte Jahr angesetzt. Darin sind auch die erst 

Ende des Jahres fälligen Sonderzahlungen berücksichtigt, 

dadurch ergibt sich (noch) eine Differenz zwischen Ansatz 

und gezahlten Personalkosten. 

2
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Anlage 1 Ergebnisrechnung zum 30.06.2022

Ansatz Ergebnis 
Abweichung 

in EUR

1 2 3 4 8 5 6 7 9

Nr.

01.01. - 30.06.2022
Hinweise zu den Abweichungen zum Stichtag 

30.06.2022

Vergleich 

Ergebnis             

2021 - 2022

Ergebnis             

01.01. - 

30.06.2021

Ertrags- und 

Aufwandsarten

14 -
Aufwendungen für Sach- 

und Dienstleistungen
-10.308.634 713.357 -14.799.626 -11.021.991 -3.777.634

Hier sind u.a. die Erhaltungs- und Unterhaltungs-

maßnahmen an Gebäuden, Straßen etc. veranschlagt 

(7.466 T€/Jahr, 3.733 T€/anteilig für das 1. Halbjahr), 

Abweichung (-1.174 T€), Erwerb und Unterhaltung 

bewegl. Vermögen (-330 T€), Bewirtschaftung der 

Gebäude (-90 T€), Besond. Verwaltungs- und 

Betriebsaufw. (-584 T€), lfd. EDV-Aufwand/-

Beschaffungen (-320 T€), Lehr/Lernmittel (-229 T€), 

Aufwend. für sonstige Sach- und Dienstleistungen (-21 

T€), Honorare (-399 T€), Sonstiges (-621 T€).

15 - Abschreibungen -6.016.480 -331.307 -5.964.689 -5.685.174 -279.515

Davon entfallen auf Abschreibungen auf das 

Anlagevermögen (5.608 T€), Abschreibungen auf 

Forderungen (36 T€) und sonstige Abschreibungen (41 

T€).

16 -
Zinsen und ähnliche 

Aufwendungen
-700.765 -45.036 -716.000 -655.729 -60.271

17 - Transferaufwendungen -29.187.421 946.734 -31.621.050 -30.134.155 -1.486.895

Die Abweichung resultiert u.a. aus der 

Gewerbesteuerumlage (-403 T€, diese wird erst im Juli 

fällig, Bescheid liegt noch nicht vor), Kreisumlage (-216 

T€), Zuweisungen an verbundene Unternehmen (-290 T€), 

Zuschüsse an übrige Bereiche (-534 T€), Sonstiges (-44 

T€).

18 -
Sonstige ordentliche 

Aufwendungen
-1.522.512 9.750 -3.057.732 -1.532.262 -1.525.470

Die Abweichung resultiert aus den sonstigen 

zahlungswirksamen Aufwendeungen (-1.264 T€), 

Aufwendungen für ehrenamtliche und sonstige Tätigkeiten 

(-149 T€), Sonstiges (-112 T).

19 =
Ordentliche 

Aufwendungen
-66.641.592 1.546.781 -77.635.839 -68.188.373 -9.447.466

3

TOP 2 Ö



Anlage 1 Ergebnisrechnung zum 30.06.2022

Ansatz Ergebnis 
Abweichung 

in EUR

1 2 3 4 8 5 6 7 9

Nr.

01.01. - 30.06.2022
Hinweise zu den Abweichungen zum Stichtag 

30.06.2022

Vergleich 

Ergebnis             

2021 - 2022

Ergebnis             

01.01. - 

30.06.2021

Ertrags- und 

Aufwandsarten

20 = Ordentliches Ergebnis -7.580.024 7.253.517 -492.547 -326.507 166.039

21 + Außerordentliche Erträge 164.564 -158.678 1.217.500 5.886 -1.211.614

22 -
Außerordentliche 

Aufwendungen
-41.052 185.559 0 -226.611 226.611

23 = Sonderergebnis 123.512 185.559 1.217.500 -220.724 -1.438.224

Die ausßerordentlichen Erträge und Aufwendungen 

werden in der Regel erst im Rahmen der 

Jahresabschlussarbeiten gebucht, weshalb im 

laufenden Jahr in der Regel hohe Abweichungen 

24 = Gesamtergebnis -7.456.512 7.067.958 724.954 -547.231 -1.272.185

4

TOP 2 Ö



Anlage 2 Finanzrechnung zum 31.03.2022

Ansatz Ergebnis 
Abweichung 

in EUR

1 2 3 4 8 5 6 7 9

1 + Steuern und ähnliche Abgaben 32.877.766 4.959.378 41.054.500 37.837.144 -3.217.356

2 +

Zuweisungen und 

Zuwendungen und allgemeine 

Umlagen

19.136.721 3.757.190 20.573.027 22.893.911 2.320.884

3 + Sonstige Transfereinzahlungen 11.085 -10.983 0 101 101

4 +
Entgelte für öffentliche 

Leistungen oder Einrichtungen
10.213.722 -4.630.671 8.550.710 5.583.051 -2.967.659

5 +
Sonstige privatrechtliche 

Leistungsentgelte
1.526.749 56.366 1.392.650 1.583.115 190.465

6 +
Kostenerstattungen und 

Kostenumlagen
768.385 351.952 563.730 1.120.338 556.608

7 +
Zinsen und ähnliche 

Einzahlungen
62.203 -28.548 42.350 33.655 -8.695

8 +
Sonstige haushaltswirksame 

Einzahlungen
1.544.856 -287.834 4.092.600 1.257.022 -2.835.578

9 =

Summe der Einzahlungen 

aus laufender 

Verwaltungstätigkeit

66.141.486 4.166.850 76.269.567 70.308.336 -5.961.231

Abweichungen zum Ergebnishaushalt ergeben sich im 

Finanzhaushalt u.a. aus den nachfolgenden Gründen. Im 

Haushaltsplan wird davon ausgegangen, dass Ertrag und 

Einzahlung bei zahlungswirksamen Erträgen gleichzeitig 

erfolgen. Daher gibt es im Haushaltsplan bei den 

zahlungswirksamen Erträgen keine Abweichung zwischen 

Ergebnis- und Finanzhaushalt. Mit Festsetzung einer 

Forderung wird der Ertrag gebucht, die Einzahlungen auf 

die Forderungen erfolgen nicht zeitgleich. Des Weiteren 

können Ertrag und Einzahlung in unterschiedlichen 

Haushaltsjahren erfolgen. Im Laufe des Haushaltsjahrs 

reduzieren sich die Abweichungen zwischen Ergebnis- 

und Finanzrechnung (Differenz zur Ergebnisrechnung 

ohne Erträge aus der Auflösung von Sonderposten 

beträgt zum Stichtag 30.06.2022 +3.277 T€).

01.01. - 30.06.2022
Einzahlungs- und 

Auszahlungsarten
Nr.

Hinweise zu den Abweichungen zum Stichtag 

30.06.2022

Ergebnis             

01.01. - 

30.06.2021

Vergleich 

Ergebnis             

2022 - 2021 

1

TOP 2 Ö



Anlage 2 Finanzrechnung zum 31.03.2022

Ansatz Ergebnis 
Abweichung 

in EUR

1 2 3 4 8 5 6 7 9

01.01. - 30.06.2022
Einzahlungs- und 

Auszahlungsarten
Nr.

Hinweise zu den Abweichungen zum Stichtag 

30.06.2022

Ergebnis             

01.01. - 

30.06.2021

Vergleich 

Ergebnis             

2022 - 2021 

10 - Personalauszahlungen -18.698.373 100.892 -21.469.848 -18.799.265 -2.670.583

12 -
Auszahlungen für Sach- und 

Dienstleistungen
-11.670.548 842.535 -14.799.626 -12.513.083 -2.286.542

13 -
Zinsen und ähnliche 

Auszahlungen
-868.479 -338.335 -716.000 -530.144 -185.856

14 -
Transferauszahlungen (ohne 

Investitionszuschüsse)
-29.979.975 625.612 -31.621.050 -30.605.588 -1.015.462

15 -
Sonstige haushaltswirksame 

Auszahlungen
-1.648.330 17.805 -3.057.732 -1.666.134 -1.391.598

16 =

Summe der Auszahlungen 

aus laufender 

Verwaltungstätigkeit

-62.865.705 1.248.509 -71.664.255 -64.114.214 -7.550.041

17 =
Zahlungsmittelüberschuss/-

bedarf der Ergebnisrechnung
3.275.781 2.918.342 4.605.312 6.194.123 1.588.811

Der Zahlungsmittelüberschuss errechnet sich aus der 

lfd. Nr. 9 abzüglich der  lfd. Nr. 16.

18 +
Einzahlungen aus 

Investitionszuwendungen
438.164 -81.069 1.764.725 357.095 -1.407.630

Die Abrechnung von Investitionszuwendungen hängt von 

der Ausführung der Maßnahmen sowie dem Zeitpunkt der 

Bewilligung und Auszahlung der Zuwendungen ab.

19 +

Einzahlungen aus Investitions-

beiträgen und ähnlichen 

Entgelten für 

Investitionstätigkeit

27.219 196.221 448.000 223.441 -224.559

Die Abrechnung von Erschließungsbeiträgen hängt von 

der Ausführung, Fertigstellung und Abrechnung der 

Erschließungsmaßnahmen ab.

Abweichungen zum Ergebnishaushalt ergeben sich im 

Finanzhaushalt u.a. aus den nachfolgenden Gründen. Im 

Haushaltsplan wird davon ausgegangen, dass Aufwand 

und Auszahlung bei zahlungswirksamen Aufwendungen 

gleichzeitig erfolgen. Daher gibt es im Haushaltsplan bei 

den zahlungswirksamen Aufwendungen keine 

Abweichung zwischen Ergebnis- und Finanzhaushalt. 

Zahlungen erfolgen jeweils zu ihrer Fälligkeit und nicht mit 

Erfassung der Rechnung und Buchung des Aufwands im 

System. Des Weiteren können Aufwand und Auszahlung 

in unterschiedlichen Haushaltsjahren erfolgen. Im Laufe 

des Haushaltsjahrs reduzieren sich die Abweichungen 

zwischen Ergebnis- und Finanzrechnung (Differenz zur 

Ergebnisrechnung ohne Abschreibungen beträgt zum 

Stichtag 30.06.2022 +1.611 T€).

2

TOP 2 Ö



Anlage 2 Finanzrechnung zum 31.03.2022

Ansatz Ergebnis 
Abweichung 

in EUR

1 2 3 4 8 5 6 7 9

01.01. - 30.06.2022
Einzahlungs- und 

Auszahlungsarten
Nr.

Hinweise zu den Abweichungen zum Stichtag 

30.06.2022

Ergebnis             

01.01. - 

30.06.2021

Vergleich 

Ergebnis             

2022 - 2021 

20 +

Einzahlungen aus der 

Veräußerung von 

Sachvermögen

76.063 -2.729 1.894.700 73.335 -1.821.365

Die veranschlagten Grundstücksverkäufe wurden bislang 

nur in geringem Umfang vollzogen. 

21 +

Einzahlungen aus der 

Veräußerung von 

Finanzvermögen

0 0 0 0 0

22 +
Einzahlungen für sonstige 

Investitionstätigkeit
1.628 -455 47.500 1.173 -46.327

23 =
Summe der Einzahlungen 

aus Investitionstätigkeit
543.075 111.969 4.154.925 655.043 -3.499.882

24 -

Auszahlungen für den Erwerb 

von Grundstücken und 

Gebäuden

-822.775 2.492.752 -4.870.910 -3.315.527 -1.555.383

Die veranschlagten Grundstückskäufe wurden noch nicht 

vollzogen. Ausgezahlt wurden u.a. die Kaufpreise für das 

Gewerbegbiet Carl-Zeiss-Straße.

25 -
Auszahlungen für 

Baumaßnahmen
-3.107.473 1.746.351 -14.481.759 -4.853.824 -9.627.934

26 -

Auszahlungen für den Erwerb 

von beweglichem 

Sachvermögen

-162.506 312.278 -1.677.567 -474.784 -1.202.783

27 -
Auszahlungen für den Erwerb 

von Finanzvermögen
-56.500 -11.250 -46.500 -45.250 -1.250

3

TOP 2 Ö



Anlage 2 Finanzrechnung zum 31.03.2022

Ansatz Ergebnis 
Abweichung 

in EUR

1 2 3 4 8 5 6 7 9

01.01. - 30.06.2022
Einzahlungs- und 

Auszahlungsarten
Nr.

Hinweise zu den Abweichungen zum Stichtag 

30.06.2022

Ergebnis             

01.01. - 

30.06.2021

Vergleich 

Ergebnis             

2022 - 2021 

28 -

Auszahlungen für 

Investitionsförderungsmaß-

nahmen

-415.925 -408.857 -454.874 -7.069 -447.805

29 -

Auszahlungen für den Erwerb 

von immateriellen 

Vermögensgegenständen

-11.872 -10.584 -24.050 -1.288 -22.762

30 =
Summe der Auszahlungen 

aus Investitionstätigkeit
-4.577.053 4.120.690 -21.555.660 -8.697.743 12.857.917

31 =

Finanzierungsmittel-

überschuss/-bedarf aus 

Investitionstätigkeit

-4.033.978 4.008.721 -17.400.735 -8.042.699 9.358.035

32 =
Finanzierungsmittelüber-

schuss/-bedarf
-758.197 -1.090.380 -12.795.423 -1.848.577 -10.946.846

Die Erhöhung des Finanzierungsmittelbedarfs ergibt 

sich aus der Summe von lfd. Nr. 17 und lfd. Nr. 31.

33 +

Einzahlungen aus der 

Aufnahme von Krediten und 

wirtschaftlich vergleichbare 

Vorgängen für Investitionen

2.600.000 1.450.000 15.000.000 4.050.000 -10.950.000

Es wurde bislang kein Darlehen aufgenommen. 

Ausgwiesen ist der Rückfluss aus Darlehen an 

Pflegeverbund 2.200.000 € und Eigenbetrieb Stadthalle 

150.000 € und Eigenbetrieb Stadtwerke 1.700.000 €.

34 -

Auszahlungen für die Tilgung 

von Krediten und wirtschaftlich 

vergleichbaren Vorgängen für 

Investitionen

-4.140.658 444.356 -2.334.000 -4.585.014 2.251.014

Tilgungszahlungen für die Zeit vom 01.01.-30.06.2022: 

1.685.014 €, Auszahlung Darlehen an Pflegeverbund: 

insgesamt 2.900.000 €, in Teilbeträgen und nach 

Liquiditätslage.

35 =

Finanzierungsmittelüber-

schuss/-bedarf aus 

Finanzierungstätigkeit

-1.540.658 -1.005.644 12.666.000 -535.014 -13.201.014

36 =

Änderung des 

Finanzierungsmittelbe-

stands zum Ende des 

Haushaltsjahres

-2.298.855 -84.736 -129.423 -2.383.591 -2.254.168

4
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Anlage 2 Finanzrechnung zum 31.03.2022

Ansatz Ergebnis 
Abweichung 

in EUR

1 2 3 4 8 5 6 7 9

01.01. - 30.06.2022
Einzahlungs- und 

Auszahlungsarten
Nr.

Hinweise zu den Abweichungen zum Stichtag 

30.06.2022

Ergebnis             

01.01. - 

30.06.2021

Vergleich 

Ergebnis             

2022 - 2021 

37 +
Haushaltsunwirksame 

Einzahlungen
-157.582 -2.057.648

wird nicht 

geplant
-2.215.230

38 -
Haushaltsunwirksame 

Auszahlungen
1.358.665 147.498

wird nicht 

geplant
1.506.163

39 =

Überschuss/Bedarf aus 

haushaltsunwirksamen 

Einzahlungen und 

Auszahlungen

1.201.084 -1.910.151
wird nicht 

geplant
-709.067

40 +
Anfangsbestand an 

Zahlungsmitteln
20.354.164 1.219.421 21.573.585

41 -
Veränderung des Bestands 

an Zahlungsmitteln
-1.097.771 -1.994.887 -3.092.658

42 =

Endbestand an 

Zahlungsmitteln am Ende 

des Haushaltsjahres

19.256.393 -775.465 18.480.927

5

TOP 2 Ö



Anlage 3 Ergebnisrechnung mit Hochrechnung zum 31.12.2022

Nr.
Ertrags- und 

Aufwandsarten
Ansatz 2022

Hochrechnung 

zum 31.12.

Abweichung in 

EUR (+mehr/          

-weniger)

1 +
Steuern und ähnliche 

Abgaben
82.109.000 86.031.000 3.922.000 Summe der Erträge aus Anlage 5, lfd. Nr. 1-5

2 +
Zuweisungen und 

Zuwendungen, Umlagen
41.146.054 43.140.354 1.994.300 Summe der Erträge aus Anlage 5, lfd. Nr. 6-10

3 +

Aufgelöste 

Investitionszuwendungen 

und -beiträge

1.747.451 1.747.451 0

4 + Sonstige Transfererträge 0 0 0

5 +

Entgelte für öffentliche 

Leistungen oder 

Einrichtungen

17.101.420 16.919.420 -182.000 Erträge aus Anlage 5, lfd. Nr. 11-14

6 +
Sonstige privatrechtliche 

Leistungsentgelte
2.785.300 2.815.300 30.000 Erträge aus Anlage 5, lfd. Nr. 15-16

7 +
Kostenerstattungen und 

Kostenumlagen
1.127.460 1.127.460 0

8 + Zinsen und ähnliche Erträge 84.700 84.700 0

10 + Sonstige ordentliche Erträge 8.185.200 8.282.800 97.600 Summe der Erträge aus Anlage 5, lfd. Nr. 17-18

11 = Ordentliche Erträge 154.286.585 160.148.485 5.861.900

12 - Personalaufwendungen -42.953.485 -42.953.485 0

14 -
Aufwendungen für Sach- 

und Dienstleistungen
-29.599.251 -30.973.055 1.373.804 Summe der Aufwendungen aus Anlage 5, lfd. Nr. 20-30

15 - Abschreibungen -11.929.378 -11.929.378 0

16 -
Zinsen und ähnliche 

Aufwendungen
-1.432.000 -1.455.000 23.000 Aufwendungen aus Anlage 5, lfd. Nr. 42

17 - Transferaufwendungen -63.242.100 -62.919.000 -323.100 Summe der Aufwendungen aus Anlage 5, lfd. Nr. 31-36

18 -
Sonstige ordentliche 

Aufwendungen
-6.115.464 -6.133.754 18.290 Summe der Aufwendungen aus Anlage 5, lfd. Nr. 37-41

19 =
Ordentliche 

Aufwendungen
-155.271.678 -156.363.672 1.091.994

20 = Ordentliches Ergebnis -985.093 3.784.813 4.769.906
Die Verebsserung des ordentlichen Ergebnisses ergibt 

sich aus den Abweichungen lfd. Nr. 11 und 19.

21 + Außerordentliche Erträge 2.435.000 3.424.000 989.000 Erträge aus Anlage 5, lfd. Nr. 19

22 -
Außerordentliche 

Aufwendungen
0 -80.100 80.100 Aufwendungen aus Anlage 5, lfd. Nr. 43

23 = Sonderergebnis 2.435.000 3.343.900 908.900

24 = Gesamtergebnis 1.449.907 7.128.713 5.678.806

01.01.2022 - 31.12.2022

Hinweise zu den Abweichungen zum Stichtag 

31.12.2022

1

TOP 2 Ö



Anlage 4 Finanzrechnung mit Hochrechnung zum 31.12.2022

Nr. Ansatz 2022
Hochrechnung 

zum 31.12.

Abweichung in 

EUR (+mehr/          

-weniger)

1 + Steuern und ähnliche Abgaben 82.109.000 86.031.000 3.922.000
Summe der zahlungswirksamen Erträge aus Anlage 5, lfd. 

Nr. 1-5

2 +

Zuweisungen und 

Zuwendungen und allgemeine 

Umlagen

41.146.054 43.140.354 1.994.300
Summe der zahlungswirksamen Erträge aus Anlage 5, lfd. 

Nr. 6-10

3 + Sonstige Transfereinzahlungen 0 0 0

4 +
Entgelte für öffentliche 

Leistungen oder Einrichtungen
17.101.420 16.919.420 -182.000

Summe der zahlungswirksamen Erträge aus Anlage 5, lfd. 

Nr. 11-14

5 +
Sonstige privatrechtliche 

Leistungsentgelte
2.785.300 2.815.300 30.000

Summe der zahlungswirksamen Erträge aus Anlage 5, lfd. 

Nr. 15-16

6 +
Kostenerstattungen und 

Kostenumlagen
1.127.460 1.127.460 0

7 +
Zinsen und ähnliche 

Einzahlungen
84.700 84.700 0

8 +
Sonstige haushaltswirksame 

Einzahlungen
8.185.200 8.282.800 97.600

Summe der zahlungswirksamen Erträge aus Anlage 5, lfd. 

Nr. 17-18

9 =

Summe der Einzahlungen 

aus laufender 

Verwaltungstätigkeit

152.539.134 158.401.034 5.861.900

10 - Personalauszahlungen -42.939.695 -42.939.695 0

12 -
Auszahlungen für Sach- und 

Dienstleistungen
-29.599.251 -30.973.055 1.373.804

Summe der zahlungswirksamen Aufwendungen aus 

Anlage 5, lfd. Nr. 20-30

13 -
Zinsen und ähnliche 

Auszahlungen
-1.432.000 -1.455.000 23.000

zahlungswirksame Aufwendungen aus Anlage 5, lfd. Nr. 

42

14 -
Transferauszahlungen (ohne 

Investitionszuschüsse)
-63.242.100 -62.919.000 -323.100

Summe der zahlungswirksamen Aufwendungen aus 

Anlage 5, lfd. Nr. 31-36

15 -
Sonstige haushaltswirksame 

Auszahlungen
-6.115.464 -6.133.754 18.290 Summe der Aufwendungen aus Anlage 5, lfd. Nr. 37-41

16 =

Summe der Auszahlungen 

aus laufender 

Verwaltungstätigkeit

-143.328.510 -144.420.504 1.091.994

17 =
Zahlungsmittelüberschuss/-

bedarf der Ergebnisrechnung
9.210.624 13.980.530 4.769.906

Der Zahlungsmittelüberschuss errechnet sich aus der 

lfd. Nr. 9 abzüglich der  lfd. Nr. 16.

Einzahlungs- und 

Auszahlungsarten

01.01.2022 - 31.12.2022

Hinweise zu den Abweichungen zum Stichtag 

31.12.2022

1

TOP 2 Ö



Anlage 4 Finanzrechnung mit Hochrechnung zum 31.12.2022

Nr. Ansatz 2022
Hochrechnung 

zum 31.12.

Abweichung in 

EUR (+mehr/          

-weniger)

Einzahlungs- und 

Auszahlungsarten

01.01.2022 - 31.12.2022

Hinweise zu den Abweichungen zum Stichtag 

31.12.2022

18 +
Einzahlungen aus 

Investitionszuwendungen
3.529.450 2.994.100 -535.350

Summe der Einzahlungen aus Anlage 6, lfd. Nr. 3-7 und 9-

11

19 +

Einzahlungen aus Investitions-

beiträgen und ähnlichen 

Entgelten für 

Investitionstätigkeit

896.000 886.100 -9.900 Einzahlungen aus Anlage 6, lfd. Nr. 8

20 +

Einzahlungen aus der 

Veräußerung von 

Sachvermögen

3.789.400 4.973.400 1.184.000 Summe der Einzahlungen aus Anlage 6, lfd. Nr. 1-2

21 +

Einzahlungen aus der 

Veräußerung von 

Finanzvermögen

0 0 0

22 +
Einzahlungen für sonstige 

Investitionstätigkeit
95.000 95.000 0

23 =
Summe der Einzahlungen 

aus Investitionstätigkeit
8.309.850 8.948.600 638.750

24 -

Auszahlungen für den Erwerb 

von Grundstücken und 

Gebäuden

-9.741.820 -9.488.195 -253.625
Summe der Auszahlungen aus Anlage 6, lfd. Nr. 14, 16, 

44

25 -
Auszahlungen für 

Baumaßnahmen
-28.963.517 -23.862.017 -5.101.500

Summe der Auszahlungen aus Anlage 6, lfd. Nr. 12-13, 

15, 18-19, 22-32, 34, 36-40, 42-67

26 -

Auszahlungen für den Erwerb 

von beweglichem 

Sachvermögen

-3.355.134 -2.602.134 -753.000
Summe der Auszahlungen aus Anlage 6, lfd. Nr. 17, 20-

21, 33, 35, 41

27 -
Auszahlungen für den Erwerb 

von Finanzvermögen
-93.000 -93.000 0

28 -

Auszahlungen für 

Investitionsförderungsmaß-

nahmen

-909.748 -909.748 0

29 -

Auszahlungen für den Erwerb 

von immateriellen 

Vermögensgegenständen

-48.100 -48.100 0

30 =
Summe der Auszahlungen 

aus Investitionstätigkeit
-43.111.319 -37.003.194 -6.108.125

31 =

Finanzierungsmittel-

überschuss/-bedarf aus 

Investitionstätigkeit

-34.801.469 -28.054.594 -6.746.875

32 =
Finanzierungsmittelüber-

schuss/-bedarf
-25.590.845 -14.074.064 -11.516.781

33 +

Einzahlungen aus der 

Aufnahme von Krediten und 

wirtschaftlich vergleichbare 

Vorgängen für Investitionen

30.000.000 14.000.000 -16.000.000

Reduzierung der Kreditaufnahme auf Grund höherem 

Zahlungsmittelüberschuss und geringerem Saldo aus 

Investitionstätigkeit.

0 5.350.000 5.350.000

Rückzahlung der an Eigenbetriebe und 

Eigengesellschaften gewährten kurzfristigen Darlehen, 

wird nicht geplant.

34 -

Auszahlungen für die Tilgung 

von Krediten und wirtschaftlich 

vergleichbaren Vorgängen für 

Investitionen

-4.668.000 -4.668.000 0

0 -2.900.000 -2.900.000
Auszahlung kurzfristiger Darlehen an Eigenbetriebe und 

Eigengesellschaften, wird nicht geplant.

2

TOP 2 Ö



Anlage 4 Finanzrechnung mit Hochrechnung zum 31.12.2022

Nr. Ansatz 2022
Hochrechnung 

zum 31.12.

Abweichung in 

EUR (+mehr/          

-weniger)

Einzahlungs- und 

Auszahlungsarten

01.01.2022 - 31.12.2022

Hinweise zu den Abweichungen zum Stichtag 

31.12.2022

35 =

Finanzierungsmittelüber-

schuss/-bedarf aus 

Finanzierungstätigkeit

25.332.000 11.782.000 -13.550.000

36 =

Änderung des 

Finanzierungsmittelbe-

stands zum Ende des 

Haushaltsjahres

-258.845 -2.292.064 2.033.219

3

TOP 2 Ö



Anlage 5 Ergebnisrechnung

 voraussichtliche Änderungen zum 31.12.2022

Sachkonto Kostenstelle Beschreibung

1 30130000 61100000

Steuern/Zuweisungen/

Umlagen, 

Gewerbesteuer

25.700.000 26.700.000 1.000.000
Hochrechnung unter Berücksichtigung 

des aktuellen Ergebnisses.

2 30210000 61100000

Steuern/Zuweisungen/

Umlagen, 

Gemeindeanteil 

Einkommensteuer

37.245.000 39.777.000 2.532.000

Hochrechnung unter Berücksichtigung 

der Abschlusszahlung 2021 (+ 1.240 T€) 

und der Mai-Steuerschätzung (+1.292 

T€).

3 30220000 61100000

Steuern/Zuweisungen/

Umlagen, 

Gemeindeanteil 

Umsatzsteuer

4.187.000 4.390.000 203.000

Hochrechnung unter Berücksichtigung 

der Abschlusszahlung 2021 (+90 T€) 

und der Mai-Steuerschätzung (+113 T€).

4 30320000 61100000
Steuern/Zuweisungen/

Umlagen, Hundesteuer
230.000 248.000 18.000

Hochrechnung auf Grund des aktuellen 

Ergebnisses. Erhöhung, da deutlich 

mehr Neuanmeldungen gegenüber 

Abmeldungen.

5 30510000 61100000

Steuern/Zuweisungen/

Umlagen, 

Familienleistungsaus-

gleich

2.957.000 3.126.000 169.000

Hochrechnung unter Berücksichtigung 

der Abschlusszahlung 2021 (+43 T€) 

und der Mai-Steuerschätzung (+126 T€).

6 31110000 61100000

Steuern/Zuweisungen/

Umlagen, Schlüsselzu-

weisungen

26.393.000 28.196.000 1.803.000

Hochrechnung unter Berücksichtigung 

der Abschlusszahlung 2021 (+233 T€) 

und der Mai-Steuerschätzung (+1.570 

T€).

7 31410000 27100000 VHS, Zuschuss Land 160.000 215.000 55.000

Hochrechnung auf Basis der bislang 

erfolgten Teilzahlungen und 

zusätzlichem Zuschuss für 

Digitalisierung.

8 31410000 36500002
TAKKI, Zuweisungen 

und Zuschüsse
555.000 697.500 142.500

Anpassung der Abrechnungsmodalitäten 

im Modell TAKKI, vgl. Vorlage 2021/442

9 31410000 55400000

Biotopverbund-

planung, Zuschuss 

vom Land

54.000 27.000 -27.000

Die Abrechnung des Zuschusses 

verzögert sich auf Grund des 

Zeitbedarfs für die Erstellung der 

Biotopverbundplanung. 

Neuveranschlagung in 2023.

10 31410000 55500002

Forstwirtschaft (bgA), 

Zuweisungen und 

Zuwendungen vom 

Land

29.106 49.906 20.800

Bewilligung einer einmaligen 

Zuwendung für nachhaltige 

Waldwirtschaft.

11 32210010 27100000

VHS, 

Teilnehmerentgelte 

förderfähig

530.000 590.000 60.000
Hochrechnung auf Basis der 

stattgefundenen Kurse.

12 32210010 27100010

VHS, 

Teilnehmerentgelte  

nicht förderfähig

360.000 326.000 -34.000
Hochrechnung auf Basis der 

stattgefundenen Kurse

13 33110000 52100000
Baugenehmigungs-

gebühren
800.000 600.000 -200.000

Hochrechnung auf Grund des aktuellen 

Ergebnisses, weniger große 

Bauvorhaben.

14 33210000 27200000
Stadtbibliothek, 

Benutzungsgebühren
28.000 20.000 -8.000

Voraussichtlich geringere Erträge auf 

Grund geringerer Besucherzahlen 

wegen Einschränkungen durch 

Impfstatuskontrollen.

15 34210000 55500002
Fortswirtschaft (BgA), 

Erträge aus Verkauf
280.000 320.000 40.000

Höhere Eträge durch höhere 

Schadholzmenge und gleichzeitig 

bessere Preise bei der 

Eichensubmission.

16 34610000 27200000

Stadtbibliothek, 

privatrechtliche 

Leistungsentgelte

18.000 8.000 -10.000

Rückgang der Ausleihe und E-Mail-

Benachrichtigung über zu verlängernde 

Medien führen zu geringen Mahn- und 

Säumnisgebühren.

17 35110000 53100000
Konzessionsabgabe 

Strom
1.367.000 1.439.000 72.000

Anpassung auf Grund Abrechnung 

Netze BW (Nachzahlung aus 

Rückrechnungen 2017 bis 2021 und 

höhere Abschlagszahlung als 

prognostiziert).

Erläuterung
Kontierunglfd. 

Nr.
Plan 2022

Abweichung 

in EUR

Hoch-

rechnung 

zum 31.12.

1
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Anlage 5 Ergebnisrechnung

 voraussichtliche Änderungen zum 31.12.2022

Sachkonto Kostenstelle Beschreibung
Erläuterung

Kontierunglfd. 

Nr.
Plan 2022

Abweichung 

in EUR

Hoch-

rechnung 

zum 31.12.

18 35110000 53200000
Konzessionsabgabe 

Gas
106.000 131.600 25.600

Anpassung auf Grund Abrechnung 

Netze BW (Nachzahlung aus 

Rückrechnungen 2017 bis 2021 und 

höhere Abschlagszahlung als 

prognostiziert).

19 53110000 11330000

Grundstücks-

management, 

außerordentliche 

Erträge

2.435.000 3.424.000 989.000

Hochrechnung unter Berücksichtigung 

außerordentliche Erträge durch 

Grundstücksveräußerungen im 

Gewerbegebiet Leo 3 (ursprünglich in 

2021 vorgesehen, Verhandlungen 

zwischen Planungsamt und Eigentümern 

in 2021 nicht abgeschlossen).

6.850.900Abweichung der Erträge insgesamt

2

TOP 2 Ö



Anlage 5 Ergebnisrechnung

 voraussichtliche Änderungen zum 31.12.2022

Sachkonto Kostenstelle Beschreibung
Erläuterung

Kontierunglfd. 

Nr.
Plan 2022

Abweichung 

in EUR

Hoch-

rechnung 

zum 31.12.

20 42110000 1124*

Gebäudemanage-

ment, Unterhaltung 

Grundstücke und 

bauliche Anlagen

2.624.986 3.227.980 602.994

Überplanmäßige Aufwendungen, die 

voraussichtlich nicht innerhalb des 

Budgets gedeckt werden können: Die 

ersten eingehenden Angebote weisen 

eine Preissteigerung aus.

21 421101* 1124*

Gebäudemanage-

ment, Wartung 

Grundstücke und 

bauliche Anlagen

591.855 697.010 105.155

Überplanmäßige Aufwendungen, die 

voraussichtlich nicht innerhalb des 

Budgets gedeckt werden können: 

Hochrechnung unter Berücksichtigung 

der Istkosten 2020 und einer 

Preissteigerung von 10 %.

22 42220100 27100000
VHS, Erwerb EDV-

Geräte
3.000 18.000 15.000

Mehraufwendungen, gedeckt durch 

Zuschuss.

23 4241* 1124*

Gebäudemanage-

ment, Bewirtschaftung 

Grundstücke und 

bauliche Anlagen

3.620.500 4.215.655 595.155

Überplanmäßige Aufwendungen, die 

voraussichtlich nicht innerhalb des 

Budgets gedeckt werden können: 

Hochrechnung unter Berücksichtigung 

der Istkosten 2020 und einer 

Preissteigerung von 10 %.

24 42710000 11100000

Gemeinderat, 

Aufwendungen für 

Sitzungen

64.370 92.370 28.000

Höhere Aufwendungen auf Grund der 

Verlegung der GR-Sitzungen im 1. und 

2. Quartal in die Stadthalle sowie 

Klausurtagung.

25 42710000 11210000

Besondere 

Verwaltungs- und 

Betriebsaufwend., 

Personalwesen

170.000 300.000 130.000

Stellenausschreibungen haben wegen 

der Vielzahl der zu besetzenden Stellen 

und der Arbeitsmarktsituation erheblich 

zugenommen. 

26 42710000 57500001

Stadtmarketing, 

Besondere 

Verwaltungs- und 

Betriebsaufwend.

55.250 48.250 -7.000
Geringere Aufwendungen auf Grund der 

Absage von CMT und LeoMess.

27 42910000 51100060 Radverkehrskonzept 170.000 35.000 -135.000

Kürzung der veranschlagten Mittel, da 

Stelle des Radverkehrskoordinator 

besetzt ist (vgl. Vorlage 2022/015).

28 42910010 27100000
VHS, Honorare 

förderfähig
390.000 308.000 -82.000

Hochrechnung, abhängig von den 

Entwicklungen im Herbst (evtl. neue 

Schließungen).

29 42910010 36500002
TAKKI, Honorare 

förderfähig
807.500 950.000 142.500

Anpassung der Abrechnungsmodalitäten 

im Modell TAKKI, vgl. Vorlage 2021/442. 

30 42910000 55400000

Naturschutz und 

Landschaftspflege, 

Biotopverbund-planung

51.000 30.000 -21.000

Biotopverbundplanung verschiebt sich 

auf Grund Zeitbedarf. 

Neuveranschlagung in 2023.

31 43180000 36500065

Windelflitzer e.V., 

Zuschüsse an übrige 

Bereiche

169.500 10.000 -159.500
Schließung der Krippengruppe auf 

Grund Personalmangel

32 43180000 36500068
Spielgruppen für 

Flüchtlingskinder
0 50.000 50.000

Außerplanmäßige Aufwendungen für 

Spielgruppen ukrainischer 

Flüchtlingskinder, vgl. Vorlage 2022/185.

33 43410000 61100000

Steuern/Zuweisungen/

Umlagen, Gewerbe-

steuerumlage

2.368.000 2.628.000 260.000

Hochrechnung unter Berücksichtigung 

der Abschlusszahlung 2021 (+169 T€) 

und der Gewerbesteuerprognose (+91 

T€).

34 43710000 61100000

Steuern/Zuweisungen/

Umlagen, FAG-

Umlage

19.426.000 19.374.000 -52.000
Hochrechnung auf Basis der zweiten 

Teilzahlung.

35 43720001 61100000
Steuern/Zuweisungen/

Umlagen, Kreisumlage
25.792.000 25.360.000 -432.000

Der Kreistag hat am 20.12.2021 einen 

um 0,5%-Punkte geringeren 

Kreisumlagehebesatz beschlossen.

3
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Anlage 5 Ergebnisrechnung

 voraussichtliche Änderungen zum 31.12.2022

Sachkonto Kostenstelle Beschreibung
Erläuterung

Kontierunglfd. 

Nr.
Plan 2022

Abweichung 

in EUR

Hoch-

rechnung 

zum 31.12.

36 43720002 61100000

Steuern/Zuweisungen/

Umlagen, 

Verbandsumlage

336.000 346.400 10.400
Der Verband hat am 15.12.2021 eine 

höhere Verbandsumlage beschlossen.

37 44290000 11200000
Organisation und EDV, 

Mitgliedsbeiträge
40.000 57.000 17.000

Voraussichtliche überplanmäßige 

Aufwendungen, falls keine Deckung 

innerhalb des Budgets möglich ist: 

Mitgliedsbeitrag Gemeindetag war auf 

Grund Kündigung im Haushaltsplan 

nicht veranschlagt worden.

38 44294000 11200000

Organisation und EDV, 

Rechts- und 

Beratungskosten

30.000 45.000 15.000

Voraussichtliche überplanmäßige 

Aufwendungen, falls keine Deckung 

innerhalb des Budgets möglich ist: 

Mehraufwendungen auf Grund Antrag 

CDU zur Personalsituation (vgl. Vorlage 

2022/088).

39 44310000 11260000

Zentrale 

Dienstleistungen, 

Leasing 

71.400 90.190 18.790

Durch verspätete Rechnungsstellung für 

das 4. Quartal 2021 musste die 

Rechnung ins Haushaltsjahr 2022 

gebucht werden.

40 44310020 11200000
Organisation und EDV, 

Büromaterial
65.000 82.500 17.500

Durch Rohstoffmangel und höhere 

Energiepreise hat sich der Papierpreis 

verdoppelt.

41 44550000 54700000 Autonomer Shuttlebus 100.000 50.000 -50.000

Für die Konzeptentwicklung werden 

voraussichtlich 50.000 € benötigt, 

Neuveranschlagung in 2023.

42 45990000 11220000

Finanzverwaltung/ 

Kasse, Sonstige 

Finanzaufwendungen

60.000 83.000 23.000

Hochrechnung des Verwahrentgelts auf 

Grund der Zahlungen im ersten Quartal 

2022.

43 53210000 11330000

Grundstücks-

management, 

außerordentlicher 

Aufwand 

0 80.100 80.100

Auf Grund der Abrechnung von 

Erschließungsbeiträge für städtische 

Grundstücke, welche bereits veräußert 

sind, ergeben sich  außerordentliche 

Aufwendungen (nicht zahlungswirksam). 

Hierbei handelt es sich um Grundstücke 

Goldäckerstraße/ Ulmenstraße.

1.172.094

* = mehrere Sachkonten oder Kostenstellen einer Produktgruppe

Abweichung der Aufwendungen insgesamt

4
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Anlage 6 Investitionen

 voraussichtliche Änderungen zum 31.12.2022

Investitionsauftrag Beschreibung

1 711330011001

Grundstücksumsatz-

fonds, 

Grundstückserlöse

2.710.000 3.910.000 1.200.000

Grundstücksveräußerungen im 

Gewerbegebiet Leo 3 (ursprünglich in 2021 

vorgesehen, Verhandlungen zwischen 

Planungsamt und Eigentümer zieht sich), vgl. 

auch außerordentliche Eträge, Anlage 5 Nr. 

19.

2 712600011001

Verkaufserlöse 

Rüstwagen und 

Wechselladerfahrzeug

16.000 0 -16.000

Der Verkauf findet erst nach Lieferung der 

Fahrzeuge in 2023 statt, Neuveranschlagung 

im Haushaltsplanentwurf 2023.

3 712600013001

Zuwendung 

Abrollcontainer-

Hygiene

27.000 0 -27.000

Der Zuschuss kann erst nach Lieferung des 

Abrollcontainers abgerechnet werden, 

Neuveranschlagung im Haushaltsplanentwurf 

2023.

4 712600023020
Zuwendung 

Rüstwagen
130.000 0 -130.000

Der Zuschuss kann erst nach Lieferung des 

Rüstwagens abgerechnet werden, 

Neuveranschlagung im Haushaltsplanentwurf 

2023.

5 712600023025
Zuwendung 

Wechselladerfahrzeug
61.000 0 -61.000

Der Zuschuss kann erst nach Lieferung des 

Wechselladerfahrzeugs abgerechnet werden, 

Neuveranschlagung im Haushaltsplanentwurf 

2023.

6 721109996023

Schulträgeraufgaben, 

Investitionszu-

weisungen vom Land 

für Luftfilter

0 93.500 93.500

Durch die fehlerhafte Lieferung der Luftfilter ist 

eine erneute Beschaffung notwendig (vgl. 

Vorlage 2022/106).

7 736509996020

Kindertagesein-

richtungen, 

Investitionszu-

weisungen vom Land 

für Luftfilter

0 46.500 46.500

Durch die fehlerhafte Lieferung der Luftfilter ist 

eine erneute Beschaffung notwendig (vgl. 

Vorlage 2022/106).

8 754100112201

Goldäcker/-Ulmen/-

Hirschlander-Straße, 

Abrechnung 

Erschließungsbeiträge

90.000 80.100 -9.900

Nach Abrechnung der Maßnahme betragen 

die Erschließungsbeiträge 80.082,95 €. Es 

erfolgt eine interne Verbuchung.

9 754100163004

Radwegeausbau L 

1137, Kostenanteil 

Land

250.000 0 -250.000

Bau in 2022 nicht möglich, deshalb keine 

Abrechnung Kostenanteil. Neuveranschlagung 

in 2023.

10 754100813001

Pilotprojekt Altglas und 

Dosen, Beteiligung 

Landkreis

15.000 -15.000

Keine Kostenbeteiligung, da vom 

Abfallwirtschaftsbetriebs des Landkreises 

selbst Container zur Verfügung gestellt 

werden.

11 754100823201

Sichere 

Straßenquerung 

Höfingen, Zuwendung

192.350 0 -192.350
Aufteilung der Maßnahme in mehrere 

Teilmaßnahmen (vgl. Vorlage 2022/119).

638.750Abweichung der Einzahlungen insgesamt

Erläuterung
lfd. 

Nr.

Kontierung
Plan 2022

Abweichung 

in EUR

Hoch-

rechnung 
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Anlage 6 Investitionen

 voraussichtliche Änderungen zum 31.12.2022

Investitionsauftrag Beschreibung
Erläuterung

lfd. 

Nr.

Kontierung
Plan 2022

Abweichung 

in EUR

Hoch-

rechnung 

12 711200027001 EDV-Vernetzung 275.350 107.350 -168.000 Neuveranschlagung in 2023.

13 711200037002
Einrichtung Wallbox in 

Tiefgarage Rathaus
0 45.000 45.000

Außerplanmäßige Auszahlung. Die 

Maßnahme konnte in 2021 nicht realisiert 

werden, in 2022 keine Mittel veranschlagt. 

Deckung über Investitionsauftrag 

721100127003.

14 711330016020
Grundstücksumsatz-

fonds, Grunderwerb
335.000 762.000 427.000

Außerplanmäßige Auszahlung für 

Grunderwerb Leo 3 (Verhandlungen in 2021 

nicht abgeschlossen, vgl. auch lfd. Nr. 1) und 

Warmbronn (vgl. Vorlage 2022/062).

15 711330036220
Goldäckerstraße/ 

Ulmenstraße
90.000 0 -90.000

Die Abrechnung fällt zum einen geringer aus 

(vgl. Nr. 4), zum anderen werden die Beiträge 

aus außerordentlicher Aufwand gebucht (Vgl. 

Anlage 5, Nr. 28).

16 711330146120

Gewerbegebiet Carl-

Zeiss-Straße, 

Grunderwerb

4.080.000 3.361.800 -718.200

Auszahlungen für Mehrzuteilungen aus 

Umlegungsverfahren erfolgen voraussichtlich 

erst im Jahr 2024. Deckungsvorschlag für 

Grunderwerb aus Investitionsauftrag 

711330016020 (vgl. Vorlage 2022/062).

17 712600016003

Beschaffung 

Abrollcontainer-

Hygiene

165.000 0 -165.000

Derzeit Lieferschwierigkeiten beim Material, 

vom Hersteller wird kein 

Auslieferungszeitpunkt festgelegt. 

Neuveranschlagung im Haushaltsplanentwurf 

2023.

18 712600017201
Feuerwache Höfingen, 

Hochbaumaßnahmen
500.000 200.000 -300.000

Der geringere Finanzbedarf resultiert aus der 

Anpassung des Projektablaufs, 

Neuveranschlagung in 2023. 

Deckungsvorschlag für Investitionsaufträge 

736500106004 in Höhe von 20.000 €, 

721100117001 u.a. in Höhe von 20.000 €, 

721109996023 in Höhe von 187.000 €, 

736509996020 in Höhe von 93.000 € und 

754900017001 in Höhe von 5.000 €.

19 712600017301

Feuerwehr 

Warmbronn, 

Hochbaumaßnahmen

100.000 50.000 -50.000

Der geringere Finanzbedarf resultiert aus der 

Anpassung des Projektablaufs, ggfs. VgV-

Verfahren. Neuveranschlagung in 2023. 

20 712600026020
Beschaffung 

Rüstwagen
600.000 0 -600.000

Das Fahrgestellt ist derzeit nicht lieferbar, vom 

Hersteller wird kein Auslieferungszeitpunkt 

festgelegt. Neuveranschlagung im 

Haushaltsplanentwurf 2023.

21 712600026025
Beschaffung 

Wechselladerfahrzeug
255.000 0 -255.000

Das Fahrgestellt ist derzeit nicht lieferbar, 

Neuveranschlagung im Haushaltsplanentwurf 

2023.

22 721100117001 u.a. Spitalschule Sanierung 0 20.000 20.000

Außerplanmäßige Auszahlung für Sanierung 

Schule/Kita/Theater, Deckung über 

Investitionsauftrag 712600017201.

23 721100127003
Sophie-Scholl-Schule, 

Mensa
100.000 50.000 -50.000

Der geringere Finanzbedarf resultiert aus der 

Anpassung des Projektablaufs. 

Neuveranschlagung in 2023. 

Deckungsvorschlag für 711200037002.

24 721100137102

Grundschule 

Gebersheim, 

Erweiterung, 

Hochbaumaßnahmen

600.000 300.000 -300.000

Der geringere Finanzbedarf resultiert aus der 

Anpassung des Projektablaufs. 

Neuveranschlagung in 2023. 

Deckungsvorschlag für Investitionsauftrag 

757100017002 in Höhe von 45.000 € (vgl. 

Vorlage 2022/113).

25 721100147303

Grundschule 

Warmbronn, Abbruch 

Pavillons und Neubau

340.000 120.000 -220.000

Der geringere Finanzbedarf resultiert aus der 

Anpassung und Umplanung des 

Gesamtprojekts. Neuveranschlagung in 2023. 

Deckungsvorschlag für Investitionsauftrag 

736501357301 in Höhe 220.000 € (vgl. 

Vorlage 2022/138).

26 721100157201

Grundschule Höfingen, 

Energetische 

Sanierung

230.000 80.000 -150.000

Der geringere Finanzbedarf resultiert aus der 

Anpassung des Projektablaufs. Ggfs. VGV-

Verfahren notwendig. Neuveranschlagung in 

2023.

27 721100307004
GHR energetische 

Sanierung
2.105.000 2.086.200 -18.800

Deckungsvorschlag für Investitionsauftrag 

721100307010.
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Anlage 6 Investitionen

 voraussichtliche Änderungen zum 31.12.2022

Investitionsauftrag Beschreibung
Erläuterung

lfd. 

Nr.

Kontierung
Plan 2022

Abweichung 

in EUR

Hoch-

rechnung 

28 721100307010 GHR Brandschutz 0 18.800 18.800

Außerplanmäßige Auszahlung. Die 

Maßnahme konnte in 2021 nicht realisiert 

werden, in 2022 keine Mittel veranschlagt. 

Deckung über Investitionsauftrag 

721100307004.

29 721100317008
ORS Sanierung 

Lehrküche
100.000 20.000 -80.000

Der geringere Finanzbedarf resultiert aus der 

Anpassung des Projektablaufs. Planung soll in 

2022 und die Bauausführung in 2023 erfolgen. 

Neuveranschlagung in 2023.

30 721100417008
JKG NWT 

Vorbereitungsräume
120.000 0 -120.000

Die Maßnahme kommt in 2022 nicht zur 

Ausführung. Deckung für Investitionsauftrag 

752200026024.

31 721100417010 JKG Brandschutz 120.000 38.000 -82.000
Mängelbericht weist erhebliche Defizite aus, 

Planungsleistungen zur Umsetzung notwendig.

32 721100507008

Marie-Curie-Schule, 

Umbau Mensa zu 

Klassenräumen

150.000 400.000 250.000

Außerplanmäßige Auszahlungen, Deckung 

über Investitionsauftrag 752200027010 

(Vorlage 2022/031).

33 721109996023
Beschaffung 

Raumluftfilter Schulen
0 187.000 187.000

Außerplanmäßige Auszahlungen, Deckung 

über Investitionsauftrag 712600017201 

(Vorlage 2022/106).

34 725200047102
Bauernhausmuseum, 

statische Sicherung
100.000 20.000 -80.000

Bei der Begehung hat der Holzschutzgutachter 

weitere gravierende Defekte festgestellt, 

welche nun in die Gesamtkosten einkalkuliert 

werden müssen. Neuveranschlagung in 2023.

35 727100016003 VHS EDV-Ausstattung 38.000 25.000 -13.000

Anschaffung der Verwaltungssoftware wird auf 

2023 verschoben, Neuveranschlagung in 

2023.

36 731400057001

Bahnhofstraße 70, 

Erschließung für 

Wohncontainer

0 60.000 60.000
Außerplanmäßige Auszahlung. Deckung aus 

Investitionsauftrag 7365010047003.

37 736500607001 Kita West Neubau 3.200.000 2.800.000 -400.000

Der geringere Finanzbedarf resultiert aus der 

Anpassung und Umplanung des 

Gesamtprojekts. Neuveranschlagung in 2023. 

Deckungsvorschlag für Investitionsauftrag 

736501357301 in Höhe 380.000 € (vgl. 

Vorlage 2022/138).

38 736500106004
Kinderhaus Stadtpark 

Ausstattung (GM)
0 20.000 20.000

Außerplanmäßige Auszahlung für Sanierung 

Schule/Kita/Theater, Deckung über 

Investitionsauftrag 712600017201.

39 736501007003 Kita Süd Neubau 700.000 400.000 -300.000

Der geringere Finanzbedarf resultiert aus der 

Anpassung des Projektablaufs. 

Neuveranschlagung in 2023. Deckung für 

Investitionsauftrag 731400057001.

40 736501357301
Interimskita 

Warmbronn
1.500.000 2.100.000 600.000

Der höhere Finanzbedarf ist auf die aktuelle 

Kostensteigerung zurückzuführen. Deckung 

über Investitionsaufträge 721100147303 in 

Höhe von 220.000 € und 7736500607001 in 

Höhe von 380.000 € (vgl. Vorlage 2022/138).

41 736509996020
Beschaffung 

Raumluftfilter Kitas
0 93.000 93.000

Außerplanmäßige Auszahlungen, Deckung 

über Investitionsaufträge 712600017201 

(Vorlage 2022/106) in Höhe von 63.000 € und 

752200027303 in Höhe von 30.000 € (Vorlage 

2022/106-01).

42 751100017007
Leonberg Mitte, 

Abbruch Gebäude
1.410.000 510.000 -900.000

Gebäudeabbruch verschiebt sich nach 2023, 

Planung erfolgt in 2022. Neuveranschlagung in 

2023.

43 751100017011

Leonberg Mitte, 

Ordnungsmaßnahmen 

Abbrüche

1.259.000 359.000 -900.000

Gebäudeabbruch verschiebt sich nach 2023, 

Planung erfolgt in 2022. Neuveranschlagung in 

2023.

44 752200026024
Erwerb Bahnhofstraße 

70
0 37.575 37.575

Außerplanmäßige Auszahlung. 

Grunderwerbsteuer war nicht eingeplant 

worden. Deckung aus Investitionsauftrag 

721100417008.
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Anlage 6 Investitionen

 voraussichtliche Änderungen zum 31.12.2022

Investitionsauftrag Beschreibung
Erläuterung

lfd. 

Nr.

Kontierung
Plan 2022

Abweichung 

in EUR

Hoch-

rechnung 

45 752200027010

Anschlussunter-

bringung Flüchtlinge, 

Hochbaumaßnahmen

300.000 50.000 -250.000

Der geringere Finanzbedarf resultiert aus der 

Anpassung des Projektablaufs. 

Neuveranschlagung in 2023. 

Deckungsvorschlag für Investitionsauftrag 

721100507008 in Höhe von 250.000 € 

(Vorlage 2022/031). 

46 752200027303

Schulstraße 27, 

Sanierungsmaß-

nahmen

100.000 30.000 -70.000

Der geringere Finanzbedarf resultiert aus der 

Anpassung des Projektablaufs. Derzeit noch 

Klärung der Genehmigungsfähigkeit und 

weiterer Projektablauf offen, übergangsweise 

zur Nutzung zur Unterbringung von 

Flüchtlingen aus der Ukraine vorgesehen. 

Neuveranschlagung in 2023. Deckung für 

Investitionsauftrag 736509996020.

47 753800017015

Abwasser/Kanalaus-

wechslung Ü50m-

Pauschale

120.000 77.827 -42.173
Deckungsvorschlag für Investitionsauftrag 

753800247002 (vgl. Vorlage 2022/080)

48 753800047006
Entwässerung 

Krähwinkel Mitte
80.000 20.000 -60.000 Neuveranschlagung in 2023.

49 753800097001
Entwässerung 

Leonberg Mitte
60.000 0 -60.000

Gesamtmaßnahme verzögert sich. 

Neuveranschlagung in 2023.

50 753800227101

Entwässerung 

Gewerbegebiet Carl-

Zeiss-Str.

45.000 35.000 -10.000 Neuveranschlagung in 2023.

51 753800247002
Kanalauswechslung 

Walter-Helmes-Weg
0 42.173 42.173

Deckung der außerplanmäßigen Auszahlung 

aus Investitionsauftrag 753800017015 (vgl. 

Vorlage 2022/080)

52 753800267001
Entwässerung Unterer 

Schützenrain
50.000 0 -50.000

Gesamtmaßnahme verzögert sich. 

Neuveranschlagung in 2023.

53 754100167004
Radwegeausbau L 

1137
515.000 0 -515.000

Ausschreibung und Umsetzung der 

Maßnahme erfolgt in 2023. 

Neuveranschlagung in 2023.

54 754100017001 Abwicklung Einzelfälle 85.000 46.000 -39.000
Deckungsvorschlag für Investitionsauftrag 

754100317001.

55 754100197002
Treppenanlage 

Gerlinger Straße
130.000 30.000 -100.000

Die Ausschreibung der Maßnahme erfolgt in 

2022, Umsetzung und Neuveranschlagung in 

2023.

56 754100027001
Erschließung 

Krähwinkel Nord
150.000 0 -150.000

Die Ausschreibung der Maßnahme erfolgt in 

2022, Umsetzung und Neuveranschlagung in 

2023.

57 754100027003
Erschließung 

Krähwinkel Mitte
50.000 20.000 -30.000 Neuveranschlagung in 2023.

58 754100317001

Neugestaltung Carl-

Schmincke-Str. 

Querstraße und 

Glemsstraße

0 39.000 39.000
Deckung der außerplanmäßigen Auszahlung 

aus Investitionsauftrag 754100017001.

59 754100377001
Äußere Erschließung 

BG Jahnstraße
245.000 0 -245.000

Die Ausschreibung der Maßnahme erfolgt in 

2022, Umsetzung und Neuveranschlagung in 

2023.

60 754100467101

Erschließung 

Gewerbegebiet Carl-

Zeiss-Straße

116.000 6.000 -110.000 Büro beauftragt. Neuveranschlagung in 2023.

61 754100817001
Pilotprojekt Altglas und 

Dosen
40.000 25.000 -15.000

Die Auszahlungen reduzieren sich auf den 

Kostenanteil der Stadt, Umsetzung und 

Neuveranschlagung in 2023.

62 754100827201

Sichere 

Straßenquerung 

Höfingen, 

Tiefbaumaßnahmen

419.000 240.000 -179.000

Auszahlung voraussichtlich erst 2023 (vgl. 

Vorlage 2022/119), Neuveranschlagung in 

2023.

63 754900017001
WC-Anlage KZ-

Gedenkstätte
25.000 30.000 5.000

Überplanmäßige Auszahlung. Deckung aus 

Investitionsauftrag 712600017201.

64 755200017101

Vorbeugender 

Hochwasserschutz 

Gebersheim

180.000 100.000 -80.000
Planung läuft. Umsetzung und 

Neuveranschlagung in 2023.
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Anlage 6 Investitionen

 voraussichtliche Änderungen zum 31.12.2022

Investitionsauftrag Beschreibung
Erläuterung

lfd. 

Nr.

Kontierung
Plan 2022

Abweichung 

in EUR

Hoch-

rechnung 

65 755300047101
Friedhof Gebersheim, 

Einrichtung Grabfelder
45.000 15.000 -30.000

Maßnahme verzögert sich. 

Neuveranschlagung in 2023.

66 755300057201
Friedhof Höfingen, 

Einrichtung Grabfelder
5.000 2.500 -2.500

Maßnahme verzögert sich. 

Neuveranschlagung in 2023.

67 757100017002

Stadtmarketing, 

Sanierung Kiosk Graf-

Eberhard-Straße für 

Einrichtung i-Punkt.

0 45.000 45.000

Außerplanmäßige Auszahlungen. Deckung 

über Investitionsauftrag 721100137102 (vgl. 

Vorlage 2022/113).

-6.108.125Abweichung der Auszahlungen insgesamt

TOP 2 Ö



2022/006
öffentlich

Dezernat II
Kämmereiamt
 

Bauverwaltungs- und 
Bauordnungsamt

Bezugsvorlagen:
2016/012-1, 2017/153, 2020/367 
bis 2020/367-05

Beratungsfolge Geplante Sitzungstermine Ö / N

Ortschaftsrat Warmbronn (Vorberatung) 11.07.2022 Ö
Ortschaftsrat Gebersheim (Vorberatung) 12.07.2022 Ö
Ortschaftsrat Höfingen (Vorberatung) 13.07.2022 Ö
Planungsausschuss (Vorberatung) 21.07.2022 Ö
Gemeinderat (Entscheidung) 26.07.2022 Ö

Änderung der "Satzung über die Erhebung von Gebühren im 
Bestattungswesen - Bestattungsgebührensatzung -"

Beschlussvorschlag

1. Die Gebührenkalkulation in den Anlagen 1 - 4 wird zur Kenntnis genommen und 
beschlossen. 

2. Aufgrund von § 4 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) vom 
24.07.2000, §§ 2, 11 und 14 des Kommunalabgabengesetzes für Baden-
Württemberg (KAG) vom 17.03.2005, jeweils in der derzeit gültigen Fassung, hat der 
Gemeinderat der Stadt Leonberg am 26.07.2022 die in der Anlage 9 dargestellte 
Satzung zur Änderung der „Satzung über die Erhebung von Gebühren im 
Bestattungswesen – Bestattungsgebührensatzung – “ beschlossen.

Finanzielle Auswirkungen:

JA x NEIN

Die finanziellen Auswirkungen ergeben sich je nach Gebührenerhebung. Die Verwaltung 
geht davon aus, dass sich eine Steigerung von ca. 37 %. ergibt. Diese wird im 
Haushaltsplanentwurf 2023 berücksichtigt.
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Kontierung Jahr Haushalt 2022 Finanzbedarf Bemerkung

55300000 – 33210000
Friedhofs- und Bestattungs-
wesen Erträge
Benutzungsgebühren

2022 1.100.000 EUR 1.235.000 EUR Steigerung der 
Benutzungsgebühren 
um rd. 37 % ab 
01.09.2022

55300000 – 38110000
Friedhofs- und 
Bestattungswesen
Erträge
Anteil Öffentliches Grün

2022 55.000 EUR 91.500 EUR Steigerung Anteil 
Öffentliches Grün von 
ca. 5 % auf 10 % ab 
01.09.2022
-innere Verrechnung-

55100000 – 48110000
Park- und Gartenanlagen
Aufwendungen 
Anteil Öffentliches Grün

2022 55.000 EUR 91.500 EUR Steigerung Anteil 
Öffentliches Grün von 
ca. 5 % auf 10 % ab 
01.09.2022
-innere Verrechnung-

1. Zusammenfassung des Sachverhalts

Diese Vorlage dient lediglich der Kalkulation der Bestattungsgebühren und trifft keine 
Aussage über die Wirtschaftlichkeit des Friedhofs- und Bestattungswesens. Die letzte 
Änderung der Bestattungsgebührensatzung erfolgte zum 27.06.2017 (Vorlage 2016/012-1) 
mit Wirkung zum 06.07.2017. Eine Gebührenkalkulation sollte gemäß § 14 Abs. 2 KAG BW 
spätestens alle fünf Jahre erneut vorgenommen werden. Die Gebührensätze sind in der 
Regel so zu bemessen, dass die Kosten der Einrichtung gedeckt werden (§ 14 Abs. 1 KAG 
BW). Aufgrund der Einführung einer neuen Bestattungsform (muslimische Gräber), 
Inbetriebnahme des Neuen Friedhofs Warmbronn, Erweiterung des Neuen Friedhofs 
Höfingen, gesetzlichen Änderungen, geänderter Rechtsprechung, gestiegenen Personal- 
und Sachkosten (u.a. Tarifsteigerungen) und der Einführung der Kommunalen Doppik, legt 
die Verwaltung in Anlage 8 das neue Gebührenverzeichnis für Bestattungsleistungen vor. 
Die Satzungsänderungen und das geänderte Gebührenverzeichnis sollen zum 01.09.2022 in 
Kraft treten. 

2. Sachverhalt mit der Stellungnahme der Verwaltung

2.1 Friedhöfe im gebührenrechtlichen Sinne:

Die Friedhöfe sind kostenrechnende Einrichtungen nichtwirtschaftlicher Art. Die zur 
Aufgabenerfüllung erforderlichen Erträge sind durch Entgelte zu beschaffen, vgl. hierzu § 78 
Gemeindeordnung (GemO).

Die Erhebung von Benutzungsgebühren richtet sich nach § 13 Kommunalabgabengesetz 
(KAG) für Baden-Württemberg.

Mehrere Gemeindefriedhöfe, wie bei der Stadt Leonberg, bilden eine öffentliche Einrichtung, 
bei der die Verwaltungs- und Benutzungsgebühren nach einheitlichen Sätzen erhoben 
werden (§ 13 Abs. 1, Satz 2 KAG). In der Stadt Leonberg existieren sieben Standorte:

- Waldfriedhof Leonberg
- Friedhof Seestraße Leonberg
- Friedhof Eltingen
- Alter Friedhof Höfingen
- Neuer Friedhof Höfingen
- Alter und Neuer Friedhof Warmbronn
- Friedhof Gebersheim
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Bei der Kalkulation der Nutzungsrechte haben sich zwei Kalkulationsmodelle etabliert. Das 
Standardmodell und das Kölner Modell, beide Modelle werden nachfolgend erläutert. 

Standardmodell 

Nach dem KAG sind die Gebühren nach der Art der Inanspruchnahme zu kalkulieren. Einen 
wesentlichen Einfluss auf die Kosten des Friedhofs sind die Grabgrößen und die Laufzeit der 
Nutzungsverträge. Bei der Kalkulation nach dem Standardmodell folgt man deshalb 
schlichtweg der Logik: „Je größer ein Grab und je länger das Nutzungsrecht, desto teurer“. 
Es wird deshalb eine Äquivalenzkennziffer aus Grabgröße und Laufzeit gebildet 
(Quadratmeter/Jahre). 

Das führt in der Regel dazu, dass es zu einer Inanspruchnahme der günstigeren Grabart 
Urne kommt. Um die Nachfrage nach Begräbnisformen mit Särgen aufrecht zu halten, 
müssten diese stark unter Kostendeckung angeboten werden. 

Kölner Modell

Die Kalkulation nach dem „Kölner Modell“ sorgt zum einen dafür, dass sich die Gebühren 
zwischen Urne und Sarg annähern. Zum anderen wird ein wesentlicher Fehler beim 
Standardmodell gelöst. Nicht alle Kosten auf dem Friedhof sind abhängig von der 
Grabgröße. Auf jedem Friedhof müssen Flächen für die Besucher des Friedhofs 
bereitgestellt werden. Dazu zählen Parkplätze, Wege, Toilettenräume usw. Diese Flächen 
sind abhängig von der Anzahl der durchschnittlichen Besucher auf dem Friedhof. Die Anzahl 
der Besucher wiederum ist abhängig von der Anzahl der Grabstellen. Das heißt, jeder 
Friedhofsbesucher beansprucht dieselbe Fläche unabhängig von der Größe der Grabstelle, 
welche er besucht. Das wiederum heißt, dass die Kosten für Allgemeinflächen über die 
Anzahl der Grabstellen und der Nutzungsjahre umgelegt werden. Die übrigen Kosten für die 
Grabfelder sollen weiterhin unter der Äquivalenzkennziffer Fläche x Laufzeit umgelegt 
werden. 

Wie bereits im Jahr 2017, ist die vorliegende Kalkulation nach dem „Kölner Modell“ erfolgt. 
Ziel dieses Modells ist es, die Gebühren für Erd- und Urnenbestattungen anzugleichen. Es 
werden zwei Teilgebühren kalkuliert. Die erste Teilgebühr berücksichtigt weiterhin den 
Flächenverbrauch eines Grabes, die zweite Teilgebühr ist rein fallbezogen, wobei die Kosten 
für die Infrastruktur verursachungsgerecht zugeordnet werden. Somit wird die Angleichung 
der Gebühren erreicht. 

2.2 Kostendeckungsgrad

Der angestrebte Kostendeckungsdeckungsgrad in Höhe von 95 %, welcher mit dem 
Gemeinderatsbeschluss vom 25.07.2006 (Vorlage 2006 V23) festgelegt wurde, wird auch mit 
der vorgeschlagenen Gebührenerhöhung nicht erreicht. In der Kalkulation 2017 (Vorlage 
2016/012-1) wurde ein Kostendeckungsgrad von 89 % angestrebt. Dieser wurde wie 
nachstehend angezeigt, nicht erreicht. Aus dem Geschäftsbericht 2021 der 
Gemeindeprüfungsanstalt Baden-Württemberg geht hervor, dass die Deckungsgrade 
aufgrund den Rechnungsergebnissen in der Produktgruppe 5530 Friedhofs- und 
Bestattungswesen bei Städten von 25.000 – 50.000 Einwohnern im Jahr 2017 ca. 70 % und 
im Jahr 2018 ca. 64 % betrugen. Mit der vorliegenden Kalkulation wird ein 
Kostendeckungsgrad von 90 % angestrebt. 
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Die tatsächlichen Aufwendungen in der Produktgruppe 5530 Friedhofs- und 
Bestattungswesen sind nicht mit den gebührenfähigen Aufwendungen deckungsgleich. 

Gründe:

Die Gebührenobergrenze der laufenden Unterhaltung der Grabstellen richtet sich nach den 
tatsächlich belegten Flächen. Dies sind derzeit rd. 52.000 qm (siehe Anlage 2, Seite 2). 
Durch den Kauf eines Grabnutzungsrechts beteiligt sich der Gebührenzahler während der 
individuellen Ruhezeit an der Friedhofsunterhaltung. Im Rahmen der Kalkulation wird der 
jährliche Aufwand je qm belegte Fläche ermittelt. Die Gebühren für Grabnutzungsrechte 
ergeben sich aus der Nutzungsdauer und Fläche der angebotenen Grabarten. Aus den neu 
verkauften und verlängerten Grabnutzungsrechten kann nur ein Teil des entstehenden 
Unterhaltungsaufwands refinanziert werden. Es werden bei der Gebührenkalkulation zwar 
Kostensteigerungen berücksichtigt und auf die Dauer des Nutzungsrechts verteilt, es ist 
gebührenrechtlich aber nicht zulässig, von den heutigen Gebührenzahlern höhere Gebühren 
für Grabnutzungsrechte zum Ausgleich zu verlangen, wenn in den Vorjahren keine 
kostendeckenden Gebühren verlangt wurden oder die Kostensteigerungen höher als geplant 
sind.

2.3 Öffentliches Grün 

Friedhöfe erfüllen neben ihrem Hauptzweck, nämlich der Bestattung Verstorbener, auch 
noch die Funktion als öffentliche Grünanlage. Die Grünanlagen werden im Interesse der 
Allgemeinheit betrieben. Somit können die hierfür anfallenden Aufwendungen nicht vom 
Gebührenzahler abverlangt werden. Die Aufwendungen sind von der Allgemeinheit zu 
tragen. Sie müssen deshalb in der Produktgruppe 5510 Öffentliches Grün abgebildet 
werden. Im Rahmen der vorliegenden Kalkulation wird von den laufenden Kosten ein Anteil 
von 10 % für das öffentliche Grün in Abzug gebracht. 

2.4 Vorratsflächen

Auf Friedhöfen sind nie alle Gräber belegt. Der Trend setzt sich kontinuierlich fort. Dadurch 
und durch die Inbetriebnahme des Neuen Friedhofes Warmbronn, sowie die Erweiterung des 
Neuen Friedhofes Höfingen, bestehen enorme ungenutzte Erweiterungsflächen. Gleichwohl 
fallen kalkulatorische Zinsen als auch Betriebskosten an. Dies führt zu der Frage, ob 
entsprechende Aufwendungen für nicht betriebsnotwendige Flächen von den anrechenbaren 
Kosten abzusetzen sind. Allerdings sind Vorhaltekosten nicht grundsätzlich ausgeschlossen. 
Auf eine volle Auslastung der Kapazität der Einrichtung kommt es nicht an. Der Stadt stehen 
hierbei ein angemessener Planungs- und Prognosespielraum zu, wenn es um die 
Erweiterung der Kapazität einer kostenrechnenden Einrichtung geht. Gleichwohl können 
Vorhaltungskosten nicht unbegrenzt angesetzt werden. 

Ergebnis
2017 2018 2019 2020 2021 2022

Summe der ordentlichen 
Erträge 1.036.803,60 837.180,05 888.259,83 971.147,56 994.157,56 1.109.128,00

Summe der ordentlichen 
Aufwendungen -968.831,02 -1.068.976,06 -1.272.128,00 -1.127.539,00 -1.153.276,86 -1.294.768,00

Anteiliges ordentliches 
Ergebnis 67.972,58 -231.796,58 -383.868,17 -156.391,44 -159.119,30 -185.640,00

Kalkulatorisches 
Ergebnis -708.666,11 -614.852,27 -914.897,31 -859.894,21 -817.230,02 -684.169,00

Nettoresourcenbedarf -640.693,53 -846.648,85 -1.298.765,48 -1.016.285,65 -1.030.349,32 -869.809,00
Deckungsgrad 62% 50% 41% 49% 50% 56%
Bestattungen 420 373 357 451 404 406
Zuschuss je Fall                  
in EUR -1.525,46 -2.269,84 -3.638,00 -2.253,40 -2.550,37 -2.142,39

Planvorläufiges Ergebnis
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Im Bereich der Friedhöfe scheint eine Vorhaltung von bis zu 30 % der Gesamtfläche 
angemessen. In der Kalkulation 2017 (Vorlage 2017/012-01) ergab die Berechnungsfläche 
für die Vorhaltekosten noch 80.313,48 m². Zwischenzeitlich beträgt die 
Berechnungsgrundlage ca. 61.200 m² (ca. 31 % niedriger). 

2.5 Räumlichkeiten

Die Auslastung der Räumlichkeiten hat noch großen Spielraum. Die Kosten für die Nutzung 
der Räumlichkeiten werden nur teilweise von den Nutzern erhoben. Bereits in der 
Vergangenheit wurden die Gebühren weit unter 100 % Kostendeckung angesetzt. 

2.6 Friedhofserweiterungen/ Neue Grabarten

Im Jahr 2017 wurde der Neue Friedhof Höfingen erweitert. Seit geraumer Zeit werden die 
Bestattungsformen "Urnenkleingrab“ und „Bestattung unter Bäumen“ angeboten. Der Neue 
Friedhof in Warmbronn ist seit 2017 in Betrieb. In der Sitzung des Gemeinderates am 
27.06.2017 (Vorlage 2017/153) wurde beschlossen, für die muslimischen Reihengräber die 
Bestattungsform „Einzelwahlgrab“ einzuführen. Die Grabnutzungsrechte werden erstmalig 
für 30 Jahre verliehen. 

2.7 Sonstiges 

Die Verwaltungsaufgaben haben zugenommen. Insbesondere für die Grabauswahl, 
Terminabsprachen, Absprachen, Materialbeschaffung, Organisation und den 
Servicegedanken bei der Stadt Leonberg. Friedhofserweiterungen und Termindichte 
erfordern immer mehr Organisationsaufwand und Logistik. 

Wegen der ungünstigen Bodenbeschaffenheit auf den Friedhöfen Höfingen und Warmbronn 
ist die Verfüllung der Gräber mit unterschiedlichen Materialschichten und Drainage (um den 
Verwesungsprozesse zu ermöglichen) erforderlich. Dies ist mit einem deutlich spürbaren 
Mehraufwand an Zeit, Material und Geräten verbunden. 

Der Aufwand während der Bestattung erhöht sich kontinuierlich z.B. aufgrund adipöser 
Verstorbener. 

3. Kalkulation 2022 

Die Aufteilung der Kosten in die verschiedenen Bereiche (z.B. Friedhof, Aussegnungshalle) 
erfolgte aufgrund den Erfahrungsberichten der Friedhofsverwaltung. 

a) Unterhalt Fremdvergabe Grün

Es zeichnet sich ab, dass die im Haushaltsplan 2022 veranschlagten Mittel in Höhe von 
59.500 EUR nicht abfließen werden. In diese Kalkulation werden 30.000 EUR übernommen. 

b) Bauhofleistungen

Diese beinhalten hauptsächlich den Winterdienst. Es wird von milderen Wintern 
ausgegangen, daher werden die Mittelansätze 2022 pauschal um 50 % gekürzt und in diese 
Kalkulation übernommen. 

c) Sonstige laufende Kosten

Beim Sachkonto „42612000 Aus- und Fortbildung, Umschulung“ ist der Haushaltsansatz 
6.800 EUR hoch. In diese Kalkulation werden 3.400 EUR übernommen. Beim Sachkonto 
„42910000 Aufwendungen für sonstige Sach- und Dienstleistungen“ sind 19.550 EUR 
veranschlagt. In diese Kalkulation werden 10.000 EUR übernommen. 
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d) Interne Leistungsverrechnung

Mit Einführung der Doppik wird die Interne Leistungsverrechnung der Steuerungs- und 
Serviceumlage (Sachkonto 92300000 und 92400000) eingeführt. Seit 01.01.2017 werden 
damit Aufwendungen und Erträge des Produktbereichs 11 Innere Verwaltung nach einem 
Schlüssel pauschal auf die übrigen Produktbereiche umgelegt. Die Interne 
Leistungsverrechnung ist auf Rechtssicherheit im Bereich der Gebührenkalkulation zu 
überprüfen und aufzubauen. Unter der Annahme, dass die in den noch festzustellenden 
Rechnungsergebnissen 2022 enthaltenen Steuerungs- und Serviceumlagen 
nichtgebührenfähige Anteile enthält, werden in der vorliegenden Nachkalkulation die 
Rechnungsergebnisse zu 75 % berücksichtigt.

e) Abschreibungen und Erträge aus Auflösung von Zuweisungen und Zuschüssen

Im Rahmen der Aufstellung der Jahresabschlüsse 2018 bis 2021 hat sich ein zwingender 
Korrekturbedarf der Anlagenbuchhaltung ergeben. Aufgrund von Korrekturen bei der 
Zuordnung von Investitionen konnten zum aktuellen Zeitpunkt die Abschreibungen noch 
nicht abschließend ermittelt und verbucht werden. Daher wurden die notwendigen Daten aus 
einem Testlauf übernommen. 

f) Kalkulatorische Kosten

Der kalkulatorische Zinssatz wird auf 2 % festgelegt. Die Senkung von 5 % auf 2 % hat der 
Gemeinderat in seiner Sitzung am 19.10.2021 im Zusammenhang mit der Neukalkulation der 
Abwassergebühren 2022 (siehe Vorlage 2021/278) beschlossen. Die jeweiligen 
Restbuchwerte 2022 werden ergebniswirksam monatlich ermittelt und in diese Kalkulation 
übernommen. 

g) Gebührensätze

Die neuen Gebühren von Leonberg (siehe Anlage 8) fügen sich in die verglichenen Städte 
(siehe Anlage 7) mit Kostendeckungsgraden zwischen 74 % und 95 % ein. 

Es sind folgende Aspekte zu berücksichtigen, welche die Gebührenhöhe rechtfertigen. 

Leonberg hat eine große Anzahl an Friedhöfen zu unterhalten. Zusätzlich werden die 
Leonberger Friedhöfe vorbildlich gepflegt, weshalb der Pflegeaufwand dementsprechend 
hoch ist. Außerdem ist nicht ganz deutlich, welche Kosten in den angegebenen Gebühren 
der anderen Städte beinhaltet sind und welche Kosten noch zusätzlich den Angehörigen 
entstehen werden, welche bereits Bestandteil der Leonberger Gebühr sind.

Die Gebühren im Bereich der Benutzung von Gebäuden befinden sich weit unter dem 
Kostendeckungsgrad von 100 %. Dies ist der Auslastung und den Fixkosten geschuldet. In 
vergleichbaren Städte verhält es sich ebenso. 

Die Gebührengestaltung wird zudem als Steuerungsfunktion gebraucht. Da Erdbestattungen
sehr hohe Flächen in Anspruch nehmen und da die verfügbaren Flächen mit jeder 
Beerdigung sinken, möchte die Stadt zukünftige Friedhoferweiterungen vermeiden. Der 
Trend zu Urnenbestattungen nimmt kontinuierlich zu. 

h) Auswärtigen-Zuschlag

Nach Rechtsprechung und aktueller Literatur ist der „Auswärtigen-Zuschlag“ nicht 
unzulässig. Die Verwaltung empfiehlt, den „Auswärtigen-Zuschlag“ nur bei 
Gebührentatbeständen unter 100 % Kostendeckung anzuwenden.
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4. Geänderte Bestattungsgebührensatzung zum 01.09.2022 

Die Satzungsänderungen sind in der Anlage 9 dargestellt. 

Im Zuge der Änderung der Verwaltungsgebühren und Benutzungsgebühren wurde auch der 
Textteil der Satzung in einigen Punkten überarbeitet. Die vorgenommenen Änderungen und 
Streichungen entsprechen der aktuellen Rechtsprechung. 

In Anlage 10 ist die Synopse mit den jeweiligen Erläuterungen beigefügt. 

Anlage/n

1 Bedarfs-Beerdigungsstatistik (öffentlich)

2 Flächenberechnungen (öffentlich)

3 Kostenermittlung (öffentlich)

4 Gebührenberechnung (öffentlich)

5 Gebührenübersicht (öffentlich)

6 Übersicht der wichtigsten Gebühren im Bestattungswesen (öffentlich)

7 Gebührenvergleich mit anderen Städten (öffentlich)

8 Gebührenvorschläge (öffentlich)

9 Änderungssatzung (öffentlich)

10 Synopse (öffentlich)
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Anlage 1

Bedarfs-/Beerdigungsstatistik

2019 - Echtwerte 2020 - Echtwerte 

Friedhof Erdbest. Urne Gesamt Erdbest. Urne Gesamt Erdbest. Urne Gesamt

Waldfriedhof Leonberg 56 166 222 67 220 287 62 193 255

Leonberg Seestr. 0 25 25 0 23 23 0 24 24

Eltingen 1 37 38 0 46 46 1 42 42

Höfingen alt 0 4 4 0 8 8 0 6 6

Höfingen neu 13 23 36 15 27 42 14 25 39

Warmbronn alt 4 12 16 9 16 25 7 14 21

Warmbronn neu 0 4 4 1 3 4 1 4 5

Gebersheim 5 6 11 8 8 16 7 7 14

Summe Bestattungen 79 277 356 100 351 451 91 315 406

2019 2020

Durch-

schnitt

Durchschnittliche Benutzungsanzahl der

Aussegnungshallen 210 192 201

- davon Aussegnungshalle Warmbronn 20 26 23

Durchschnittliche Benutzungen des Sektionsraumes 1 1 1

Durchschnittliche Benutzungstage des

Aufbahrungsraumes (3 Tage pro Bestattung)

Durchschnittliche Benutzungstage der Kühltruhen 126 161 144

Durchschnittliche Benutzungsanzahl des Abschiedsraums 29 6 18

Durchschnittliche Anzahl der Grabeinfassungen

- Erwachsenengrab (einfachbreit) 40 49 45

- Erwachsenengrab (doppeltbreit) 1 2 2

- Kindergrab 0 4 2

- Urnengrab 55 71 63

Anzahl der abgeräumten Gräber 105 97 101

127 174 151

Durchschnitt
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Anlage 2

Flächenberechnungen

1. Grabflächen

Grabflächen je Einzelgrab entsprechend der Mindestfläche laut Satzung und inklusive 

Fläche für Einfassung, Platten und Zugang nach Erhebung der Friedhofsverwaltung.

Nr. Beschreibung Länge Breite Fläche

1 Erwachsene, Einzelgrab 2,00 m 1,00 m 2,00 m²

Platten, Einfassung, Zugang 2,16 m²

Gesamtgrabfläche 4,16 m²

2 Urnengrab 1,00 m 1,00 m 1,00 m²

Platten, Einfassung, Zugang 1,25 m²

Gesamtgrabfläche 2,25 m²

3 Kindergrab 1,50 m 1,00 m 1,50 m²

Platten, Einfassung, Zugang 1,40 m²

Gesamtgrabfläche 2,90 m²

4 Doppelbreites Grab 2,00 m 2,00 m 4,00 m²

Platten, Einfassung, Zugang 2,76 m²

Gesamtgrabfläche 6,76 m²

5 muslimische Gräber 2,00 m 1,00 m 2,00 m²

(siehe Nr. 1) 2,16 m²

Gesamtgrabfläche 4,16 m²

6 anonymes Urnengrab 0,35 m 0,35 m 0,12 m²

Zugang, Abstandsflächen 0,48 m²

Gesamtgrabfläche 0,60 m²

7 Urnennische Urnenwand gesamt 24 m² 0,67 m²

anteilig Weg als Vorplatz 0,29 m²

Gesamtfläche 0,96 m²

ca. ca.

8 Urnenkleingräber 0,80 m 0,80 m 0,73 m²

Zugang, Abstandsflächen, 0,54 m²

Platzflächen

Gesamtgrabfläche 1,28 m²

9 Urnengemeinschaftsgräber 0,60 m 0,60 m 0,32 m²

Zugang, Abstandsflächen, 0,54 m²

Platzflächen

Gesamtgrabfläche 0,86 m²

10 Bestattung unter Bäumen 0,40 m 0,40 m 0,16 m²

Abstandsflächen von 20 cm 0,32 m²

Gesamtgrabfläche 0,48 m²

Seite 1 von 2
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Anlage 2

2. Flächenzusammenstellung

(entsprechend den Berichten der Friedhofsverwaltung, Stand: Februar 2022)

Grab- Flächen Grab- Flächen in

stellen belegt stellen frei %

belegt frei

Waldfriedhof Leonberg 4276 29.101,07 m² 3041 17.571,96 m² 38%

Leonberg Seestraße ** 534 4.609,43 m² 236 922,50 m² 17%

Eltingen ** 648 4.527,07 m² 384 1.706,80 m² 27%

Warmbronn 469 4.645,95 m² 521 5.031,86 m² 52%

Gebersheim 234 2.213,70 m² 284 2.481,51 m² 53%

Neuer Friedhof Höfingen 539 4.866,04 m² 781 4.821,95 m² 50%

Alter Friedhof Höfingen ** 208 1.960,44 m² 590 2.988,15 m² 60%

SUMMEN: 6.908 51.923,70 m² 5.837 35.524,74 m² 41%

 

 Gesamtgrabfläche 87.448,44 m²

 Frei- und Vorratsfläche 35.524,74 m² 40,62 %

26.234,53 m² 30,00 %

 Berechnungsgrundlage * 61.213,91 m²

* Vorratsflächen dürfen höchstens bis 30 % berücksichtigt werden, soweit tatsächlich 

mehr vorhanden sind. Tatsächlich vorhanden sind 35.524.74 m², das entspricht 40,62 %

der Gesamtfläche. Die Vorratsflächen sind damit mehr als 30 % der Gesamtfriedhofs- 

fläche. Somit sind 26.234,53 m² als Vorratsflächen zu berücksichtigen und nur die

Differenz zur belegten Friedhofsfläche als Gebührenberechnungsgrundlage heranzu-

ziehen. 

** keine Neubelegungen vorgesehen (Reihen-/Wahlgräber)

Friedhof
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Anlage 3

Kostenermittlung

1. Kostenaufteilung der laufenden Unterhaltung

Kostenstelle 2022 (Plan)

nicht Kst. Friedhof 

zuzordnen

EUR % EUR % EUR % EUR % EUR % EUR % EUR % EUR % EUR % EUR % EUR

4………. Personalaufwendungen Friedhöfe 672.636,89 44,0% 295.960,23 38,0% 255.602,02 3,0% 20.179,11 10,0% 67.263,69 5,0% 33.631,84

4……….

4212000 & Unterhaltung des Infrastruktur-
4221 vermögens und beweglichen

Vermögens Friedhöfe 204.765,00 70,0% 143.335,50 20,0% 40.953,00 10,0% 20.476,50

4211 Unterhaltung der Grundstücke und

baulichen Anlagen Gebäudemanagement 108.349,50 50,0% 54.174,75 36,0% 39.005,82 1,0% 1.083,50 11,0% 11.918,45 2,0% 2.166,99

42120710 Unterhalt Fremdvergabe Grün 30.000,00

42120220 abzgl. Sondergräber/Kriegsgräber -7.565,00

Summe: 22.435,00 70,0% 15.704,50 20,0% 4.487,00 10,0% 2.243,50

423 & 424 Bewirtschaftung der Grundstücke 

und baulichen Anlagen Friedhöfe 72.930,00 70,0% 51.051,00 20,0% 14.586,00 10,0% 7.293,00

48110010

48110010

923 & 924 Interne Leistungsverrechnung Service- 

und Steuerungsumlage Friedhöfe (75%) 233.909,23 70,0% 163.736,46 20,0% 46.781,85 10,0% 23.390,92

923 & 924 Interne Leistungsverrechnung

Verwaltung Gebäudemanagement (75%) 21.083,40 50,0% 10.541,70 36,0% 7.590,02 1,0% 210,83 11,0% 2.319,17 2,0% 421,67

Sonstige

42220000 Erwerb von geringwertigen 

Vermögensgegenständen 6.800,00

42320000 Leasing 5.950,00

42510000 Haltung von Fahrzeugen 51.000,00

42611000 Dienst- und Schutzkleidung, 12.750,00

persönliche Ausrüstung

42612000 Aus- und Fortbildung, Umschulung 3.400,00

42710000 Besondere Verwaltungs- und 

Betriebsaufwendungen 10.625,00

42710100 laufende EDV-Aufwand 

(keine Beschaffungen) 7.140,00

42910000 Aufwendungen für sonstige Sach- 10.000,00

und Dienstleistungen

Anrechenbare Erträge: 0,00

Summe: 107.665,00 59,0% 63.522,35 20,0% 21.533,00 6,0% 6.459,90 10,0% 10.766,50 5,0% 5.383,25

Gesamtsummen: 1.567.980,08

1.333,94

2,0% 765,18

Bewirtschaftung der Grundstücke und 

baulichen Anlagen Gebäudemanagement 

(ohne Wohnungen)

424

66.696,95 50,0% 33.348,48 36,0% 24.010,90 1,0% 666,97 11,0% 7.336,66 2,0%

13.773,28 1,0% 382,59 11,0% 4.208,50

Personalaufwendungen 

Gebäudemanagement 38.259,11 50,0% 19.129,56 36,0%

1.250,00

Aufwand für interne Leistungen 

Baubetriebshof Gebäudemanagement 6.750,00 50,0% 3.375,00 36,0% 2.430,00 1,0% 67,50 11,0% 742,50 2,0% 135,00

Aufwand für interne Leistungen 

Baubetriebshof Friedhöfe 12.500,00 90,0% 11.250,00 10,0%

39.015,094.822,78 338.502,86 72.079,01 132.684,11

Grabherstellung Grabeinfassung Öffentliches Grün AbräumenAbschiedsraumFriedhof Aufbahrungsraum Sektionsraum Kühltruhen

(Leichenzelle)

Aussegnungs-    

halle

Sach-

konto

744.560,04 120.569,48 86.810,03 2.411,39 26.525,29
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Anlage 3

2. Kalkulatorische Kosten der Friedhöfe (ohne Gebäude)

AfA 2022 RBW 2022 Kalk. Zins 2022

in EUR in EUR in EUR

Grabstellen

A2000 Grundstücke 0,00 1.809.075,68 36.793,75

A2360 Außenanlagen 89.241,35 1.229.631,41 25.118,52

Verwaltung

A2000 Grundstücke 0,00 12.531,16 254,22

Diverse Gebäude 12.005,06 195.395,47 4.027,60

A2360 Außenanlagen 0,00 0,00 0,00

A3450 Technische Anlagen 0,00 0,00 0,00

Geräte etc. 

A3200-A3300 Fahrzeuge 33.939,29 310.590,74 5.111,19

A3400 Maschinen 52.784,18 276.661,02 6.743,55

A3450 Technische Anlagen 0,00 0,00 0,00

A3550 Betriebs- und Geschäftsausstattung 288,01 1.489,69 32,24

GESAMTSUMME 188.257,89 3.835.375,16 78.081,07
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Anlage 3

3. Kalkulatorische Kosten der Gebäude (Leichenzellen, Aussegnungshallen etc.) 

AfA RBW Kalk. Zins 

2022 2022 2022

in EUR in EUR in EUR

Aussegnungshallen Leonberg und Höfingen:

A2000 Grundstücke 0,00 11.842,03 246,01

Diverse Gebäude 29.615,34 551.840,13 11.332,96

A3450 Technische Anlagen 0,00 0,00 0,00

A3500 Betriebsvorrichtungen 0,00 0,00 0,00

A3550 Betriebs- und Geschäftsausstattung 515,01 4.099,28 87,14

A3650 Musikinstrumente 169,16 1.131,74 24,32

SUMME 30.299,50 568.913,17 11.690,43

Aussegnungshalle Alter Friedhof Warmbronn:

A2000 Grundstücke 0,00 1.719,17 35,81

Diverse Gebäude 0,00 0,00 0,00

A2360 Außenanlagen 0,00 0,00 0,00

A3450 Technische Anlagen 0,00 0,00 0,00

A3550 Betriebs- und Geschäftsausstattung 103,29 1.609,65 33,23

SUMME 103,29 3.328,82 69,04

Aufbahrungsraum (Leichenzellen):

A2000 Grundstücke 0,00 7.385,54 151,88

Diverse Gebäude 8.041,05 125.496,75 2.590,23

A2360 Außenanlagen 0,00 0,00 0,00

A3550 Betriebs- und Geschäftsausstattung 515,01 4.099,28 87,14

SUMME 8.556,05 136.981,57 2.829,25

Sektionsraum:

A2000 Grundstücke 0,00 174,01 3,48

Diverse Gebäude 272,77 4.637,13 95,46

SUMME 272,77 4.811,15 98,94

Abschiedsraum (Seestraße und Gebersheim):

A2000 Grundstücke 0,00 195,58 3,91

Diverse Gebäude 306,59 5.212,01 107,29

A3550 Betriebs- und Geschäftsausstattung 0,00 0,00 0,00

SUMME 306,59 5.407,59 111,20

GESAMTSUMME 39.538,21 719.442,30 14.798,87
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Gebührenberechnung Anlage 4

1. Grabherstellungs- und Bestattungsgebühren

Anzahl der 

Bestattungen

Erdbestattungen - Personen ab dem 10. Lebensjahr 87

Erdbestattungen - Personen bis zum vollendeten 2. Lebensjahr 1

Erdbestattungen - Personen bis zum vollendeten 10. Lebensjahr 0

Erdbestattungen - Tot- und Fehlgeburten 3

muslimische Bestattung 3

Urnenbeisetzungen 163

anonyme Urnenbeisetzungen 58

Urnenwand 1

Urnenkleingrab UGG 24

teilanonym Urnengemeinschaftsgrab 5

Bestattung unter Bäumen 63

Arbeits- Bagger und Äquivalenz- Gebühr

aufwand in h * Kompressor in h ziffer in EUR

Personen ab dem 

10. Lebensjahr ca. 25 4 1,5 1.480,33

Personen bis zum 

vollendeten 2. Lebensjahr ca. 19 ca. 1,5 1,2 1.184,27

Personen bis zum 

vollendeten 10. Lebensjahr ca. 19 ca. 1,5 1,2 1.184,27

muslimisch ca. 25 4 1,5 1.480,33

Aschenbeisetzung ca. 14 ca .1 1,02 1.006,63

anonyme Aschenbeisetzung ca. 15 ca. 1 1,05 1.036,23

Urnennischen ca. 14 0 0,97 957,28

Urnenkleingrab ca. 14 0 0,97 957,28

Urnengemeinschaftsgrab ca. 14 0 0,97 957,28

Bestattung unter Bäumen ca. 14 0 0,97 957,28

*   entsprechend den Erfahrungswerten der Friedhofsverwaltung

Arbeiten der Grabherstellung:

- Fahrtzeiten des Baggers (Standort Waldfriedhof)

- Grab ausheben

- Boden abfahren

- Wasserpumpen (bei Bedarf)

- Gebeine tieferlegen bzw. abfahren

- Rasenfläche abdecken

- Grab für Beerdigung herrichten

- Beerdigung (10 h)

- Grab zudecken

- Nachsorge (reinigen etc.)

- Teilnahme an der Bestattung

Seite 1 von 9

Gesamt 406

Aufwand der Grabherstellung und Bestattung (siehe Anlage 1 und                        

Anlage 3, Seite 1) 
338.502,86 EUR

Durchschnittlicher Aufwand pro Bestattung 986,89 EUR

Grabart

TOP 3 Ö



Anlage 4

2. Gebühren für die Herstellung der Grabeinfassungen

Herstellungsaufwand der Grabeinfassung (siehe Anlage 3, Seite 1) 72.079,01 EUR

- davon Personalaufwand 67.592,01 EUR

- davon Materialaufwand 4.487,00 EUR

Anzahl Fläche Gesamt

(siehe Anlage 1) (siehe Anlage 2)

Erwachsenengrab (einfachbreit) 45 2,16 m² 96,12 m²

Erwachsenengrab (doppeltbreit) 2 2,76 m² 5,52 m²

Kindergrab 2 1,40 m² 2,80 m²

Urnengrab 63 1,25 m² 78,75 m²

Durchschnittlicher Personalaufwand 368,97 EUR/m²   

Durchschnittlicher Materialaufwand 24,49 EUR/m²     

Gebühr

Herstellung Material Gesamt

in EUR in EUR in EUR

Urnengrab 1,25 m² 461,22 30,62 491,83

Urnennische 0,67 m² - - 165,00

Kindergrab 1,40 m² 516,56 34,29 550,85

einfachbreites Grab 2,16 m² 796,98 52,91 849,89

doppelbreites Grab 2,76 m² 1.018,36 67,60 1.085,97
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Grabart
durchschnittliche 

Fläche

Anzahl der Einfassungen

183,19 m²Summe:
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Anlage 4

3. Grabstellengebühren

3.1 Jährlicher Aufwand Friedhöfe (ohne Gebäude)

Kalkulatorische Kosten laufende Unterhaltung 

in EUR in EUR

siehe Anlage 3, Seite 2 siehe Anlage 3, Seite 1

Abschreibungen

188.257,89

kalk. Zinsen

78.081,07

266.338,96 744.560,04

 Berechnungsgrundlage Grabflächen (siehe Anlage 2, Seite 2) 61.213,91 m²

jährlicher Aufwand pro m²

Kalkulatorische Kosten laufende Unterhaltung 

4,35 12,16

in EUR
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Anlage 4

3.2 Barwertberechnung - Grabstellengebühr

Jahr Unterhaltung Kalk. Kosten Gesamtkosten Abzinsungs- Barwert Ruhe- Nutzungs-

Friedhof und Kosten- faktor zeit gebühr

steigerung EUR / m²   

2,0% EUR / m² EUR / m² 2,0% EUR / m² EUR / m²

2022 12,16 4,35 16,51 1,0000 16,51

2023 12,40 4,35 16,75 0,9804 16,42

2024 12,65 4,35 17,00 0,9612 16,34

2025 12,90 4,35 17,25 0,9423 16,26

2026 13,16 4,35 17,51 0,9238 16,18

2027 13,43 4,35 17,78 0,9057 16,10

2028 13,69 4,35 18,04 0,8880 16,02

2029 13,97 4,35 18,32 0,8706 15,95 8 Jahre 129,77

2030 14,25 4,35 18,60 0,8535 15,87

2031 14,53 4,35 18,88 0,8368 15,80

2032 14,82 4,35 19,17 0,8203 15,73

2033 15,12 4,35 19,47 0,8043 15,66

2034 15,42 4,35 19,77 0,7885 15,59

2035 15,73 4,35 20,08 0,7730 15,52

2036 16,04 4,35 20,39 0,7579 15,45 15 Jahre 239,40

2037 16,37 4,35 20,72 0,7430 15,40

2038 16,69 4,35 21,04 0,7284 15,33

2039 17,03 4,35 21,38 0,7142 15,27

2040 17,37 4,35 21,72 0,7002 15,21

2041 17,71 4,35 22,06 0,6864 15,14 20 Jahre 315,74

2042 18,07 4,35 22,42 0,6730 15,09

2043 18,43 4,35 22,78 0,6598 15,03

2044 18,80 4,35 23,15 0,6468 14,97

2045 19,18 4,35 23,53 0,6342 14,92

2046 19,56 4,35 23,91 0,6217 14,87 25 Jahre 390,62

2047 19,95 4,35 24,30 0,6095 14,81

2048 20,35 4,35 24,70 0,5976 14,76

2049 20,76 4,35 25,11 0,5859 14,71

2050 21,17 4,35 25,52 0,5744 14,66

2051 21,59 4,35 25,94 0,5631 14,61 30 Jahre 464,16
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Anlage 4

3.3 Grabstellengebühren

Grabart Fläche Bei- EUR EUR/

wert Jahr

Reihengrab 20 Jahre 4,16 m² 1,4 1.838,85 91,94

(Personen ab dem 10. Lebensjahr)

Kindergrab 8 Jahre 2,90 m² 1,0 376,35 47,04

(bis zum vollendeten 2. Lebensjahr)

Kindergrab 15 Jahre 2,90 m² 1,0 694,25 46,28

(bis zum vollendeten 10. Lebensjahr)

Urnenreihengrab 15 Jahre 2,25 m² 1,0 538,64 35,91

anonymes Urnengrab 15 Jahre 0,60 m² 2,0 288,47 19,23

Urnenreihennische 15 Jahre 0,96 m² 2,0 458,84 30,59

Urnenkleingrab 15 Jahre 1,28 m² 1,5 458,23 30,55

Urnengemeinschaftsgrab 15 Jahre 0,86 m² 1,5 308,95 20,60

Bestattung unter Bäumen 15 Jahre 0,48 m² 2,0 229,82 15,32

Grabart Fläche Bei- EUR EUR/

wert Jahr

einfachbreites Wahlgrab (doppeltief) 30 Jahre 4,16 m² 3,0 5.792,77 193,09

doppelbreites Wahlgrab (doppeltief) 30 Jahre 6,76 m² 3,0 9.413,25 313,78

muslimisches Grab (einfachtief) 30 Jahre 4,16 m² 1,5 2.896,39 96,55

Urnengrab (Mehrfachbelegung) 30 Jahre 2,25 m² 3,0 3.133,11 104,44

Urnennische 30 Jahre 0,96 m² 4,0 1.779,30 59,31

Urnenkleingrab 30 Jahre 1,28 m² 3,0 1.776,92 59,23

Beiwerte

Grabart Beiwerte:

1,4

2,0

1,5

2,0

Überlegungen, durch eine Verkürzung der Ruhezeiten eine Gebührenermäßigung zu erreichen, mussten aufgegeben werden, da zum einen die

gesetzliche Mindestruhezeit bei Aschen 15 Jahre beträgt und somit nicht weiter unterschritten werden kann und zum anderen die bei Leichen

aufgrund der Bodenbeschaffenheit der Friedhöfe eine Ruhezeit von nicht unter 20 Jahren erfordert. 

Reihengräber

Wahlgräber
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Urnenwahlgrab, Urnenkleingrab, einfachbreites und doppelbreites Wahlgrab - längere 

Ruhezeit, Mehrfachbelegung und Verlängerung möglich
3,0

Reihengrab - Berücksichtigung der längeren Ruhezeit 

anonymes Urnengrab, Urnenreihengrab -   keine weitere Verpflichtung zur Pflege

Bestattung unter Bäumen - sind zu sehen wie anonyme Urnengräber

Urnenkleingrab und Urnengemeinschaftsgrab - sind zu sehen zwischen anonymem Urnengrab 

und Urnenreihengrab

4,0

1,5

muslimisches Grab - keine muslimische Nachnutzung mehr möglich

Urnennischenwahlgrab - keine weitere Verpflichtung zur Pflege, längere Ruhezeit, 

Mehrfachbelegung und Verlängerung möglich

Nutzungs-

dauer

Nutzungs-

dauer

TOP 3 Ö



Anlage 4

4. Jährlicher Aufwand Friedhofsgebäude und Gebührensätze

Kosten Aus- Aus- Auf- Sektions- Kühl- Ab-

(gesamt) segnungs- segnungs- bahrungs- raum truhen schieds-

hallen halle raum raum

Wald- Alter (Leichen- Seestr. u.

friedhof u. Friedhof zelle) Gebers-

Höfingen Warmbronn heim

in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR

39.538,21 30.299,50 103,29 8.556,05 272,77 0,00 306,59

Kalk. Zins 14.798,87 11.690,43 69,04 2.829,25 98,94 0,00 111,20

(Anteil ca. 87%) (Anteil ca. 13%)

Unterhaltung 241.138,96 104.895,45 15.674,03 86.810,03 2.411,39 26.525,29 4.822,78

Summe 295.476,04 146.885,39 15.846,37 98.195,33 2.783,10 26.525,29 5.240,57

Aus- Aus- Auf- Sektions- Kühl- Ab-

segnungs- segnungs- bahrungs- raum truhen schieds-

hallen halle raum raum

Wald- Alter (Leichen- Seestr. u.

friedhof u. Friedhof zelle) Gebers-

Höfingen Warmbronn heim

in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR

Anzahl der Benutzungstage 178 23 151 1 144 18

(siehe Anlage 1)

Aufwand pro Benutzung 825,20 688,97 650,30 347,89 184,85 299,46

bzw. Benutzungstag pro Tag je Stunde

Seite 6 von 9 

Ab-

schreibungen

siehe Anlage 3, Seiten 1 und 3
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Anlage 4

5. Gebühr für das Einebnen der Gräber

Anzahl der abgeräumten Gräber 101

in EUR

Aufwand des Abräumens der Gräber 39.015,09

- davon Personalaufwand 33.631,84

- davon sonstiger Aufwand 5.383,25

Durchschnittlicher Personalaufwand pro Grab 332,99

Durchschnittlicher sonstiger Aufwand pro Grab 53,30

Arbeits- Bagger und Äquivalenz- Gebühr

aufwand in h * Kompressor in h ziffer in EUR

einfachbreit ca. 7 ca. 2 1,3 502,17

doppelbreit ca. 10 ca. 2,5 1,8 695,32

Urnengräber ca. 2 0 0,9 347,66

* entsprechend den Erfahrungswerten der Friedhofsverwaltung

Grabart

Gesamtaufwand pro Grab 386,29
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Anlage 4

6. Gebühr für die Beisetzung nach Ablauf des Grabnutzungsrechts  

in der Urnenwand

Arbeits- Arbeitsstunde Äquivalenz- Gebühr

aufwand Arbeiter ziffer in EUR

in h * in EUR (wirtschaftliches

und sonstiges 

Interesse)

Urnennischengrab ca. 2,5 50,23 1,5 180,00

Urnennischenwahlgrab ca. 2,5 50,23 2 250,00

Bei Urnennischenwahlgräbern wird der Personal- und sonstige Aufwand nur einmal be-

rechnet. Die Nutzungsgebühr wird je Grabstelle abgerechnet. Bei einem Urnennischenwahl-

grab ist eine Vierfach-Belegung möglich. 

Grabart
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Anlage 4

7. Verwaltungsgebühren

Stundensätze beteiligter Mitarbeiter

Basis: KGSt-Bericht 2021/2022

           Kosten eines Arbeitsplatzes

Kostenart Verwaltung Arbeiter

in EUR in EUR

Personalkosten 66.400,00 54.400,00

Sachkosten 9.700,00 9.700,00

Gemeinkosten 16.600,00 13.600,00

Summe 92.700,00 77.700,00

Jahresstunden 1.590 1.547

Stundensatz 58,30 50,23

Aufwand Aufwand Äquivalenzziffer Gebühren-

Ver- Arbeiter (wirtschaftliches ober-

waltung und sonstiges grenze

Interesse des

Gebühren-

in h in h schuldners) in EUR in EUR

Zustimmung für die Aufstellung/ 0,75 1,00 1 93,95 93,00

Veränderung eines Grabmals 

einschl. Standfestigkeitsprüfung

Zulassung zur gewerbsmäßigen

Betätigung

- einmalige Genehmigung 0,60 0,00 1 34,98 34,00

- Dauerzulassung für 3 Jahre 0,60 0,00 8,0 279,85 279,00

Zustimmung zu Ausgrabungen 

von Leichen und Gebeinen

Zustimmung zur Umbettung 

einer Urne

Anforderung der Urne 0,30 0,30 1 32,56 32,00

Aufbewahrung von Aschen (Urnen) 0,17 0,33 1 26,46 26,00

Versendung von Aschen (Urnen) 0,00 0,75 1 37,67 37,00
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Leistung

1,30 0,00 1 75,79 75,00

Vor-             

schlag       

der Ver-     

waltung

0,67 0,00 1 38,87 38,00
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Anlage 5

Gebührenübersicht

bisherige bisherige Gebühren- Ø Summen Vor- Vor- Summen

Gebühren- Gebühren- ober- An- (Gebühren- schlag schlag (Vor-

sätze sätze grenzen zahl ober- der der Ver- schlag)

Auswärt. grenze) Ver- waltung

2017 2017 2022 waltung Auwärtige

in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR

Zustimmung für die Aufstellung/

Veränderung eines Grabmals 

einschl. Standfestigkeitsprüfung

2. Zulassung zur gewerbsmäßigen Betätigung

2.1 30,00 30,00 34,98 12 419,77 34,00 34,00 408,00

2.2 205,00 205,00 279,85 10 2.798,49 279,00 279,00 2.790,00

4. 30,00 30,00 38,87 6 233,21 38,00 38,00 228,00

5. 23,00 23,00 32,56 302 9.832,65 32,00 32,00 9.664,00

6. 22,00 22,00 26,46 14 357,20 26,00 26,00 351,00

7. Versendung von Aschen (Urnen) 30,00 30,00 37,67 1 37,67 37,00 37,00 37,00

§ 5 Benutzungsgebühren

1. Grundgebühren

1.1 Erdbestattungen

1.1.1 bei Personen ab dem 10. Lebensjahr 1.250,00 1.250,00 1.480,33 87 128.788,99 1.480,00 1.480,00 128.760,00

1.1.4 bei Tot- u. Fehlgeburten 110,00 110,00 0,00 3 0,00 130,00 130,00 390,00

1.1.5 muslimisch 1.480,33 3 4.441,00 1.480,00 1.480,00 4.440,00

1.2 Aschenbeisetzungen

1.2.1 bei Personen ab dem 10. Lebensjahr 800,00 800,00 1.006,63 163 164.080,13 1.000,00 1.000,00 163.000,00

1.2.3 bei Tot- u. Fehlgeburten 110,00 110,00 1.006,63 0 0,00 130,00 130,00 0,00

1.2.4 anonym 750,00 750,00 1.036,23 58 60.101,53 1.030,00 1.030,00 59.740,00

1.2.5 Urnenwand 700,00 entfällt 957,28 1 957,28 950,00 entfällt 950,00

1.2.6 Urnenkleingrab 700,00 700,00 957,28 24 22.974,77 950,00 950,00 22.800,00

1.2.7 Urnengemeinschaftsgrab teilanonym 700,00 700,00 957,28 5 4.786,41 950,00 950,00 4.750,00

1.2.8 Bestattung unter Bäumen 700,00 700,00 957,28 63 60.308,78 950,00 950,00 59.850,00

1.3 Aussegnung ohne Bestattung

1.3.2 auf dem Alten Friedhof Warmbronn 400,00 550,00 688,97 1 688,97 440,00 680,00 440,00

1.4 Benutzung der Aussegnungshalle im Rahmen einer Bestattung

1.4.2 auf dem Alten Friedhof Warmbronn 350,00 500,00 688,97 24 16.535,34 405,00 700,00 9.720,00

1.5 Benutzung des Aufbahrungsraumes (Leichenzelle)

1.5.1 pro Tag 100,00 130,00 650,30 26 16.907,80 120,00 200,00 3.120,00

1.5.2 3 Tage und mehr 300,00 390,00 1.950,90 73 142.415,74 360,00 600,00 26.280,00

2. Grabnutzungsrechte

2.1 Reihengräber für Erdbestattungen

2.1.1 20 Jahre 1.200,00 1.300,00 1.838,85 15 27.582,81 1.830,00 1.830,00 27.450,00

1. 80,00 80,00

0,00 650,00
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93,00 9.114,00

75,00 0,00

93,95

65,00

§ 4 Verwaltungsgebühren

3.

Aufbewahrung von Aschen (Urnen)

Zustimmung zur Urnenumbettung

65,00 75,79

einmalig

für 3 Jahre

Zustimmung zu Ausgrabungen von Leichen und 

Gebeinen
0 0,00 75,00

98 9.207,36 93,00

0

450,00 450,00

690,00

Anforderung der Urne

auf dem Waldfriedhof oder dem Neuen Friedhof 

Höfingen
450,00 600,00 825,20 166 136.983,00 510,00 800,00 84.660,00

400,00 0,00 1 0,00 450,001.1.2

auf dem Waldfriedhof oder dem Neuen Friedhof 

Höfingen
1.3.1 500,00 650,00 825,20 11 9.077,19 600,00 820,00 6.600,00

bei Personen bis zum vollendeten                         

10. Lebensjahr
1.1.3 550,00 550,00 0,00

Personen ab dem 10. Lebensjahr

2.1.2 940,87 230,00 300,00

bei Personen bis zum vollendeten                                          

10. Lebensjahr

650,00 0,00

bei Personen bis zum vollendeten                                           

2. Lebensjahr
400,00

0,001.2.2 400,00 400,00 1.006,63 0 0,00 450,00 450,00

1.4.1

Personen bis zum vollendeten                          

10. Lebensjahr
15 Jahre 400,00 400,00 694,25 0 0,00 460,00 600,00 0,00

Personen bis zum vollendeten                                     

2. Lebensjahr
200,00 200,00 376,35 38 Jahre

2.1.3
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bisherige bisherige Gebühren- Ø Summen Vor- Vor- Summen

Gebühren- Gebühren- ober- An- (Gebühren- schlag schlag (Vor-

sätze sätze grenzen zahl ober- der der Ver- schlag)

Auswärt. grenze) Ver- waltung

2017 2017 2022 waltung Auwärtige

in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR

2.2 Urnenreihengräber 15 Jahre

2.2.1 Urnengrab 500,00 550,00 538,64 20 10.503,53 700,00 700,00 13.650,00

2.2.2 anonymes Urnengrab 330,00 370,00 288,47 57 16.442,96 450,00 450,00 25.650,00

2.2.3 Urnenwand 430,00 entfällt 458,84 2 917,69 590,00 entfällt 1.180,00

2.2.4 Urnenkleingrab

2.2.4.1 bei der erstmaligen Verleihung 480,00 530,00 458,23 23 10.539,28 540,00 540,00 12.420,00

2.2.4.2 bei Verlängerung pro Jahr 36,00 36,00

2.2.4.3 bei Verlängerung pro Monat 3,00 3,00

2.2.5 Urnengemeinschaftsgrab teilanonym 380,00 420,00 308,95 6 1.853,67 500,00 500,00 3.000,00

2.2.6 Bestattung unter Bäumen 380,00 420,00 229,82 63 14.478,71 500,00 500,00 31.500,00

2.3 Wahlgräber für Erdbestattungen 30 Jahre

2.3.1 einfachbreites, doppeltiefes Wahlgrab (für 2-fache Belegung)

2.3.1.1 bei der erstmaligen Verleihung 3.600,00 3.960,00 5.792,77 28 162.197,59 5.200,00 5.790,00 145.600,00

2.3.1.2 bei Verlängerung pro Jahr 132,00 132,00 193,09 460 88.822,49 174,00 193,00 80.040,00

2.3.1.3 bei Verlängerung pro Monat 11,00 11,00 16,09 257 4.127,35 15,00 17,00 3.847,50

2.3.2 doppelbreites, doppeltiefes Wahlgrab (f. 4-fache Belegung)

2.3.2.1 bei der erstmaligen Verleihung 6.100,00 6.710,00 9.413,25 2 18.826,51 8.800,00 9.400,00 17.600,00

2.3.2.2 bei Verlängerung pro Jahr 192,00 192,00 313,78 107 33.573,94 294,00 314,00 31.458,00

2.3.2.3 bei Verlängerung pro Monat 16,00 16,00 26,15 112 2.928,57 25,00 27,00 2.800,00

2.3.3

2.3.3.1 bei der erstmaligen Verleihung 2.896,39 3 8.689,16 2.600,00 2.890,00 7.800,00

2.3.3.2 bei Verlängerung pro Jahr 57,93 0 0,00 87,00 97,00 0,00

2.3.3.3 bei Verlängerung pro Monat 4,83 0 0,00 8,00 9,00 0,00

2.4 Urnenwahlgräber

2.4.1 in der Erde 30 Jahre

2.4.1.1 bei der erstmaligen Verleihung 2.700,00 2.970,00 3.133,11 48 148.822,69 4.200,00 4.200,00 199.500,00

2.4.1.2 bei Verlängerung pro Jahr 90,00 90,00 104,44 106 11.070,32 140,00 140,00 14.840,00

2.4.1.3 bei Verlängerung pro Monat 8,00 8,00 8,70 44 382,94 12,00 12,00 528,00

2.4.2 in der Urnenwand 30 Jahre

2.4.2.1 bei der erstmaligen Verleihung 1.500,00 entfällt 1.779,30 2 3.558,59 2.800,00 entfällt 5.600,00

2.4.2.2 bei Verlängerung pro Jahr 50,00 entfällt 59,31 0 0,00 94,00 entfällt 0,00

2.4.2.3 bei Verlängerung pro Monat 5,00 entfällt 4,94 0 0,00 8,00 entfällt 0,00

3. Grabeinfassungen

3.1 Einzelgrab (1 x 2 m) 500,00 550,00 849,89 45 37.819,94 840,00 840,00 37.380,00

3.2 600,00 660,00 1.085,97 2 2.171,93 1.080,00 1.080,00 2.160,00

3.3 Kindergräb (1 x 1,5 m) 230,00 260,00 550,85 2 1.101,70 280,00 280,00 560,00

3.4 300,00 330,00 491,83 59 28.772,19 490,00 490,00 28.665,00

indi-

viduell

5. Beisetzung nach Ablauf des Grabnutzungsrechtes in der Urnenwand

5.1 Reihengrab 150,00 entfällt 180,00 2 180,00 180,00 entfällt 360,00

5.2 Wahlgrab 200,00 entfällt 250,00 2 250,00 250,00 entfällt 500,00

6. Benutzung der Kühleinrichtungen 

6.1 pro Tag 90,00 100,00 184,85 20 3.696,90 120,00 180,00 2.400,00

6.2 3 Tage und mehr 270,00 300,00 554,54 65 36.044,81 360,00 540,00 23.400,00

7. Benutzung des Sektionsraumes

7.1 Rahmenarbeitszeit: je angefangene Stunde 200,00 220,00 347,89 1 200,00 340,00 340,00 340,00

8. Benutzung des Abschiedsraumes

(je Benutzung)

9.  Benutzung der Kühleinrichtungen im Aufbahrungsraum (Leichenzelle)

9.1 pro Tag 835,15 0 0,00 240,00 380,00 0,00

9.2 3 Tage und mehr 2.505,44 0 0,00 720,00 1.140,00 0,00

10. Einebnen und Abräumen je Grab

10.1 einfachbreites Grab 300,00 300,00 502,17 53 26.615,25 500,00 500,00 26.500,00

10.2 doppelbreites Grab 460,00 460,00 695,32 16 11.125,10 690,00 690,00 11.040,00

10.3 180,00 180,00 347,66 23 7.996,16 340,00 340,00 7.820,00

4. 165,00 entfällt entfällt entfällt 0,00

120,00 140,00 299,46 18

außerhalb der Rahmenarbeitszeit: je 

angefangene Stunde

5.240,57 180,00 300,00

7.2 300,00 330,00 452,25 0 0,00 450,00 450,00 0,00

muslimisches Grab (einfachbreit für 1-fache Belegung) 

Abdeckplatte für Urnenwand 

Urnengrab / Kindergrab

Doppelgrab (2 x 2 m)

Urnengrab (1 x 1 m)
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Anlage 6

Urnen-

bestattungen

dem Waldfriedhof 

und Neuer Friedhof Höfingen

Grundgebühr
 1)

800,00 EUR     neu: 1.000,00 EUR   800,00 EUR    neu: 1.000,00 EUR 750,00 EUR     neu: 1.030,00 EUR 700,00 EUR     neu: 950,00 EUR 700,00 EUR neu: 950,00 EUR

Grabnutzungsrecht 500,00 EUR     neu: 700,00 EUR      2.700,00 EUR neu: 4.200,00 EUR 330,00 EUR     neu: 450,00 EUR    480,00 EUR     neu: 540,00 EUR 380,00 EUR neu: 500,00 EUR

Grabeinfassung 300,00 EUR     neu: 490,00 EUR      300,00 EUR    neu: 490,00 EUR    entfällt 300,00 EUR     neu: 490,00 EUR entfällt

Gesamt 1.600,00 EUR  neu: 2.190,00 EUR   3.800,00 EUR neu: 5.690,00 EUR 1.080,00 EUR  neu: 1.480,00 EUR 1.480,00 EUR  neu: 1.980,00 EUR 1.080,00 EUR neu: 1.450,00 EUR

Erd- Wird im Rahmen einer Bestattung der Abschiedsraum benutzt, fällt eine zusätzliche 

bestattungen Gebühr in Höhe von 120,00 EUR (neu:  180,00 EUR) an.

Für das Einebnen und Abräumen eines Grabes fallen an:

bei einfachbreiten Gräbern 300,00 EUR  neu: 500,00 EUR   

bei doppelbreiten Gräbern 460,00 EUR  neu: 690,00 EUR   

Grundgebühr 
1)

1.250,00 EUR  neu: 1.480,00 EUR   1.250,00 EUR neu: 1.480,00 EUR bei Urnen-/Kindergräbern 180,00 EUR  neu: 340,00 EUR   

Grabnutzungsrecht 1.200,00 EUR  neu: 1.830,00 EUR   3.600,00 EUR neu: 5.200,00 EUR 
1)

Mit der Grundgebühr sind folgende Leistungen abgegolten:

- Tätigkeit der Verwaltung

Grabeinfassung 500,00 EUR     neu: 840,00 EUR      500,00 EUR    neu: 1.080,00 EUR - Herstellen und Schließen des Grabes

- Bestattung bzw. Urnenbeisetzung

Gesamt 2.950,00 EUR  neu: 4.150,00 EUR   5.350,00 EUR neu: 7.760,00 EUR 

doppeltief/einfachbreit

in einer Rasenfläche auf

dem Waldfriedhofnur 1 Bestattung möglich!

Reihengrab

20 Jahre Ruhezeit

nur 1 Bestattung möglich!

Wahlgrab, einfachbreit

30 Jahre Nutzungszeit

für 2-fache Belegung

Übersicht der wichtigsten Gebühren im Bestattungswesen

Urnenwahlgrab

30 Jahre Nutzungszeit

mehrere Belegungen möglich

Waldfriedhof und 

Neuer Friedhof Höfingen

15 Jahre Ruhezeit in einer Rasenfläche auf 

Bestattung unter BäumenUrnenkleingrabanonymes UrnengrabUrnenreihengrab
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Anlage 7

Be-

nutzung 

Aus-     

segnungs-        

halle 

Be-

nutzung 

Leichen-

zelle

Be-

stattung 

Er-

wachse-

ner

Be-

stattung 

Kinder

Bei-

setzung 

von 

Urnen

Ort

Ein-

wohner-

zahl

EUR

Ruhe-

zeit in 

Jahren

EUR

Ruhe-

zeit in 

Jahren

EUR

Ruhe-

zeit in 

Jahren

EUR

Ruhe-

zeit in 

Jahren

EUR

Ruhe-

zeit in 

Jahren

EUR

Ruhe-

zeit in 

Jahren

EUR EUR EUR EUR EUR Ja / Nein v. H.

Ditzingen 24.845 986 20 527 10 735 15 1.875 25 1.207 25 907 15 176 114 871 348 174 Ja 95

Ravensburg 50.770 2.400 20 530 10 1.200 15 2.960 20 1.200 15 1 0 280 210 1 1 1 Nein 92

Bad Waldsee 20.096 2.630 25 796 15 914 20 1.716 25 759 20 1.018 20 225 126 1.074 847 220 Nein 85

Heidenheim an 

der Brenz
49.297 2.045 20 965 12 1.120 15 2.810 20 1.695 15 2.085 15 550 390 910 520 440 Nein 85

Radolfzell am 

Bodensee
31.450 1.170 20 474 10 617 15 1.424 25 1.023 25 2.603 25 250 190 940 570 395 Nein 85

Aalen 68.351 1.110 20 564 15 1.030 15 1.911 20 1.780 15 3.074 15 360 268 844 327 550 Nein 82

Tauber-

bischofsheim
14.310 1.899 20 0 0 1.602 15 3.855 25 1.602 15 0 0 217 130 914 553 363 Nein 79

Waiblingen 56.516 1.910 15 450 10 1.350 15 6.010 30 4.380 30 1.960 20 423 60 1.050 389 389 Nein 79

Filderstadt 46.175 2.100 20 350 15 750 15 5.500 40 1.100 15 1.100 15 500 160 740 200 330 Nein 75

Vaihingen an 

der Enz
29.641 821 20 305 10 456 15 1.250 20 927 15 1.493 15 398 30 708 585 481 Nein 74

Leonberg 48.749 1.200 20 400 15 500 15 3.600 30 2.700 30 1.500 30 450 270 1.250 550 800 Ja 49

Aus-

wärtigen-    

zuschlag

Kosten-

deckungs-

grad           

2020      

(vorl.      

Rech-             

nungs-

ergebnis)

Auszug aus den Ergebnissen der Umfrage des Gemeindetags Baden-Württemberg                                                                                                                                

zu den Gebührensätzen 2022 

Urnen-

wahlgrab - 

Urnenwand

Reihengrab 

für 

Erwachsene

Sonstige Bestattungsgebühren

Reihengrab 

für Kinder

Urnenreihen-

grab

Wahlgrab je 

Einzel-

grabfläche

Rottenburg am 

Neckar

Grabnutzungsgebühren
Bestattungsgebühren Sonstige Gebühren 

43.825 2.223 20 1.401 20 1.740 15 3.060 20 1.740 15

Urnen-

wahlgrab je 

Einzelgrab

217 131 Nein 821.260 15 0 87 407
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Anlage 8

Die Gebührenvorschläge im Überblick

Gebühr Gebühr Veränderung Gebühr neu

aktuell neu für andere 

Verstorbene

i.S.d. § 6

in EUR in EUR in % in EUR

Zustimmung für die Aufstellung/Veränderung 

eines Grabmals einschl. 

Standfestigkeitsprüfung

2. Zulassung zur gewerbsmäßigen Betätigung

2.1 einmalig 30,00 34,00 13,3% 34,00

2.2 für 3 Jahre 205,00 279,00 36,1% 279,00

4. Zustimmung zur Urnenumbettung 30,00 38,00 26,7% 38,00

5. Anforderung der Urne 23,00 32,00 39,1% 32,00

6. 22,00 26,00 18,2% 26,00

7. 30,00 37,00 23,3% 37,00

§ 5 Benutzungsgebühren

1. Grundgebühren

1.1 Erdbestattungen

1.1.1 bei Personen ab dem 10. Lebensjahr 1.250,00 1.480,00 18,4% 1.480,00

1.1.4 bei Tot- u. Fehlgeburten 110,00 130,00 18,2% 130,00

1.1.5 muslimisch 1.480,00 0,0% 1.480,00

1.2 Aschenbeisetzungen

1.2.1 bei Personen ab dem 10. Lebensjahr 800,00 1.000,00 25,0% 1.000,00

1.2.3 bei Tot- u. Fehlgeburten 110,00 130,00 18,2% 130,00

1.2.4 anonym 750,00 1.030,00 37,3% 1.030,00

1.2.5 Urnenwand 700,00 950,00 35,7% entfällt

1.2.6 Urnenkleingrab 700,00 950,00 35,7% 950,00

1.2.7 Urnengemeinschaftsgrab teilanonym 700,00 950,00 35,7% 950,00

1.2.8 Bestattung unter Bäumen 700,00 950,00 35,7% 950,00

1.3 Aussegnung ohne Bestattung

1.3.2 auf dem Alten Friedhof Warmbronn 400,00 440,00 10,0% 680,00

1.4 Benutzung der Aussegnungshalle im Rahmen einer Bestattung

1.4.2 auf dem Alten Friedhof Warmbronn 350,00 405,00 15,7% 700,00

1.5 Benutzung des Aufbahrungsraumes (Leichenzelle)

1.5.1 pro Tag 100,00 120,00 20,0% 200,00

1.5.2 3 Tage und mehr 300,00 360,00 20,0% 600,00

2. Grabnutzungsrechte

2.1 Reihengräber für Erdbestattungen

2.1.1 Personen ab dem 10. Lebensjahr 20 Jahre 1.200,00 1.830,00 52,5% 1.830,00

auf dem Waldfriedhof oder dem Neuen Friedhof 

Höfingen

Vorschlag der Verwaltung

Aufbewahrung von Aschen (Urnen)

Versendung von Aschen (Urnen)

3.

1.

§ 4  Verwaltungsgebühren

93,00

Zustimung zu Ausgrabungen von Leichen und 

Gebeinen
65,00 75,00

80,00 93,00 16,3%

400,00
bei Personen bis zum vollendeten                                                      

2. Lebensjahr
450,00 12,5%

2.1.2
Personen bis zum vollendeten            

2. Lebensjahr
200,00 230,00 15,0%

Seite 1 von 2

15,4%

450,00 510,00 13,3%

75,00

1.3.1
auf dem Waldfriedhof oder dem Neuen Friedhof 

Höfingen
500,00 600,00 20,0% 820,00

800,001.4.1

450,00

550,00 650,00 18,2% 650,00

1.2.2
bei Personen bis zum vollendeten                                  

10. Lebensjahr
400,00 450,00 12,5% 450,00

1.1.3
bei Personen bis zum vollendeten                              

10. Lebensjahr

1.1.2

300,008 Jahre

2.1.3
Personen bis zum vollendeten                 

10. Lebensjahr
15 Jahre 400,00 460,00 15,0% 600,00

TOP 3 Ö



Gebühr Gebühr Veränderung Gebühr neu

aktuell neu für andere 

Verstorbene

i.S.d. § 6

in EUR in EUR in % in EUR

Vorschlag der Verwaltung

2.2 Urnenreihengräber 15 Jahre

2.2.1 in den Urnenfeldern 500,00 700,00 40,0% 700,00

2.2.2 anonymes Urnengrab (Waldfriedhof) 330,00 450,00 36,4% 450,00

2.2.3 in der Urnenwand 430,00 590,00 37,2% entfällt

2.2.4 Urnenkleingrab

2.2.4.1 bei der erstmaligen Verleihung 480,00 540,00 12,5% 540,00

2.2.4.2 bei Verlängerung pro Jahr 36,00 36,00

2.2.4.3 bei Verlängerung pro Monat 3,00 3,00

2.2.5 Urnengemeinschaftsgrab teilanonym 380,00 500,00 31,6% 500,00

2.2.6 Bestattung unter Bäumen 380,00 500,00 31,6% 500,00

2.3 Wahlgräber für Erdbestattungen 30 Jahre

2.3.1 einfachbreites, doppeltiefes Wahlgrab (für 2-fache Belegung)

2.3.1.1 bei der erstmaligen Verleihung 3.600,00 5.200,00 44,4% 5.790,00

2.3.1.2 bei Verlängerung pro Jahr 132,00 174,00 31,8% 193,00

2.3.1.3 bei Verlängerung pro Monat 11,00 15,00 36,4% 17,00

2.3.2 doppelbreites, doppeltiefes Wahlgrab (für 4-fache Belegung)

2.3.2.1 bei der erstmaligen Verleihung 6.100,00 8.800,00 44,3% 9.400,00

2.3.2.2 bei Verlängerung pro Jahr 192,00 294,00 53,1% 314,00

2.3.2.3 bei Verlängerung pro Monat 16,00 25,00 56,3% 27,00

2.3.3 muslimisches Grab (einfachbreit für 1-fache Belegung) 

2.3.3.1 bei der erstmaligen Verleihung 2.600,00 0,0% 2.890,00

2.3.3.2 bei Verlängerung pro Jahr 87,00 0,0% 97,00

2.3.3.3 bei Verlängerung pro Monat 8,00 0,0% 9,00

2.4 Urnenwahlgräber 30 Jahre 

2.4.1 in der Erde

2.4.1.1 bei der erstmaligen Verleihung 2.700,00 4.200,00 55,6% 4.200,00

2.4.1.2 bei Verlängerung pro Jahr 90,00 140,00 55,6% 140,00

2.4.1.3 bei Verlängerung pro Monat 8,00 12,00 50,0% 12,00

2.4.2 in der Urnenwand

2.4.2.1 bei der erstmaligen Verleihung 1.500,00 2.800,00 86,7% entfällt

2.4.2.2 bei Verlängerung pro Jahr 50,00 94,00 88,0% entfällt

2.4.2.3 bei Verlängerung pro Monat 5,00 8,00 60,0% entfällt

3. Grabeinfassungen

3.1 Einzelgrab (1 x 2 m) 500,00 840,00 68,0% 840,00

3.2 600,00 1.080,00 80,0% 1.080,00

3.3 Kindergrab (1 x 1,5 m) 230,00 280,00 21,7% 280,00

3.4 300,00 490,00 63,3% 490,00

indivduell

nach Bedarf

5. Beisetzung nach Ablauf des Grabnutzungsrechtes in der Urnenwand

5.1 Reihengrab 150,00 180,00 20,0% entfällt

5.2 Wahlgrab 200,00 250,00 25,0% entfällt

6. Benutzung der Kühleinrichtungen

6.1 pro Tag 90,00 120,00 33,3% 180,00

6.2 3 Tage und mehr 270,00 360,00 33,3% 540,00

7. Benutzung des Sektionsraumes

7.1 Rahmenarbeitszeit: je angefangene Stunde 200,00 340,00 70,0% 340,00

8. Für die Benutzung des Abschiedsraumes 

(je Benutzung)

9. Benutzung der Kühleinrichtungen im Aufbahrungsraum (Leichenzelle)

9.1 pro Tag 240,00 0,0% 380,00

9.2 3 Tage und mehr 720,00 0,0% 1.140,00

10. Für das Einebnen und Abräumen je Grab

10.1 einfachbreites Grab 300,00 500,00 66,7% 500,00

10.2 doppelbreites Grab 460,00 690,00 50,0% 690,00

10.3 Urnengrab / Kindergrab 180,00 340,00 88,9% 340,00

7.2
außerhalb der Rahmenarbeitszeit: je angefangene 

Stunde

Abdeckplatte für Urnenwand 4. 

Doppelgrab (2 x 2 m)

300,00 450,00 50,0% 450,00
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Urnengrab (1 x 1 m)

165,00 individuell entfällt

120,00 180,00 50,0% 300,00

TOP 3 Ö
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Änderungssatzung zur „Satzung über die Erhebung von Gebühren 

im Bestattungswesen – Bestattungsgebührensatzung -“ 

 

Aufgrund von § 4 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) vom 24.07.2000, 

§§ 2, 11 und 14 des Kommunalabgabengesetzes für Baden-Württemberg (KAG) vom 

17.03.2005, jeweils in der derzeit gültigen Fassung, hat der Gemeinderat der Stadt Leonberg 

am 26.07.2022 folgende Satzung zur Änderung der „Satzung über die Erhebung von 

Gebühren im Bestattungswesen – Bestattungsgebührensatzung – “ beschlossen: 

 

§ 1 – Änderung des § 4 
 
§ 4 erhält folgende Fassung: 

§ 4 
Verwaltungsgebühren 

 

Die Gebühren betragen: 

Öffentliche Leistung 

Einheimische 
 
 
 
 
 

für andere 
Verstorbene 
i.S.v. § 6 der 
Bestattungs- 
gebührensatzung 

 

1. Zustimmung zur Aufstellung und Veränderung 
eines Grabmals 

93 EUR 93 EUR  

2. Zulassung zur gewerbsmäßigen Betätigung auf den Friedhöfen 

2.1 Einmalige Genehmigung 34 EUR 34 EUR 

2.2 Dauerzulassung für 3 Jahre 279 EUR 279 EUR 

3. Zustimmung zu Ausgrabungen von Leichen und 
Gebeinen 

75 EUR 75 EUR 

4. Zustimmung zur Urnenumbettung 38 EUR 38 EUR 

5.  Anforderung der Urne 32 EUR 32 EUR 

6. Aufbewahrung von Aschen (Urnen) 26 EUR 26 EUR 

7. Versendung von Aschen (Urnen) 37 EUR 37 EUR 
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§ 2 – Änderung des § 5 
 
§ 5 erhält folgende Fassung: 

§ 5 
Benutzungsgebühren 

 
 
Es werden erhoben: 
 

Öffentliche Leistung 

Einheimische für andere 
Verstorbene  
i.S.v. § 6 der 
Bestattungs- 
gebührensatzung 
 

1. Grundgebühren  

 Mit der Grundgebühr ist abgegolten: 
Die Tätigkeit der Verwaltung, das Herstellen und Schließen des Grabes sowie die 
Bestattung bzw. Urnenbeisetzung. 
 

1.1 Erdbestattungen 

1.1.1 bei Personen ab dem 10. Lebensjahr 1.480 EUR 1.480 EUR 

1.1.2 bei Personen bis zum vollendeten  
2. Lebensjahr 

450 EUR 450 EUR 

1.1.3 bei Personen bis zum vollendeten  
10. Lebensjahr 

650 EUR 650 EUR 

1.1.4 bei Tot- und Fehlgeburten 130 EUR 130 EUR 

1.1.5 muslimisch 1.480 EUR 1.480 EUR 

1.2 Aschenbeisetzungen 

1.2.1 bei Personen ab dem 10. Lebensjahr 1.000 EUR 1.000 EUR 

1.2.2 bei Personen bis zum vollendeten  
10. Lebensjahr 

450 EUR 450 EUR 

1.2.3 bei Tot- und Fehlgeburten 130 EUR 130  EUR 

1.2.4 anonym 1.030 EUR 1.030 EUR 

1.2.5 Urnenwand 950 EUR entfällt 

1.2.6 Urnenkleingrab 950 EUR 950 EUR 

1.2.7 Urnengemeinschaftsgrab teilanonym 950 EUR 950 EUR 

1.2.8 Bestattung unter Bäumen 950 EUR 950 EUR 

1.3 Aussegnungen ohne Bestattung   

1.3.1 auf dem Waldfriedhof oder 
dem Neuen Friedhof Höfingen 

600 EUR 820 EUR 

1.3.2 auf dem Alten Friedhof Warmbronn 440 EUR 680 EUR 

1.4 Benutzung der Aussegnungshalle im Rahmen einer Bestattung 

1.4.1 auf dem Waldfriedhof oder 
dem Neuen Friedhof Höfingen 

510 EUR 800 EUR 

1.4.2 auf dem Alten Friedhof Warmbronn 405 EUR 700 EUR 

1.5. Benutzung des Aufbahrungsraumes   

1.5.1 pro Tag (erster und letzter Tag zählen 
zusammen als 1 Tag)  

120 EUR 200 EUR 

1.5.2 3 Tage und mehr 360 EUR 600 EUR 

 

  
  

TOP 3 Ö



 
 
 

Seite 3 von 5 

Öffentliche Leistung 

Einheimische für andere 
Verstorbene  
i.S.v. § 6 der 
Bestattungs- 
gebührensatzung 
 

2. Grabnutzungsrechte 

 

2.1 Reihengräber für Erdbestattungen 

2.1.1 Personen ab dem 10. Lebensjahr  
(20 Jahre Ruhezeit) 

1.830 EUR 1.830 EUR 

2.1.2 Personen bis zum vollendeten 2. Lebensjahr 
(8 Jahre Ruhezeit) 

230 EUR 300 EUR 

2.1.3 Personen bis zum vollendeten 10. Lebensjahr 
(15 Jahre Ruhezeit) 

460 EUR 600 EUR 

2.2 Urnenreihengräber (15 Jahre) 

2.2.1 in den Urnenfeldern 700 EUR 700 EUR 

2.2.2 anonymes Urnengrab 450 EUR 450 EUR 

2.2.3 in der Urnenwand 590 EUR entfällt 

2.2.4 Urnenkleingrab   

2.2.4.1 bei der erstmaligen Verleihung 540 EUR 540 EUR 

2.2.4.2 bei Verlängerung pro Jahr 36 EUR 36 EUR 

2.2.4.3 bei Verlängerung pro Monat 3 EUR 3 EUR 

2.2.5 Urnengemeinschaftsgrab teilanonym 500 EUR 500 EUR 

2.2.6 Bestattung unter Bäumen 500 EUR 500 EUR 

2.3 Wahlgräber für Erdbestattungen (30 Jahre) 

2.3.1 einfachbreites, doppeltiefes Wahlgrab (für 2-fache Belegung) 

2.3.1.1 bei erstmaliger Verleihung 5.200 EUR 5.790 EUR 

2.3.1.2 bei Verlängerung pro Jahr 174 EUR 193 EUR 

2.3.1.3   bei Verlängerung pro Monat (angefangene 
Monate werden voll berechnet) 

15 EUR 17 EUR 

2.3.2 doppelbreites, doppeltiefes Wahlgrab (für 4-fache Belegung) 

2.3.2.1 bei erstmaliger Verleihung 8.800 EUR 9.400 EUR 

2.3.2.2   bei Verlängerung pro Jahr 294 EUR 314 EUR 

2.3.2.3   bei Verlängerung pro Monat (angefangene 
Monate werden voll berechnet) 

25 EUR 27 EUR 

2.3.3 Muslimisches Grab (für 1-fache Belegung) 

2.3.3.1 bei der erstmaligen Verleihung 2.600 EUR 2.890 EUR 

2.3.3.2 bei Verlängerung pro Jahr 87 EUR 97 EUR 

2.3.3.3 bei Verlängerung pro Monat 8 EUR 9 EUR 

 

2.4 Urnenwahlgräber (30 Jahre) 

2.4.1 in der Erde 

2.4.1.1 bei erstmaliger Verleihung (Urnenfeld) 4.200 EUR 4.200 EUR 

2.4.1.2 bei Verlängerung pro Jahr 140 EUR 140 EUR 

2.4.1.3 bei Verlängerung pro Monat (angefangene 
Monate werden voll berechnet) 

12 EUR 12 EUR 

2.4.2 in der Urnenwand 

2.4.2.1 bei erstmaliger Verleihung 2.800 EUR entfällt 

2.4.2.2 bei Verlängerung pro Jahr 94 EUR entfällt 

2.4.2.3 bei Verlängerung pro Monat (angefangene 
Monate werden voll berechnet) 

8 EUR entfällt 
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Öffentliche Leistung 

Einheimische für andere 
Verstorbene  
i.S.v. § 6 der 
Bestattungs- 
gebührensatzung 
 

3. Grabeinfassungen 
3.1 Einzelgrab (1 x 2 m) 840 EUR 840 EUR 

3.2 Doppelgrab  (2 x 2 m) 1.080 EUR    1.080 EUR 

3.3 Kindergrab  (1 x 1,5 m) 280 EUR 280 EUR 

3.4 Urnengrab  (1 x 1 m) 490 EUR 490 EUR 

 

4. Abdeckplatte für Urnenwand individuell  entfällt 

 

5. Beisetzung nach Ablauf des Grabnutzungsrechtes in der Urnenwand 
5.1 Reihengrab 180 EUR entfällt 

5.2 Wahlgrab 250 EUR entfällt 

 

6. Für die Benutzung der Kühltruhen oder der Kühlzellen 
6.1 pro Tag 120 EUR 180 EUR 

6.2 3 Tage und mehr 360 EUR 540 EUR 

 

7. Für die Benutzung des Sektionsraumes 

7.1 Rahmenarbeitszeit: je angefangene Stunde 340 EUR 340 EUR 

7.2 außerhalb der Rahmenarbeitszeit: je 
angefangene Stunde 

450 EUR 450 EUR 

 

8. Für die Benutzung des 
Abschiedsraumes (je Benutzung) 

180 EUR 300 EUR 

 

9. Für die Benutzung der Kühltruhen oder der Kühlzellen im 
Aufbahrungsraum 

9.1 pro Tag 240 EUR 380 EUR 

9.2 3 Tage und mehr 720 EUR 1.140 EUR 

 

10. Für das Einebnen und Abräumen je Grab 
10.1 einfachbreites Grab 500 EUR 500 EUR 

10.2 doppelbreites Grab 690 EUR 690 EUR 

10.3 Urnengrab / Kindergrab 340 EUR 340 EUR 

 

11. Für sonstige Leistungen, insbesondere 
11.1 für die Mithilfe bei der Sektion, 

der tatsächliche 
Aufwand 

der tatsächliche 
Aufwand 

11.2 für das Ausgraben, Umbetten oder Tieferlegen 
von Leichen, Gebeinen oder Urnen 

11.3 für das Entfernen der Bepflanzung anlässlich 
einer Folgebestattung 

 
 
 
 
 
 
 

TOP 3 Ö



 
 
 

Seite 5 von 5 

§ 3 – Änderung des § 5a 

§ 5 a erhält folgende Fassung: 

§ 5 a 
Übergangsregelung 

 

(1) Müssen in den alten Friedhöfen in Leonberg, Eltingen und Höfingen (ab Inbetriebnahme 
des dortigen neuen Friedhofs) wegen einer weiteren Beisetzung die Grabnutzungsrechte 
an Wahlgräbern im Erdbestattungsfeld verlängert werden, so werden auch bei 
doppelbreiten Wahlgräbern nur die Gebühren nach 2.3.1 (für 2-fache Belegung) erhoben.  

 
 
 

§ 4 – Änderungen des § 6  

§ 6 erhält folgende Fassung: 

§ 6 
Andere Verstorbene im Sinne des § 2 Abs. 1 der Friedhofsordnung 

 
(1) Als andere Verstorbene im Sinne des § 2 Abs. 1 der Friedhofsordnung gilt, wer im   

Zeitpunkt des Todes nicht Einwohner/in der Stadt Leonberg ist. Ausgenommen ist: 
 

1. wer vor der Unterbringung in einem außerhalb Leonbergs liegenden Alten- bzw. 
Pflegeheim oder vor der Unterbringung bei auswärts wohnenden Verwandten den 
Hauptwohnsitz in Leonberg hatte, 

2. wer vor dem Wegzug, der höchstens 5 Jahre zurückliegen darf, den Hauptwohnsitz 
mindestens 10 Jahre lang in Leonberg hatte, 

3. wer ein Nutzungsrecht erworben hat oder als Angehörige/r in einem vorhandenen 
Wahlgrab bestattet werden darf (§ 14 Abs. 5 Satz 3 FO). 

 
 
 

§ 4 – Änderungen des § 8  

§ 8 erhält folgende Fassung: 

 

§ 8 
Inkrafttreten 

 

Diese Satzung tritt am 01.09.2022 in Kraft. 
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Anlage 10 Synopse 
 

Alt: Bestattungsgebührensatzung 
gemäß Beschluss des Gemeinderates 
vom 27.06.2017  
Vorlage 2016/012-1 
 

Neu: Bestattungsgebührensatzung  
gemäß Beschluss des Gemeinderates 
vom 26.07.2022 
Vorlage 2022/006 
 

Erläuterungen 
 
 

 
§ 5 a  

Übergangsregelung 
 
(1)  Wurden an doppelbreiten Wahlgräbern 

für maximal vierfache Belegung vor 
dem 01.01.1983 entsprechend der da-
mals geltenden Bestattungsgebühren-
ordnung zunächst nur Nutzungsrechte 
für zwei Belegungen erworben, so be-
steht in diesen Fällen die Möglichkeit, 
Nutzungsrechte für eine dritte und 
vierte Belegung rückwirkend zu erwer-
ben.  

(2)  Die Gebühr für die Verleihung jedes 
weiteren Nutzungsrechts beträgt je Be-
legung 1.525 EUR. 

(3)   Müssen in den alten Friedhöfen in Leon-
berg, Eltingen und Höfingen (ab Inbe-
triebnahme des dortigen neuen Fried-
hofs) wegen einer weiteren Beisetzung 
die Grabnutzungsrechte an Wahlgrä-
bern im Erdbestattungsfeld verlängert 
werden, so werden auch bei doppelbrei-
ten Wahlgräbern nur die Gebühren 
nach 2.3.1 (für 2-fache Belegung) erho-
ben.  

 
 

 
§ 5 a 

Übergangsregelung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(1)   Müssen in den alten Friedhöfen in Leon-

berg, Eltingen und Höfingen (ab Inbe-
triebnahme des dortigen neuen Fried-
hofs) wegen einer weiteren Beisetzung 
die Grabnutzungsrechte an Wahlgrä-
bern im Erdbestattungsfeld verlängert 
werden, so werden auch bei doppelbrei-
ten Wahlgräbern nur die Gebühren nach 
2.3.1 (für 2-fache Belegung) erhoben.  

 
 

 
 
 
 
In der Doppik sind diese Gräber als dop-
pelbreite/doppeltiefe Wahlgräber mit 4 
Belegungen dargestellt. Dies ist auch 
rechtlich korrekt und entspricht dem 
Grundsatz der Gleichbehandlung (UWG). 
Diese wurden bis 24.12.1987 auch je Be-
legung verkauft und alle Urnenbeisetzun-
gen, die danach erfolgten, wurden ohne 
Erhebung einer Belegungsgebühr beige-
setzt.  
 
 
 
Neue Absatznummer wegen Wegfall der 
Absätze 1 und 2. 
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Alt: Bestattungsgebührensatzung 
gemäß Beschluss des Gemeinderates 
vom 27.06.2017  
Vorlage 2016/012-1 
 

Neu: Bestattungsgebührensatzung  
gemäß Beschluss des Gemeinderates 
vom 26.07.2022 
Vorlage 2022/006 
 

Erläuterungen 
 
 

   
§ 6 

Andere Verstorbene im Sinne des  
§ 2 Abs. 1 der Friedhofsordnung 

 

§ 6 
Andere Verstorbene im Sinne des  
§ 2 Abs. 1 der Friedhofsordnung 

 

 

(1)  Als andere Verstorbene im Sinne des § 2 
Abs. 1 der Friedhofsordnung gilt, wer im 
Zeitpunkt des Todes nicht Einwohner 
der Stadt Leonberg ist. Ausgenommen 
ist, 

 
1. wer vor seiner Unterbringung in ei-

nem außerhalb Leonbergs liegenden 
Alten- bzw. Pflegeheim oder vor sei-
ner Unterbringung bei auswärts woh-
nenden Verwandten seinen Haupt-
wohnsitz in Leonberg hatte, 

2. wer vor seinem Wegzug, der höchs-
tens 5 Jahre zurückliegen darf, sei-
nen Hauptwohnsitz mindestens 10 
Jahre lang in Leonberg hatte, 

3. wer ein Nutzungsrecht erworben hat 
oder als Angehöriger in einem vor-
handenen Wahlgrab bestattet wer-
den darf (§ 14 Abs. 5 Satz 3 FO). 

 
 

(1)   Als andere Verstorbene im Sinne des § 2 
Abs. 1 der Friedhofsordnung gilt, wer im 
Zeitpunkt des Todes nicht Einwohner/in 
der Stadt Leonberg ist. Ausgenommen 
ist; 

 
1. wer vor der Unterbringung in einem 

außerhalb Leonbergs liegenden Al-
ten- bzw. Pflegeheim oder vor der Un-
terbringung bei auswärts wohnenden 
Verwandten den Hauptwohnsitz in 
Leonberg hatte, 

2. wer vor dem Wegzug, der höchstens 
5 Jahre zurückliegen darf, den Haupt-
wohnsitz mindestens 10 Jahre lang in 
Leonberg hatte, 

3. wer ein Nutzungsrecht erworben hat 
oder als Angehörige/r in einem vor-
handenen Wahlgrab bestattet werden 
darf (§ 14 Abs. 5 Satz 3 FO). 

 

Redaktionelle Änderungen 
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Alt: Bestattungsgebührensatzung 
gemäß Beschluss des Gemeinderates 
vom 27.06.2017  
Vorlage 2016/012-1 
 

Neu: Bestattungsgebührensatzung  
gemäß Beschluss des Gemeinderates 
vom 26.07.2022 
Vorlage 2022/006 
 

Erläuterungen 
 
 

 
(2)  Der Zuschlag für andere Verstorbene im 

Sinne des § 2 Abs. 1 der Friedhofsord-
nung wird bei den Gebühren für die Ver-
leihung von Grabnutzungsrechten nach 
§ 5 Nr. 2 nur für die vom anderen Ver-
storbenen im Sinne des § 2 Abs. 1 der 
Friedhofsordnung selbst beanspruchte 
Belegung erhoben, sofern der Erwerber 
des Grabnutzungsrechts seinen Haupt-
wohnsitz in Leonberg hat.  

 

  
weggefallen 

 
§ 8 

In-Kraft-Treten 
 
Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer öf-
fentlichen Bekanntmachung in Kraft.  

 
§ 8 

Inkrafttreten 
 

Diese Satzung tritt am 01.09.2022 in Kraft.  
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2022/134
öffentlich

Dezernat II
Kämmereiamt
 

Bauverwaltungs- und 
Bauordnungsamt

Bezugsvorlagen:
2003 P 6

Beratungsfolge Geplante Sitzungstermine Ö / N

Planungsausschuss (Vorberatung) 21.07.2022 Ö
Gemeinderat (Entscheidung) 26.07.2022 Ö

Änderung der "Satzung über die Erhebung von Gebühren für die 
Erstattung von Gutachten durch den Gutachterausschuss"

Beschlussvorschlag

1. Die Ermittlung der umlagefähigen Kosten und die daraus folgenden 
Gebührenvorschläge (Anlagen 1 und 2) werden zur Kenntnis genommen und 
beschlossen.

2. Aufgrund von § 4 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO), §§ 2, 12 
des Kommunalabgabengesetzes für Baden-Württemberg (KAG), jeweils in der derzeit 
gültigen Fassung, hat der Gemeinderat der Stadt Leonberg in seiner Sitzung am 
26.07.2022 die in der Anlage 3 dargestellte Satzung zur Änderung der „Satzung über 
die Erhebung von Gebühren für die Erstattung von Gutachten durch den 
Gutachterausschuss“ beschlossen. 

Finanzielle Auswirkungen:

JA x NEIN

Die finanziellen Auswirkungen ergeben sich je nach Gebührenerhebung. Die Verwaltung 
geht davon aus, dass sich mittelfristig eine Verdreifachung der Erträge ergeben wird. Die 
Änderungen werden im Haushaltsplanentwurf 2023 berücksichtigt. Damit einhergehend 
erhöhen sich die Aufwendungen für die Erstellung der Gutachten, da die externen Gutachter 
70 % der vereinnahmten Gebühren erhalten.

Kontierung HH-
Jahr

Verfügbares 
Budget

Finanzbedarf Bemerkung

51110000 – 33110000
Gutachterausschuss (BgA)
Erträge Verwaltungsgebühren

2022 20.000 EUR 36.000 EUR Aufgrund der 
Neukalkulation ist mit 
höheren Erträgen aus 
Verwaltungsgebühren 
zu rechnen. 

51110000 – 42910000
Gutachterausschuss (BgA)
Besondere Verwaltungs- und 
Betriebsaufwendungen 
(Erstellung Gutachten)

2022 25.500 EUR 25.500 EUR Der Finanzbedarf ist 
im Haushaltsplan 
2022 veranschlagt. 
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Sachverhalt mit der Stellungnahme der Verwaltung

1. Hintergrund der Änderung der Gebührensatzung

Nach § 12 Kommunalabgabengesetz für Baden-Württemberg (KAG) können die Gemeinden 
für die Erstattung von Gutachten durch den Gutachterausschuss nach § 192 Abs. 1 des 
Baugesetzbuches Verwaltungsgebühren erheben. 

Die „Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Erstattung von Gutachten durch den 
Gutachterausschuss“ vom 04.02.1997 wurde am 25.02.2003 letztmals geändert (Vorlage 
2003 P6). Die Satzungsänderungen bzw. Gebührenerhöhungen erfolgten in Anlehnung an 
das Satzungsmuster des Gemeindetag Baden-Württemberg vom 20.09.2001 und der damals 
gültigen Vergütungen nach § 34 der „Honorarordnung für Architekten und Ingenieure“ i. V. 
mit der Honorartafel Mindest- und Höchstsätze. 

Seit Inkrafttreten der novellierten HOAI am 18.08.2009 sind Sachverständige für die 
Bewertung von bebauten und unbebauten Grundstücken im privatgutachterlichen Bereich an 
keine Gebührenordnung gebunden, da die Honorierung von Wertermittlungen und Gutachten 
in der neuen HOAI nicht mehr geregelt ist. 

Gestiegene Kosten und die Einführung der Kommunalen Doppik erfordern eine 
Neukalkulation der Gebühren. Der Kostendeckungsgrad von Leonberg im Bereich Gutachten 
beträgt aktuell ca. 44 %. Der angestrebte Kostendeckungsgrad in Höhe von 100 %, welcher 
mit dem Gemeinderatsbeschluss vom 25.07.2006 (Vorlage 2006 V23) festgelegt wurde, soll 
mit der Anpassung der Gebühren erreicht werden. 

Außerdem erhalten die von der Stadt beauftragten Gutachter seit dem Jahr 2016 Honorare 
aus den Gebühren dieser Satzung in Höhe von 70 %. Die Honorare sind ihrer Höhe nach 
nicht mehr zeitgemäß. Diese fallen, wie aus der nachstehenden Auflistung (Stand: 
02.03.2022 – Geschäftsstelle Gutachterausschuss) ersichtlich, niedriger als in 
Gutachterausschüssen der Region aus: 
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Gutachter-
ausschuss

Gebäude-
wert

600.000 EUR

Landwirt-
schaftliche

Fläche
Wert:

2.000 EUR

Kleinbauten Gebühr für
unbebaute

Grundstücke
(von 100 %)

zzgl. 
Ust.
ja/

nein

Leonberg 1.512 EUR 271 EUR 452 EUR 60 % ja
Renningen 2.360 EUR 300 EUR kein Gebühren-

tatbestand
60 % nein

Bietigheim-
Bissingen 2.720 EUR 920 EUR 350 EUR nein ja

Böblingen 2.110 EUR 440 EUR kein Gebühren-
tatbestand

nein ja

Fellbach 1.725 EUR 210 EUR kein Gebühren-
tatbestand

60 % ja

Kornwestheim 1.928 EUR 240 EUR 200 EUR 60 % nein

Ludwigsburg 1.725 EUR 180 EUR 300 EUR 60 % ja
Sindelfingen 1.755 EUR 186 EUR 200 EUR 60 % ja
Stuttgart 2.720 EUR 920 EUR kein Gebühren-

tatbestand
nein ja

GGA Strohgäu
(Ditzingen, 
Hemmingen, 
Korntal-
Münchingen, 
Markgröningen u.
Schwieberdingen

1.460 EUR 1.168 EUR 400 EUR 80 % nein

Mittelwerte: 2.002 EUR 484 EUR 317 EUR - -

2. Rechtliche Rahmenbedingungen zur Kalkulation der Gebührensätze

Die Gebühren dienen zur Deckung der Kosten, die durch die Erstellung der Gutachten durch
den Gutachterausschuss entstehen. Bei der Festlegung der Gebührensätze ist nach § 12 
KAG neben dem Aufwand auch das wirtschaftliche oder sonstige Interesse der 
Gebührenschuldner an der Wertermittlung zu berücksichtigen. Leistung und Gegenleistung 
sollen in einem angemessenen Verhältnis stehen.

Die Recherche bei anderen Gutachterausschüssen hat ergeben, dass ein Vergleich zur 
Neufestlegung von Gebühren schwierig ist. Es handelt sich zumeist um sehr alte Satzungen. 

Da die Gutachten des Gutachterausschusses in Bezug auf Umfang, Qualität und 
Aussagekraft denen von öffentlich bestellten und vereidigten bzw. zertifizierten Gutachtern 
entsprechen, orientiert sich die Verwaltung an den Honorarvorschlägen für privat tätige 
Gutachter und Sachverständige. 

Als Basis dient hierfür die vorliegende Honorarrichtlinie des Bundesverbandes öffentlich 
bestellter und vereidigter sowie qualifizierter Sachverständiger e.V. (BVS) in der Fassung 
vom Februar 2022, welche nach Auffassung der Verwaltung die gestiegenen Ansprüche an 
Qualität und Umfang der erstellten Gutachten des Gutachterausschusses angemessen 
berücksichtigt sowie die Kostenansätze aus den Gutachterausschüssen 

- Gemeinsamer Gutachterausschuss Oberes Nagoldtal vom 24.09.2020
- Große Kreisstadt Singen (ca. 48.000 Einwohner) vom 06.10.2020
- Gemeinsamer Gutachterausschuss Landkreis Esslingen vom 08.10.2021
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Die vorgenannten Gutachterausschüsse wurden aufgrund der Aktualität der Satzungen als 
Referenzen gewählt. 

Eine einheitliche Gebührenstaffel für alle Gutachterausschüsse ist nicht möglich, da 
einerseits die Gebührenaufkommen vom Grundstückswertniveau abhängen und andererseits 
der erforderliche Aufwand nach den jeweiligen Marktverhältnissen unterschiedlich ist. 
Diesem Grundgedanken trägt der Gebührenvorschlag ebenso Rechnung wie dem 
wirtschaftlichen Interesse des Auftraggebers. Künftig werden auch Besonderheiten an den 
Grundstücken besonders ermittelt (§ 3 Abs. 8). Bei der Wertermittlung von unbebauten 
Grundstücken bzw. Rechten an solchen Grundstücken oder bebauten Grundstücken ohne 
Schätzung der Gebäude beträgt die Gebühr künftig 80 % der Gebühren nach § 4 Abs. 2. 

Der Interessenausgleich ist durch die Gebührenstaffel herbeizuführen. 

Zu dem zu berücksichtigenden Aufwand gehören sämtliche Personal- und Sachkosten 
einschließlich der zurechenbaren Gemeinkosten, die mit der Erstellung der Gutachten 
entstehen. Die Sach- und Gemeinkosten fließen im Rahmen der Ermittlung der Internen 
Leistungsverrechnung über die Steuerungs- und Serviceumlage in die Gebührenkalkulation 
ein. Die Interne Leistungsverrechnung ist auf Rechtssicherheit im Bereich der 
Gebührenkalkulation zu überprüfen und aufzubauen. Unter der Annahme, dass die 
Haushaltsansätze 2022 enthaltenen Steuerungs- und Serviceumlagen nichtgebührenfähige 
Anteile enthält, werden in der vorliegenden Kalkulation die Haushaltsansätze zu 75 % 
berücksichtigt. 

Die Kosten im engeren Sinne entstehen insbesondere durch folgende Tätigkeiten:

 Beratung der Antragsteller und Antragsbearbeitung
 Beschaffung und Auswertung der Unterlagen im Einzelfall
 Ermittlung der wesentlichen wertbeeinflussenden tatsächlichen, rechtlichen und 

wirtschaftlichen Umstände, einschließlich Einholung von Auskünften und 
Vorbesichtigungen; Studium der Literatur und Rechtsprechung soweit erforderlich

 Auswertung der Kaufpreissammlung im Einzelfall
 Erarbeitung eines Gutachtenentwurfs
 Vorbereitung und Durchführung der Gutachterausschusssitzung, einschließlich 

Terminabstimmung, Besichtigung und Beratung (Fahrtkosten, Entschädigung der 
Sachverständigen, Kosten der Geschäftsstelle)

 Ausarbeitung und Ausfertigung des Gutachtens, einschl. Schreiben, Gebührenrechnung, 
Versand- und Registrierarbeiten

 Erläuterung des Gutachtens und Stellungnahmen zu Gegenvorstellungen
 Haftung

Die jährlichen Gesamtkosten für die nach der „Satzung über die Erhebung von Gebühren für 
die Erstattung von Gutachten durch den Gutachterausschuss“ abzurechnenden Gutachten 
sind auf die Gutachten zu verteilen. Wertermittlungen, die nach dem Gesetz über die 
Entschädigung von Zeugen und Sachverständigen (ZSEG) (z.B. für das Amtsgericht) 
abzurechnen sind, oder für die Kostenfreiheit besteht (z.B. Gutachten für Sozialämter), sind 
nicht zu berücksichtigen.

Bei der Festlegung des Kostendeckungsgrades ist auch zu berücksichtigen, dass die Stadt 
die Kosten des Gutachterausschusses für dessen gebührenfreien, gesetzlichen Aufgaben 
wie z.B. die Führung der Kaufpreissammlung bereits trägt. Diese Kosten gehören nicht zu 
den umlagefähigen Kosten.

Die in Abhängigkeit vom Bewertungsgegenstand, von der Arbeitsteilung zwischen Gutachter 
und Geschäftsstelle und von den örtlichen Gegebenheiten entstehenden Kosten sind aus 
Anlage 1 ersichtlich. 
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In der untenstehenden Tabelle ist die Entwicklung der erstatteten Gutachten in den letzten 
10 Jahren aufgeführt. 

Jahr 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021
Gutachten 21 31 40 23 18 9 12 20 21 22

Tabelle 1: Gesamtzahl der erstatteten Gutachten durch den Gutachterausschuss 

3. Geänderte Gebührensatzung für die Erstattung von Gutachten durch den 
Gutachterausschuss ab 01.09.2022

Die Änderungen sind in der Anlage 3 dargestellt. Im Zuge der Neukalkulation der Gebühren 
und den damit einhergehenden Gebührenanpassungen wurde auch der Textteil in einigen 
Punkten überarbeitet.

Neu aufgenommen wurde in § 2 Abs. 4 und 5 das Thema „Urheberrecht“ auf der Grundlage 
des Gesetzes über Urheberrecht und verwandte Schutzrechte (Urheberrechtsgesetz). 
Ebenfalls neu aufgenommen wurden in § 7 „Kostenersatz“. Damit wird der bisherige § 7 
„Entstehung und Fälligkeit“ neu zu § 8. Der bisherige § 8 „Übergangsbestimmungen“ wird 
neu zu § 9, der bisherige § 9 „Inkrafttreten“ wird zu § 10. 

In Anlage 4 ist die Synopse mit den jeweiligen Erläuterungen beigefügt. 

Anlage/n

1 Ermittlung der Gebühren für Gutachten (öffentlich)

2 Gebührenvorschläge (öffentlich)

3 Satzungsänderungen (öffentlich)

4 Synopse (öffentlich)
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Anlage 1

Ermittlung der Gebühren für Gutachten 

Ermittlung der umlagefähigen Kosten 

Basis: Haushaltsplan 2022

TH06 Planen, Bauen, Natur und Umwelt

PB 51 Räumliche Planung und Entwicklung

5111 Flächen-/grundstücksbezogene Daten/Grundlagen

51110000 Gutachterausschuss (BgA)

Sachkonto Plan bei 160 % Anteil Gebühren-

Beschäftigungs- bei 22 %* relevante

grad Beschäftigungsgrad Kosten 92,65 %

4……….. Personalaufwendungen 145.257,32 31.956,61 29.607,80

42612000 Aus- u. Fortbildung, Umschulung 680,00 149,60 138,60

42710000 Besondere Verwaltungs- und

Betriebsaufwendungen (Erst. Gutachten) 25.500,00 25.500,00 25.500,00

44210000 Aufwendungen für ehrenamtliche

und sonstige Tätigkeit 15.000,00 15.000,00 15.000,00

44310003 Dienstreisten 80,00 17,60 16,31

92300000 Interne Leistungsverrechung Steuerungsumlage 6.176,79 1.358,89 1.259,02

92400000 Interne Leistungsverrechnung Serviceumlage 31.331,70 6.892,97 6.386,34

224.025,81 80.875,68 74.931,32

Ermittlung der Deckungsgrade 2019-2021 (vorläufige Rechnungsergebnisse)

Sachkonto vorl. Rechnungs- Anteil Gebühren-

ergebnis bei bei 22 %* relevante

160% Be- Beschäftigungsgrad Kosten 92,65 %

schäftigungsgrad

4……….. Personalaufwendungen 294.270,90 64.739,60 59.981,24

42210000 126,00 27,72 25,68

42612000 Aus- u. Fortbildung, Umschulung 1.284,15 282,51 261,75

42710000 Besondere Verwaltungs- und

Betriebsaufwendungen (Erst. Gutachten) 64.991,08 64.991,08 60.214,24

44210000 Aufwendungen für ehrenamtliche

und sonstige Tätigkeit 23.829,91 23.829,91 22.078,41

92300000 Interne Leistungsverrechnung Steuerungsumlage 14.920,81 3.282,58 3.041,31

92400000 Interne Leistungsverrechnung Serviceumlage 111.080,36 24.437,68 22.641,51

510.503,20 181.591,08 168.244,13

Ø pro Jahr 56.081,38

33110000 Erträge aus Verwaltungsgebühren (nur Gutachten) 73.515,42

Ø pro Jahr 24.505,14

Kostendeckungsgrad 43,70%

* Laut Mitteilung der Geschäftsstelle Gutachterausschuss

Anmerkungen:

Wertermittlungen, die nach dem Gesetz über die Entschädiung von Zeugen und Sachverständigen (ZSEG) abzurechnen

sind (Gutachten für das Amtsgericht) oder für die Kostenfreiheit besteht (z.B. Gutachten für Sozialämter), dürfen in der

Kalkulation nicht berücksicht werden.

Kosten für weitere Tatbestände der Geschäftsstelle Gutachterausschuss (z.B. Auskünfte aus der Kaufpreissammlung

sowie Bodenrichtwerte) werden über die Verwaltungsgebührensatzung der Stadt Leonberg dargestellt und abgerechnet. 

Sachkonto Beschreibung

SUMME

Sachkonto Beschreibung

SUMME

Unterh. des bewegl. Vermögens
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Anlage 2

§ 4 Gebührenhöhe

(1) Bei der Wertermittlung von Sachen und Rechten beträgt die Gebühr bei einem Wert 

Vorschlag Prognose

Verkehrs- BVS Anzahl bereinigter Verwaltung Vorschlag

wert e.V. Gutachten Mittelwert

bebautes unbebautes bebautes unbebautes bebautes unbebautes bebautes unbebautes bebautes/ Gebühren

Grundstück Grundstück Grundstück Grundstück Grundstück Grundstück Grundstück Grundstück unbebautes bzw.

Grundstück Empfehlung BVS

100% 60% 100% 100% 100% 60% 100% 60% 100% 100%

in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR

bis 25.000,00 8.500,00 271,20 840,00 264,00 510,00 1.800,00

10.000,00 271,20 840,00 264,00 510,00 1.800,00

17.500,00 271,20 840,00 264,00 510,00 1.800,00

25.000,00 271,20 840,00 264,00 510,00 1.800,00 4 845,00 800,00 3.200,00

50.000,00 26.500,00 274,80 971,00 384,00 600,00 1.800,00

30.000,00 283,20 971,00 384,00 600,00 1.800,00

30.000,00 472,00 971,00 640,00 1.000,00 1.800,00

37.000,00 300,00 971,00 384,00 600,00

39.500,00 306,00 971,00 384,00 600,00 5 985,50 900,00 4.500,00

100.000,00 56.500,00 578,00 971,00 960,00 1.100,00 1.800,00

85.000,00 692,00 1.234,00 960,00 1.300,00 1.800,00 2 1.151,25 1.100,00 2.200,00

150.000,00 124.000,00 812,00 1.339,00 1.140,00 1.380,00 1.800,00

130.000,00 827,00 1.444,00 1.140,00 1.475,00 1.800,00

131.000,00 829,50 1.444,00 1.140,00 1.475,00 1.800,00

139.000,00 509,70 1.444,00 684,00 885,00 1.800,00

145.000,00 864,50 1.444,00 1.140,00 1.475,00 1.800,00 5 1.409,50 1.400,00 7.000,00

200.000,00 159.000,00 899,50 1.549,00 1.330,00 1.650,00 1.900,00

185.000,00 964,50 1.654,00 1.330,00 1.650,00 1.900,00

185.000,00 964,50 1.654,00 1.330,00 1.650,00 1.900,00

195.000,00 989,50 1.654,00 1.330,00 1.650,00 1.900,00

200.000,00 601,20 1.654,00 798,00 990,00 1.900,00 5 1.617,67 1.600,00 8.000,00

300.000,00 207.000,00 1.019,50 1.759,00 1.510,00 1.750,00 2.100,00

279.000,00 1.164,70 1.995,00 1.640,00 1.925,00 2.100,00 2 1.813,80 1.800,00 3.600,00

400.000,00 329.000,00 1.229,70 2.126,00 2.840,00 2.050,00 2.300,00

330.000,00 738,60 2.126,00 1.704,00 1.230,00 2.300,00

334.000,00 1.236,20 2.126,00 2.840,00 2.050,00 2.300,00

335.000,00 1.237,50 2.126,00 2.840,00 2.050,00 2.300,00

350.000,00 1.257,00 2.126,00 2.840,00 2.050,00 2.300,00

359.000,00 1.268,70 2.258,00 2.840,00 2.175,00 2.300,00

363.000,00 764,34 2.258,00 1.704,00 1.305,00 2.300,00

372.000,00 1.285,60 2.258,00 2.840,00 2.175,00 2.300,00

375.000,00 1.289,50 2.258,00 2.840,00 2.175,00 2.300,00

390.000,00 1.309,00 2.258,00 2.840,00 2.175,00 2.300,00

393.000,00 1.312,90 2.258,00 2.840,00 2.175,00 2.300,00

395.000,00 1.315,50 2.258,00 2.840,00 2.175,00 2.300,00

396.000,00 1.316,80 2.258,00 2.840,00 2.175,00 2.300,00

397.000,00 790,86 2.258,00 1.704,00 1.305,00 2.300,00 14 2.237,17 2.200,00 30.800,00

Gebührenvorschläge

2019-2021

Gebühr GA Große 

Kreisstadt Leonberg 

Gebühr GGA Oberes 

Nagoldtal

Gebühr GA Große 

Kreisstadt Singen

Gebühr GGA Landkreis 

Esslingen
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Vorschlag Prognose

Verkehrs- BVS Anzahl bereinigter Verwaltung Vorschlag

wert e.V. Gutachten Mittelwert

bebautes unbebautes bebautes unbebautes bebautes unbebautes bebautes unbebautes bebautes/ Gebühren

Grundstück Grundstück Grundstück Grundstück Grundstück Grundstück Grundstück Grundstück unbebautes bzw.

Grundstück Empfehlung BVS

100% 60% 100% 100% 100% 60% 100% 60% 100% 100%

in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR in EUR

2019-2021

Gebühr GA Große 

Kreisstadt Leonberg 

Gebühr GGA Oberes 

Nagoldtal

Gebühr GA Große 

Kreisstadt Singen

Gebühr GGA Landkreis 

Esslingen

500.000,00 413.000,00 1.338,90 2.389,00 2.031,00 2.300,00 2.500,00

419.000,00 808,02 2.389,00 1.218,60 1.380,00 2.500,00

474.000,00 1.418,20 2.520,00 2.031,00 2.400,00 2.500,00

480.000,00 1.426,00 2.520,00 2.031,00 2.400,00 2.500,00

490.000,00 1.439,00 2.520,00 2.031,00 2.400,00 2.500,00

498.000,00 1.449,40 2.520,00 2.031,00 2.400,00 2.500,00 6 2.397,25 2.300,00 13.800,00

600.000,00 530.000,00 1.470,00 2.914,00 2.630,00 2.800,00 2.670,00

560.000,00 1.488,00 2.914,00 2.630,00 2.800,00 2.670,00

560.000,00 1.488,00 2.914,00 2.630,00 2.800,00 2.670,00

590.000,00 1.506,00 2.914,00 2.630,00 2.800,00 2.670,00

595.000,00 1.509,00 2.914,00 2.630,00 2.800,00 2.670,00

600.000,00 1.512,00 2.914,00 2.630,00 2.800,00 2.670,00 6 2.650,00 2.600,00 15.600,00

700.000,00 650.000,00 1.542,00 2.914,00 2.740,00 2.800,00 2.800,00

660.000,00 1.548,00 2.914,00 2.740,00 2.800,00 2.800,00

700.000,00 1.572,00 2.914,00 2.740,00 2.800,00 2.800,00 3 2.800,00 2.800,00 8.400,00

800.000,00 720.000,00 1.584,00 3.308,00 2.920,00 2.800,00 2.920,00

755.000,00 1.605,00 3.308,00 2.920,00 3.050,00 2.920,00 2 2.985,00 2.900,00 5.800,00

1.000.000,00 970.000,00 1.734,00 3.308,00 3.120,00 3.050,00 3.160,00

990.000,00 1.746,00 3.308,00 3.120,00 3.050,00 3.160,00

987.000,00 1.744,20 3.308,00 3.120,00 3.050,00 3.160,00 3 3.140,00 3.100,00 9.300,00

1.250.000,00 1.070.000,00 1.794,00 3.701,00 3.710,00 3.300,00 3.460,00

1.182.000,00 1.861,20 3.701,00 3.710,00 3.300,00 3.460,00 2 3.580,50 3.500,00 7.000,00

1.500.000,00 1.390.000,00 1.986,00 4.095,00 3.710,00 3.550,00 3.760,00

1.395.000,00 1.193,40 4.489,00 2.226,00 2.130,00 3.760,00 2 3.735,00 3.700,00 7.400,00

1.750.000,00 4.060,00 4.060,00

2.000.000,00 4.360,00 4.360,00

2.500.000,00 2.400.000,00 2.592,00 5.408,00 5.800,00 4.550,00 4.960,00 1 5.184,00 5.100,00 5.100,00

3.000.000,00 5.600,00 5.600,00

4.000.000,00 3.700.000,00 3.372,00 6.983,00 10.730,00 5.850,00 6.800,00 1 6.891,50 6.800,00 6.800,00

5.000.000,00 7.700,00 7.700,00

6.000.000,00 8.500,00 8.500,00

7.000.000,00 9.400,00 9.400,00

8.000.000,00 10.300,00 10.300,00

9.000.000,00 11.100,00 11.100,00

10.000.000,00 12.000,00 12.000,00

15.000.000,00 15.000,00 15.000,00

20.000.000,00 18.000,00 18.000,00

25.000.000,00 21.000,00 21.000,00

SUMME 31.340.500,00 65.860,50 7.654,92 127.061,00 19.346,00 123.845,00 12.630,60 115.555,00 13.665,00 152.040,00 63 entfällt enfällt 138.500,00

Ø pro Jahr 50.680,00 21 entfällt entällt 46.166,6738.518,3324.505,14 48.802,33 41.281,67
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Satzung zur Änderung der “Satzung über die Erhebung von 
Gebühren von Gutachten durch den Gutachterausschuss“ 

 

Aufgrund von § 4 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) vom 24.07.2000, §§ 

2, 12 des Kommunalabgabengesetzes für Baden-Württemberg (KAG), jeweils in der derzeit 

gültigen Fassung, hat der Gemeinderat der Stadt Leonberg am 26.07.2022 folgende Satzung 

zur Änderung der „Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Erstattung von Gutachten 

durch den Gutachterausschuss“ – beschlossen: 

 

§ 1 – Änderung des § 1 Abs. 2 

§ 1 

Gebührenpflicht 

(2) Für Amtshandlungen der Geschäftsstelle des Gutachterausschusses, insbesondere für 

schriftliche Auskünfte aus der Kaufpreissammlung, für die Ableitung wesentlicher Daten 

für die Wertermittlung, für Richtwertauskünfte und Auskünfte über die ermittelten 

wesentlichen Daten werden Gebühren nach Vorschriften der 

Verwaltungsgebührensatzung der Stadt Leonberg erhoben. 

 

§ 2 – Ergänzung zu § 2 Überschrift und Ergänzung der Abs. 4 und 5  

Die Überschrift von § 2 und die Abs. 4 und 5 werden wie folgt gefasst: 

§ 2 

Gebührenschuldner, Haftung, Urheberrecht 

(4) Der Gutachterausschuss der Stadt Leonberg haftet dem Antragsteller gegenüber für 

Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit, nicht jedoch für einfache Fahrlässigkeit. Soweit 

Ersatzansprüche gegen den Gutachterausschuss nicht bereits Kraft gesetzlicher 

Vorschrift schneller verjährt sind, verjähren alle Ersatzansprüche nach drei Jahren 

gerechnet vom Tag der Abnahme der Verkehrswertermittlung bzw. Werteinschätzung 

(SGB X). Eine vertragliche oder vertragsähnliche Haftung gegenüber Dritten wird 

ausgeschlossen. 

(5) Die vom Gutachterausschuss der Stadt Leonberg erstellten Verkehrswertgutachten bzw. 

Werteinschätzungen (SGB X) sind geistiges Eigentum des Gutachterausschusses und 

unterliegen dem Urheberrecht. Eine Vervielfältigung und Verbreitung insgesamt oder auch 

auszugsweise bedarf dessen ausdrücklicher, schriftlicher Zustimmung.  
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§ 3 – Änderung des § 3   

§ 3 wird wie folgt gefasst: 

 

§ 3 

Gebührenmaßstab 

(1) Die Gebühren werden in der Regel nach dem Verkehrswert der Grundstücke und ihrer 
baulichen Anlagen, des Grundstückszubehörs und sonstiger Rechte an Grundstücken 
berechnet.  
 

(2) Als Grundstück im Sinne dieser Satzung gelten auch die grundstückseigenen Rechte 
(Wohnungs-/, Teileigentum, Erbbaurecht usw.). 
 

(3) Sind in einem Gutachten für mehrere Grundstücke eines Gebietes besondere 
Bodenrichtwerte (§ 196 Abs. 1 Satz 7 BauGB) zu ermitteln, so gilt als Wert der doppelte 
Verkehrswert des gebiets- oder lagetypischen Grundstücks. Bei mehreren gleicharten 
Bodenrichtwerten ist der höchste Wert zu Grunde zu legen.  
 

(4) Sind im Rahmen einer Wertermittlung mehrere Sachen oder Rechte, die sich auf ein 
Grundstück oder ein grundstücksgleiches Recht beziehen, zu bewerten, so ist die Gebühr 
aus der Summe der maßgeblichen Werte der einzelnen Gegenstände zu berechnen. 
Gleiches gilt, wenn Wertunterschiede auf der Grundlage unterschiedlicher 
Grundstückseigenschaften zu ermitteln sind.  
Bei Wertermittlungen mehrerer gleichartiger unbebauter Grundstücke mit gleichen 
Entwicklungs- und Zustandsmerkmalen wird die Gebühr aus der Summe der 
Verkehrswerte dieser Grundstücke erhoben.  
Bei Wertermittlungen für mehrere Eigentumswohnungen wird für die Eigentumswohnung 
mit dem höchsten Verkehrswert die volle Gebühr nach § 3 Abs. 1 erhoben; für jede weitere 
Wertermittlung ermäßigt sich die Gebühr auf 80 %. 
 

(5) Sind Wertermittlungen für Sachen oder Rechte auf unterschiedliche Stichtage 
durchzuführen, so wird für jeden Stichtag eine Gebühr berechnet. Für den höchsten 
Verkehrswert nach Abs. 1 wird die volle Gebühr erhoben, für alle anderen Verkehrswerte 
wird der halbe Wert nach Abs. 1 zugrunde gelegt. 
  

(6) Bei geringem Aufwand (z.B. Kleinbauten, Garagen oder Gartenhäuser; Berechnung des 
Herstellungswertes baulicher Anlagen nach vorhandenen Unterlagen) oder wenn 
dieselben Sachen oder Rechte innerhalb von 3 Jahren erneut zu bewerten sind, ohne dass 
sich die tatsächlichen Verhältnisse geändert haben, ermäßigt sich die Gebühr auf 50 %. 

 
(7) Wird der Wert eines Miteigentumsanteils an einem bebauten oder unbebauten 

Grundstück ermittelt, der nicht mit Sondereigentum nach dem Wohnungseigentumsgesetz 
verbunden ist, so wird die Gebühr aus dem Wert des gesamten Grundstücks berechnet.  
 

(8) Müssen bei der Verkehrswertermittlung Besonderheiten bewertet werden, erhöht sich die 
anfallende Gebühr nach § 4 Abs. 1 nach folgenden Prozentsätzen: 
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Arten von Besonderheiten Prozentsätze Bemerkung 
Rechte an Grundstücken   

Erbbaurecht + 40 % 
für die Wertermittlung eines Erb-
baurechts oder eines mit einem 
Erbbaurecht belasteten Grundstücks 

Wegerecht + 20 %  

Leitungsrecht  + 20 %  

Wohnungsrecht oder Wohnrecht + 30 %  

Nießbrauchsrecht + 30 %  

Überbau + 30 %  

Reallast + 20 %  

Altenteils- und historische Rechte + 35 %  

Weitere Besonderheiten   

Altlasten 

+ 20 %  
Denkmalschutz 

Komplexe Mietsachverhalte wie z.B. 
Staffelmiete, Over- und Underrent, 
PV-Anlagen  

 
Bei Sachverhalten mit gleicher Voraussetzung (z.B. Wohnungsrecht und Nießbrauch für die 
gleiche Person) wird ein Recht voll und jedes weitere Recht mit der Hälfte des Prozentsatzes 
berücksichtigt.  

 

§ 4 – Änderung des § 4 Abs. 1 bis 6 

§ 4 Abs. 1 bis 6 wird wie folgt gefasst: 

§ 4 

Gebührenhöhe 

(1) Bei der Verkehrswertermittlung von Sachen und Rechten beträgt die Gebühr bei einem 

Verkehrswert  

 

 Verkehrswert in 
EUR 

Gebühr in EUR 
 

Verkehrswert in 
EUR 

Gebühr in EUR 
 

bis 25.000  800 1.750.000 4.060 

 50.000 900 2.000.000 4.360 

 100.000 1.100 2.500.000 5.100 

 150.000 1.400 3.000.000 5.600 

 200.000 1.600 4.000.000 6.800 

 300.000 1.800 5.000.000 7.700 

 400.000 2.200 6.000.000 8.500 

 500.000 2.300 7.000.000 9.400 

 600.000 2.600 8.000.000 10.300 

 700.000 2.800 9.000.000 11.100 

 800.000 2.900 10.000.000 12.000 

 1.000.000 3.100 15.000.000 15.000 

 1.250.000 3.500 20.000.000 18.000 

 1.500.000 3.700 25.000.000 21.000 

 

(2) Bei der Verkehrswertermittlung von unbebauten Grundstücken bzw. Rechten an solchen 

Grundstücken oder bebauten Grundstücken ohne Schätzung der Gebäude beträgt die 

Gebühr 80 % der Gebühr nach Abs. 1. 
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(3) Ist das Gutachten auf Antrag entsprechend § 6 Abs. 3 Satz 3 der 

Gutachterausschussverordnung (GuAVO) unter besonderer Würdigung der 

Vergleichspreise und Darlegung der angewandten Methoden auszuarbeiten, erhöht sich 

die Gebühr um 50 %. 

(4) Für die Erstattung eines Gutachtens nach § 5 Abs. 2 Bundeskleingartengesetz vom 28. 

Februar 1983 in der jeweils gültigen Fassung beträgt die Gebühr 800,00 EUR.  

(5) In den Gebühren ist eine Ausfertigung des Gutachtens für den Antragsteller und eine 

weitere für den Eigentümer enthalten, soweit dieser nicht Antragsteller ist; für jede weitere 

Ausfertigung bzw. jeden weiteren Auszug aus der Verkehrswertermittlung, auch aufgrund 

gesetzlicher Vorschriften, werden dem Antragsteller Gebühren nach der 

Verwaltungsgebührensatzung der Stadt Leonberg berechnet. 

(6)  Soweit die Leistungen, die den in dieser Satzung festgelegten Gebühren zugrunde liegen, 

umsatzsteuerpflichtig sind, tritt zu diesen noch die Umsatzsteuer in der jeweils gesetzlich 

festgelegten Höhe hinzu. 

 
 

§ 5 – Änderung des § 5 

 
§ 5  

Rücknahme eines Antrages 
 
Wird ein Antrag auf Erstellung eines Gutachtens zurückgenommen, bevor der 
Gutachterausschuss einen Beschluss über den Wert des Gegenstandes gefasst hat, so wird 
eine Gebühr nach dem Bearbeitungsstand von bis zu 90 % der vollen Gebühr erhoben. Wird 
ein Antrag erst nach dem Beschluss zurückgenommen, entsteht die volle Gebühr. 
 

§ 7 – Änderung des § 7 nach § 6 

§ 7 wird wie folgt gefasst: 

§ 7  
Kostenersatz für Gutachten im Zwangsversteigerungsverfahren 

 
Für Gutachten im Zwangsversteigerungsverfahren werden Gebühren nach dem 
Justizvergütungs- und -entschädigungsgesetz (JVEG) in der jeweils gültigen Fassung 
abgerechnet. 

 

§ 8 – Änderung des § 8 nach § 7 

§ 8 wird wie folgt gefasst: 

§ 8  
Entstehung und Fälligkeit 

 
Die Gebühr entsteht mit der Beendigung der Wertermittlung in den Fällen des § 5 mit der 
Bekanntgabe der Gebührenfestsetzung. Die Gebühr wird einen Monat nach Bekanntgabe 
des Gebührenbescheides fällig. 
 

 

TOP 4 Ö



Seite 5 von 5 

§ 9 – Änderung des § 9 nach § 8 

§ 9 wird wie folgt gefasst: 

§ 9  
Übergangsbestimmungen 

 
Für Leistungen, die vor Inkrafttreten dieser Satzung beantragt wurden, gilt die bisherige 
Gebührensatzung. 

 

§ 10 – Änderung des § 10 nach § 9 

§ 10 wird wie folgt gefasst: 

§ 10 

Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt am 01.09.2022 in Kraft. 
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Anlage 4 Synopse

(2) (2)

§ 2                                                                                        

Gebührenschuldner, Haftung

§ 2                                                                                                                     

Gebührenschuldner, Haftung, Urheberrecht

(4) Änderungen im Urheberrechtsgesetz

Redaktionelle Änderung

Neu: Satzung über die Erhebung von Gebühren für 

die Erstattung von Gutachten durch den 

Gutachterausschuss vom 26.07.2022                                   

Vorlage 2022/134

Für Amtshandlungen der Geschäftsstelle des 

Gutachterausschusses, insbesondere für schriftliche 

Auskünfte aus der Kaufpreissamlung, für die 

Ableitungen wesentlicher Daten für die Wertermittlung, 

für Richtwertauskünfte und Auskünfte über die 

ermittelten wesentlichen Daten werden Gebühren nach 

Vorschriften der Verwaltungsgebührenordnung der 

Stadt Leonberg erhoben. 

Für Amtshandlungen der Geschäftsstelle des 

Gutachterausschusses, insbesondere für schriftliche 

Auskünfte aus der Kaufpreissamlung, für die 

Ableitungen wesentlicher Daten für die Wertermittlung, 

für Richtwertauskünfte und Auskünfte über die 

ermittelten wesentlichen Daten werden Gebühren nach 

Vorschriften der Verwaltungsgebührensatzung der Stadt 

Leonberg erhoben. 

Der Gutachterausschuss der Stadt Leonberg haftet dem 

Antragsteller gegenüber für Vorsatz und grobe 

Fahrlässigkeit, nicht jedoch für einfache Fahrlässigkeit. 

Soweit Ersatzansprüche gegen den 

Gutachterausschuss nicht bereits Kraft gesetzlicher 

Vorschrift schneller verjährt sind, verjähren alle 

Ersatzansprüche nach drei Jahren gerechnet vom Tag 

der Abnahme der Verkehrswertgutachten bzw. 

Werteinschätzungen (SGB X) g. Eine vertragliche oder 

vertragsähnliche Haftung gegenüber Dritten wird 

ausgeschlossen.

§ 1     

Gebührenpflicht

§ 1     

Gebührenpflicht

Alt: Satzung über die Erhebung von Gebühren für 

die Erstattung von Gutachten durch den 

Gutachterausschuss vom 25.02.2003                         

Vorlage 2003 P 6

Erläuterungen
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Neu: Satzung über die Erhebung von Gebühren für 

die Erstattung von Gutachten durch den 

Gutachterausschuss vom 26.07.2022                                   

Vorlage 2022/134

Alt: Satzung über die Erhebung von Gebühren für 

die Erstattung von Gutachten durch den 

Gutachterausschuss vom 25.02.2003                         

Vorlage 2003 P 6

Erläuterungen

(5)

§ 3                                                                                                                                                   

Gebührenmaßstab

§ 3                                                                                                                                                   

Gebührenmaßstab

Die vom Gutachterausschuss der Stadt Leonberg 

erstellten Verkehrswertgutachten sind geistiges 

Eigentum des Gutachterausschusses und unterliegen 

dem Urheberrecht. Eine Vervielfältigung und Verbreitung 

insgesamt oder auch auszugsweise bedarf dessen 

ausdrücklicher, schriftlicher Zustimmung. 

Sind in einem Gutachten für mehrere Grundstücke 

eines Gebietes besondere Bodenrichtwerte (§ 196 

Abs. 1 Satz 5 BauGB) zu ermitteln, so gilt als Wert der 

doppelte Wert des Gebiets- oder lagetypischen 

Grundstücks. Bei mehreren gleichartigen 

Bodenrichtwerten ist der höchste Wert zu Grunde zu 

legen. Die maßgebliche Grundstücksgröße beträgt 

höchstens 800 qm.

Änderungen im Urheberrechtsgesetz

Die Gebühren werden in der Regel nach dem 

Verkehrswert der Grundstücke und ihrer baulichen 

Anlagen, des Grundstückszubehörs und sonstiger 

Rechte an Grundstücken, bezogen auf den Zeitpunkt 

des Abschlusses der Wertermittlung berechnet. 

Die Gebühren werden nach dem Wert der Sachen und 

Rechte, bezogen auf den Zeitpunkt des Abschlusses 

der Wertermittlung berechnet. 

(1)(1)

Als Grundstück im Sinne dieser Satzung gelten auch die 

grundstückseigenen Rechte (Wohnungs-/, Teileigentum, 

Erbbaurecht usw.).

Erläuterung/Definition des Begriffs 

"Grundstück"

(2) Sind in einem Gutachten für mehrere Grundstücke eines 

Gebietes besondere Bodenrichtwerte (§ 196 Abs. 1) zu 

ermitteln, so gilt als Wert der doppelte Verkehrswert des 

Gebiets- bzw. lagetypischen Grundstücks. Bei mehreren 

gleichartigen Bodenrichtwerten ist der höchste Wert 

zugrunde zu legen.

Höchstgrundstücksgröße fällt weg. Diese war 

im Satzungsmuster des Gemeindetags vom 

20.09.2001 optional vorgeschlagen. 

Vergleichbare Gutachterausschüsse 

verzichten ebenfalls auf die Höchst-

grundstücksgröße.

redaktionelle Anpassung

(3)

(2)
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Neu: Satzung über die Erhebung von Gebühren für 

die Erstattung von Gutachten durch den 

Gutachterausschuss vom 26.07.2022                                   

Vorlage 2022/134

Alt: Satzung über die Erhebung von Gebühren für 

die Erstattung von Gutachten durch den 

Gutachterausschuss vom 25.02.2003                         

Vorlage 2003 P 6

Erläuterungen

(4)

(5) (5) Sind Wertermittlungen für Sachen oder Rechte auf

unterschiedliche Stichtage durchzuführen, so wird für

jeden Stichtag eine Gebühr berechnet. Für den

höchsten Verkehrswert nach Abs. 1 wird die volle

Gebühr erhoben, für alle anderen Verkehrswerte wird

der halbe Wert nach Abs. 1 zugrunde gelegt.

 Sind im Rahmen einer Wertermittlung mehrere Sachen 

oder Rechte, die sich auf ein Grundstück oder ein 

grundstücksgleiches Recht beziehen, zu bewerten, so 

ist die Gebühr aus der Summe der maßgeblichen Werte 

der einzelnen Gegenstände zu berechnen. Gleiches gilt, 

wenn Wertunterschiede auf der Grundlage 

unterschiedlicher Grundstückseigenschaften zu 

ermitteln sind. Bei Wertermittlungen mehrerer 

gleichartiger unbebauter Grundstücke mit gleichen 

Entwicklungs- und Zustandsmerkmalen wird die Gebühr 

aus der Summe der Verkehrswerte dieser Grundstücke 

erhoben. 

Bei Wertermittlungen für mehrere Eigentumswohnungen 

in einem Gebäude wird für die Eigentumswohnung mit 

dem höchsten Verkehrswert die volle Gebühr nach § 3 

Abs. 1 erhoben; für jede weitere Wertermittlung 

ermäßigt sich die Gebühr auf 80 %.

(3)

Sind Wertermittlungen für Sachen oder Rechte auf 

unterschiedliche Stichtage durchzuführen, ohne dass 

sich die Zustandsmerkmale (§ 3 Abs. 2 WertV) 

wesentlich geändert haben, so ist für den ersten 

Stichtag (zeitlich nächstliegendes Datum) der volle 

Wert und für jeden weiteren Stichtag der halbe Wert 

zugrunde zu legen. Sind die tatsächlichen und 

rechtlichen Verhältnisse antragsgemäß unverändert, 

ist hierfür 1/4 des Wertes zugrunde zu legen.

Das zeitlich nächstliegende Datum ist nicht 

zwangsläufig der erste Stichtag und ist für die 

Antragsteller nicht eindeutig. Es wird nun eine 

Präzisierung vorgenommen. Eine weitere 

Ermäßigung auf 1/4 des Wertes steht nicht im 

Verhältnis zum Aufwand.

Wertermittlungen für mehrere 

Eigentumswohnungen in einem Gebäude 

galten bisher als eine Wertermittlung. Da sich 

der Aufwand für weitere Wohnungen nicht 

erhöht (es können alle Informationen der 

ersten Wohnung übernommen werden), ist die 

ermäßigte Gebühr zu rechtfertigen.

Sind im Rahmen einer Wertermittlung mehrere Sachen 

oder Rechte, die sich auf ein Grundstück oder ein 

grundstücksgleiches Recht beziehen, zu bewerten, so 

ist die Gebühr aus der Summe der einzelnen Sachen 

bzw. Rechte zu berechnen. Gleiches gilt, wenn 

Wertunterschiede auf der Grundlage unterschiedlicher 

Grundstückseigenschaften zu ermitteln sind. 

Wertermittlungen mehrerer Eigentumswohnungen auf 

einem Grundstück oder gleichartiger unbebauter 

Grundstücke gelten hier als eine Wertermittlung.
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Neu: Satzung über die Erhebung von Gebühren für 

die Erstattung von Gutachten durch den 

Gutachterausschuss vom 26.07.2022                                   

Vorlage 2022/134

Alt: Satzung über die Erhebung von Gebühren für 

die Erstattung von Gutachten durch den 

Gutachterausschuss vom 25.02.2003                         

Vorlage 2003 P 6

Erläuterungen

§4(3) (6)

(6) (7)

(8)

-

Festlegung der Gebühren unter Hinzuziehung

der

Wird der Wert eines Miteigentumsanteils ermittelt, das 

nicht mit Sondereigentum nach dem 

Wohnungseigentumsgesetz verbunden ist, so wird die 

Gebühr aus dem Wert des gesamten Grundstücks 

berechnet.

Wird der Wert eines Miteigentumsanteils an einem

bebauten oder unbebauten Grundstück ermittelt, der

nicht mit Sondereigentum nach dem

Wohnungseigentumsgesetz verbunden ist, so wird die

Gebühr aus dem Wert des gesamten Grundstücks

berechnet. 

redaktionelle Anpassung

Müssen bei der Verkehrswertermittlung Besonderheiten

bewertet werden, erhöht sich die anfallende Gebühr

nach § 4 Abs. 1 nach folgenden Prozentsätzen:

Bei geringem Aufwand (Kleinbauten, z.B. Garagen 

oder Gartenhäuser; Berechnung des 

Herstellungswertes baulicher Anlagen nach 

vorhandenen Unterlagen) oder wenn dieselben Sache 

oder Rechte innerhalb von 3 Jahren erneut zu 

bewerten sind, ohne dass sich die tatsächlichen 

Verhältnisse geändert haben, setzt sich die Gebühr 

aus dem vollen Bodenwert und dem um 50 % 

ermäßigten Gebäudewert bzw. Wert des Rechtes 

zusammen.

Bei geringem Aufwand (z.B. Kleinbauten, Garagen oder 

Gartenhäuser; Berechnung des Herstellungswertes 

baulicher Anlagen nach vorhandenen Unterlagen) oder 

wenn dieselben Sachen oder Rechte innerhalb von 3 

Jahren erneut zu bewerten sind, ohne dass sich die 

tatsächlichen Verhältnisse geändert haben, ermäßigt 

sich die Gebühr auf 50 %.

Diese Definition führt zu weitführenden 

Berechnungen (insbesondere, wenn dieser 

Absatz in Verbindung mit dem 

Zusammentreffen mehrerer Stichtage oder 

Rechte zu rechnen ist) und ist gegenüber den 

Antragstellern schwer vermittelbar. Es wird 

nun eine Präzisierung/Vereinfachung 

vorgenommen.

Siehe Honorarrichtlinie des Bundesverbandes 

öffentlich bestellter und vereidigter sowie 

qualifizierter Sachverständiger e.V. (BVS) in 

der Fassung von Februar 2022 sowie die 

weiteren 3 verglichenen 

Gutachterausschüsse.

Honorarrichtlinie für Immobilienbewertung 

des Bundesverband öffentlich bestellter 

und vereidigter sowie qualifizierter 

Sachverständiger e.V. (BVS)                     

Stand: 2/2022
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Neu: Satzung über die Erhebung von Gebühren für 

die Erstattung von Gutachten durch den 

Gutachterausschuss vom 26.07.2022                                   

Vorlage 2022/134

Alt: Satzung über die Erhebung von Gebühren für 

die Erstattung von Gutachten durch den 

Gutachterausschuss vom 25.02.2003                         

Vorlage 2003 P 6

Erläuterungen

Bemerkung

Rechte an Grundstücken

+ 40%

für die Wert-

ermittlung eines 

Erbbaurechts 

oder eines mit 

einem 

Erbbaurecht 

belasteten 

Grundstücks

+ 20%

+ 20%

+ 30%

+ 30%

+ 30%

+ 20%

Denkmalschutz

Komplexe 

Mietsachverhalte wie z.B. 

Staffelmiete, Over- und 

Underrent, PV-Anlagen

Überbau

Altlasten

Weitere Besonderheiten

Wohnungsrecht oder 

Wohnrecht

+ 20 %

Gemeinsamer Gutachterausschuss vom 

24.09.2020

Gutachterausschuss Große Kreisstadt 

Singen (ca. 48.000 Einwohner) vom 

06.10.2020

Gemeinsamer Gutachterausschuss 

Landkreis Esslingen vom 08.10.2021

Altenteils- und historische 

Rechte
+ 35%

Bei Sachverhalten mit gleicher Voraussetzung (z.B.

Wohnungsrecht und Nießbrauch für die gleiche Person) wird

ein Recht voll und jedes weitere Recht mit der Hälfte des

Prozentsatzes berücksichtigt.

Erbbaurecht

Wegerecht

Leitungsrecht

Reallast

Nießbrauchsrecht

Arten von 

Besonderheiten

Prozentsätze
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Neu: Satzung über die Erhebung von Gebühren für 

die Erstattung von Gutachten durch den 

Gutachterausschuss vom 26.07.2022                                   

Vorlage 2022/134

Alt: Satzung über die Erhebung von Gebühren für 

die Erstattung von Gutachten durch den 

Gutachterausschuss vom 25.02.2003                         

Vorlage 2003 P 6

Erläuterungen

(1) (1)

-

bis 25.000 800

50.000 900

100.000 1.100

150.000 1.400

200.000 1.600

300.000 1.800 -

400.000 2.200 vom 24.09.2020

500.000 2.300 -

600.000 2.600

700.000 2.800 06.10.2020

800.000 2.900

Festlegung der Gebühren unter 

§ 4                                                                                                                                                                                  

Gebührenhöhe

§ 4                                                                                                                                                                                  

Gebührenhöhe

bis                                                    250.000,00 EUR                                             

752,00 EUR  zuzüglich 0,25 % aus dem Betrag über 

100.000,00 EUR

Bei der Verkehrswertermittlung von Sachen und 

Rechten beträgt die Gebühr bei einem Verkehrswert

Verkehrswert in 

EUR

Bei der Wertermittlung von Sachen und Rechten 

beträgt die Gebühr bei einem Wert   

bis                                                 5.000.000,00 EUR                                        

1.452,00 EUR   zuzüglich 0,06 % aus dem Betrag über 

500.000,00 EUR

Hinzuziehung der

bis                                                    100.000,00 EUR                                              

452,00 EUR zuzüglich 0,4 % aus dem Betrag über 

25.000,00 EUR

Gebühr in EUR

bis                                                    500.000,00 EUR                                            

1127,00 EUR  zuzüglich 0,13 % aus dem Betrag über 

250.000,00 EUR

Honorarrichtlinie für Immobilienbewertung 

des Bundesverband öffentlich bestellter 

und vereidigter sowie qualifizierter 

Sachverständiger e.V. (BVS) mit          

Stand: 2/2022

Gutachterausschuss Große Kreisstadt 

Singen (ca. 48.000 Einwohner) vom 

über                                               5.000.000,00 EUR                                         

4.152,00 EUR  zuzüglich 0,05 % aus dem Betrag über 

5.000.000,00 EUR

Gemeinsamer Gutachterausschuss 
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Neu: Satzung über die Erhebung von Gebühren für 

die Erstattung von Gutachten durch den 

Gutachterausschuss vom 26.07.2022                                   

Vorlage 2022/134

Alt: Satzung über die Erhebung von Gebühren für 

die Erstattung von Gutachten durch den 

Gutachterausschuss vom 25.02.2003                         

Vorlage 2003 P 6

Erläuterungen

-

bis 1.000.000 3.100

1.250.000 3.500

1.500.000 3.700

1.750.000 4.060

2.000.000 4.360

2.500.000 5.100

3.000.000 5.600

4.000.000 6.800

5.000.000 7.700

6.000.000 8.500

7.000.000 9.400

8.000.000 10.300

9.000.000 11.100

10.000.000 12.000

15.000.000 15.000

20.000.000 18.000

25.000.000 21.000

(2) (2)

Verkehrswert in 

EUR

Gebühr in EUR 

(ohne MwSt.)

Gemeinsamer Gutachterausschuss 

Landkreis Esslingen vom 08.10.2021

Bei der Wertermittlung von unbebauten Grundstücken

bzw. Rechten an solchen Grundstücken oder bebauten

Grundstücken ohne Schätzung der Gebäude beträgt die

Gebühr 80 % der Gebühr nach Abs. 1.

Die Angaben schwanken bei den abgefragten

Gutachterausschüssen zwischen 60 und 100

%. Der Gemeinsame Gutachterausschuss

Strohgäu (Ditzingen, Hemmingen, Korntal-

Münchingen, Markgröningen und

Schwieberdingen) verlangt 80 %. Es handelt

sich meist um landwirtschaftliche Flächen.

Bei der Wertermittlung von unbebauten Grundstücken

bzw. Rechten an solchen Grundstücken oder bebauten

Grundstücken ohne Schätzung der Gebäude beträgt

die Gebühr 60 % der Gebühr nach Abs. 1.
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Neu: Satzung über die Erhebung von Gebühren für 

die Erstattung von Gutachten durch den 

Gutachterausschuss vom 26.07.2022                                   

Vorlage 2022/134

Alt: Satzung über die Erhebung von Gebühren für 

die Erstattung von Gutachten durch den 

Gutachterausschuss vom 25.02.2003                         

Vorlage 2003 P 6

Erläuterungen

(4) (3)

(6)

(6)(7) Soweit die Leistungen, die den in dieser Satzung 

festgelegten Gebühren zugrunde liegen, 

umsatzsteuerpflichtig sind, tritt zu diesen noch die 

Umsatzsteuer in der jeweils gesetzlich festgelegten 

Höhe hinzu.

Auf die in Absatz 1 und 5 genannten Gebühren wird 

die gesetzliche Umsatzsteuer nach dem jeweils 

gültigen Steuersatz gemäß § 12 Abs. 1 UStG erhoben.

Gebührenanpassung, unterster Wert 

Gebührentabelle

Bei geringem Aufwand (Kleinbauten, z. B. Garagen 

oder Gartenhäusern; Berechnung des Her- 

stellungswertes baulicher Anlagen nach vorhandenen 

Unterlagen) oder wenn dieselben Sa- chen oder 

Rechte innerhalb von 3 Jahren erneut zu bewerten 

sind, ohne dass sich die tatsächlichen Verhältnisse 

geändert haben, setzt sich die Gebühr aus dem vollen 

Bodenwert und dem um 50 % ermäßigten 

Gebäudewert bzw. Wert des Rechtes zusammen.

Redaktionelle Änderung

Siehe nun unter § 3 (6).

 Ist das Gutachten auf Antrag entsprechend § 6 Abs. 3 

Satz 3 der Gutachterausschussverordnung unter 

besonderer Würdigung der Vergleichspreise und 

Darlegung der angewandten Methoden auszuarbeiten, 

erhöht sich die Gebühr um 50 %.

Redaktionelle Änderung

Ist das Gutachten auf Antrag entsprechend § 6 Abs. 3 

Satz 3 der Gutachterausschussverordnung (GuAVO) 

unter besonderer Würdigung der Vergleichspreise und 

Darlegung der angewandten Methoden auszuarbeiten, 

erhöht sich die Gebühr um 50 %.

(5)

(3)

(5) Für die Erstattung eines Gutachtens nach § 5 Abs. 2 

Bundeskleingartengesetz vom 28. Feb- ruar 1983 in 

der Fassung vom 13. September 2001 beträgt die 

Gebühr 452,00 EUR.

(4) Für die Erstattung eines Gutachtens nach § 5 Abs. 2 

Bundeskleingartengesetz vom 28. Februar 1983 in der 

jeweils gültigen Fassung beträgt die Gebühr 800,00 

EUR.

In den Gebühren ist eine Ausfertigung des Gutachtens 

für den Antragsteller und eine weitere für den 

Eigentümer enthalten, soweit dieser nicht Antragsteller 

ist; für jede weitere Ausfertigung bzw. jeden weiteren 

Auszug aus der Wertermittlung, auch aufgrund 

gesetzlicher Vorschriften, werden dem Antragsteller 

Gebühren nach der Verwaltungsgebührensatzung der 

Stadt Leonberg berechnet.

In den Gebühren ist eine Ausfertigung des Gutachtens 

für den Antragsteller und eine weitere für den 

Eigentümer enthalten, soweit dieser nicht Antragsteller 

ist; für jede weitere Ausfertigung bzw. jeden weiteren 

Auszug aus der Wertermittlung, auch aufgrund 

gesetzlicher Vorschriften, werden dem Antragsteller 

Gebühren nach der Verwaltungsgebührenordnung der 

Stadt Leonberg berechnet.
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Neu: Satzung über die Erhebung von Gebühren für 

die Erstattung von Gutachten durch den 

Gutachterausschuss vom 26.07.2022                                   

Vorlage 2022/134

Alt: Satzung über die Erhebung von Gebühren für 

die Erstattung von Gutachten durch den 

Gutachterausschuss vom 25.02.2003                         

Vorlage 2003 P 6

Erläuterungen

Betrifft das ursprüngliche In-Kraft-Treten. Diese Satzung tritt am 01.09.2022 in Kraft.

§ 8                                                                                

Übergangsbestimmungen

§ 9                                                                                                                             

Übergangsbestimmungen

§ 8 wird § 9

§ 7                                                                                                        

Entstehung und Fälligkeit

§ 8                                                                                                                                                                          

Entstehung und Fälligkeit

§ 7 wird § 8

§ 9                                                                                                                                                                                     

Inkrafttreten

§ 10                                                                                                                                                                                

Inkrafttreten

§ 9 wird § 10

Für Gutachten im Zwangsversteigerungsverfahren werden 

Gebühren nach dem Justizvergütungs- und -

entschädigungsgesetz (JVEG) in der jeweils gültigen Fassung 

abgerechnet. 

§ 7                                                                                                                                                                          

Kostenersatz für Gutachten im 

Zwangsversteigerungsverfahren
Ergänzung

§ 5                                                                                                        

Rücknahme eines Antrags

§ 5                                                                                                                                                                          

Rücknahme eines Antrags

Nach Beschluss des Gutachtens hat der 

Gutachter Anspruch auf das volle Honorar. 

Daher ist auch dem Antragsteller die volle 

Gebühr in Rechnung zu stellen.

(1) Wird ein Antrag auf Erstellung eines Gutachtens 

zurückgenommen, bevor der Gutachterausschuss 

einen Beschluss über den Wert des Gegenstandes 

gefasst hat, so wird eine Gebühr nach dem 

Bearbeitungsstand von bis zu 90 % der vollen Gebühr 

erhoben. 

(1) Wird ein Antrag auf Erstellung eines Gutachtens 

zurückgenommen, bevor der Gutachterausschuss einen 

Beschluss über den Wert des Gegenstandes gefasst 

hat, so wird eine Gebühr nach dem Bearbeitungsstand 

von bis zu 90 % der vollen Gebühr erhoben. Wird ein 

Antrag erst nach dem Beschluss zurückgenommen, 

entsteht die volle Gebühr.
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2022/170
öffentlich

Dezernat II
Amt für Jugend, Familie und Schule
 Bezugsvorlagen:

2021/210

Beratungsfolge Geplante Sitzungstermine Ö / N

Schulbeirat (Kenntnisnahme) 30.06.2022 N
Ortschaftsrat Warmbronn (Kenntnisnahme) 11.07.2022 Ö
Ortschaftsrat Gebersheim (Kenntnisnahme) 12.07.2022 Ö
Ortschaftsrat Höfingen (Kenntnisnahme) 13.07.2022 Ö
Sozial- und Kultusausschuss (Kenntnisnahme) 20.07.2022 Ö
Gemeinderat (Kenntnisnahme) 26.07.2022 Ö

Schulbericht 2021/22

Kenntnisnahme

Der Schulbericht 2021/22 wird zur Kenntnis genommen.

Sachverhalt mit Stellungnahme der Verwaltung
 
Der Schulbericht 2021/22 ist eine Fortschreibung des Schulberichts des letzten Jahres unter 
Berücksichtigung der aktuellen Schülerzahlen und der schulischen Maßnahmen sowie der 
zukünftigen Entwicklungen auf dem Leonberger Schulsektor. 
  
Die Schülerzahlen sind in Leonberg mit insgesamt 4.052 Schülerinnen und Schülern (SuS) 
im Vergleich zum Vorjahr leicht ansteigend (+ 32). Die Anzahl der Schulanfängerinnen und
-anfänger wird im Prognosezeitraum (von 2022/23 bis 2027/28) um 85 Schulkinder auf 524 
Schulkinder ansteigen (über 500 pro Jahrgang). Mittelfristig wird die gesamte Schülerzahl in 
Leonberg, bedingt v. a. durch höhere Geburtenraten, aber auch durch Zuzüge im Rahmen 
von Siedlungserweiterungen ansteigen. 
 
Die Gesamtschülerzahl wird im Prognosezeitraum unter Berücksichtigung dieser Faktoren 
voraussichtlich von 4.052 Schulkindern um 1.029 Schulkinder auf 5.081 Schulkinder 
ansteigen (+ rd. 25 %), die Anzahl der Grundschülerinnen und -schüler steigt von 1.607 um 
431 auf 2.038 Grundschulkinder an (+ 27 %).
  
Die Schülerzahlenentwicklung an den weiterführenden Schulen deutet für die Zukunft v. a. 
im Bereich der Gymnasien auf einen überproportionalen Anstieg hin. Wie langfristig neue 
Raumkapazitäten geschaffen werden können, wird aktuell im Rahmen eines 
Schulbauplanungsprozesses geprüft.
 
Aufgrund der Covid19-Pandemie gab es besonders im ersten Schulhalbjahr 
Einschränkungen und gesetzliche Regelungen zu Masken- und Testpflicht. 
Schulschließungen wie im Schuljahr 2020/21 gab es hingegen keine mehr, lediglich 
einzelne, seitens des Gesundheitsamtes ausgesprochene, Absonderungen einzelner Kinder 
bzw. Klassen(-stufen). Eine detaillierte Übersicht ist in Kapitel 3 dargestellt.
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Die Pandemie hatte auch Auswirkungen im Bereich der Schulverwaltung, insbesondere im 
Hinblick auf die Einrichtung der Testungen der Mitarbeiter und Schulkinder. Es mussten 
außerdem zahlreiche Vorkehrungen und Maßnahmen im Bereich der Hygiene bzw. des 
Infektionsschutzes an den Schulen getroffen werden.
 
Bei den Investitionen stehen im baulichen Bereich für die Jahre 2022 ff u. a. nachstehende 
Maßnahmen an:
 
- GS Gebersheim: Anbau von drei Räumen in Klassenraumgröße (plus Nebenflächen)
- Schellingschule: Planung und Umgestaltung des Pausenhofs
- GS Warmbronn: An- bzw. Neubau von Klassen- und Betreuungsräumen mit Mensa
- Marie-Curie-Schule: Umbau der Bestandsmensa zu Klassen- und Betreuungsräumen
- Sophie-Scholl-Schule: Mensa mit Betreuungsräumen im Zuge der Beplanung des 

Bildungscampus Ezach
- Gerhart-Hauptmann-Realschule: Fassadensanierung einschließlich Herstellung eines 

separaten Eingangs zum Schülercafé.
 
Im Jahr 2019 hat die Bundesregierung das Förderprogramm DigitalPakt Schule 
verabschiedet. Aufgrund der coronabedingten hohen Dynamik in der Digitalisierung der 
Schulen und des dadurch kurzfristig gestiegenen Bedarfs, wurden zusätzliche Förderpakete 
als Ergänzungsmaßnahmen zum Digitalpakt zur Verfügung gestellt. Über das 
Sofortausstattungsprogramm wurden Anfang 2021 600 mobile Endgeräte zum Verleih an 
SuS beschafft. 
Über das Digitalpakt-Ergänzungsprogramm "Leihgeräte für Lehrkräfte" und das 
Förderbudget „Zukunftsland BW – Stärker aus der Krise“ des Landes Baden-Württemberg 
wurden 390 Tablets mit Zubehör für Lehrkräfte beschafft. 

Für 2022 ff stehen unter anderem an:

- Ausbau der Breitbandanbindung Schulen
- Ertüchtigung der strukturierten Verkabelung der Schulen
- Aufbau eines leistungsfähigen, flächendeckenden WLAN
- Ausstattung der Unterrichtsräume mit Präsentationstechnik

Das Schulleiterbudget für das Haushaltsjahr 2022 beträgt insgesamt 651.100 Euro. Für die 
Leonberger Schulen in städtischer Trägerschaft besteht insgesamt ein 
Nettoressourcenaufwand in Höhe von 8.897.924 Euro.
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1. Daten zur Statistik der Entwicklung der Schülerzahlen
 
 
Die Schülerzahlen im Schuljahr 2021/22 sind im Vergleich zum Schuljahr 2020/21 insgesamt 
leicht ansteigend (+ 32 SuS), siehe Anlage 1 bis 3. 
 
Schulart Vorjahr 2021/22
Grundschulen/GMS +4 +23

Grundschulförderklassen +3 -2

GMS -20 -2

Realschulen -77 -2

Gymnasien +17 +13

SBBZ +3 +2
Gesamt -70 +32
 
 
Die Anzahl der Grundschulkinder steigt im Schuljahr 2021/22 leicht an.
 
Die Anzahl der Schulanfängerinnen und -anfänger (ohne Grundschulförderklassen) liegt in 
diesem Schuljahr bei 412 Kindern, 42 Kinder weniger als im letzten Schuljahr.
 
Zu berücksichtigen hierbei ist, dass der Stichtag der Einschulung ab dem Schuljahr 2020/21 
bis zum Schuljahr 2022/23 sukzessive vom 30. September auf den 30. Juni vorverlegt wird. 
Mit der Verlagerung des sog. „Einschulungskorridors“ kommt es zunächst kurzzeitig zu einer 
Entzerrung der Schülerzahlen an den Grundschulen bzw. zeitversetzt an den 
weiterführenden Schulen. Dies führt zu tendenziell abnehmenden Zahlen der 
Schulanfängerinnen und 
-anfänger.
 
Im Schuljahr 2021/22 ist bei folgenden Schularten eine Stagnation der Schülerzahlen zu 
verzeichnen:
Gemeinschaftsschule (- 2), Realschulen (- 2). Die Schülerzahl an den Gymnasien hat sich 
leicht erhöht (+ 13).
 
Die Zahl der auswärtigen SuS ist in den Anlagen 6 bis 8 dargestellt. Die Schulkinder 
verteilen sich auf die einzelnen Schularten wie folgt: 
 
Schulart Vorjahr 2021/22
SBBZ 30 29

GS/GMS 20 21

Realschulen 43 34

Gymnasien 102 117

Gesamt 195 201
 
 
An der Pestalozzischule sind 26,4 % auswärtige Schulkinder.
 
Die Anzahl der auswärtigen SuS an Grundschulen bzw. der Gemeinschaftsschule in der 
Primarstufe und Sekundarstufe I beträgt insgesamt 1,1 %. 
 
Die Anzahl der auswärtigen SuS an den Realschulen liegt bei 4,7 %, bei den Gymnasien bei 
9,1 %.
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Der Anteil der auswärtigen SuS an den weiterführenden Schulen liegt insgesamt bei 7,4 %.
 
Die meisten auswärtigen SuS der Realschulen kommen aus den Landkreisen Böblingen 
(Schwerpunkte Rutesheim, Weissach) bzw. Ludwigsburg (Schwerpunkt Gerlingen), die der 
Gymnasien aus dem Landkreis Böblingen (Schwerpunkte Rutesheim, Weissach) bzw. dem 
Landkreis Ludwigsburg (Schwerpunkte Gerlingen und Ditzingen).
 
Übergänge aus Klassenstufe 4 an weiterführende Schulen
 
Die Übergänge der Leonberger SuS aus Klassenstufe 4 an die weiterführenden Schulen 
Leonbergs haben sich wie folgt entwickelt (siehe Anlage 9):
 
Schulart 2020/21 2021/22 LK BB (2021/22) BW (2021/22)

GMS 48 (12,2 %) 60 (15,7 %) 14,6 % 13,4 %

Realschulen 106 (26,9 %) 107 (27,9 %) 31,6 % 33,6 %

Gymnasien 227 (57,6 %) 214 (55,9 %) 48,3 % 44,1 %

Sonstige 13 (3,3 %) 2 (0,5 %) 5,5 % 8,7 %

Gesamt 394 383   

 
 
Die Grund- und Werkrealschule in Rutesheim besuchen insgesamt 56 Leonberger 
Schulkinder, davon 37 Kinder die Primarstufe, 21 Kinder die Sekundarstufe I. Hierbei 
kommen insgesamt 33 Kinder aus dem Wohngebiet Silberberg, das mit dem Rutesheimer 
Schulzentrum direkt durch eine Buslinie verbunden ist. 
 
Auf die Realschule in Rutesheim gehen insgesamt 65 Leonberger Schulkinder. Das 
Gymnasium Rutesheim besuchen derzeit insgesamt 250 Leonberger SuS.
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2. Prognosen zur Entwicklung der Schülerzahlen
 
 Vorbemerkung
 
Die Prognose für den Zeitraum bis 2027/28 (siehe Anlagen 1 bis 3, 10 bis 23) beruht auf der 
Hochrechnung der Schülerzahlen anhand der aktuellen Geburtenstatistik unter Einbeziehung 
der Geburten der letzten sechs Jahre. Wanderungsbewegungen sind nicht berücksichtigt. 
Vorgesehene Siedlungserweiterungen in Leonberg (u. a. Neue Stadtmitte, BPD-Areal, 
Postareal, Jahnstraße und in den Ortsteilen) wurden bei der Schülerzahlenentwicklung 
berücksichtigt.
 
Die Anzahl der Schulanfängerinnen und -anfänger wird im Prognosezeitraum (von 2022/23 
bis 2027/28) künftig von 412 Schulkinder um 85 Schulkinder auf 497 Schulkinder (+ 20 
%) ansteigen (ca. 500 pro Jahrgang). Bedingt durch o. g. Faktoren wird die 
Gesamtschülerzahl voraussichtlich von 4.052 Schulkinder um 1.029 Schulkinder (+ rd. 25 
%) auf 5.081 Schulkinder ansteigen.
 
Die Prognose deutet insgesamt auf eine Schülerzunahme hin, wie sie bereits Ende der 90-er 
Jahre über 5 Jahre bestand, allerdings ist aus heutiger Sicht kein Rückwärtstrend erkennbar.
An den Grundschulen sind im Prognosezeitraum folgende Schülerzahlen zu erwarten:
 
Schule/Schuljahr 2021/22 2027/28 Diff. +/- Prozent

Marie-Curie-Schule 226 272 +46 +20,4 %

Mörikeschule 211 306 +95 +45,0 %

Schellingsschule 226 355 +129 +57,1 %

Spitalschule 276 355 +79 +28,6 %

GS Gebersheim 121 93 -28 -30,1 %

GS Höfingen 227 278 +51 +22,5 %

GS Warmbronn 147 178 +31 +21,1 %

Sophie-Scholl-Schule 173 201 +28 +16,2 %

Gesamt 1.607 2.038 +431  

 
 Die Anzahl der Grundschülerinnen und -schüler nimmt gemäß der Prognose bis zum 
Schuljahr 2027/28 um 431 Kinder zu (22 %).
 
Die Schulräume v. a. der Grundschulen werden im Hinblick auf die Nutzung auch von 
Betreuungsräumen aktuell neu bewertet (siehe Anlagen 4 und 5).
 
Die Raumkapazitäten an den Grundschulen sind im Vergleich zu seitherigen Belegungen 
derzeit insgesamt zwar noch vorhanden, doch müssen angesichts des jährlichen Zuwachses 
der Geburten und im Rahmen des Ausbaus der Ganztagsbetreuung künftig voraussichtlich 
weitere Raumkapazitäten geschaffen werden. Um die Vereinbarkeit von Familie und Beruf 
besser zu ermöglichen, verständigten sich im September 2021 Bund und Länder auf das 
Gesetz zum Rechtsanspruch auf Ganztagsbetreuung an Grundschulen zum Schuljahr 
2026/27. Zunächst wird dieser für die Klassenstufe 1 eingeführt und in den Folgeschuljahren 
sukzessive ausgeweitet. Ab dem Schuljahr 2029/30 wird er dann in allen vier Klassenstufen 
gegeben sein. Der hieraus resultierende Platzbedarf in der Schulkindbetreuung wird die 
Verwaltung und Schulleitungen der Grundschulen in den kommenden Jahren vor zusätzliche 
Herausforderungen stellen.
 
Die Schülerzahlenentwicklung an den weiterführenden Schulen deutet für die Zukunft v. a. 
im Bereich der Gymnasien auf einen überproportionalen Anstieg der Schülerzahlen hin.
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3. Die Schulen in Zeiten der Corona-Pandemie
 
 
3.1 Schulalltag
 
Schwerpunktmäßig im ersten Schulhalbjahr 2021/22 war der Schulalltag geprägt von 
Einschränkungen aufgrund der Covid19-Pandemie. Während auf (partielle) 
Schulschließungen wie im Schuljahr 2020/21 verzichtet werden konnte, gab es aufgrund von 
Infektionen Absonderungen einzelner Kohorten. Diese konnten entweder im Fernunterricht 
oder von anderen Schüler*innen separiert im Präsenzunterricht beschult werden.

Bis 13. April 2022 (Start der Osterferien) bestand beim Auftreten einer Infektion innerhalb der 
jeweiligen Klasse/Gruppe/Klassenstufe eine Kohortenpflicht. Unterricht, Pausenzeiten sowie 
außerunterrichtliche Aktivitäten konnten ausschließlich in der Kohorte angeboten werden. 
Auch unterlagen die jeweiligen Kohorten Einschränkungen bei Musik- und Sportunterricht. 
Ab fünf bestätigten Infektionen innerhalb einer Kohorte (oder mehr als 20 % in kleineren 
Gruppen) mussten sich alle Mitglieder einer Kohorte in Absonderung begeben. Der 
Unterrichtsbetrieb wurde dann via Fernlernunterricht in Verbindung mit Lernpaketen bzw. 
über digitale Konferenzschaltungen aufrechterhalten.

Seit 25. April 2022 ist die Kohortenpflicht an Schulen entfallen.
 
Die Prüfungsvorbereitung sowie die Abschlussprüfungen der Gymnasien und Realschulen 
konnten unter den vorgegebenen Regelungen seitens des Kultusministeriums in gewohnter 
Form durchgeführt werden.

3.2 Maskenpflicht und Selbsttests an Schulen
 
Wie bereits im vorherigen Schuljahr gab es auch im Schuljahr 2021/22 sowohl für 
Mitarbeitende an Schulen wie auch für SuS eine Maskenpflicht. Die Nutzung einer 
medizinischen Maske war verbindlich. Ausnahmen bei der Maskenpflicht gab es für die 
Nahrungsaufnahme, sowie Pausenzeiten außerhalb des Gebäudes. Außerdem konnte im 
Sport- und Musikunterricht sowie bei Prüfungen auf eine Maske verzichtet werden, sofern 
der Mindestabstand eingehalten wurde.

Die Teststrategie des Landes Baden-Württemberg sah eine tägliche Testpflicht für Personal 
an Schulen vor. SuS erhielten mit Ausnahme der ersten Schulwoche zwei Tests pro Woche. 
Um nach den Sommerferien aufgrund der vielen Reiserückkehrer die Testabstände zu 
verringern, erhielten die SuS drei Tests pro Woche. Sofern eine Infektion bestätigt wurde, 
galt neben der Kohortenpflicht für die SuS eine tägliche Testpflicht für die fünf folgenden 
Schultage.

Ausgenommen von der Testpflicht waren quarantänebefreite Personen gemäß § 1 Nummer 
11 Corona-Verordnung Absonderung. Seit 16.08.2021 empfiehlt die Ständige 
Impfkommission (STIKO) die Impfung von Kindern und Jugendlichen ab 12 Jahren gegen 
das Covid19-Virus. Auch für Kinder zwischen 5 und 11 Jahren liegt eine Empfehlung vor, 
sofern sie aufgrund von Vorerkrankungen ein erhöhtes Risiko für einen schweren Verlauf der 
Covid19-Erkrankung haben. Durch die steigende Impfquote bei Personal an Schulen sowie 
der SuS erhöhte sich die Zahl der quarantänebefreiten Personen, die keiner Testpflicht 
unterlagen. Seit 14.02.2022 gab es für diese quarantänebefreiten Personen ein freiwilliges 
Testangebot zweimal pro Woche mittels Schnelltest. Dieses Angebot wurde von einer 
Vielzahl der Berechtigten angenommen.

Die Schnelltests wurden durch das Land zentral an das Amt für Jugend, Familie und Schule 
geliefert und von Beschäftigten des Baubetriebshofs an die Schulen verteilt. Es handelte sich 
dabei um ein Wochenkontingent von ca. 16.000 Tests. Durch die steigende Impfquote sowie 
die freiwilligen Testmöglichkeiten war der Bedarf der Schulen schwer planbar.
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Mit dem 25. April 2022 wurde die Testpflicht an Schulen sowie die freiwilligen Testangebote 
wie auch die meisten anderen Corona-Beschränkungen aufgehoben.

Bei der Durchführung der Corona-Selbsttests in den Schulen stellte das Land 
Haushaltsmittel zur Umsetzung der Teststrategie zur Verfügung. Neben der Beschaffung von 
Schutzausrüstungen (Einweghandschuhe, Desinfektionsmittel, Schutzanzüge etc.) verfügen 
die Grundschulen über ein zusätzliches Budget für die Unterstützung der Testdurchführung 
durch den Einsatz ehrenamtlicher Helfer*innen. Somit konnten in zwei Förderzeiträumen 
(12.04.2021 bis 31.12.2021 sowie 10.01.2022 bis 14.04.2022) Ehrenamtliche wie Eltern, 
Studierende oder Lehrkräfte außerhalb der Unterrichtszeiten entlohnt werden. Der Stadt 
Leonberg stand für den ersten Förderzeitraum ein schulträgerscharfes Budget von 48.522 
Euro zur Verfügung wovon 30.892 Euro verbraucht wurden. Der Differenzbetrag wurde 
seitens der Stadt Leonberg zurückerstattet. Im Förderzeitraum 2 wurden 13.476 Euro 
verwendet. Für den zweiten Förderzeitraum erfolgte keine Auszahlung des Budgets, sondern 
eine Beantragung der Fördermittel im Nachgang.

Die Durchführung der Selbsttests bei SuS war für Schulleitungen, Lehrkräfte und die 
Verwaltung ein enormer zeitlicher, personeller und logistischer Aufwand. Besonders SuS der 
jüngeren Klassenstufen sowie des SBBZ benötigen bei der Anwendung und Auswertung 
Unterstützung. Dies konnte in vielen Grundschulen nur durch die erhebliche Unterstützung 
einer engagierten Elternschaft und des Lehrerkollegiums gestemmt werden. An dieser Stelle 
bedanken wir uns ganz herzlich für den zusätzlichen Einsatz aller Beteiligten!
 
 
3.3 (Finanzielle) Unterstützung der Schulen
 
Die SuS mussten eine Vielzahl an Einschränkungen hinnehmen, die durch die Pandemie 
verursacht wurden. Um negative Auswirkungen auf die betroffene Personengruppe möglichst 
gering zu halten, wurden durch die Landesregierung und (Schul-)Verwaltung verschiedene 
Maßnahmen umgesetzt.
 
Das Förderprogramm "Zukunftsland BW - Stärker aus der Krise" ("Unterstützung für 
Schulen") bietet Schulträgern einen ergänzenden finanziellen Spielraum, um 
coronabedingten Herausforderungen im Hinblick auf die Digitalisierung und 
raumlufthygienischer Maßnahmen zur Gesunderhaltung zu begegnen. Die Stadtverwaltung 
Leonberg erhielt zu diesem Zweck eine Fördersumme von rd. 111.000 Euro im Zeitraum bis 
30.09.2021. Nach Bedarfserhebung an den Schulen wurde die Förderung vermehrt für den 
Einsatz der Verbesserung der Digitalisierung verwendet.
 
Während des ersten Lockdowns im Frühjahr 2020 zeigte sich, dass die technische 
Anbindung vieler SuS nicht ausreichend ist, um an Onlineveranstaltungen und Fernunterricht 
adäquat teilzunehmen. Mit dem Zusatz zur Verwaltungsvereinbarung DigitalPakt Schule 
2019 bis 2024 („Sofortausstattungsprogramm“) werden zusätzliche Bundes- und 
Landesmittel für Leonberg i. H. v. rd. 350.000 Euro für die Beschaffung von mobilen 
Endgeräten zum Verleih an SuS bereitgestellt. Die Beschaffung und Konfiguration der 
Geräte erfolgte über die Stadtverwaltung. Die Geräte wurden den Schulen überlassen, die 
mit den Eltern der SuS einen Leihvertrag unterzeichnen. Neben Familien, die sich aktiv für 
die Nutzung eines mobilen Endgerätes gemeldet haben, haben auch Lehrkräfte Familien 
kontaktiert, bei denen eine erschwerte Erreichbarkeit der SuS festgestellt wurde. Eine 
ausreichend große Zahl an Geräten ermöglichte die großzügige Ausgabe der Tablets. Seit 
der Rückkehr zum Präsenzunterricht können die vorhandenen Geräte im Unterricht 
verwendet werden.
 
Die weitere Zusatz-Verwaltungsvereinbarung zum DigitalPakt Schule 2019 bis 2024 
(„Leihgeräte für Lehrkräfte“) sah vor, zusätzliche Bundes- und Landesmittel i. H. v. rd. 
170.000 Euro für die Beschaffung von Lehrerleihgeräten bereitzustellen. Hier wurden 
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Schulen und Kommunen dabei unterstützt, Lehrkräften geeignete mobile digitale Endgeräte 
sowohl für den Unterricht in der Schule, beim Distanzlernen als auch zur allgemeinen 
Unterrichtsvor- und -nachbereitung zur Verfügung zu stellen. Das konkrete 
schulträgerscharfe Budget ergab sich aus dem Verhältnis der Gesamtzahl der 
Vollzeitäquivalente der Lehrkräfte im Zuständigkeitsbereich des Schulträgers zur 
Gesamtzahl der Vollzeitäquivalente der Lehrkräfte. Da die parallele Nutzung der Geräte 
durch mehrere Teilzeit-Lehrkräfte nur mit einem sehr hohen Organisationsaufwand 
durchführbar wäre, hat sich die Stadtverwaltung gemeinsam mit den Schulleitungen der 
Leonberger Schulen dazu entschieden, fehlende Geräte sowie geeignetes Zubehör (Tablet-
Hüllen, Stifte, Tastaturen) über das Schulbudget Corona zu finanzieren. Noch vor den 
Sommerferien 2021 konnte allen Lehrkräften der Leonberger Schulen ein Tablet mit Zubehör 
zur Verfügung gestellt werden, welches den Unterricht und die Arbeitsweise seit dem 
Schuljahr 2021/22 bereichert.
 
Kinder, Jugendliche und ihre Familien schauen auf eine lange Zeit mit teils harten 
Einschränkungen während der Pandemie zurück. Pandemiebedingte Schulschließungen 
haben bei einem Teil der SuS zu Lernrückständen geführt. Zum Abbau dieser 
Lernrückstände hat der Bund ein „Aktionsprogramm Aufholen nach Corona für Kinder und 
Jugendliche“ in Höhe von 2 Mrd. Euro in den Jahren 2021/22 aufgelegt. Der Bund erwartet, 
dass die Länder mit paritätischen, eigenen Beiträgen und Maßnahmen zur Zielerreichung 
des Aktionsprogramms beitragen. Eine finanzielle Beteiligung der Kommunen ist nicht 
vorgesehen.
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4. Auswirkungen des Kriegs in der Ukraine
 
 
Seit dem Angriffskrieg Russlands gegen die Ukraine hat die daraus entstandene 
Flüchtlingsbewegung auch Auswirkungen auf den Schulalltag der Leonberger Schulen. 
Bisher sind ca. 35 ukrainische SuS an den Schulen aufgenommen (Stand Mai 2022). 
Besonders im Fokus sind die Gerhard-Hauptmann-Realschule (22 SuS) sowie die 
Schellingschule (8 SuS). An der Gerhard-Hauptmann-Realschule wurde eine zweite 
Vorbereitungsklasse für ukrainische Flüchtlinge eingerichtet, im kommenden Schuljahr ist 
dies auch für die Schellingschule geplant. An anderen Schulen werden ukrainische SuS 
teilweise im regulären Unterricht beschult.

Das Kultusministerium stellt Lernmaterialien sowie wichtige Dokumente auf Deutsch, 
Ukrainisch und Russisch zur Verfügung. Seitens des Staatlichen Schulamtes Böblingen ist 
für das kommende Schuljahr eine Koordinationsstelle für ukrainische Flüchtlinge geplant. 

Es kann davon ausgegangen werden, dass einige ukrainischen Schülerinnen und Schüler 
bereits in Leonberg wohnen, das Schuljahr 2021/22 jedoch noch über Fernunterricht in der 
Ukraine beenden und sich für das Schuljahr 2022/23 an den Schulen vor Ort anmelden. 
Über die erwartete Anzahl dieser SuS lässt sich zum aktuellen Zeitpunkt noch keine 
Aussage treffen. Außerdem ist eine mögliche Wanderungsbewegung zurück in die Ukraine 
von der unsicheren politischen Situation und dem Wiederaufbau des Landes abhängig.
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5. Digitalisierung an Leonberger Schulen
 
Die Corona-Pandemie hat für eine hohe Dynamik in der Digitalisierung der Schulen und des 
Unterrichts gesorgt. Homeschooling wurde zum Schlagwort, neue Konzepte zu Fortführung 
und Gestaltung des Unterrichts wurden kurzfristig erforderlich. Über Zusatzvereinbarungen 
zum DigitalPakt Schule und über das Landesprogramm „Zukunftsland-BW – Stärker aus der 
Krise“ wurden zusätzliche Fördermittel bereitgestellt um Corona-bedingte, dringende 
Digitalisierungsmaßnahmen in den Schulen umzusetzen. Die vielen Teilbereiche der 
Digitalisierung der Schulen können inzwischen zu zwei Themenblöcken zusammengefasst 
werden: der Digitalisierung des Präsenzunterrichts in der Schule und den 
Digitalisierungsmaßnahmen für das Homeschooling.
 
 
5.1 Digitalisierung an Schulen/Präsenzunterricht
 
Von der Bundesregierung werden über den „DigitalPakt Schule“ und das Land Baden-
Württemberg ab Mitte 2019 Fördermittel für die Digitalisierung von Schulen bereitgestellt. Die 
zur Verfügung gestellten Fördermittel wird die Stadt Leonberg im Rahmen einer zusammen 
mit den Schulen erarbeiteten Digitalisierungsstrategie einsetzen.

Die reservierten Fördermittel aus dem Digitalpakt mussten bis zum 30.4.2022 durch 
Maßnahmen- und Finanzierungsplanungen und die entsprechenden Förderanträge bei der 
L-Bank gebunden werden. Voraussetzung für die anschließende Bewilligung der Förderung 
ist ein durch das Landesmedienzentrum zertifizierter Medienentwicklungsplan. Im 
Medienentwicklungsplan einer Schule wird unter anderem der Bedarf an technischer 
Ausstattung festgehalten, der sich aus der gemeinsamen Digitalisierungsstrategie und dem 
individuellen Unterrichtskonzept der Schule ergibt.
 
Zur technischen Ausstattung gehören folgende Themenfelder: 

Breitbandanbindung Schulen
Im Schuljahr 2017/18 wurde mit dem Aufbau eines Glasfaser-Campus-Netzes für die 
Schulen begonnen. Durch dieses Netz sollen durch die Nutzung von gemeinsamen 
Ressourcen Synergieeffekte erzielt werden. Beispiele dafür sind die Zentralisierung des 
Internetzugangs der SuS (breitbandige Datenanbindung), Schulserverlösungen auf einer 
gemeinsamen, redundanten Hardware und ein gemeinsames WLAN-Konzept mit einer 
zentralen Managementplattform. Die Erweiterung dieses Netzes soll sukzessive fortgesetzt 
werden.

Im Rahmen des Haushaltsplans 2019 wurden Glasfaseranbindungen für weitere 
Schulstandorte geplant. Da inzwischen über das Breitbandförderungsprogramm des Bundes 
– Sonderaufruf Schulen eine Glasfaseranbindung von Schulen förderfähig ist, wurde die 
Ausführung der geplanten Maßnahmen zurückgestellt. Die Förderfähigkeit der Leonberger 
Schulstandorte wurde geprüft und entsprechende Förderanträge gestellt. Eine vorläufige 
Förderzusage hat die Stadt Leonberg für folgende Schulen erhalten:
 

- Marie-Curie-Schule
- Grundschule Gebersheim
- Grundschule Höfingen
- Grundschule Warmbronn
- Ostertag-Realschule
- Spitalschule

Zusätzlich wurden für alle Schulen im Gigabit-Ausbaugebiet der Telekom vorsorglich 
Glasfaser-Hausanschlüsse beauftragt, um auf zukünftige Anforderungen schnell reagieren 
zu können.
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Netzwerkinfrastruktur passiv und aktiv/flächendeckendes WLAN
Eine Grundvoraussetzung für digitalen Unterricht in der Schule ist eine strukturierte 
Verkabelung der Schulgebäude nach Vorgaben der DIN EN 50173 (passive 
Netzwerkinfrastruktur) und eine leistungsfähige, auch für zukünftige Anforderungen 
ausgelegte, flächendeckende WLAN-Ausstattung. Vorhandene Netzwerkinfrastruktur der 
Schulgebäude muss nach diesen Vorgaben ertüchtigt werden.

Die Planung ergänzender Maßnahmen erfolgt gemäß dem Entwurf der 
Multimediaempfehlungen des Kultusministeriums und der Kommunalen Landesverbände aus 
dem Jahr 2016 und aus dem überarbeiteten und ergänzten Dokument, den neuen 
Digitalisierungsempfehlungen, die im Laufe des Jahres 2019 veröffentlicht wurden. In die 
Planung und Kostenermittlung fließt zusätzlich eine Bestandsaufnahme der vorhandenen 
passiven Netzwerkinfrastruktur und der neu zu erstellenden WLAN-Simulationen ein. Aus 
den Simulationsergebnissen ergeben sich außerdem die Mengengerüste der benötigten 
WLAN-Komponenten und der aktiven Netzwerktechnik. Auf Basis dieser Erhebungen wurde 
und wird die Haushaltsplanung konkretisiert und die Beschaffung der LAN/WLAN 
Komponenten in die Wege geleitet. Für das LAN/WLAN Projekt wurden Fördermittel aus 
dem „DigitalPakt Schule“ beantragt und bewilligt. 

Endgeräte (PC/Tablets/Notebooks)
Im Rahmen der Medienentwicklungsplanung muss entschieden werden, welche Endgeräte 
zukünftig am besten in den Unterricht integriert werden können, ob weiterhin der Unterricht in 
Computerräumen stattfinden soll oder ob mobile Endgeräte (Notebooks oder Tablets) in den 
Klassenzimmern eingesetzt werden sollen.
 
Im Johannes-Kepler-Gymnasium, Albert-Schweitzer-Gymnasium, in der Gerhart-
Hauptmann-Realschule und der Mörikeschule wurden im Jahr 2019 bereits Apple-Tablets 
mit einem zentralen Mobile Device Management (MDM) System etabliert.

Inzwischen wurden für alle Schulen Tablets in das zentrale Management-System integriert, 
diese werden erfolgreich im Unterricht und in der Notbetreuung eingesetzt.

Um einem möglichst hohen Anteil an SuS digitalen Unterricht zu Hause zu ermöglichen, 
unterstützt mit mobilen Endgeräten (Laptops, Notebooks und Tablets mit Ausnahme von 
Smartphones), wurden über Zusatzvereinbarungen zum DigitalPakt zusätzliche Fördermittel 
zur Verfügung gestellt. Das „Sofortausstattungsprogramm“ ermöglichte die Beschaffung von 
Leihgeräten für SuS, über das Programm „Leihgeräte für Lehrkräfte“ und „Zukunftsland-BW 
– Stärker aus der Krise“ wurden die Lehrkräfte mit mobilen Endgeräten und dem 
notwendigen Zubehör ausgestattet. In allen Bereichen wird das Ausstattungskonzept der 
Schulen über Tablets weitergeführt, um SuS und den Lehrkräften eine einheitliche 
Umgebung zur Verfügung zu stellen. Trotzdem besteht weiterhin der Bedarf an PC und 
Laptops zur Ausstattung von Computerräumen. Diese werden im NWT-/ IT-Unterricht, für 
Arbeitsgemeinschaften und spezielle Projekte genutzt.

Präsentationstechnik Unterrichtsräume
Eine Erhebung der vorhandenen Ausstattung in den Schulen wurde durchgeführt. Im 
Rahmen der Medienentwicklungsplanung wird von den Schulen festgelegt, welche 
Ausstattungsvariante am besten geeignet ist, um diese in den Unterricht zu integrieren. Ein 
gemeinsames Ausstattungskonzept für die Grundschulen wurde vereinbart. Im Juni 2021 
finden weitere Gespräche zur Festlegung der Detailanforderungen statt, um eine 
Ausschreibung vorzubereiten. Als Pilotprojekt wurden mobile interaktive Touch-Displays 
beschafft um Lehrkräften an Grundschulen erste Erfahrungen im Unterrichtseinsatz zu 
ermöglichen. In einigen Schulen wurde die bereits vorhandene Präsentationstechnik ergänzt 
um eine direkte Bildschirm-Übertragung vom Tablet der Lehrkraft zu ermöglichen.

Ausstattung Schulverwaltung
Da für das Betriebssystem Windows 7 im Januar 2020 die Unterstützung von Microsoft 

TOP 5 Ö



Seite 13

eingestellt wurde und damit keine Belieferung von Sicherheitsupdates erfolgt, ist eine 
Umstellung der Schulverwaltungsrechner auf Windows 10 erforderlich. Die Umstellung und 
Integration in das Datennetz der Stadtverwaltung erfolgt im Rahmen des Windows 10 Rollout 
in der Stadtverwaltung. Die Integration wurde im Dezember 2021 abgeschlossen. Weiterhin 
wurde ab dem Schuljahr 2022/23 der verpflichtende Einsatz der Schulverwaltungssoftware 
ASV-BW vorgeschrieben. Eine Rollout-Planung gemeinsam mit dem Service Center 
Schulverwaltung ist erfolgt und wurde bis 03/2022 sukzessive umgesetzt. 

Ablösung BelWü-Dienste
Durch das Hochschulnetz Baden-Württemberg (BelWü) wurden den Schulen bisher 
verschiedene Dienstleistungen kostengünstig angeboten. Dazu gehören die Bereitstellung 
von pädagogischen Internetzugängen mit Jugendschutzfilter, das Web-Hosting des 
Internetauftritts und die Bereitstellung von Mailadressen für Lehrkräfte und SuS. Im Frühjahr 
2021 wurde angekündigt, dass diese Dienste zukünftig nicht mehr zur Verfügung gestellt 
werden können und Fristen zur Ablösung der Produkte gesetzt. Eine Strategie zur Ablösung 
der genutzten Dienste muss erarbeitet und die erforderlichen Mittel im Haushalt eingeplant 
werden.
 

5.2 Digitalisierung an Schulen/Homeschooling
 
Wichtige Themenfelder in diesem Zusammenhang sind einerseits die Kommunikation 
zwischen der Schule, den SuS und den Eltern und andererseits die Verfügbarkeit der IT-
Ausstattung bei den SuS zu Hause. Zu Beginn der Schulschließungen mussten neue Wege 
zur Kommunikation und zur Verteilung von Aufgaben etabliert werden. Bereits zu Beginn der 
Corona-Pandemie wurden vom Land Baden-Württemberg die Dienste Threema, Moodle und 
BigBlueButton zur Verfügung gestellt. Seit November 2021 wird zusätzlich, als alternative 
Plattform, das neue Lernmanagement-System itslearning angeboten.

Die Nutzung von MS365 Produkten und MS Teams wurde Ende April 2022 durch den 
Landesdatenschutzbeauftragten untersagt.
 
 
5.3 Maßnahmen im Schuljahr 2021/22
 
In der ersten Hälfte des Schuljahres 2021 lag der Fokus in der Erarbeitung und Zertifizierung 
der Medienentwicklungspläne (MEP), da diese als Voraussetzung zur Beantragung von 
Fördermitteln aus dem DigitalPakt vorgelegt werden müssen. Die Mittelbindung musste bis 
zum 30.4.2022 erfolgen.

Im Rahmen der Medienentwicklungsplanung wurden die Ausstattungskonzepte in den 
Schulen überarbeitet und angepasst. Ausgeführt wurden Maßnahmen, die dem angestrebten 
Ausstattungskonzept entsprechen oder dazu dienen, den laufenden Betrieb in den Schulen 
aufrecht zu erhalten. Verschiedene geplante Maßnahmen wurden auf einen späteren 
Zeitpunkt verschoben. Folgende Maßnahmen wurden begonnen bzw. umgesetzt.
 
Projekte für alle Schulstandorte

 Projektstart Digitalisierung Schulen LAN / WLAN, Planung – Beschaffung – 
Installation gelieferter Hardware für ein flächendeckendes WLAN

 Beschaffung von 380 Tablets mit Zubehör zum Verleih an Lehrkräfte, Verteilung der 
Tablets vor Beginn der Sommerferien 2021

 Beschaffung Ergänzungsbedarf, finanziert über Förderprogramm „Zukunftsland-BW -  
Stärker aus der Krise“

 Einrichtung zusätzlicher Kommunikationskanäle und einer eigenen Hotline-
Rufnummer für Bildungseinrichtungen, um auf die Bedürfnisse der Schulen besser 
und schneller reagieren zu können.
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Zusätzliche Einzelmaßnahmen
Albert-Schweitzer-Gymnasium
- 40 Apple TVs, zur Ergänzung der vorhandenen Präsentationstechnik 
- Antrag Glasfaser-Hausanschluss im Rahmen Gigabit-Ausbau der Telekom
 
Johannes-Kepler-Gymnasium
- 15 Apple TVs zur Ergänzung der Präsentationstechnik in den Klassenräumen
- Austausch defekter interaktive Beamer
- Antrag Glasfaser-Hausanschluss im Rahmen Gigabit-Ausbau der Telekom

Gerhart-Hauptmann-Realschule
- passives Display als Pilotprojekt
- 4 Transport- / Ladekoffer für Tablets
- 5 Apple TVs zur Ergänzung der Präsentationstechnik in den Klassenräumen
- Antrag Glasfaser-Hausanschluss im Rahmen Gigabit-Ausbau der Telekom

Ostertag-Realschule
- 25 Apple TVs
- 2 Transport- /Aufbewahrungskoffer für Tablets
- Umstellung auf die Schulverwaltungssoftware ASV-BW
- Caching Server für Tablets
- neue Schulserverlösung und Austausch 62 Client-PC (bedingt durch Ausfall)
- Antrag Glasfaser-Hausanschluss im Rahmen Gigabit-Ausbau der Telekom

Marie-Curie-Schule
- 30 Apple TVs, zur Ergänzung der vorhandenen Präsentationstechnik
- Integration der Schulverwaltungsrechner in das städt. Datennetz
- Umstellung auf die Schulverwaltungssoftware ASV-BW
- Antrag Glasfaser-Hausanschluss im Rahmen Gigabit-Ausbau der Telekom

Grundschule Gebersheim
- Integration der Schulverwaltungsrechner in das städt. Datennetz
- Umstellung auf die Schulverwaltungssoftware ASV-BW
- 2 Apple TVs zur Ergänzung vorhandener Präsentationstechnik
- Mobiles interaktives Display, als Pilotprojekt
- 30 Laptops als Ersatzausstattung Computerraum

Grundschule Höfingen
- Integration der Schulverwaltungsrechner in das städt. Datennetz
- Umstellung auf die Schulverwaltungssoftware ASV-BW
- 3 Transport- / Ladekoffer für Tablets
- 2 Apple TVs zur Ergänzung vorhandener Präsentationstechnik
- Mobiles interaktives Display, als Pilotprojekt
- 30 Laptops als Ersatzausstattung Computerraum
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Grundschule Warmbronn
- Integration der Schulverwaltungsrechner in das städt. Datennetz
- Umstellung auf die Schulverwaltungssoftware ASV-BW
- 3 Transport- / Ladekoffer für Tablets
- Mobiles interaktives Display, als Pilotprojekt

Mörikeschule
- Umstellung auf die Schulverwaltungssoftware ASV-BW
- Netzwerkverkabelung von drei Klassenzimmern für Übergangs-WLAN
- 2 Apple TVs zur Ergänzung vorhandener Präsentationstechnik
- Mobiles interaktives Display, als Pilotprojekt
- Antrag Glasfaser-Hausanschluss im Rahmen Gigabit-Ausbau der Telekom

Schellingschule
- Umstellung auf die Schulverwaltungssoftware ASV-BW
- Umzug der Schulserverlösung in das Rechenzentrum Rathaus

(verschoben auf 2022)
- Umzug Internetzugang Pädagogik auf den Breitbandanschluss Rathaus 

(verschoben auf 2022)
- Neuausstattung des Computerraums (verschoben auf 2022) 
- 3 Transport- / Ladekoffer für Tablets
- Mobiles interaktives Display, als Pilotprojekt

Spitalschule
- 3 Transport- / Ladekoffer für Tablets
- Caching Server für Tablets
- Mobiles interaktives Display, als Pilotprojekt

Sophie-Scholl-Schule
- Integration der Schulverwaltungsrechner in das städt. Datennetz
- Umstellung auf die Schulverwaltungssoftware ASV-BW
- 2 Transport- / Ladekoffer für Tablets
- 2 Apple TVs zur Ergänzung vorhandener Präsentationstechnik
- passives Display, als Pilotprojekt
- Antrag Glasfaser-Hausanschluss im Rahmen Gigabit-Ausbau der Telekom

Pestalozzischule
- Integration der Schulverwaltungsrechner in das städt. Datennetz
- Umstellung auf die Schulverwaltungssoftware ASV-BW
- 1 Transport- / Ladekoffer für Tablets
- passives Display, als Pilotprojekt
- 3 Laptops als Ergänzungsausstattung Computerraum
- Antrag Glasfaser-Hausanschluss im Rahmen Gigabit-Ausbau der Telekom
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Ausblick auf Projekte die in diesem Schuljahr begonnen und im nächsten Schuljahr 
fortgeführt werden:
- Ausstattung der Schulen mit Präsentationstechnik / Austausch veralteter Systeme 
- Projekt Digitalisierung Schulen LAN / WLAN – Inbetriebnahme der WLAN-Lösung 
- Ablösung der Richtfunkanbindungen der Schulverwaltungen (veraltete Technik, 

auslaufende Lizenzen durch die Bundesnetzagentur bis Ende 2022)
- Austausch veralteter Schulserverhardware
- Beschaffung weiterer Tablets mit Zubehör für den Unterricht gemäß MEP 

(Medienentwicklungsplanung)
- Projekt Tabletklassen
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6. Die baulichen Maßnahmen an den Schulen
 
Die Verwaltung hat zur Verbesserung des schulischen Angebots und der schulischen 
Infrastruktur im Jahr 2021 eine große Zahl an Maßnahmen umgesetzt. Sämtliche für 2022 
vorgesehene bauliche Maßnahmen sind im Folgenden dargestellt. Diese wurden für den 
investiven Haushalt angemeldet bzw. bereits eingeleitet.
 
 
6.1 Grundschulen
 
Schellingschule
Die Schulhoffläche ist für eine künftig dreizügige Grundschule in der jetzigen Art nicht 
ausreichend. Der seitherige öffentliche Durchgang über den Schulhof wurde mit der 
Fertigstellung des gegenüberliegenden Neubaus teilweise verlegt. In 2021 wurden 
Vorüberlegungen angestellt, in 2022 sollen die Planungen konkretisiert und die Leistungen 
zur Umgestaltung des bisherigen Pausenhofs begonnen werden. Die Ausführung ist für 2023 
geplant. 
 
Bauliche Maßnahmen im Jahr 2021:
Allgemeine Bauunterhaltungsarbeiten, Malerarbeiten (Teilbereiche)
 
Geplante bauliche Maßnahmen im Jahr 2022:
Allgemeine Bauunterhaltungsarbeiten, Planung zur Neuaufteilung und Umgestaltung von 
Teilbereichen der Pausenhoffläche
 
Mörikeschule
Bauliche Maßnahmen im Jahr 2021:
Allgemeine Bauunterhaltungsarbeiten, diverse Malerarbeiten, Erstellung eines 
Sanierungsfahrplans, Erneuerung der Anlaufbahn zur Sprunggrube
 
Geplante bauliche Maßnahmen im Jahr 2022:
Allgemeine Bauunterhaltungsarbeiten, neues Spielgerät für den Schulhof, Erneuerung 
Fallschutz vor Kletterwand, Umsetzung erste Stufe des Sanierungsfahrplans
 
Spitalschule
Bauliche Maßnahmen im Jahr 2021:
Allgemeine Bauunterhaltungsarbeiten, Fertigstellung der Fassadensanierung, Erneuerung 
der Schließanlage, Neuanschaffung Spülmaschine für die Schulkindbetreuung
 
Geplante bauliche Maßnahmen im Jahr 2022:
Allgemeine Bauunterhaltungsarbeiten, Bodenbelagsarbeiten (Teilbereiche), Zuwegung am 
Spielplatz, Installation einer PV-Anlage auf dem Dach
 
Sophie-Scholl-Schule
Die Planungen für den Neubau des Bildungscampus Ezach mit der Mensa und den 
Betreuungsräumen für die Sophie-Scholl-Schule als Grundlage für den 
Ganztagsschulbetrieb wurden begonnen. Die Vorlage der Vorentwurfsplanung und 
Kostenschätzung zur Genehmigung der Gesamtmaßnahme durch den Gemeinderat ist für 
Herbst 2022 vorgesehen. Die Fertigstellung der Maßnahme ist momentan für Frühjahr 2025 
geplant.
 
Bauliche Maßnahmen im Jahr 2021:
Allgemeine Bauunterhaltungsarbeiten, Erneuerung des Sonnenschutzes in der Halle
 
Geplante bauliche Maßnahmen im Jahr 2022:
Allgemeine Bauunterhaltungsarbeiten, vorbereitende Abstimmungen und Planungen für die 
Gestaltung des Spielhügels nach Wegfall der Spielgeräte in 2021
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Grundschule Gebersheim
Die Raumsituation an der Grundschule Gebersheim ist im Hinblick auf den wachsenden 
Bedarf an Schulkinderbetreuung (derzeit rd. 83 % der Schulkinder) angespannt. Vor dem 
Hintergrund des stetig wachsenden Bedarfs schlägt die Verwaltung mittelfristig einen Anbau 
von drei Räumen in Klassenraumgröße (plus Nebenflächen) vor. Mit der Planung zur 
Umsetzung wurde im Frühjahr 2021 begonnen.
 
Bauliche Maßnahmen im Jahr 2021:
Allgemeine Bauunterhaltungsarbeiten, Ausbau der Brandmeldeanlage, Planung Erweiterung 
eines Anbaus
 
Geplante bauliche Maßnahmen im Jahr 2022:
Allgemeine Bauunterhaltungsarbeiten, Umsetzung der Planung zur Erweiterung
 
Grundschule Warmbronn
Aktuell liegt zur Abstimmung im Gemeinderat die Vorlage 2022/138 vor. Nach erfolgter 
Abstimmung über die Varianten Neubau oder Sanierung mit Erweiterung kann die weitere 
Planung erfolgen.
 
Bauliche Maßnahmen im Jahr 2021:
Allgemeine Bauunterhaltungsarbeiten, Sanierung Dachfläche über WCs, Umbaumaßnahmen 
für Einrichtung von Räumen für die Schulkindbetreuung
 
Geplante bauliche Maßnahmen im Jahr 2022:
Allgemeine Bauunterhaltungsarbeiten. Außenanlagen für den Schulkindbetreuungsbereich, 
Herstellung der WC-Räume (abgehängte Decken, Malerarbeiten), Schallschutzelemente in 
den neuen Schulkindbetreuungsräumen, Weiterführung Planung Neubau / Sanierung Schule
 
Grundschule Höfingen
Bauliche Maßnahmen im Jahr 2021:
Allgemeine Bauunterhaltungsarbeiten
 
Geplante bauliche Maßnahmen im Jahr 2022:
Allgemeine Bauunterhaltung, Heizkörpererneuerung (Teilbereiche), Bestandserfassung, 
Maßnahmenplanung und Umsetzung 1. Bauabschnitt zur „Fassaden- und Dach- 
Modernisierung“
 
 
6.2 Gemeinschaftsschule
 
Marie-Curie-Schule
Bauliche Maßnahmen im Jahr 2021:
Allgemeine Bauunterhaltungsarbeiten
 
Geplante bauliche Maßnahmen im Jahr 2022:
Allgemeine Bauunterhaltungsarbeiten, Überarbeitung Hofbereich (u. a. neuer Fallschutz und 
neues Spielgerät), Umbau der Bestandsmensa im Hauptbau zu Klassenräumen und einem 
Multifunktionsraum.
 
 
6.3 Realschulen
 
Gerhart-Hauptmann-Realschule 
Bauliche Maßnahmen im Jahr 2021:
Allgemeine Bauunterhaltungsarbeiten, Weiterführung der Fassadensanierung, Erweiterung 
der Brandmeldeanlage (Teilbereiche)
 
Geplante bauliche Maßnahmen im Jahr 2022:
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Allgemeine Bauunterhaltungsarbeiten, Fertigstellung der Fassadensanierung, Umgestaltung 
Sekretariats- / Erste-Hilfe-Bereich
 
Ostertag-Realschule
Bauliche Maßnahmen im Jahr 2021:
Allgemeine Bauunterhaltungsarbeiten
 
Geplante bauliche Maßnahmen im Jahr 2022:
Allgemeine Bauunterhaltungsarbeiten, Planung zur Lehrküchen-Modernisierung, 
Überwachung der Setzungsrisse im Erweiterungsbau, Maßnahmenplanung und 
Vorbereitung zur „Instandsetzung der Gebäudefundamentstabilisierung im Erweiterungsbau“
 
 
6.4 Gymnasien
 
Albert-Schweitzer-Gymnasium
Bauliche Maßnahmen im Jahr 2021:
Allgemeine Bauunterhaltungsarbeiten, Fertigstellung Fassadensanierung, Bodenbelags- 
und Malerarbeiten (Teilbereiche)
 
Geplante bauliche Maßnahmen im Jahr 2022:
Allgemeine Bauunterhaltungsarbeiten, Malerarbeiten (Teilbereiche)
 
Johannes-Kepler-Gymnasium
Bauliche Maßnahmen im Jahr 2021/2022:
Allgemeine Bauunterhaltungsarbeiten, Stahltürenerneuerung der ehemaligen Trafostation,
Brandschutzertüchtigung Planung und Umsetzung 1. Bauabschnitt

 
6.5 Sonderpädagogisches Bildungs- und Beratungszentrum
 
Pestalozzischule
Bauliche Maßnahmen im Jahr 2021:
Allgemeine Bauunterhaltungsarbeiten, Malerarbeiten (Teilbereiche)
 
Geplante bauliche Maßnahmen im Jahr 2022:
Allgemeine Bauunterhaltungsarbeiten, Ablageraum im Hof für Außenspielzeug, 
Malerarbeiten (Teilbereiche)
 
 
Alle Schulen betreffend
Für alle Schulgebäude sollen in 2022 Trinkbrunnen angeschafft werden (siehe Vorlage 
2022/011).
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7. Schulhaushalt 2022
 
 
Der Teilhaushalt 03/Produktbereich 21 des Ergebnis- und Finanzhaushalts 2022 
einschließlich der Darstellung der baulichen Maßnahmen ist in der Vorlage 2021/362 
dargestellt.
 
Die Mittelzuweisung des Schulbudgets erfolgt über Pauschalbeträge pro Schüler*in und 
Klasse. Die Beiträge orientieren sich an der Berechnungsgrundlage für die einzelnen 
Schularten auf Basis der amtlich prognostizierten Schülerzahlen. Den Schulleitungen stehen 
zur eigenständigen Bewirtschaftung in 2022 Aufwendungen in Höhe von insgesamt 651.100 
Euro zur Verfügung (Ergebnishaushalt, ohne Investitionen).
 
Der Nettoressourcenbedarf aller Leonberger Schulen in städtischer Trägerschaft beträgt 
insgesamt 8.897.724 Euro.
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II Schulbezogene Themen und Angebote
 

8. Schulartübergreifende Angebote
8.1 Schulverpflegung

8.2 Jugendsozialarbeit an Schulen

8.3 Übergang Schule - Beruf/Berufsorientierung

8.4 Sportstätten

9. Angebote und Maßnahmen an Grundschulen
9.1 Kooperation Kindertageseinrichtungen - Grundschulen

9.2 Verlässliche Grundschule

9.3 Hort an der Schule

9.4 Flexible Nachmittagsbetreuung

9.5 Ganztagsgrundschulen

9.6 Begabtenförderung an Grundschulen - Hector-Kinderakademie Leonberg
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8. Schulartübergreifende Angebote
 
 
8.1 Schulverpflegung

In Leonberg wird für die Schulkinder von 11 Schulen in 8 Schulmensen und in einem Hort an 
der Schule eine warme Mittagsverpflegung angeboten. Der Betrieb der Schulmensen bzw. 
das Angebot der Mittagsverpflegung ist mit Ausnahme der Triangel ausnahmslos an externe 
Dienstleister vergeben.

Die Stadt Leonberg schließt mit den Cateringunternehmen jeweils verbindliche Liefer- oder 
Dienstleistungsverträge ab. In diesen sind die Qualität der Speisen, das 
Hygienemanagement sowie die Abläufe der Essensausgabe und Küchenreinigung 
festgeschrieben. Die Leistungsbeschreibung lehnt sich an die jeweils aktuellen 
Empfehlungen des „Qualitätsstandard für die Schulverpflegung“ der Deutschen Gesellschaft 
für Ernährung (DGE), Bonn, an. Die Vergabe einer Dienstleistung umfasst auch die 
Bereitstellung eines Buchungssystems (Ausnahme Grundschulen Warmbronn, Gebersheim 
und Spitalschule).

An der Schellingschule, der Ostertag-Realschule und seit März 2022 auch in der Triangel 
wird das bargeldlose Buchungs- und Bezahlsystems MensaMax eines Pforzheimer 
Software-Unternehmens als separate Serviceleistung angeboten. 

Seit dem Schulwechsel 2017/18 gilt ein einheitlicher Eigenanteil an der Mittagsverpflegung in 
Höhe von 3,50 Euro pro Portion an Schulen in städtischer Trägerschaft. Der Triangel e. V. 
erhebt einen Eigenanteil in Höhe von 3,80 Euro pro Mahlzeit.

Die Nachfrage nach einer Mittagsverpflegung an den Schulen hat sich mittlerweile auf den 
Stand vor der Corona-Pandemie eingependelt. An der Schellingschule wird sogar eine nicht 
vorhersehbare überraschend starke Nachfrage von etwa 70 Essen auf mittlerweile bis zu 
täglich 95 Essen montags bis donnerstags verzeichnet.

Hinter den Erwartungen zurück bleibt die Nachfrage nach einer Mittagsverpflegung trotz 
Einführung des Buchungssystems an der ORS mit etwa 45 bis 50 Essensportionen pro 
Monat.

In der Triangel wird von Montag bis Donnerstag ein warmes Mittagessen nur noch gegen 
Voranmeldung ausgegeben. Für Spontanesser wird ein geringes Kontingent eingeplant. 
Dieses Angebot nutzen auch montags und mittwochs etwa 20 bis 30 SuS sowie 
Betreuungspersonal der Pestalozzischule. 

Für die SuS der 11 Schulen werden zu Schulbetriebszeiten wöchentlich im Schnitt etwa 
2.950 Essen bzw. monatlich etwa 11.800 Essen ausgegeben.

Mensa Essensportionen/Tag Essensportionen/Wo Essensportionen/Mo
Triangel 140 560 2.240
MCS 130 650 2.600 (1.700 GS

+ 900 Sek. 1)
ORS 45
Schellingschule Mo bis Do 70 – 95

Freitag 30 - 40
310 - 420 1.240 – 1.680

Mörikeschule 330 1.320
Spitalschule 75 375 1.500
GS Höfingen 340 1.350
GS Warmbronn 20 100 400
GS Gebersheim 40 200 800
SUMME 2.950 11.800
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8.2 Jugendsozialarbeit an Schulen
 
Jugendsozialarbeit an Schulen nach §13 SGB VIII wird in Leonberg innerhalb der 
sozialräumlichen Kinder- und Jugendarbeit an den Grundschulen, der Gemeinschaftsschule, 
den beiden Realschulen, den beiden Gymnasien und dem Sonderpädagogisches Bildungs- 
und Beratungszentrum mit dem Förderschwerpunkt Lernen/Pestalozzischule angeboten. Die 
Grundlage dafür bildet die Rahmenkonzeption „Jugendsozialarbeit an Leonberger Schulen“.
 
Derzeit stehen den Schulen folgende Stellenanteile für Jugendsozialarbeit zur Verfügung:
 
Grundschulen
- Grundschule Höfingen 50 %
- Mörikeschule 50 % 
- Schellingschule 50 %
- Marie-Curie-Schule 50 %
- Sophie-Scholl-Schule, Grundschule Gebersheim, Grundschule Warmbronn und 

Spitalschule (inkl. Kinderbeteiligung) 100 %
Trotz mehrfacher Ausschreibungen ist die Stelle aktuell unbesetzt.

 
Weiterführende Schulen
- Marie-Curie-Schule 75 %
- Gerhart-Hauptmann-Realschule 75 %
- Ostertag-Realschule 75 % 
- Johannes-Kepler-Gymnasium 50 %
- Albert-Schweitzer-Gymnasium 50 %
- Pestalozzischule (inkl. Grundschule) 50 %

Schulübergreifende Angebote der Jugendsozialarbeit an Schulen 

Ein weiterer Arbeitsschwerpunkt der Jugendsozialarbeit an Schulen ist die Förderung von 
schulübergreifenden Projekten. 

Seit zehn Jahren finden regelmäßig mind. 2 x pro Jahr schulübergreifende SMV-Treffen zum 
Informationsaustausch und zur Planung gemeinsamer Projekte statt. 

Regelmäßig veranstaltet die SMV in Kooperation mit Mitarbeitenden der Kinder- und 
Jugendarbeit eigene schulübergreifende Veranstaltungen. Aufgrund der Corona-Pandemie 
konnten im Jahr 2021 nicht alle schulübergreifenden Veranstaltungen stattfinden. Im Jahr 
2021 fand die Postkartenaktion “Ich denke an Dich!”, eine Stadtralley und der Saturday Night 
Jam statt.

Jugendforum 

Das Leonberger Beteiligungsverfahren „Mach mit3 - ... mitdenken, ... mitreden, 
...mitgestalten“ ging 2021 in das sechste Jahr. 

Das Jugendforum 2021 stand erneut unter dem Einfluss der Corona-Krise und wurde als 
Hybridveranstaltung im Rathaus durchgeführt. Insgesamt haben am 15.11.2021 90 
Schüler*innen aus allen weiterführenden Schulen in Leonberg am Jugendforum 
teilgenommen.

Das Jugendforum 2022 wird am 17.10.2022 stattfinden.
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Jugendausschuss 

Der Jugendausschuss wurde nach dem Jugendforum 2018 am 02.07.2018 gebildet. Die 
Regularien sind in der Geschäftsordnung des Jugendausschusses der Stadt Leonberg 
festgelegt (siehe Vorlage 2019/042). 

Die Jugendlichen bzw. der Jugendausschuss haben Arbeitsgruppen zu schulischen Themen 
gebildet. Sie berichten regelmäßig zu den jeweiligen Ergebnissen im Sozial- und Kultus-
ausschuss.

8.3 Übergang Schule - Beruf/Berufsorientierung

Am 07.10.2021 fand die 13. Interkommunale Ausbildungsplatzbörse INTERKOM 2021 des 
nördlichen Landkreises Böblingen in hybrider Form statt.

44 regionale und überregionale Firmen, Institutionen, Verbände und Vereine haben in 
kompakter und fundierter Form über die Ausbildungsplatz- und Studienangebote informiert. 

Hierbei wurden 96 Ausbildungsberufe und 43 duale Studiengänge präsentiert.

An der Veranstaltung nahmen 19 Schulen mit ca. 2.200 SuS aus Leonberg, Renningen, 
Rutesheim, Weil der Stadt, Aidlingen, Grafenau, Magstadt und Weissach teil. Insgesamt 
haben knapp 3.000 Besucher die digitale Messe besucht. 4.000 Messezeitungen wurden 
vorab verteilt.

Die INTERKOM 2022 findet am Donnerstag, den 13. Oktober 2022 in der Stadthalle 
Leonberg statt.

Berufliches Schulzentrum Leonberg 

Am Beruflichen Schulzentrum Leonberg (BSZ) waren im Schuljahr 2021/22 insgesamt 3.128 
SuS angemeldet, davon 412 am beruflichen Gymnasium im 3-jährigen Bildungsgang. 
Folgende Profile werden angeboten: Wirtschaftswissenschaftliches Gymnasium, 
Technisches Gymnasium und Sozial- und Gesundheitswissenschaftliches Gymnasium sowie 
Internationale Wirtschaft und Technik und Management. 

8.4 Sportstätten

Die steigenden Schülerzahlen über alle Schularten hinweg werden in den kommenden 
Jahren auch auf die Sportstättennutzung große Auswirkungen haben. Zukünftig kann mit 
einem Mehrbedarf an Sporthallenflächen gerechnet werden.

Im Zuge der Eingliederung der Bäderbetriebe in den Eigenbetrieb Stadtwerke Leonberg 
wurde in der Vorlage 2020/023-001 beschlossen, die Abrechnung der Schwimmbadnutzung 
für Schulen zu verändern. Bisher erfolge die Abrechnung nach tatsächlicher Nutzung pro 
SuS. Die neue Abrechnungsgrundlage ist zukünftig die Miete von Bahnen nach Stunden, 
gemäß der Entgeltordnung des städtischen Bäderbetriebs. Die Schulen erhalten eine 
Rechnung über die gebuchten Bahnen, die Abwicklung erfolgt weiterhin über das im 
Haushalt veranschlagte Schulbudget. Aufgrund der Entscheidung im Oktober 2021 
rückwirkend zum 01.01.2021 führte dies zu einer höheren finanziellen Belastung des 
Schulhaushalts seit 2022.
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9. Angebote und Maßnahmen an Grundschulen
 
 
9.1 Kooperation Kindertageseinrichtungen - Grundschulen
 
Die Verwaltungsvorschrift des Kultusministeriums Baden-Württemberg zur Kooperation 
zwischen Kindergarten und Schule hat zum Ziel, den Übergang möglichst fließend zu 
gestalten und die Kooperation mit vergleichbaren Standards in der Stadt zu gewährleiten. 
Dies soll eine Kontinuität in der Bildungsbiographie der Kinder sicherstellen. 
 
Vor diesem Hintergrund werden zum Schuljahresanfang von Grundschul-Kooperations-
lehrkräften gemeinsam mit Erzieher*innen Jahresplanungen mit Kooperationsmaßnahmen 
erstellt und gegebenenfalls Förderbedarfe einzelner Kinder definiert.
 
Seit April 2018 ist jeder Kindertageseinrichtung eine Schule als Hauptkooperationspartner 
zugeordnet. Diese Regelung hat sich bewährt.
 
Leider konnten aufgrund der coronabedingten Einschränkungen die Kindergartenkinder nicht 
im üblichen Umfang an Aktivitäten der Grundschulen teilnehmen. 
 

9.2 Verlässliche Grundschule
 
Die Betreuung im Rahmen der Verlässlichen Grundschule (VGS) wird an allen Leonberger 
Grundschulen angeboten. Die Nachfrage ist weiterhin sehr groß. Insgesamt nehmen aktuell 
539 Schulkinder das Betreuungsangebot wahr. Je nach Schule sind ein bis drei VGS-
Gruppen eingerichtet.
 
Das von Seiten der Stadt zusätzlich eingerichtete Angebot der Ferienbetreuung nutzen 382 
Kinder (rd. 70 %). 
 
 
9.3 Hort an der Schule
 
Neben der Betreuung im Rahmen der Verlässlichen Grundschule wird an der Grundschule 
Spitalschule der Hort an der Schule angeboten. 
 
Der Hort an der Spitalschule im Kinderhaus Spitalhof wird im laufenden Schuljahr von 72 
Kindern genutzt. Eltern können ihre Kinder in die Ganztagsgrundschule Schellingschule 
umschulen lassen, sofern eine Ganztagsbetreuung notwendig ist. Um langfristig den 
Betreuungsbedarf an der Spitalschule decken zu können, wird ein Neubau mit Mensa und 
Betreuungsräumen angestrebt.

9.4 Flexible Nachmittagsbetreuung

In der Grundschule Warmbronn sowie der Grundschule Gebersheim findet seit dem Jahr 
2021 die Kombination aus der Betreuung im Rahmen der Verlässlichen Grundschule mit 
flexibler Nachmittagsbetreuung statt. Eine Betreuung ist dabei bis 17:00 gewährleistet. An 
der Grundschule Warmbronn und an der Grundschule Gebersheim sind mit jeweils 76 
Kindern die Betreuungsmöglichkeiten voll ausgelastet.

9.5 Ganztagsgrundschulen

An den Leonberger Ganztagsschulen Marie-Curie-Schule, Schellingschule, GS Höfingen und 
Mörikeschule besteht für die Ganztagsgrundschulkinder die Möglichkeit, zusätzlich ein 
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städtisches Betreuungsangebot in Anspruch zu nehmen: Vor Unterrichtsbeginn ab 7.00 Uhr, 
im Anschluss an die Ganztagsgrundschule bis 17.00 Uhr, die Betreuung Freitagnachmittags 
sowie die Ferienbetreuung.

Für Grundschulen, die gemäß § 4a des Schulgesetzes BW als Ganztagsgrundschulen 
eingerichtet sind, besteht die Möglichkeit der Monetarisierung. Dies bedeutet, dass die von 
Seiten des Landes für den Ganztagsbetrieb der Schule zusätzlich zur Verfügung gestellten 
Lehrerwochenstunden zu 50 % in Geld zur Finanzierung externer Betreuungskräfte 
umgewandelt werden können. Je Lehrerwochenstunde und Schuljahr sind dies 1.800 Euro. 
Ab dem Schuljahr 2022/23 steigt dieser Betrag auf 2.142 Euro an.

Im Schuljahr 2021/22 hat die Schulleitung der Mörikeschule 12 Lehrerwochenstunden (LWS) 
zum Einsatz von externen Honorarkräften umgewandelt (monetarisiert), die Schellingsschule 
hat 6 LWS monetarisiert.

Nachfolgend einige Erläuterungen zum Ganztagsschulbetrieb an den einzelnen 
Ganztagsgrundschulen in Leonberg:

Marie-Curie-Schule
Am Ganztagsschulbetrieb der Marie-Curie-Schule in der Wahlform nehmen aktuell 130 
Kinder teil, 55 Kinder davon nehmen zusätzliche Betreuungszeiten in Anspruch. 59 Kinder 
besuchen die Betreuung im Rahmen der Verlässlichen Grundschule. 

Schellingschule
An der Schellingschule nehmen derzeit 128 Kinder am Angebot der Ganztagsgrundschule 
teil, von denen 38 Kinder zusätzliche Betreuungszeiten in Anspruch nehmen. Weitere 76 
Kinder besuchen die Betreuung im Rahmen der Verlässlichen Grundschule. 

Mörikeschule
Am Ganztagsschulbetrieb der Mörikeschule nehmen 130 Kinder teil, von denen 30 Kinder 
zusätzliche Betreuungszeiten in Anspruch nehmen. 57 Kinder besuchen außerdem die 
Betreuung im Rahmen der Verlässlichen Grundschule. 

Grundschule Höfingen
Das Ganztagsschulangebot der Grundschule Höfingen nehmen 110 Kinder wahr, von denen 
61 zusätzliche Betreuungszeiten in Anspruch nehmen. Zusätzlich besuchen 74 Kinder die 
Betreuung im Rahmen der Verlässlichen Grundschule. 

Unterstützung bei den Hausaufgaben 
An Ganztagsgrundschulen ist die Hausaufgabenbetreuung Teil des pädagogischen 
Konzepts und wird von Lehrkräften und Ehrenamtlichen im Rahmen des 
Jugendbegleiterprogramms, aufgestockt mit finanziellen Mitteln der Stadt Leonberg, betreut. 

Die Grundschulen, die keine Ganztagsschulen sind, bieten über das 
Jugendbegleiterprogramm Lerngruppen an. 
 
Freiwilliges Soziales Jahr in Ganztagsschulen 
Seit dem Schuljahr 2018/19 sind an den Leonberger Ganztagsgrundschulen FSJ-Kräfte 
(Freiwilliges soziales Jahr) tätig. Die jungen Erwachsenen unterstützen sowohl die 
Schulkindbetreuung vor und nach dem Unterricht, in den Mittagspausen und in den Ferien, 
als auch im schulischen Bereich. Hier bringen sich die Freiwilligen beispielsweise in 
speziellen Förderangeboten in einzelnen Klassen oder in der Lernzeit ein. 

Insgesamt stellen die FSJ-Kräfte eine positive zusätzliche Unterstützung des 
Ganztagsschulbetriebs dar.
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9.6 Begabtenförderung an Grundschulen - Hector-Kinderakademie Leonberg

Seit dem Schuljahr 2012/13 ist die Hector-Kinderakademie (HKA) Leonberg ein fester 
Eckpfeiler in der Begabtenförderung des Landes Baden-Württemberg. Die Stadt Leonberg 
fungiert dabei als Trägerin und stellt die Klassenräume zur Verfügung. Die Dozentenkosten 
und die Sachmittel werden von der Hector Stiftung getragen. Die Geschäftsführung der 
Leonberger Hector-Kinderakademie teilen sich Frau Arnold (Lehrerin an der Mörikeschule) 
und Frau Gelec (Schulleiterin an der Mörikeschule).

Die Anmeldung der einzelnen Kinder für die Kurse erfolgt über die Lehrkräfte der 
teilnehmenden Grundschulen in und um Leonberg. Die Kurse der Hector-Kinderakademie 
werden von Lehrkräften und Experten außerhalb der Schulzeit angeboten. Kursorte sind die 
Mörikeschule und die Schellingschule.

Das Angebot zur Förderung besonders interessierter und motivierter Grundschulkinder 
wurde im Berichtsjahr 2021/22 weiter ausgebaut. Aufgrund der Corona-Pandemie wurden 
einige Kurse in einem Online-Format angeboten. 

Beinahe 60 Kurse wurden angeboten, davon ca. 70 % im Bereich MINT (Mathematik, 
Informatik, Naturwissenschaft, Technik). Beinahe 500 Grundschulkinder haben die Kurse 
besucht. Dabei hielten sich Jungen und Mädchen nahezu die Waage. 

Im März 2019 wurde die Verlängerung der Begabtenförderung von Frau Kultusministerin Dr. 
Susanne Eisenmann a.D. und Herrn Dr. h. c. Hans-Werner Hector bekannt gegeben. Bis 
zum Schuljahresende 2024/25 wird die Hector-Stiftung rund 23,5 Mio. Euro für die über 60 
Hector Kinderakademien des Landes sowie für die wissenschaftliche Begleitung zur 
Verfügung stellen.

Anlage/n

1 Schulstatistik Vorlage 2021 (öffentlich)
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Anlage 1 Gesamtschülerzahlen 03.06.2022

Marie-C. GFK Mörike- GFK Schelling- GFK Spital- GFK GS GS GS S.-Scholl- GFK Gerhart-H. Ostertag- Albert- Johannes- Pestal. Gesamt

Schuljahr Schule ALS schule Mörike. schule Schelling schule Spitalsch. Gebersh. Höfingen Warmbr. Schule S.-Scholl Realsch. Realsch. Sch.Gym. K. Gym. Schule

1996/97 422 312 15 423 411 17 99 397 157 188 397 473 894 732 95 5032

1997/98 448 14 318 11 415 411 14 102 405 170 181 406 478 867 733 90 5063

1998/99 443 9 304 9 395 409 28 125 429 171 164 444 489 829 744 87 5079

1999/00 447 8 317 10 399 397 16 118 425 168 154 458 490 830 729 87 5053

2000/01 414 15 297 16 425 382 17 125 424 176 154 465 502 784 712 90 4998

2001/02 391 13 302 13 439 372 10 131 405 172 162 481 533 733 680 85 4922

2002/03 424 11 284 12 450 354 11 109 404 178 158 505 539 680 667 82 4868

2003/04 445 13 296 12 448 351 16 110 408 176 146 499 523 654 676 90 4863

2004/05 482 12 299 13 411 341 15 104 396 165 150 468 534 654 685 93 4822

2005/06 495 16 287 13 427 370 0 94 378 168 139 12 429 526 656 676 91 4765

2006/07 454 17 298 17 387 357 101 384 179 134 422 531 652 716 93 4742

2007/08 452 12 283 10 377 349 102 356 175 146 422 522 657 752 97 4712

2008/09 424 15 263 13 351 322 101 338 178 137 408 538 651 771 99 4609

2009/10 415 13 237 14 341 289 102 343 180 148 394 546 562 740 101 4425

2010/11 450 11 229 13 362 277 90 273 163 169 424 509 608 776 89 4443

2011/12 442 15 219 14 354 275 91 227 152 164 461 484 646 777 97 4418

2012/13 441 12 228 13 338 290 91 229 143 137 496 474 632 793 98 4415

2013/14 480 9 216 14 311 282 90 218 134 155 499 462 620 790 97 4377

2014/15 510 10 198 14 334 281 79 224 138 142 518 453 578 788 95 4362

2015/16 559 0 201 7 314 303 68 224 127 134 481 400 613 692 81 4204

2016/17 567 0 197 14 263 13 318 86 208 134 151 464 398 585 656 81 4135

2017/18 570 205 16 200 17 314 83 219 139 147 444 432 622 653 90 4151

2018/19 576 235 17 182 16 314 97 207 141 145 403 425 611 635 97 4101

2019/20 556 242 12 186 14 305 109 202 142 148 376 431 630 629 105 4087

2020/21 529 216 16 211 13 293 100 226 141 158 336 397 642 634 108 4020

2021/22 514 211 13 226 14 276 121 227 147 173 356 375 625 664 110 4052

2022/23 527 226 14 236 14 284 110 230 135 181 351 374 680 688 108 4157

2023/24 536 243 14 293 14 324 95 276 158 181 341 352 695 730 109 4359

2024/25 542 276 14 314 14 327 89 264 167 190 323 338 744 794 109 4505

2025/26 587 286 14 352 14 359 86 266 173 184 342 332 762 827 108 4692

2026/27 610 289 14 378 14 365 90 286 183 185 346 356 805 861 109 4890

2027/28 615 306 14 355 14 355 93 278 178 201 379 393 856 935 109 5081

Schulstatistik Vorlage 2021.xlsxschüler
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Anlage 2 Schüler/innen pro Schulart 03.06.2022

SBBZ

Schuljahr MCS Mörike Schelling Spital Gebersh. Höfingen Warmbr. S-Scholl Summe MCS Mörike Schell. Spital S-Scholl Summe MCS Schelling Höfingen Summe GHR ORS Summe ASG JKG Summe Pestal. Gesamt

1996/97 195 312 174 411 99 276 157 188 1812 12 15 17 44 227 249 121 597 397 473 870 894 732 1626 95 5044
1997/98 212 318 171 411 102 296 170 181 1861 14 11 14 39 236 244 109 589 406 478 884 867 733 1600 90 5063
1998/99 217 304 160 409 125 320 171 164 1870 9 9 28 46 226 235 109 570 444 489 933 829 744 1573 87 5079
1999/00 215 317 165 397 118 304 168 154 1838 8 10 16 34 232 234 121 587 458 490 948 830 729 1559 87 5053
2000/01 198 297 185 382 125 304 176 154 1821 15 16 17 48 216 240 120 576 465 502 967 784 712 1496 90 4998
2001/02 176 302 195 372 131 305 172 162 1815 13 13 10 36 215 244 100 559 481 533 1014 733 680 1413 85 4922
2002/03 194 284 192 354 109 298 178 158 1767 11 12 11 34 230 258 106 594 505 539 1044 680 667 1347 82 4868
2003/04 210 296 198 351 110 288 176 146 1775 13 12 16 41 235 250 120 605 499 523 1022 654 676 1330 90 4863
2004/05 232 299 177 341 104 295 165 150 1763 12 13 15 40 250 234 101 585 468 534 1002 654 685 1339 93 4822
2005/06 243 287 183 370 94 269 168 139 1753 16 13 0 12 29 252 244 109 605 429 526 955 656 676 1332 91 4765
2006/07 217 298 169 357 101 281 179 134 1736 17 17 34 237 218 103 558 422 531 953 652 716 1368 93 4742
2007/08 220 283 169 349 102 280 175 146 1724 12 10 22 232 208 76 516 422 522 944 657 752 1409 97 4712
2008/09 219 263 165 322 101 263 178 137 1648 15 13 28 205 186 75 466 408 538 946 651 771 1422 99 4609
2009/10 203 237 157 289 102 279 180 148 1595 13 14 27 212 184 64 460 394 546 940 562 740 1302 101 4425
2010/11 224 229 165 277 90 249 163 169 1566 11 13 24 226 197 24 447 424 509 933 608 776 1384 89 4443
2011/12 211 219 139 275 91 227 152 164 1478 15 14 29 231 215 0 446 461 484 945 646 777 1423 97 4418
2012/13 211 228 131 290 91 229 143 137 1460 12 13 25 230 207 0 437 496 474 970 632 793 1425 98 4415
2013/14 243 216 139 282 90 218 134 155 1477 9 14 23 237 172 0 409 499 462 961 620 790 1410 97 4377
2014/15 238 198 165 281 79 224 138 142 1465 10 14 24 272 169 0 441 518 453 971 578 788 1366 95 4362
2015/16 255 201 186 303 68 224 127 134 1498 0 7 7 304 128 0 432 481 400 881 613 692 1305 81 4204
2016/17 255 197 175 318 86 208 134 151 1524 0 14 13 27 312 88 0 400 464 398 862 585 656 1241 81 4135
2017/18 253 205 160 314 83 219 139 147 1520 16 17 33 317 40 0 357 444 432 876 622 653 1275 90 4151
2018/19 242 235 182 314 97 207 141 145 1563 17 16 33 334 0 0 334 403 425 828 611 635 1246 97 4101
2019/20 246 242 186 305 109 202 142 148 1580 12 14 26 310 0 0 310 376 431 807 630 629 1259 105 4087
2020/21 239 216 211 293 100 226 141 158 1584 16 13 29 290 0 0 290 336 397 733 642 634 1276 108 4020
2021/22 226 211 226 276 121 227 147 173 1607 13 14 27 288 0 0 288 356 375 731 625 664 1289 110 4052

2022/23 226 226 236 284 110 230 135 181 1628 14 14 27 301 0 0 301 351 374 725 680 688 1368 108 4157
2023/24 245 243 293 324 95 276 158 181 1815 14 14 27 291 0 0 291 341 352 692 695 730 1425 109 4359
2024/25 239 276 314 327 89 264 167 190 1866 14 14 27 303 0 0 303 323 338 662 744 794 1537 109 4505
2025/26 262 286 352 359 86 266 173 184 1968 14 14 27 325 0 0 325 342 332 674 762 827 1589 108 4692
2026/27 280 289 378 365 90 286 183 185 2056 14 14 27 330 0 0 330 346 356 702 805 861 1666 109 4890
2027/28 272 306 355 355 93 278 178 201 2038 14 14 27 343 0 0 343 379 393 772 856 935 1792 109 5081

Grundschüler GFK-Schüler
Werkreal-/Gemeinschafts-

schüler Realschüler Gymnasiasten

Schulstatistik Vorlage 2021.xlsxschultyp
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Anlage 3 Schulanfänger 03.06.2022

Schuljahr MCS Mörike Schelling Spital Gebersh. Höfingen Warmbr. S.-Scholl Pestalozzi Summe MCS Mörike Schelling Spital S- Scholl Summe Gesamt

1996/97 51 79 41 111 29 65 38 46 2 462 15 17 32 494
1997/98 61 79 44 101 20 78 46 46 2 477 14 11 14 39 516
1998/99 54 80 35 108 44 94 42 33 1 491 9 9 28 46 537
1999/00 46 87 39 100 25 68 41 35 2 443 8 10 16 34 477
2000/01 41 62 45 95 35 64 55 38 2 437 15 16 17 48 485
2001/02 47 77 49 84 25 76 36 47 5 446 13 13 10 36 482
2002/03 57 68 45 84 24 70 47 37 3 435 11 12 11 34 469
2003/04 56 75 47 87 27 75 45 23 5 440 13 12 16 41 481
2004/05 63 70 44 96 25 73 34 45 7 457 12 13 15 40 497
2005/06 63 82 43 100 21 48 40 32 1 430 16 13 12 29 459
2006/07 40 80 32 82 31 84 62 29 7 447 17 17 34 481
2007/08 62 61 46 81 24 73 46 36 4 433 12 10 22 455
2008/09 61 45 38 64 26 63 35 38 4 374 15 13 28 402
2009/10 40 49 40 75 23 68 41 45 3 384 13 14 27 411
2010/11 57 63 44 66 23 52 36 40 1 382 11 13 24 406
2011/12 46 63 30 69 21 50 36 39 4 358 15 14 29 387
2012/13 57 64 30 80 19 64 29 33 0 376 12 13 25 401
2013/14 64 46 36 65 24 56 32 45 10 378 9 14 23 401
2014/15 59 45 41 59 15 57 39 37 3 355 10 14 24 379
2015/16 60 61 43 89 14 44 20 30 3 364 0 7 7 371
2016/17 61 42 34 91 34 50 42 46 4 404 0 14 13 27 431
2017/18 62 73 40 62 20 62 37 30 8 394 16 17 33 427
2018/19 50 50 63 75 35 47 42 37 12 411 17 16 33 444
2019/20 60 66 40 78 29 43 24 38 5 383 12 14 26 409
2020/21 58 39 72 81 23 88 40 48 5 454 16 13 29 483
2021/22 46 60 56 61 32 67 40 50 412 13 14 27 439

2022/23 53 63 70 79 19 48 30 47 409 14 14 27 436
2023/24 78 74 102 107 18 92 48 38 557 14 14 27 584
2024/25 61 73 84 77 20 57 49 55 476 14 14 27 503
2025/26 70 76 96 96 29 69 46 44 526 14 14 27 553
2026/27 71 66 96 85 23 68 40 48 497 14 14 27 524

Grundschulen GFK-Klassen

Schulstatistik Vorlage 2021.xlsxschulanfänger
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Anlage 4 Schulklassen/Schulräume (Grundschulen und Gemeinschaftsschule) 03.06.2022

Schuljahr selbst. GFK Kl. Fach- selbst. GFK Kl. Fach- selbst. GFK Kl. Fach- selbst. GFK Kl. Fach- selbst. Kl. Fach- selbst. Kl. Fach- selbst. Kl. Fach- selbst. GFK Kl. Fach- selbst. GFK Kl. Fach-

Kl. Kl. räume räume Kl. Kl. räume räume Kl. Kl. räume räume Kl. Kl. räume räume Kl. räume räume Kl. räume räume Kl. räume räume Kl. Kl. räume räume Kl. Kl. räume räume

1996/97 18 13 1 20 19 1 5 18 8 8 109

1997/98 19 13 1 20 19 1 5 18 8 8 110 2

1998/99 19 12 1 20 19 1 5 19 8 8 110 2

1999/00 19 13 1 20 18 1 5 19 8 8 110 2

2000/01 20 13 1 20 18 1 6 19 8 8 112 2

2001/02 19 1 13 1 20 16 1 6 18 8 8 108 3

2002/03 21 1 14 1 19 15 1 5 17 8 8 107 3

2003/04 21 1 12 1 18 13 1 5 18 8 7 102 3

2004/05 21 1 12 1 19 13 1 4 17 8 7 101 3

2005/06 22 1 12 1 20 15 0 4 16 8 7 104 2

2006/07 21 1 12 1 18 15 0 5 17 9 7 1 104 2

2007/08 22 1 12 1 19 14 0 5 17 8 8 105 2

2008/09 21 1 11 1 18 13 5 15 9 8 100 2

2009/10 21 1 10 1 18 12 5 15 8 8 97 2

2010/11 24 1 22 19 11 1 13 5 18 19 9 12 18 3 4 6 3 13 18 6 8 8 2 8 8 2 98 2 112 49

2011/12 24 1 22 19 10 1 14 6 18 19 9 12 18 3 5 6 3 11 18 6 8 8 2 8 8 2 96 2 113 50

2012/13 24 1 22 19 11 1 15 1 17 19 9 12 16 3 4 6 3 11 18 6 8 8 2 8 9 1 95 2 113 44

2013/14 24 1 24 12 11 1 15 1 16 19 9 12 16 3 4 6 3 10 18 6 8 8 2 8 9 1 93 2 115 37

2014/15 25 1 24 12 10 1 15 1 17 19 9 13 16 3 4 6 3 11 18 6 8 8 2 8 9 1 96 2 115 37

2015/16 29 0 24 12 10 1 15 1 17 20 8 13 16 3 4 6 3 11 14 6 7 8 2 8 9 1 99 1 112 36

2016/17 30 0 24 12 10 1 15 1 15 1 20 8 14 16 3 5 6 3 10 11 4 7 8 2 8 9 1 99 1 109 34

2017/18 29 0 24 12 10 1 15 1 11 1 19 8 14 16 3 5 6 3 10 11 4 7 8 2 8 9 1 94 1 108 34

2018/19 29 0 25 11 10 1 15 1 9 1 19 8 14 16 3 6 6 3 9 11 4 7 8 2 8 9 1 92 1 109 33

2019/20 28 0 24 12 10 1 15 1 10 1 14 6 13 16 3 6 6 3 9 11 4 7 8 2 8 9 1 91 2 103 32

2020/21 12 0 24 12 10 1 15 1 10 1 14 6 12 17 2 6 6 3 10 11 4 7 8 2 8 9 1 75 2 104 31

2021/22 10 0 24 12 10 1 15 1 11 1 14 6 12 17 2 7 6 3 10 12 3 7 8 2 8 9 1 75 2 105 30

2022/23 23 11 1 11 1 12 6 10 7 8 88 2

2023/24 23 11 1 13 1 13 5 12 8 8 93 2

2024/25 24 12 1 13 1 13 5 12 8 8 95 2

2025/26 25 12 1 14 1 14 5 12 8 8 98 2

2026/27 26 12 1 15 1 15 5 13 8 8 102 2

Warmbronn (GS) Sophie-Scholl (GS) GesamtMCS (GS+GMS) Mörike (GS) Schelling (GS) Spital (GS) Gebersheim (GS) Höfingen (GS)

Schulstatistik Vorlage 2021.xlsxkl_räume1
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Anlage 5 Schulklassen/Schulräume (Realschulen, Gymnasien, SBBZ) 03.06.2022

Schuljahr selbst. Kl. Fach- selbst. Kl. Fach- selbst. Kl. Fach- selbst. Kl. Fach- selbst. Kl. Fach- selbst. Kl. Fach-

Kl. räume räume Kl. räume räume Kl. räume räume Kl. räume räume Kl. räume räume Kl. räume räume

1996/97 15 18 35 30 8 106

1997/98 15 18 34 30 8 105

1998/99 16 18 33 30 8 105

1999/00 17 18 34 29 8 106

2000/01 17 18 33 28 8 104

2001/02 16 18 32 29 8 103

2002/03 18 18 28 29 8 101

2003/04 18 18 27 29 8 100

2004/05 17 18 27 29 9 100

2005/06 17 18 27 28 9 99

2006/07 16 18 27 29 9 99

2007/08 17 18 28 31 9 103

2008/09 15 18 28 32 9 102

2009/10 16 19 23 30 9 97

2010/11 17 17 11 18 18 11 25 25 19 31 22 13 9 9 5 100 91 59

2011/12 18 17 11 18 18 11 27 25 19 31 22 13 9 9 5 103 91 59

2012/13 19 17 11 20 18 12 26 25 19 32 22 13 12 9 5 109 91 60

2013/14 20 17 11 18 18 12 26 25 19 33 22 13 12 9 5 109 91 60

2014/15 20 17 11 18 18 12 25 25 19 33 22 13 12 9 6 108 91 61

2015/16 19 17 11 17 18 12 26 25 19 31 22 13 11 9 6 104 91 61

2016/17 19 17 11 16 18 12 24 25 19 29 22 13 9 9 6 97 91 61

2017/18 19 17 11 19 18 12 26 25 19 27 22 13 10 9 6 101 91 61

2018/19 17 17 11 19 18 12 27 25 19 25 22 13 10 9 6 98 91 61

2019/20 16 22 13 18 17 11 28 25 19 27 22 13 10 9 6 99 95 62

2020/21 14 22 13 17 17 11 28 25 19 26 22 13 10 9 6 95 95 62

2021/22 15 21 15 16 17 11 27 25 19 27 22 13 10 9 6 95 94 64

2022/23 14 15 28 26 10 93

2023/24 13 14 29 29 10 95

2024/25 13 14 30 31 10 98

2025/26 14 14 29 33 10 100

2026/27 15 15 32 35 10 107

2027/28 16 16 34 39 10 115

GesamtGHR ORS ASG JKG Pestalozzi

Schulstatistik Vorlage 2021.xlsxkl_räume2
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Anlage 6 Anteil auswärtiger Schüler/innen an Grundschulen und Gemeinschaftsschule 03.06.2022

Schuljahr ges. ausw. ges. ausw. ges. ausw. ges. ausw. ges. ausw. ges. ausw. ges. ausw. ges. ausw. ges. ausw. %
1996/97 422 9 312 3 423 10 411 2 99 0 397 1 157 0 188 2409 25 1,0%

1997/98 448 3 318 3 415 6 411 5 102 0 405 0 170 0 181 0 2450 17 0,7%

1998/99 443 4 304 2 395 3 409 5 125 0 429 0 171 0 164 0 2440 14 0,6%

1999/00 447 6 317 1 399 6 397 3 118 0 425 0 168 0 154 0 2425 16 0,7%

2000/01 414 7 297 1 425 2 382 4 125 0 424 0 176 0 154 0 2397 14 0,6%

2001/02 391 2 302 0 439 1 372 4 131 0 405 0 172 0 162 0 2374 7 0,3%

2002/03 424 6 284 0 450 2 354 1 109 1 404 0 178 0 158 0 2361 10 0,4%

2003/04 445 9 296 1 448 9 351 1 110 0 408 0 176 0 146 0 2380 20 0,8%

2004/05 482 8 299 1 411 3 341 2 104 0 396 0 165 0 150 0 2348 14 0,6%

2005/06 495 10 287 0 427 12 370 2 94 1 378 0 168 0 139 0 2358 25 1,1%

2006/07 454 8 298 1 387 2 357 8 101 1 384 1 179 0 134 0 2294 21 0,9%

2007/08 452 5 283 1 377 15 349 3 102 0 356 0 175 0 146 1 2240 25 1,1%

2008/09 424 4 263 1 351 5 322 0 101 0 338 0 178 0 137 1 2114 11 0,5%

2009/10 415 4 237 1 341 4 289 1 102 0 343 0 180 0 148 1 2055 11 0,5%

2010/11 450 11 229 0 362 8 277 3 90 0 273 1 163 1 169 0 2013 24 1,2%

2011/12 442 7 219 0 354 11 275 3 91 1 227 1 152 3 164 1 1924 27 1,4%

2012/13 441 19 228 1 338 5 290 5 91 0 229 1 143 3 137 0 1897 34 1,8%

2013/14 480 22 216 2 311 6 282 3 90 0 218 1 134 2 155 1 1886 37 2,0%

2014/15 510 35 198 1 334 34 281 6 79 0 224 1 138 1 142 1 1906 79 4,1%

2015/16 559 24 201 0 314 13 303 1 68 0 224 2 127 0 134 1 1930 41 2,1%

2016/17 567 43 197 0 263 12 318 3 86 0 208 2 134 0 151 2 1924 62 3,2%

2017/18 570 34 205 1 200 7 314 2 83 0 219 7 139 1 147 1 1877 53 2,8%

2018/19 576 23 235 1 182 0 314 1 97 0 207 3 141 0 145 2 1897 30 1,6%

2019/20 556 20 242 0 186 2 305 0 109 0 202 0 142 0 148 2 1890 24 1,3%

2020/21 529 15 216 0 211 2 293 0 100 0 226 3 141 0 158 0 1874 20 1,1%

2021/22 514 13 211 1 226 4 276 0 121 0 227 2 147 0 173 1 1895 21 1,1%

Warmbronn Sophie-Scholl Gesamt MCS Mörike Schelling Spital Gebersheim Höfingen

Schulstatistik Vorlage 2021.xlsxausw GS_WRS
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Anlage 7 Anteil auswärtiger Schüler/innen an Realschulen/Gymnasien/SBBZ 03.06.2022

Schuljahr ges. ausw. % ges. ausw. % Sch. ausw. % ges. ausw. % ges. ausw. % Sch. ausw. % ges. ausw. %

1996/97 397 38 9,6% 473 10 2,1% 870 48 5,5% 894 250 28,0% 732 201 27,5% 1626 451 27,7% 95 34 35,8%

1997/98 406 37 9,1% 478 6 1,3% 884 43 4,9% 867 223 25,7% 733 200 27,3% 1600 423 26,4% 90 29 32,2%

1998/99 444 43 9,7% 489 4 0,8% 933 47 5,0% 829 142 17,1% 744 185 24,9% 1573 327 20,8% 87 29 33,3%

1999/00 458 57 12,4% 490 6 1,2% 948 63 6,6% 830 191 23,0% 729 176 24,1% 1559 367 23,5% 87 29 33,3%

2000/01 465 51 11,0% 502 2 0,4% 967 53 5,5% 784 176 22,4% 712 153 21,5% 1496 329 22,0% 90 27 30,0%

2001/02 481 46 9,6% 533 2 0,4% 1014 48 4,7% 733 142 19,4% 680 124 18,2% 1413 266 18,8% 85 29 34,1%

2002/03 505 44 8,7% 539 5 0,9% 1044 49 4,7% 680 107 15,7% 667 103 15,4% 1347 210 15,6% 82 28 34,1%

2003/04 499 39 7,8% 523 8 1,5% 1022 47 4,6% 654 85 13,0% 676 101 14,9% 1330 186 14,0% 90 30 33,3%

2004/05 468 36 7,7% 534 9 1,7% 1002 45 4,5% 654 63 9,6% 685 86 12,6% 1339 149 11,1% 93 30 32,3%

2005/06 429 38 8,9% 526 6 1,1% 955 44 4,6% 656 54 8,2% 676 76 11,2% 1332 130 9,8% 91 25 27,5%

2006/07 422 37 8,8% 531 7 1,3% 953 44 4,6% 652 48 7,4% 716 87 12,2% 1368 135 9,9% 93 27 29,0%

2007/08 422 36 8,5% 522 11 2,1% 944 47 5,0% 657 49 7,5% 752 103 13,7% 1409 152 10,8% 97 30 30,9%

2008/09 408 44 10,8% 538 14 2,6% 946 58 6,1% 651 53 8,1% 771 115 14,9% 1422 168 11,8% 99 34 34,3%

2009/10 394 30 7,6% 546 16 2,9% 940 46 4,9% 562 56 10,0% 740 106 14,3% 1302 162 12,4% 101 37 36,6%

2010/11 424 45 10,6% 509 17 3,3% 933 62 6,6% 608 66 10,9% 776 116 14,9% 1384 182 13,2% 89 26 29,2%

2011/12 461 50 10,8% 484 18 3,7% 945 68 7,2% 646 70 10,8% 777 109 14,0% 1423 179 12,6% 97 32 33,0%

2012/13 496 71 14,3% 474 35 7,4% 970 106 10,9% 632 62 9,8% 793 109 13,7% 1425 171 12,0% 98 35 35,7%

2013/14 499 57 11,4% 462 36 7,8% 961 93 9,7% 620 44 7,1% 790 107 13,5% 1410 151 10,7% 97 37 38,1%

2014/15 518 56 10,8% 453 36 7,9% 971 92 9,5% 578 34 5,9% 788 93 11,8% 1366 127 9,3% 95 39 41,1%

2015/16 481 56 11,6% 400 25 6,3% 881 81 9,2% 613 37 6,0% 692 70 10,1% 1305 107 8,2% 81 23 28,4%

2016/17 464 43 9,3% 398 22 5,5% 862 65 7,5% 585 24 4,1% 656 63 9,6% 1241 87 7,0% 81 24 29,6%

2017/18 444 51 11,5% 432 21 4,9% 876 72 8,2% 622 24 3,9% 653 65 10,0% 1275 89 7,0% 90 32 35,6%

2018/19 403 39 9,7% 425 21 4,9% 828 60 7,2% 611 22 3,6% 635 73 11,5% 1246 95 7,6% 97 31 32,0%

2019/20 376 24 6,4% 431 21 4,9% 807 45 5,6% 630 29 4,6% 629 77 12,2% 1259 106 8,4% 105 34 32,4%

2020/21 336 27 8,0% 397 16 4,0% 733 43 5,9% 642 28 4,4% 634 74 11,7% 1276 102 8,0% 108 30 27,8%

2021/22 356 23 6,5% 375 11 2,9% 731 34 4,7% 625 29 4,6% 664 88 13,3% 1289 117 9,1% 110 29 26,4%

Realschulen Gymnasien SBBZ
GHR ORS Gesamt Realschulen ASG JKG Gesamt Gymnasien Pestalozzi
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Anlage 8a Auswärtige Schüler/innen an Realschulen nach Landkreisen 03.06.2022

Landkreis GHR ORS Summe Summe 
Schulen Kreise

Magstadt Böblingen 1 1 2
Renningen Böblingen 2 2
Rutesheim Böblingen 2 2 4
Sindelfingen Böblingen 0
Weil der Stadt Böblingen 0

Weissach Böblingen 2 3 5 13

Friolzheim Enzkreis 0
Heimsheim Enzkreis 0
Mönsheim Enzkreis 1 1
Wiernsheim Enzkreis 1 1
Tiefenbronn Enzkreis 0

Wimsheim Enzkreis 1 1 3

Ditzingen Ludwigsburg 1 1 2
Eberdingen Ludwigsburg 1 1
Gerlingen Ludwigsburg 7 7
Hemmingen Ludwigsburg 1 1
Korntal Ludwigsburg 1 1

Kornwestheim Ludwigsburg 0 12

Fichtenberg Schwäbisch Hall 1 1 1

Stuttgart Stuttgart 5 5 5

Bestwig
Hochsauerland, 

Nordrhein-Westf.
0 0

23 11 34 34
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Anlage 8b Auswärtige Schüler/innen an Gymnasien nach Landkreisen 03.06.2022

Land- ASG JKG Summe Summe 
kreis Schulen Kreise

Althengstett Calw 0 0

Gärtringen Böblingen 0
Magstadt Böblingen 2 2
Renningen Böblingen 1 1
Rutesheim Böblingen 2 9 11
Sindelfingen Böblingen 0
Weil der Stadt Böblingen 2 3 5

Weissach Böblingen 3 27 30 49

Friolzheim Enzkreis 4 4
Mönsheim Enzkreis 1 1
Heimsheim Enzkreis 2 5 7

Tiefenbronn Enzkreis 2 1 3 15

Ditzingen Ludwigsburg 2 20 22
Gerlingen Ludwigsburg 12 11 23
Hemmingen Ludwigsburg 1 1
Korntal Ludwigsburg 1 1
Kornwestheim Ludwigsburg 1 1
Ludwigsburg Ludwigsburg 0

Möglingen Ludwigsburg 0 48

Leinfelden-E. Stuttgart 1 1

Stuttgart Stuttgart 2 2 3

29 86 115 115
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Anlage 9 Übergänge aus Klassenstufe 4 an weiterführende Schulen (Gesamtstadt pro Schulart) 03.06.2022

Schuljahr Übergänge 

Anzahl % Anzahl % Anzahl % Anzahl % gesamt

1996/97 104 28,5% 117 32,1% 141 38,6% 3 0,8% 365

1997/98 96 23,6% 145 35,6% 164 40,3% 2 0,5% 407

1998/99 109 29,2% 118 31,6% 144 38,6% 2 0,5% 373

1999/00 100 27,5% 124 34,1% 133 36,5% 7 1,9% 364

2000/01 118 28,6% 128 31,1% 159 38,6% 1 0,2% 412

2001/02 87 25,1% 132 38,2% 127 36,7% 0 0,0% 346

2002/03 113 30,3% 117 31,4% 143 38,3% 0 0,0% 373

2003/04 118 28,0% 133 31,6% 169 40,1% 1 0,2% 421

2004/05 109 26,0% 143 34,1% 164 39,1% 3 0,7% 419

2005/06 144 30,6% 155 32,9% 166 35,2% 6 1,3% 471

2006/07 124 28,7% 150 34,7% 154 35,6% 4 0,9% 432

2007/08 111 26,3% 135 32,0% 176 41,7% 0 0,0% 422

2008/09 92 21,7% 132 31,1% 199 46,9% 1 0,2% 424

2009/10 92 22,7% 138 34,0% 174 42,9% 2 0,5% 406

2010/11 82 19,5% 113 26,8% 223 53,0% 3 0,7% 421

2011/12 73 18,3% 140 35,0% 187 46,8% 0 0,0% 400

2012/13 81 19,4% 120 28,8% 216 51,8% 0 0,0% 417

2013/14 69 16,9% 146 35,8% 190 46,6% 3 0,7% 408

2014/15 32 8,6% 138 37,1% 202 54,3% 0 0,0% 372

2015/16 22 6,1% 136 38,0% 196 54,7% 4 1,1% 358

2016/17 53 16,0% 87 26,2% 188 56,6% 4 1,2% 332

2017/18 52 14,4% 94 26,0% 214 59,1% 2 0,6% 362

2018/19 57 15,6% 112 30,7% 194 53,2% 2 0,5% 365

2019/20 43 12,1% 111 31,4% 198 55,9% 2 0,6% 354

2020/21 48 12,2% 106 26,9% 227 57,6% 13 3,3% 394

2021/22 60 15,7% 107 27,9% 214 55,9% 2 0,5% 383

Anmerkung:Werkrealschüler bis Schuljahr 2013/14

Gemeinschaftsschüler ab Schuljahr 2014/15

Werkrealschüler/
Gemeinschaftsschüler Realschüler Gymnasiasten andere Schularten

Schulstatistik Vorlage 2021.xlsxüberg
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Anlage 10a-f 03.06.2022
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Anlage 10a-f 03.06.2022
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Anlage 10a-f 03.06.2022
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Anlage 11 Schulstatistik Mörikeschule 03.06.2022

Schuljahr
Klassen-
räume

Fachräume Selbst. 
Klassen

Schüler-
zahl

Grund-
schüler

Auswärt. 
Schüler

Ausländ. 
Schüler

GFK-
Klassen

GFK-
Schüler-

zahl
Schul-

anfänger

1996/97 13 312 312 3 82 1 15 79

1997/98 13 318 318 3 83 1 11 79

1998/99 12 304 304 2 82 1 9 80

1999/00 13 317 317 1 79 1 10 87

2000/01 13 297 297 1 76 1 16 62

2001/02 13 302 302 0 81 1 13 77

2002/03 14 284 284 0 73 1 12 68

2003/04 12 296 296 1 89 1 12 75

2004/05 12 299 299 1 89 1 13 70

2005/06 12 287 287 0 86 1 13 82

2006/07 12 298 298 1 79 1 17 80

2007/08 12 283 283 1 68 1 10 61

2008/09 13 5 11 263 263 1 51 1 13 45

2009/10 14 6 10 237 237 1 67 1 14 49

2010/11 15 1 11 229 229 0 61 1 13 63

2011/12 15 1 10 219 219 0 38 1 14 63

2012/13 15 1 11 228 228 1 36 1 13 64

2013/14 15 1 11 216 216 2 29 1 14 46

2014/15 15 1 10 198 198 1 31 1 14 45

2015/16 15 1 10 201 201 0 30 1 7 61

2016/17 15 1 10 197 197 0 38 1 14 42

2017/18 15 1 10 205 205 1 47 1 16 73

2018/19 15 1 10 235 235 1 29 1 17 50

2019/20 15 1 10 242 242 0 43 1 12 66

2020/21 15 1 10 216 216 0 42 1 16 39

2021/22 15 1 10 211 211 1 53 1 13 60

2022/23 11 226 226 1 14 63

2023/24 11 243 243 1 14 74

2024/25 12 276 276 1 14 73

2025/26 12 286 286 1 14 76

2026/27 12 289 289 1 14 66

2027/28 13 306 306 2 14 91
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Anlage 12 Schulstatistik Spitalschule 03.06.2022

Schuljahr
Klassen-
räume

Fachräume selbst. 
Klassen

Schüler-
zahl

Grund-
schüler

Ausw. 
Schüler

Ausländ. 
Schüler

GFK-
Klassen

GFK-
Schüler-

zahl
Schul-

anfänger

1996/97 19 411 411 2 129 1 17 111

1997/98 19 411 411 5 139 1 14 101

1998/99 19 409 409 5 131 1 28 108

1999/00 18 397 397 3 124 1 16 100

2000/01 18 382 382 4 110 1 17 95

2001/02 16 372 372 4 105 1 10 84

2002/03 15 354 354 1 89 1 11 84

2003/04 13 351 351 1 96 1 16 87

2004/05 13 341 341 2 73 1 15 96

2005/06 15 370 370 2 93 100

2006/07 15 357 357 8 75 82

2007/08 14 349 349 3 65 81

2008/09 18 3 13 322 322 0 62 64

2009/10 18 3 12 289 289 1 47 75

2010/11 16 3 12 277 277 3 43 66

2011/12 16 3 12 275 275 3 22 69

2012/13 16 3 12 290 290 5 16 80

2013/14 16 3 12 282 282 3 16 65

2014/15 16 3 13 281 281 6 33 59

2015/16 16 3 13 303 303 1 34 89

2016/17 16 3 14 318 318 3 55 91

2017/18 16 3 14 314 314 2 57 62

2018/19 17 2 14 314 314 1 50 75

2019/20 17 2 13 305 305 0 46 78

2020/21 17 2 12 293 293 0 46 81

2021/22 17 2 12 276 276 0 43 61

2022/23 12 284 284 79

2023/24 13 324 324 107

2024/25 13 327 327 77

2025/26 14 359 359 96

2026/27 15 365 365 85

2027/28 15 355 355 97
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Anlage 13 Schulstatistik Sophie-Scholl-Schule 03.06.2022

Schuljahr
Klassen-
räume

Fachräume selbst. 
Klassen

Schüler-
zahl

Grund-
schüler

Auswärt. 
Schüler

Ausländ. 
Schüler

GFK-
Klassen

GFK-
Schüler-

zahl
Schul-

anfänger

1996/97 8 188 188 23 46

1997/98 8 181 181 22 46

1998/99 8 164 164 19 33

1999/00 8 154 154 18 35

2000/01 8 154 154 16 38

2001/02 8 162 162 0 27 47

2002/03 8 158 158 0 31 37

2003/04 7 146 146 0 28 23

2004/05 7 150 150 0 33 45

2005/06 7 139 139 0 37 1 12 32

2006/07 7 134 134 1 31 29

2007/08 8 146 146 1 32 36

2008/09 8 2 8 137 137 1 29 38

2009/10 9 1 8 148 148 0 38 45

2010/11 9 1 8 169 169 1 43 40

2011/12 9 1 8 164 164 0 16 39

2012/13 9 1 8 137 137 1 20 33

2013/14 9 1 8 155 155 1 9 45

2014/15 9 1 8 142 142 1 14 37

2015/16 9 1 8 134 134 2 8 30

2016/17 9 1 8 151 151 1 10 46

2017/18 9 1 8 147 147 2 8 30

2018/19 9 1 8 145 145 2 11 37

2019/20 9 1 8 148 148 0 11 38

2020/21 9 1 8 158 158 1 12 48
2021/22 9 1 8 173 173 0 9 50

2022/23 8 181 181 47

2023/24 8 181 181 38

2024/25 8 190 190 55

2025/26 8 184 184 44

2026/27 8 185 185 48

2027/28 8 201 201 54
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Anlage 14 Schulstatistik Gebersheim 03.06.2022

Schuljahr
Klassen-
räume

Fachräume
selbst. 

Klassen
Schüler-

zahl
Grund-
schüler

Auswärt. 
Schüler

Ausländ. 
Schüler

Schul-
anfänger

1996/97 5 99 99 13 29

1997/98 5 102 102 14 20

1998/99 5 125 125 19 44

1999/00 5 118 118 18 25

2000/01 6 125 125 11 35

2001/02 6 131 131 8 25

2002/03 5 109 109 1 6 24

2003/04 5 110 110 0 7 27

2004/05 4 104 104 0 5 25

2005/06 4 94 94 1 6 21

2006/07 5 101 101 1 7 31

2007/08 5 102 102 0 8 24

2008/09 6 3 5 101 101 0 8 26

2009/10 6 3 5 102 102 0 7 23

2010/11 6 3 4 90 90 0 3 23

2011/12 6 3 5 91 91 1 2 21

2012/13 6 3 4 91 91 0 3 19

2013/14 6 3 4 90 90 0 1 24

2014/15 6 3 4 79 79 0 2 15

2015/16 6 3 4 68 68 0 3 14

2016/17 6 3 5 86 86 0 12 34

2017/18 6 3 5 83 83 0 11 20

2018/19 6 3 6 97 97 0 8 35

2019/20 6 3 6 109 109 0 8 29

2020/21 6 3 6 100 100 0 5 23

2021/22 6 3 7 121 121 10 32

2022/23 6 110 110 19

2023/24 5 95 95 18

2024/25 5 89 89 20

2025/26 5 86 86 29

2026/27 5 90 90 23

2027/28 5 93 93 21
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Anlage 15 Schulstatistik Höfingen 03.06.2022

Schuljahr
Klassen-
räume

Fachräume selbst. 
Klassen

Schüler-
zahl

Grund-
schüler

davon ausl. 
Grundsch.

Haupt-
schüler

davon 
ausländ. 

Hauptsch.

ausländ. 
Schüler 
gesamt

Auswärt. 
Schüler

Schul-
anfänger

1996/97 18 397 276 121 122 1 65

1997/98 18 405 296 109 117 0 78

1998/99 19 429 320 109 79 0 94

1999/00 19 425 304 121 111 0 68

2000/01 19 424 304 120 110 0 64

2001/02 18 405 305 49 100 46 95 0 76

2002/03 17 404 298 53 106 42 95 0 70

2003/04 18 408 288 50 120 38 88 0 75

2004/05 17 396 295 53 101 26 79 0 73

2005/06 16 378 269 46 109 34 80 0 48

2006/07 17 384 281 34 103 37 71 1 84

2007/08 17 356 280 32 76 33 65 0 73

2008/09 18 6 15 338 263 17 75 30 47 0 63

2009/10 18 6 15 343 279 16 64 23 39 0 68

2010/11 18 6 13 273 249 10 24 7 17 1 52

2011/12 18 6 11 227 227 6 0 6 1 50

2012/13 18 6 11 229 229 4 0 4 1 64

2013/14 14 6 10 218 218 6 0 6 1 56

2014/15 11 4 11 224 224 10 0 10 1 57

2015/16 11 4 11 224 224 14 0 14 2 44

2016/17 11 4 10 208 208 13 0 13 2 50

2017/18 11 4 10 219 219 14 0 14 7 62

2018/19 11 4 9 207 207 24 0 24 3 47

2019/20 11 4 9 202 202 20 0 20 0 43

2020/21 11 4 10 226 226 23 0 23 3 88

2021/22 12 3 10 227 227 23 0 23 2 67

2022/23 10 230 230 0 48

2023/24 12 276 276 0 92

2024/25 12 264 264 0 57

2025/26 12 266 266 0 69

2026/27 13 286 286 0 68

2027/28 12 278 278 0 84
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Anlage 16 Schulstatistik Warmbronn 03.06.2022

Schuljahr
Klassen-
räume

Fachräume
selbst. 

Klassen Schülerzahl
Grund-
schüler

Auswärt. 
Schüler

Ausländ. 
Schüler

Schul-
anfänger

1996/97 8 157 157 32 38

1997/98 8 170 170 24 46

1998/99 8 171 171 29 42

1999/00 8 168 168 31 41

2000/01 8 176 176 30 55

2001/02 8 172 172 31 36

2002/03 8 178 178 33 47

2003/04 8 176 176 25 45

2004/05 8 165 165 20 34

2005/06 8 168 168 15 40

2006/07 9 179 179 10 62

2007/08 8 175 175 9 46

2008/09 8 2 9 178 178 8 35

2009/10 8 2 8 180 180 5 41

2010/11 8 2 8 163 163 1 4 36

2011/12 8 2 8 152 152 3 6 36

2012/13 8 2 8 143 143 3 6 29

2013/14 8 2 8 134 134 2 7 32

2014/15 8 2 8 138 138 1 9 39

2015/16 8 2 7 127 127 0 12 20

2016/17 8 2 7 134 134 0 11 42

2017/18 8 2 7 139 139 1 11 37

2018/19 8 2 7 141 141 0 12 42

2019/20 8 2 7 142 142 0 12 24

2020/21 8 2 7 141 141 0 19 40

2021/22 8 2 7 147 147 0 14 40

2022/23 7 135 135 30

2023/24 8 158 158 48

2024/25 8 167 167 49

2025/26 8 173 173 46

2026/27 8 183 183 40

2027/28 8 178 178 43
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Anlage 17 Schulstatistik Schellingschule 03.06.2022

Schuljahr
Klassen-
räume

Fachräume selbst. 
Klassen

Gesamt-
schüler

Grund-
schüler

davon 
ausländ. 

Grundsch.
Werkreal-

schüler
davon ausländ. 
Werkrealsch.

Ausländ. 
Schüler 
gesamt

Auswärt. 
Schüler

GFK-
Klassen

GFK-
Schüler-

zahl
Schul-

anfänger

1996/97 20 423 174 249 210 10 41

1997/98 20 415 171 244 196 6 44

1998/99 20 395 160 235 190 3 35

1999/00 20 399 165 234 192 6 39

2000/01 20 425 185 240 207 2 45

2001/02 20 439 195 81 244 134 215 1 49

2002/03 19 450 192 73 258 138 211 2 45

2003/04 18 448 198 67 250 139 206 9 47

2004/05 19 411 177 61 234 125 186 3 44

2005/06 20 427 183 71 244 124 195 12 43

2006/07 18 387 169 65 218 114 179 2 32

2007/08 19 377 169 60 208 104 164 15 46

2008/09 19 9 18 351 165 52 186 93 145 5 38

2009/10 19 9 18 341 157 34 184 95 129 4 40

2010/11 19 9 18 362 165 32 197 110 142 8 44

2011/12 19 9 18 354 139 24 215 101 125 11 30

2012/13 19 9 17 338 131 13 207 94 107 5 30

2013/14 20 8 16 311 139 19 172 78 97 6 36

2014/15 20 8 17 334 165 27 169 67 94 34 41

2015/16 19 8 17 314 186 57 128 71 128 13 1 10 43

2016/17 19 8 15 263 175 50 88 49 99 12 1 13 34

2017/18 14 6 11 200 160 57 40 21 78 7 1 17 40

2018/19 14 6 9 182 182 62 0 0 62 0 1 16 63

2019/20 14 6 10 186 186 64 0 0 64 2 1 14 40

2020/21 14 6 10 211 211 63 0 0 63 2 1 13 72

2021/22 14 6 11 226 226 69 0 0 69 4 1 14 56

2022/23 11 236 236 0 1 14 70

2023/24 13 293 293 0 1 14 102

2024/25 13 314 314 0 1 14 84

2025/26 14 352 352 0 1 14 96

2026/27 15 378 378 0 1 14 96

2027/28 14 355 355 0 1 14 79
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Anlage 18 Schulstatistik Marie-Curie-Schule 03.06.2022

Schuljahr
Klassen-

räume

Fachräume
selbst. 

Klassen
Gesamt-
schüler

Grund-
schüler

davon 
ausländ. 

Grundsch.

Gemein-
schafts-/

Werkreal-
schüler

davon ausländ. 
GMS-WRS-

Schüler

Ausländ. 
Schüler 
gesamt

Auswärt. 
Schüler

GFK-
Klassen

GFK-
Schüler-

zahl
Schul-

anfänger

1996/97 18 422 195 227 135 9 1 12 51

1997/98 19 448 212 236 151 3 1 14 61

1998/99 19 443 217 226 142 4 1 9 54

1999/00 19 447 215 232 135 6 1 8 46

2000/01 20 414 198 216 122 7 1 15 41

2001/02 19 391 176 29 215 89 118 2 1 13 47

2002/03 21 424 194 31 230 98 129 6 1 11 57

2003/04 21 445 210 37 235 103 140 9 1 13 56

2004/05 21 482 232 44 250 106 150 8 1 12 63

2005/06 22 495 243 46 252 117 163 10 1 16 63

2006/07 21 454 217 50 237 112 162 8 1 17 40

2007/08 22 452 220 43 232 115 158 5 1 12 62

2008/09 22 19 21 424 219 36 205 108 144 4 1 15 61

2009/10 22 19 21 415 203 56 212 110 166 4 1 13 40

2010/11 22 19 24 450 224 55 226 102 157 11 1 11 57

2011/12 24 12 24 442 211 57 231 102 159 7 1 15 46

2012/13 24 12 24 441 211 47 230 109 156 19 1 12 57

2013/14 24 12 24 480 243 60 237 126 186 22 1 9 64

2014/15 24 12 25 510 238 50 272 123 173 35 1 10 59

2015/16 24 12 29 559 255 33 304 108 151 24 60

2016/17 25 11 30 567 255 68 312 90 158 43 61

2017/18 24 12 29 570 253 48 317 100 148 34 62

2018/19 24 12 29 576 242 49 334 104 153 23 50

2019/20 24 12 28 556 246 52 310 103 155 20 60

2020/21 24 12 12 529 239 50 290 86 136 15 58

2021/22 24 12 10 514 226 39 288 86 125 13 46

2022/23 23 527 226 301 53

2023/24 23 536 245 291 78

2024/25 24 542 239 303 61

2025/26 25 587 262 325 70

2026/27 26 610 280 330 71

2027/28 26 615 272 343 70
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Anlage 19 Schulstatistik Gerhart-Hauptmann-Realschule 03.06.2022

Schuljahr
Klassen-
räume

Fachräume
selbst. Klassen Schülerzahl

Auswärt. 
Schüler

Ausländ. 
Schüler

1996/97 15 397 38 64

1997/98 15 406 37 68

1998/99 16 444 43 79

1999/00 17 458 57 89

2000/01 17 465 51 93

2001/02 16 481 46 102

2002/03 18 505 44 105

2003/04 18 499 39 106

2004/05 17 468 36 104

2005/06 17 429 38 78

2006/07 16 422 37 80

2007/08 17 422 36 80

2008/09 17 11 15 408 44 74

2009/10 17 11 16 394 30 73

2010/11 17 11 17 424 45 79

2011/12 17 11 18 461 50 82

2012/13 17 11 19 496 71 66

2013/14 17 11 20 499 57 59

2014/15 17 11 20 518 56 65

2015/16 17 11 19 481 56 56

2016/17 17 11 19 464 43 49

2017/18 22 13 19 444 51 51

2018/19 22 13 17 403 39 58

2019/20 22 13 16 376 24 68

2020/21 22 13 14 336 27 66

2021/22 21 15 15 356 23 96

2022/23 14 351 25

2023/24 13 341 25

2024/25 13 323 24

2025/26 14 342 25

2026/27 15 346 25

2027/28 16 379 24
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Anlage 20 Schulstatistik Ostertag-Realschule 03.06.2022

Schuljahr
Klassen-
räume

Fachräume
selbst. Klassen Schülerzahl

Auswärt. 
Schüler

Ausländ. 
Schüler

1996/97 18 473 10 39

1997/98 18 478 6 46

1998/99 18 489 4 46

1999/00 18 490 6 56

2000/01 18 502 2 53

2001/02 18 533 2 55

2002/03 18 539 5 56

2003/04 18 523 8 57

2004/05 18 534 9 62

2005/06 18 526 6 59

2006/07 18 531 7 66

2007/08 18 522 11 70

2008/09 18 11 18 538 14 74

2009/10 18 11 19 546 16 86

2010/11 18 12 18 509 17 79

2011/12 18 12 18 484 18 71

2012/13 18 12 20 474 35 61

2013/14 18 12 18 462 36 65

2014/15 18 12 18 453 36 68

2015/16 18 12 17 400 25 52

2016/17 18 11 16 398 22 47

2017/18 17 11 19 432 21 67

2018/19 17 11 19 425 21 83

2019/20 17 11 18 431 21 112

2020/21 17 11 17 397 16 109

2021/22 17 11 16 375 11 113

2022/23 15 374 16

2023/24 14 352 14

2024/25 14 338 14

2025/26 14 332 15

2026/27 15 356 14

2027/28 16 393 14
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Anlage 21 Schulstatistik Albert-Schweitzer-Gymnasium 03.06.2022

Schuljahr
Klassen-
räume

Fachräume
selbst. Klassen Schülerzahl

Auswärt. 
Schüler

Ausländ. 
Schüler

1996/97 35 894 250 45

1997/98 34 867 223 41

1998/99 33 829 142 41

1999/00 34 830 191 53

2000/01 33 784 176 49

2001/02 32 733 142 40

2002/03 28 680 107 40

2003/04 27 654 85 44

2004/05 27 654 63 40

2005/06 27 656 54 43

2006/07 27 652 48 38

2007/08 28 657 49 33

2008/09 25 19 28 651 53 35

2009/10 25 19 23 562 56 40

2010/11 25 19 25 608 66 44

2011/12 25 19 27 646 70 40

2012/13 25 19 26 632 62 42

2013/14 25 19 26 620 44 39

2014/15 25 19 25 578 34 31

2015/16 25 19 26 613 37 37

2016/17 25 19 24 585 24 33

2017/18 25 19 26 622 24 45

2018/19 25 19 27 611 22 49

2019/20 25 19 28 630 29 51

2020/21 25 19 28 642 28 48

2021/22 25 19 27 625 29 51

2022/23 28 680 29

2023/24 29 695 29

2024/25 30 744 29

2025/26 29 762 29

2026/27 32 805 29

2027/28 34 856 29
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Anlage 22 Schulstatistik Johannes-Kepler-Gymnasium 03.06.2022

Schuljahr
Klassen-
räume Fachräume selbst. Klassen Schülerzahl

Auswärt. 
Schüler

Ausländ. 
Schüler

1996/97 30 732 201 30

1997/98 30 733 200 34

1998/99 30 744 185 38

1999/00 29 729 176 36

2000/01 28 712 153 31

2001/02 29 680 124 31

2002/03 29 667 103 33

2003/04 29 676 101 38

2004/05 29 685 86 36

2005/06 28 676 76 35

2006/07 29 716 87 37

2007/08 31 752 103 38

2008/09 22 13 32 771 115 41

2009/10 22 13 30 740 106 45

2010/11 22 13 31 776 116 43

2011/12 22 13 31 777 109 36

2012/13 22 13 32 793 109 36

2013/14 22 13 33 790 107 40

2014/15 22 13 33 788 93 37

2015/16 22 13 31 692 70 29

2016/17 22 13 29 656 63 26

2017/18 22 13 27 653 65 29

2018/19 22 13 25 635 73 38

2019/20 22 13 27 629 77 35

2020/21 22 13 26 634 74 41

2021/22 22 13 27 664 88 47

2022/23 26 688 80

2023/24 29 730 81

2024/25 31 794 83

2025/26 33 827 81

2026/27 35 861 81

2027/28 39 935 82
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Anlage 23 Schulstatistik Pestalozzischule 03.06.2022

Schuljahr
Klassen-
räume

Fachräume
selbst. 

Klassen Schülerzahl Grundstufe Hauptstufe
Auswärt. 
Schüler

Ausländ. 
Schüler

Schul-
anfänger

1996/97 8 95 34 54 2

1997/98 8 90 29 49 2

1998/99 8 87 29 45 1

1999/00 8 87 29 40 2

2000/01 8 90 27 48 2

2001/02 8 85 29 45 5

2002/03 8 82 28 44 3

2003/04 8 90 30 48 5

2004/05 9 93 23 70 30 49 7

2005/06 9 91 19 72 25 52 1

2006/07 9 93 23 70 27 50 7

2007/08 9 97 19 78 30 54 4

2008/09 9 5 9 99 30 69 34 54 4

2009/10 9 5 9 101 39 62 37 52 3

2010/11 9 5 9 89 25 64 26 46 1

2011/12 9 5 9 97 27 70 32 42 4

2012/13 9 6 12 98 28 70 35 48 0

2013/14 9 6 12 97 32 65 37 45 10

2014/15 9 6 12 95 29 66 39 40 3

2015/16 9 6 11 81 18 63 23 37 3

2016/17 9 6 9 81 38 43 24 34 4

2017/18 9 6 10 90 46 44 32 27 8

2018/19 9 6 10 97 48 49 31 35 12

2019/20 9 6 10 105 46 59 34 45 5

2020/21 9 6 10 108 42 66 30 48 5

2021/22 9 6 10 110 39 71 29 64 8

2022/23 10 108 31

2023/24 10 109 30

2024/25 10 109 30

2025/26 10 108 30

2026/27 10 109 30

2027/28 10 109 30

Schülerprognose: Durchschnitt der letzten 3 Jahre extrapoliert
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2022/206
öffentlich

Dezernat II
Amt für Jugend, Familie und Schule
 Bezugsvorlagen:

2021/243, 2020/292, 2019/115

Beratungsfolge Geplante Sitzungstermine Ö / N

Ortschaftsrat Warmbronn (Kenntnisnahme) 11.07.2022 Ö
Ortschaftsrat Gebersheim (Kenntnisnahme) 12.07.2022 Ö
Ortschaftsrat Höfingen (Kenntnisnahme) 13.07.2022 Ö
Sozial- und Kultusausschuss (Vorberatung) 20.07.2022 Ö
Gemeinderat (Entscheidung) 26.07.2022 Ö

Anpassung der Gebühren und Überarbeitung der Satzung über die
Benutzung der Kindertageseinrichtungen der Stadt Leonberg

Beschlussvorschlag

1. Der Gemeinderat stimmt der Gebührenkalkulation zu.

2. Die Satzung über die Benutzung der Kindertageseinrichtungen der Stadt Leonberg wird im 
Wortlaut der Anlage 1 beschlossen und tritt mit Wirkung ab 01.09.2022 in Kraft. Die 
Satzung über die Benutzung der Kindertageseinrichtungen der Stadt Leonberg vom 
01.09.2021 tritt am 31.08.2022 außer Kraft.

Finanzielle Auswirkungen:

JA x NEIN

Kontierung Jahr verfügbares Budget Finanzbedarf Bemerkung

Kostenstellen
36500004 bis 36500303
Städtische 
Kindertageseinrichtungen
Sachkonten 33210000 und 
33220000, Benutzungs-
gebühren und ähnliche 
Entgelte

2022 2.602.800 2.628.200 Die Erträge erhöhen sich 
um ca. 25.400 Euro für 
den Zeitraum September 
bis Dezember 2022.

Kostenstellen
36500004 bis 36500303
Städtische 
Kindertageseinrichtungen
Sachkonten 33210000 und 
33220000, Benutzungs-
gebühren und ähnliche 
Entgelte

2023 2.349.700 2.441.600 Die höheren Erträge 
berücksichtigen die 
Steigerung um 3,9 % und 
die möglichen 
Auswirkungen durch die 
gestaffelten 
Ermäßigungen und 
Zuschläge.

Sachverhalt mit der Stellungnahme der Verwaltung

Die Vertreter des Städtetags Baden-Württemberg, des Gemeindetags Baden-Württemberg, 
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der Kirchenleitungen sowie der kirchlichen Fachverbände in Baden-Württemberg haben sich 
auf die Erhöhung der Elternbeiträge im Kindergartenjahr 2022/2023 verständigt.

Die Sicherstellung der Betreuungsangebote beansprucht die Kindergartenträger nicht nur in 
einem hohen Maße organisatorisch, sondern schlägt besonders durch die hohe 
Inflationsrate, die sich auf die Investitions- und Sachkosten auswirkt, aber auch durch 
steigende Personalkosten finanziell zu Buche. Die o. g. Vertreter haben sich vor diesem 
Hintergrund darauf verständigt, bei ihrer gemeinsamen Empfehlung zur Fortschreibung der 
Elternbeiträge für das Kindergartenjahr 2022/23 die benannten Kostensteigerungen 
zumindest teilweise zu berücksichtigen und empfehlen eine Erhöhung der Elternbeiträge 
pauschal um 3,9 Prozent.

Ziele der Vorlage sind:
 Umsetzung der Gebührenempfehlung der kirchlichen und kommunalen Spitzenverbände 

auf Landesebene,
 Vermeidung von Kompensationszahlungen an kirchliche und freie Träger von 

Kindertageseinrichtungen,
 Regelmäßige Anpassung der Gebühren für die Krippen- und Ganztagsbetreuung,
 Einheitliche Gebühren für städtische und kirchliche Einrichtungen,
 Sachgerechte Anpassung der Gebühren (Kostendeckungsgrad).

Die Empfehlung zur Fortschreibung der Elternbeiträge bezieht sich auf den 
Regelkindergarten, den Kindergarten mit verlängerten Öffnungszeiten, die Betreuung von 
unter 3-jährigen Kindern in altersgemischten Gruppen sowie die Krippenbetreuung. Wie 
bisher sind die empfohlenen Beiträge für die Kommunen als Träger von 
Kindertageseinrichtungen jedoch nicht bindend. Für sonstige Angebotsforen (insbes. die 
Ganztagsbetreuung) erfolgt keine landesweite Empfehlung zur Höhe der Kostenbeiträge.

Es steht jeder Kommune frei, örtlich andere Elternbeiträge festzulegen. In Leonberg wird 
bisher die Empfehlung für Regel-NÖ-Kindergärten sowie die Betreuung von unter 3-jährigen 
Kindern in altersgemischten Gruppen umgesetzt und die empfohlene pauschale Erhöhung 
als Berechnungsgrundlage für die weiteren Gebührenanpassungen verwendet. Die 
Beitragssätze für Krippen und Ganztagsbetreuungsangebote sowie die damit 
zusammenhängenden Ermäßigungstatbestände sind in Leonberg ortsspezifisch festgesetzt.

Bei Gruppen mit verlängerten Öffnungszeiten (durchgehend 6 Stunden Betreuungszeit am 
Vormittag) kann nach der Empfehlung der Spitzenverbände für die festzulegenden Beträge 
ein Zuschlag von bis zu 25 % auf die Regelkindergartengebühr erhoben werden. Dies wird in 
Leonberg seit Einführung dieser Betreuungsform umgesetzt.

Für die Betreuung von unter 3-jährigen Kindern in altersgemischten Gruppen muss nach der 
Betriebserlaubnis je Kind gegenüber der Anzahl der Kinder je Regelgruppe ein 
Kindergartenplatz unbesetzt bleiben („ein Kind belegt 2 Plätze"). Vor diesem Hintergrund und 
im Hinblick auf die Festlegungen der Elternbeiträge für Kinderkrippen wurde seitens der 
Spitzenverbände in diesem Fall ein Zuschlag von 100 % gegenüber dem Beitrag in 
Regelgruppen als gerechtfertigt empfohlen. Dies wird in Leonberg seit September 2010 
umgesetzt.

Die Berechnung der Elternbeiträge im Land Baden-Württemberg erfolgt auf Grundlage der 
Empfehlung einheitlich nach der sog. familienbezogenen Sozialstaffelung, bei der alle im 
selben Haushalt (in der Regel Hauptwohnsitz) lebenden Kinder bis zur Vollendung ihres 18. 
Lebensjahres berücksichtigt werden.
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Gebührenübersicht

1. Kinderkrippe (Kleinkindbetreuung)

Betreuungsangebot für Kinder bis zum vollendeten 3. Lebensjahr vom frühen Morgen bis in 
den späten Nachmittag mit Verpflegung.

a) Monatliche Benutzungsgebühr mit einem Zeitfenster von 10 Stunden 30 Minuten

Die Gebühr richtet sich nach der Anzahl und der Rangfolge der Geschwisterkinder in den 
Betreuungsformen Krippe, Ganztagsbetreuung und Hort.

Vergleich der Benutzungsgebühren:

01.09.2021 01.09.2022
1. Kind 565,20 EUR 587,00 EUR
2. Kind 515,20 EUR 537,00 EUR
3. Kind 465,20 EUR 487,00 EUR
4. Kind 415,20 EUR 437,00 EUR

b) Monatliche Benutzungsgebühr für die verkürzte Kinderkrippe mit einem Zeitfenster 
von 8 Stunden 30 Minuten

Die Gebühr richtet sich nach der Anzahl und der Rangfolge der Geschwisterkinder in den 
Betreuungsformen Krippe, Ganztagsbetreuung und Hort.

Vergleich der Benutzungsgebühren:

01.09.2021 01.09.2022
1. Kind 447,90 EUR 465,50 EUR
2. Kind 397,90 EUR 415,50 EUR
3. Kind 347,90 EUR 365,50 EUR

 ab dem 4. Kind 337,00 EUR 350,00 EUR (Mindestgebühr)

2. Kindergarten mit bedarfsgerechter Öffnunqszeit für Kinder bis zum vollendeten 3. 
Lebensjahr (bis zu 5 1/2 Stunden am Vormittag, sowie an einem oder mehreren 
Nachmittagen)

Die Gebühr wird gestaffelt nach der Anzahl der Kinder unter 18 Jahren, die mit 
Hauptwohnsitz im selben Haushalt einer Familie leben. Die Gebühr ist je Kind zu bezahlen, 
das den Kindergarten besucht.

Vergleich der Benutzungsgebühren:

01.09.2021 01.09.2022
 Bei 1 Kind 244,00 EUR 254,00 EUR
 bei 2 Kindern 190,00 EUR 198,00 EUR
 bei 3 Kindern 126,00 EUR 132,00 EUR
 ab 4 Kindern 42,00 EUR 44,00 EUR

3. Kindergarten mit bedarfsgerechter Öffnungszeit ab Vollendung des 3. Lebensjahres 
bis zum Schuleintritt (so genannter „Reqelkindergarten"; bis zu 51/2 Stunden am 
Vormittag, sowie an einem oder mehreren Nachmittagen

Die Gebühr wird gestaffelt nach der Anzahl der Kinder unter 18 Jahren, die mit 
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Hauptwohnsitz im selben Haushalt einer Familie leben. Die Gebühr ist je Kind zu bezahlen, 
das den Kindergarten besucht.

Vergleich der Benutzungsgebühren:

01.09.2021 01.09.2022
 Bei 1 Kind 122,00 EUR 127,00 EUR
 bei 2 Kindern 95,00 EUR 99,00 EUR
 bei 3 Kindern 63,00 EUR 66,00 EUR
 ab 4 Kindern 21,00 EUR 22,00 EUR

4. Kindergarten mit verlängerter Öffnungszeit bis zum vollendeten 3. Lebensjahr 
(durchgehend 6 Stunden am Vormittag)

Die Gebühr wird gestaffelt nach der Anzahl der Kinder unter 18 Jahren, die mit 
Hauptwohnsitz im selben Haushalt einer Familie leben. Die Gebühr ist je Kind zu bezahlen, 
das den Kindergarten besucht.

Vergleich der Benutzungsgebühren:

01.09.2021 01.09.2022
 Bei 1 Kind 305,00 EUR 317,50 EUR
 bei 2 Kindern 237,50 EUR 247,50 EUR
 bei 3 Kindern 157,50 EUR 165,00 EUR
 ab 4 Kindern 52,50 EUR 55.00 EUR

5. Kindergarten mit verlängerter Öffnungszeit ab Vollendung des 3. Lebensjahres bis 
zum Schuleintritt

a) VÖ 6, Betreuungsangebot durchgehend 6 Stunden am Vormittag

Die Gebühr wird gestaffelt nach der Anzahl der Kinder unter 18 Jahren, die mit 
Hauptwohnsitz im selben Haushalt einer Familie leben. Die Gebühr ist je Kind zu bezahlen, 
das den Kindergarten besucht.

Vergleich der Benutzungsgebühren:

01.09.2021 01.09.2022
 Bei 1 Kind 152,50 EUR 159,00 EUR
 bei 2 Kindern 118,75 EUR 124,00 EUR
 bei 3 Kindern 78,75 EUR 82,50 EUR
 ab 4 Kindern 26,25 EUR 27,50 EUR

b) VÖ Plus, Betreuungsangebot durchgehend 6 Stunden am Vormittag plus einzelne 
Nachmittage

Je nach Einrichtung ist es möglich, bei Einhaltung einer Mittagspause von 1 Stunde die 
Nachmittagsbetreuung des Regelkindergartens oder die Ausweitung der Randzeiten in 
Anspruch zu nehmen. Die zusammenhängende Betreuungszeit von 6 Stunden soll dabei 
nicht überschritten werden.

Die Gebühr wird gestaffelt nach der Anzahl der Kinder unter 18 Jahren, die mit 
Hauptwohnsitz im selben Haushalt einer Familie leben. Die Gebühr ist je Kind zu bezahlen, 
das den Kindergarten besucht.
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Vergleich der Benutzungsgebühren:

01.09.2021 01.09.2022
 Bei 1 Kind 179,00 EUR 186,00 EUR
 bei 2 Kindern 137.90 EUR 143,50 EUR
 bei 3 Kindern 92,40 EUR 96,00 EUR
 ab 4 Kindern 30,40 EUR 32,00 EUR

c) VÖ 7, Betreuungsangebot durchgehend 7 Stunden in einem Zeitfenster von 7.00 Uhr 
bis 14.00 Uhr

Die Gebühr wird gestaffelt nach der Anzahl der Kinder unter 18 Jahren, die mit 
Hauptwohnsitz im selben Haushalt einer Familie leben. Die Gebühr ist je Kind zu bezahlen, 
das den Kindergarten besucht.

Vergleich der Benutzungsgebühren:

01.09.2021 01.09.2022
 Bei 1 Kind 196,20 EUR 204,00 EUR
 bei 2 Kindern 150,90 EUR 157,00 EUR
 bei 3 Kindern 100,60 EUR 104,50 EUR
 ab 4 Kindern 33,60 EUR 35,00 EUR

6. Gebühren für die Ganztagsbetreuung ab Vollendung des 3. Lebensjahres

a) Betreuungsangebot mit einem Zeitfenster von 10 Stunden 30 inkl. Verpflegung

Die Gebühr richtet sich nach der Anzahl und der Rangfolge der Geschwisterkinder in den 
Betreuungsformen Krippe, Ganztagsbetreuung und Hort mit gemeldetem Hauptwohnsitz im 
selben Haushalt einer Familie.

Vergleich der Benutzungsgebühren:

01.09.2021 01.09.2022
1. Kind 427,00 EUR 444,00 EUR
2. Kind 377,00 EUR 394,00 EUR
3. Kind 327,00 EUR 344,00 EUR
4. Kind 277,00 EUR 294,00 EUR

b) Verkürzte Ganztagsbetreuung mit einem Zeitfenster von 8 Stunden 30 Minuten inkl. 
Verpflegung

Die Gebühr richtet sich nach der Anzahl und der Rangfolge der Geschwisterkinder in den 
Betreuungsformen Krippe, Ganztagsbetreuung und Hort mit gemeldetem Hauptwohnsitz im 
selben Haushalt einer Familie.

Vergleich der Benutzungsgebühren:

01.09.2021 01.09.2022
1. Kind 340,50 EUR 354,00 EUR
2. Kind 290,50 EUR 304,00 EUR
3. Kind 240.50 EUR 254,00 EUR

 ab dem 4. Kind 233,00 EUR 242,00 EUR (Mindestgebühr)
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Die Gebührenkalkulation mit dem Nachweis, dass die Gebührenobergrenze nicht 
überschritten wird, ist in den Anlagen 2a-2j dargestellt.

Anlage/n

1 2021 Satzung KIGA (öffentlich)

2 Anlage 2a-2j Platzkosten Kita (öffentlich)
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Satzung über die Benutzung der Kindertageseinrichtungen der Stadt Leonberg

Aufgrund der §§ 4 und 10 Abs. 2 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) in der Fas-
sung vom 24.07.2000 (GBl. S. 582), zuletzt geändert am 17.06.2020 (GBI. S. 403) und der §§ 2, 13, 
14 und 19 des Kommunalabgabengesetzes für Baden-Württemberg (KAG) in der Fassung vom 
17.03.2005 (GBl. S. 2069), zuletzt geändert am 07.11.2017 (GBl. S.592, 593) in Verbindung mit §§ 
22, 24 und 90 Sozialgesetzbuch Achtes Buch (SGB VIII) in der Fassung vom 11.09.2012 zuletzt geän-
dert am 28.04.2020 sowie in Verbindung mit §§ 1, 6 Kindertagesbetreuungsgesetz Baden-Württem-
berg (KiTaG) in der Fassung vom 19.03.2009 (GBI. S. 161) zuletzt geändert am 11.02.2020 (GBI. S. 
37, 41) hat der Gemeinderat am 26.07.2022 folgende Satzung beschlossen: 

§ 1
Zweckbestimmung

Die Stadt Leonberg betreibt die Kindertageseinrichtungen als öffentliche Einrichtungen im Sinne des 
Kindertagesbetreuungsgesetzes Baden-Württemberg und der Gemeindeordnung. Sie dienen der 
Bildung, Erziehung und Betreuung von Kindern bis zum Ende der Kindergartenzeit mit Eintritt in die 
Grundschule. In den Kindertageseinrichtungen werden Kinder in verschiedenen Betreuungsangebo-
ten zu bestimmten Zeiten ihrem Alter entsprechend betreut. Dies gilt auch für Kinder mit körperli-
chen, geistigen und sonstigen Behinderungen, wenn ihren besonderen Bedürfnissen im Rahmen der 
Kindertageseinrichtung Rechnung getragen werden kann. Die Beziehung zwischen den Eltern bzw. 
den Sorgeberechtigen und der Stadt Leonberg sind im Rahmen des öffentlichen Rechts ausgestal-
tet.

Die Betreuung für Grundschulkinder ist in der Satzung über die Benutzung der Schulkindbetreuung 
der Stadt Leonberg geregelt.

§ 2
Grundsätze für die Aufnahme

1. Die Kindertageseinrichtungen nehmen vorrangig Kinder mit Hauptwohnsitz in Leonberg auf.

2. Abhängig von der jeweiligen Betriebserlaubnis können Kinder ab der 9. Lebenswoche bis zum 
Ende der Kindergartenzeit aufgenommen werden. 

3. Die Aufnahme in die Kleinkindbetreuung/Kinderkrippe richtet sich nach den jeweils aktuellen Re-
gelungen des Amts für Jugend, Familie und Schule.

4. Die Aufnahme in Kindergärten bzw. Tageseinrichtungen mit altersgemischten Gruppen erfolgt ab-
hängig von der jeweiligen Betriebserlaubnis mit Vollendung des 2. Lebensjahres. 

5. Für jedes Kind ist eine schriftliche Anmeldung erforderlich. Ab 15.01.2021 werden alle Kinder 
über das zentrale Vormerksystem online auf der Homepage der Stadt Leonberg für einen Betreu-
ungsplatz angemeldet. Es besteht kein Anspruch auf die Aufnahme in einer bestimmten Einrich-
tung oder Betreuungsform.

6. Vor Aufnahme des Kindes sind der Einrichtung folgende Unterlagen vorzulegen:
Formulare der Infomappe zur Aufnahme, insbes.
- Betreuungsvertrag,
- Aufnahmebogen,
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- Bescheinigung über die ärztliche Untersuchung nach § 4 des Kindertagesbetreuungsgeset-
zes und die ärztliche Impfberatung nach § 34 Absatz 10a des Infektionsschutzgesetzes so-
wie § 20 Abs. 8 des Infektionsschutzgesetzes zum Nachweis über Masernschutzimpfung 
oder Masernimmunität, 

- Abholvereinbarung,
- Verpflichtungserklärung gem. § 34 Infektionsschutzgesetz.

§ 3
Angebotene Betreuungsformen 

Die Stadt Leonberg betreibt Kindertageseinrichtungen mit folgenden Betreuungsangeboten:

a) Kinderkrippe (Kleinkindbetreuung), Gebühren siehe § 6 Ziff. 1.

Betreuungsangebot für Kinder bis zum vollendeten 3. Lebensjahr vom frühen Morgen bis in den 
späten Nachmittag mit Verpflegung gemäß dem Rechtsanspruch nach § 24 SGB VIII.

b) Kindergarten mit bedarfsgerechter Öffnungszeit für unter 3-Jährige, Gebühren siehe § 6 Ziff. 2a

Betreuungsangebot für Kinder bis zum vollendeten 3. Lebensjahr von bis zu 5 ½ Stunden am Vor-
mittag. Je nach Einrichtung ist es möglich, die Nachmittagsbetreuung an einem oder mehreren 
Nachmittagen in Anspruch zu nehmen.

c) Kindergarten mit verlängerter Öffnungszeit für unter 3-Jährige, Gebühren siehe § 6 Ziff. 3a

Betreuungsangebot für Kinder bis zum vollendeten 3. Lebensjahr von durchgehend 6 Stunden 
am Vormittag.

d) Kindergarten mit bedarfsgerechter Öffnungszeit für über 3-Jährige, Gebühren siehe § 6 Ziff. 2b

Betreuungsangebot für Kinder ab Vollendung des 3. Lebensjahres bis zum Schuleintritt von bis zu 
5 ½ Stunden am Vormittag. Je nach Einrichtung ist es möglich, die Nachmittagsbetreuung an ei-
nem oder mehreren Nachmittagen in Anspruch zu nehmen (so genannter „Regelkindergarten“).

e) Kindergarten mit verlängerter Öffnungszeit für über 3-Jährige, Gebühren siehe § 6 Ziff. 3b bis 3d

1. Betreuungsangebot für Kinder ab Vollendung des 3. Lebensjahres bis zum Schuleintritt von 
durchgehend 6 Stunden am Vormittag. VÖ 6, siehe § 6 Ziff. 3b.

2. Betreuungsangebot für Kinder ab Vollendung des 3. Lebensjahres bis zum Schuleintritt von 
durchgehend 6 Stunden am Vormittag. Je nach Einrichtung ist es möglich, bei Einhaltung einer 
Mittagspause von 1 Stunde die Nachmittagsbetreuung des Regelkindergartens oder die Aus-
weitung der Randzeiten in Anspruch zu nehmen. Die zusammenhängende Betreuungszeit von 
6 Stunden soll dabei nicht überschritten werden. VÖ Plus, siehe § 6 Ziff. 3c.

3. Betreuungsangebot für Kinder ab Vollendung des 3. Lebensjahres bis zum Schuleintritt von 
durchgehend 7 Stunden im Zeitfenster von 7.00 Uhr bis 14.00 Uhr. VÖ 7, siehe § 6 Ziff. 3d.

f) Ganztagsbetreuung, Gebühren siehe § 6 Ziff. 4a bis 4d

Betreuungsangebot für Kinder ab Vollendung des 3. Lebensjahres bis zum Schuleintritt vom 
frühen Morgen bis in den späten Nachmittag mit Verpflegung.
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§ 4
Beginn und Beendigung des Benutzungsverhältnisses

1. Das Betreuungsjahr beginnt am 01.09. eines Jahres und endet am 31.08. des Folgejahres.

2. Das Benutzungsverhältnis beginnt mit der Aufnahme des Kindes in die Betreuungseinrichtung. 
Die Aufnahme erfolgt auf Antrag der Sorgeberechtigten.

3. Das Benutzungsverhältnis endet durch die Abmeldung des Kindes durch die Sorgeberechtigten 
oder durch Ausschluss des Kindes bzw. Kündigung durch die Stadt Leonberg.

4. Die Abmeldung hat gegenüber der Stadt Leonberg unter Einhaltung einer Frist von vier Wochen 
zum Monatsende schriftlich zu erfolgen.

5. Kinder, die in die Schule wechseln, werden zum Ende des Kindergartenjahres (31.08.) von Amts 
wegen abgemeldet. Eine vorherige Kündigung ist nur bei Wegzug möglich. 

6. Die Stadt Leonberg kann nach vorheriger Anhörung den Sorgeberechtigten den Platz mit einer 
Frist von vier Wochen zum Monatsende, insbesondere aus folgenden Gründen kündigen:

- Das Kind fehlt mindestens zusammenhängend vier Wochen unentschuldigt.
- Die Rahmenbedingungen der Kindertageseinrichtung lassen eine adäquate Betreuung des 

Kindes nicht zu. 
- Das Kind bedarf besonderer Förderung, die die Sorgeberechtigten nicht mitwirkend in die 

Wege leiten oder unterstützen (mangelnde Mitwirkung).
- Der Gebührenpflichtige ist mit drei Monatsgebühren nach Fälligkeit im Rückstand.
- Die Sorgeberechtigten beachten die in der Hausordnung aufgeführten Pflichten trotz schriftli-

cher Abmahnung wiederholt nicht.
- Es bestehen nicht auszuräumende erhebliche Auffassungsunterschiede über das Erzie-

hungskonzept zwischen Sorgeberechtigten und der Einrichtung.
- Die Zustimmung der Sorgeberechtigten zur Änderung der Betriebsform und Betreuungszeit 

einschließlich Benutzungsgebühr auf Grund geänderter örtlicher Bedarfsplanung wird verwei-
gert.

- Die Voraussetzungen für die Vergabe eines Platzes in einer Kindertageseinrichtung sind 
weggefallen.

- Die gesetzlich verpflichtenden Impfungen ohne nachgewiesene Kontraindikation werden 
nicht eingehalten bzw. nachgeholt.

Das Recht zur Kündigung aus wichtigem Grund (außerordentliche Kündigung) bleibt hiervon un-
berührt.

7. Über die Ausschlussvoraussetzungen nach Ziffer 6 entscheidet die Leitung des Amts für Jugend, 
Familie und Schule.

§ 5 
Entstehung, Festsetzung und Fälligkeit der Gebühren

1. Für die Nutzung von Kinderbetreuungseinrichtungen werden Benutzungsgebühren gem. § 6 Ziff. 
1 bis 6 erhoben.

2. Die Gebühren werden monatlich erhoben und sind auch während der Ferien zu entrichten. Die je-
weilige Benutzungsgebühr ist zu Beginn des Monats fällig.
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3. Die Gebühr wird unter Zugrundelegung der gebührenrelevanten Tatsachen durch Bescheid fest-
gesetzt. Die festgesetzte Gebühr gilt bis zum Erlass eines neuen Bescheids, längstens jedoch bis 
zum Ende des Monats, in dem der Abmeldetermin für das Kind liegt.

4. Die Gebührenpflicht entsteht mit der Aufnahme in die Kindertageseinrichtung mit dem Zeitpunkt 
der Eingewöhnungsphase und endet mit der Abmeldung des Kindes durch die Sorgeberechtigten 
oder durch Ausschluss des Kindes bzw. durch Kündigung des Benutzungsverhältnisses durch die 
Stadt Leonberg.

5. Gebührenmaßstab ist die Anzahl der belegten Betreuungsplätze.

6. Gebührenpflichtig sind die Sorgeberechtigten. Mehrere Gebührenpflichtige sind Gesamtschuld-
ner.

7. Tritt ein Kind während eines Monats in die Kindertageseinrichtung ein, so wird die Gebühr für die-
sen Monat anteilig tageweise berechnet. Für jeden Betriebstag ist ein 1/20 der monatlichen Be-
nutzungsgebühr zu entrichten.

8. Wechselt ein Kind innerhalb einer Kindertageseinrichtung von einer Betreuungsform für unter 3-
Jährige in eine Betreuungsform für über 3-Jährige, so wird die Gebühr ab dem Monat der Vollen-
dung des 3. Lebensjahres neu festgesetzt.

9. Bei Familien, deren Kinder den Kindergarten, die Betreuung im Rahmen der verlässlichen Grund-
schule (ggf. mit flexibler Nachmittagsbetreuung) oder die Betreuung im Rahmen der Ganztags-
grundschule besuchen, wird bei einer Änderung der Zahl der anzurechnenden Kinder auf schriftli-
chen Antrag die Gebühr ab dem Monat neu festgesetzt, der auf die Veränderung folgt. Die Verän-
derung ist von den Sorgeberechtigten innerhalb eines Monats mitzuteilen. Wird die Frist nicht ein-
gehalten, wird die Gebühr ab dem Monat der Bekanntgabe festgesetzt.

10. Die Gebühr ist auch bei Nichtbenutzung zu entrichten. Die Gebührenschuld ist auch dann gege-
ben, wenn aus organisatorischen oder personellen Gründen zeitlich befristet keine Betreuung er-
folgen kann. Betriebsstörungen (z. B. Streik), führen nicht zu einer Reduzierung der Benutzungs-
gebühren oder Schadenersatz.

§ 6
Höhe der Benutzungsgebühr

1. Gebühren für die Kinderkrippe (Kleinkindbetreuung)

a) Die monatliche Benutzungsgebühr für die Kinderkrippe mit einem täglichen Zeitfenster von 10 
Stunden 30 Minuten beträgt pro Kind 587,00 EUR inkl. Verpflegungsgebühr.

b) Die monatliche Benutzungsgebühr für die verkürzte Kinderkrippe mit einem täglichen Zeitfens-
ter von 8 Stunden 30 Minuten beträgt pro Kind 465,50 EUR inkl. Verpflegungsgebühr.

c) Für Kinder der verkürzten Kinderkrippe, die die Kinderkrippe bis 17.00 Uhr an einzelnen Tagen 
besuchen, ist eine Benutzungsgebühr in Höhe von 8,30 EUR/Tag zu entrichten (Hochgerech-
net für die Monatspauschale beträgt der Faktor 3,5 pro Tag).

d) Für Kinder, die die Kinderkrippe oder die verkürzte Kinderkrippe nur an einzelnen Tagen besu-
chen, ist eine Benutzungsgebühr in Höhe von 1/20 der Monatsgebühr pro gebuchtem Tag zu 
entrichten.
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2. Gebühren für den Kindergarten mit bedarfsgerechter Öffnungszeit

Die Benutzungsgebühr staffelt sich nach der Anzahl der Kinder unter 18 Jahren, die mit Haupt-
wohnsitz im selben Haushalt einer Familie leben.

a) Kindergarten mit bedarfsgerechter Öffnungszeit für Kinder bis zum vollendeten 3. Lebensjahr

Die Gebühr beträgt:

- bei 1 Kind 254,00 EUR  monatlich
- bei 2 Kindern 198,00 EUR  monatlich/Kind
- bei 3 Kindern 132,00 EUR  monatlich/Kind
- ab 4 Kindern 44,00 EUR  monatlich/Kind

b) Kindergarten mit bedarfsgerechter Öffnungszeit für Kinder ab dem vollendeten 3. Lebensjahr

Die Gebühr beträgt:

- bei 1 Kind 127,00 EUR  monatlich
- bei 2 Kindern 99,00 EUR  monatlich/Kind
- bei 3 Kindern 66,00 EUR  monatlich/Kind
- ab 4 Kindern 22,00 EUR  monatlich/Kind

3. Gebühren für den Kindergarten mit verlängerter Öffnungszeit

Die Benutzungsgebühr staffelt sich nach der Anzahl der Kinder unter 18 Jahren, die mit Haupt-
wohnsitz im selben Haushalt einer Familie leben.

a) Kindergarten mit verlängerter Öffnungszeit für Kinder bis zum vollendeten 3. Lebensjahr

Die Gebühr beträgt:

- bei 1 Kind 317,50 EUR  monatlich
- bei 2 Kindern 247,50 EUR  monatlich/Kind
- bei 3 Kindern 165,00 EUR  monatlich/Kind
- ab 4 Kindern 55,00 EUR  monatlich/Kind

b) Kindergarten mit verlängerter Öffnungszeit VÖ 6 für Kinder ab dem vollendeten 3. Lebensjahr

Die Gebühr beträgt:

- bei 1 Kind 159,00 EUR  monatlich
- bei 2 Kindern 124,00 EUR  monatlich/Kind
- bei 3 Kindern 82,50 EUR  monatlich/Kind
- ab 4 Kindern 27,50 EUR  monatlich/Kind

Für Kinder des Kindergartens mit bedarfsgerechter Öffnungszeit, die den Kindergarten mit ver-
längerter Öffnungszeit an einzelnen Tagen besuchen, ist eine Benutzungsgebühr in Höhe von 
4,10 EUR/Tag zusätzlich zu entrichten (Hochgerechnet für die Monatspauschale beträgt der 
Faktor 3,5 pro Tag).

c) Kindergarten mit verlängerter Öffnungszeit VÖ Plus für Kinder ab dem vollendeten 3. Lebens-
jahr

Die Gebühr beträgt:

- bei 1 Kind 186,00 EUR  monatlich
- bei 2 Kindern 143,50 EUR  monatlich/Kind
- bei 3 Kindern 96,00 EUR  monatlich/Kind
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- ab 4 Kindern 32,00 EUR  monatlich/Kind

d) Kindergarten mit verlängerter Öffnungszeit VÖ 7 für Kinder ab dem vollendeten 3. Lebensjahr

Die Gebühr beträgt:

- bei 1 Kind 204,00 EUR monatlich
- bei 2 Kindern 157,00 EUR monatlich/Kind
- bei 3 Kindern 104,50 EUR monatlich/Kind
- ab 4 Kindern 35,00 EUR monatlich/Kind

4. Gebühren für die Ganztagsbetreuung ab dem vollendeten 3. Lebensjahr

a) Die monatliche Benutzungsgebühr für die Ganztagsbetreuung mit einem täglichen Zeitfenster 
von 10 Stunden 30 Minuten beträgt pro Kind 444,00 EUR inkl. Verpflegungsgebühr.

b) Die monatliche Benutzungsgebühr für die verkürzte Ganztagsbetreuung mit einem täglichen 
Zeitfenster von 8 Stunden 30 Minuten beträgt pro Kind 354 EUR inkl. Verpflegungsgebühr.

c) Für Kinder der verkürzten Ganztagsbetreuung, die die Ganztagsbetreuung bis 17.00 Uhr an 
einzelnen Tagen besuchen, ist eine Benutzungsgebühr in Höhe von 6,00 EUR/Tag zu entrich-
ten (Hochgerechnet für die Monatspauschale beträgt der Faktor 3,5 pro Tag).

d) Für Kinder, die die Ganztagsbetreuung oder die verkürzte Ganztagsbetreuung nur an einzelnen 
Tagen besuchen, ist eine Benutzungsgebühr in Höhe von 1/20 der Monatsgebühr pro gebuch-
tem Tag zu entrichten.

5. Verpflegungsgebühr und Gebühr für das Mittagessen

a) Die in den Betreuungsgebühren enthaltene Verpflegungsgebühr beträgt in der Betreuungs-
form Krippe 64,00 EUR/Monat, in der Ganztagsbetreuung 78,00 EUR/Monat.

b) Die Verpflegungsgebühr für das Mittagessen als Zubuchung wird in der Krippe mit 3,60 
EUR/Essen, im Kindergarten mit 4,20 EUR/Essen festgesetzt (Hochgerechnet für die Monats-
pauschale beträgt der Faktor 3,5 pro Tag). 

6. Gebühr für die Überschreitung der gebuchten Betreuungszeit

a) Für Kinder, die später als 10 Minuten nach dem Ende der Öffnungszeit der Einrichtung abge-
holt werden, wird eine Gebühr in Höhe von 5,20 EUR pro angefangene Viertelstunde festge-
setzt.

b) Für Kinder, die später als 10 Minuten nach dem Ende der gebuchten Betreuungsform abge-
holt werden, wird die Gebühr der Zubuchung der nächst höheren Betreuungsform festgesetzt.

Bei der Sozialstaffelung nach der Zahl der Kinder unter 18 Jahren in der Familie (Familienhaushalt) 
gem. § 6 Ziff. 2. und 3. gelten folgende Regeln:

- Kinder werden berücksichtigt, wenn sie in der Familienwohnung (in der Regel Hauptwohnsitz) le-
ben, wobei eine zeitweilige auswärtige Unterbringung zur Schul- oder Berufsausbildung die Haus-
haltszugehörigkeit in der Regel nicht unterbricht, wenn dem Kind im Elternhaus ein Zimmer zur 
Verfügung steht und es regelmäßig an den Wochenenden zurückkommt, mindestens einmal pro 
Monat.

- Kinder, die dem Familienhaushalt nicht zuzurechnen sind, werden auch dann nicht berücksichtigt, 
wenn für diese Kinder von dem im Haushalt Lebenden Unterhaltsleistungen erbracht werden.

TOP 6 Ö



Seite 7

Kinder getrenntlebender Eltern, denen das Sorgerecht gemeinsam zusteht, sind im Regelfall dem 
Haushalt zuzuordnen, in dem sie sich überwiegend aufhalten und wo sich der Mittelpunkt ihres Le-
bens befindet. In Ausnahmefällen kann auch eine gleichzeitige Zugehörigkeit zu den Haushalten 
beider Eltern bestehen, wenn 
- in beiden Wohnungen entsprechend ausgestattete Unterkunftsmöglichkeiten für das Kind vorhan-

den sind, 
- die regelmäßig vom Kind besuchten Einrichtungen von beiden Wohnungen aus ohne Schwierig-

keiten für das Kind zu erreichen sind und 
- es sich in beiden Haushalten in annähernd gleichem Umfang aufhält.

§ 7
Gebührenermäßigung

Befindet sich mehr als ein Kind aus einem Haushalt (Kinder mit gemeldetem Hauptwohnsitz im sel-
ben Haushalt einer Familie) in den Betreuungsformen Kinderkrippe, Ganztagesbetreuung und im 
Bereich der Schulkindbetreuung Hort an der Schule wird für jedes weitere aufgenommene Kind aus 
einem Haushalt die Gebühr um 50 EUR ermäßigt bis zu einer Mindestgebühr von 350,00 EUR in der 
Kinderkrippe und 242,00 EUR in der Ganztagsbetreuung.

Die Ermäßigung wird stets auf das bzw. die ältere/n Kinder angewendet und ist trägerübergreifend 
wirksam.

§ 8
Härtefall

In besonders begründeten Einzelfällen ist die Leitung des Finanz- und Sozialdezernats ermächtigt, 
auf schriftlichen Antrag Gebührennachlässe zu gewähren.

§ 9
Benutzungsordnung

Weitere Einzelheiten über die Benutzung der Kindertageseinrichtungen sind in der jeweiligen Benut-
zungsordnung geregelt. Die Benutzungsordnung, die bei der Aufnahme ausgehändigt wird, ist ver-
bindlich.

§ 10
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am 01.09.2022 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung über die Benutzung der Kin-
dertageseinrichtungen der Stadt Leonberg vom 01.09.2021 außer Kraft.
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Kalkulationsgrundlagen auf der Basis der Planzahlen 2022 Anlage 2a

Stand: 23.06.2022

36500004 -Clara-Grunwald-Kindergarten, 36500012 Kindergarten Eltingen, 36500203 Kindergarten Mammutzahn

Sach- Ausgaben/Kostenarten Clara-Grunwald Kindergarten Kindergarten

konten Einnahmen/Erlösarten Kindergarten Eltingen Mammutzahn

40100000 Personalausgaben 620.626,77 € 281.132,82 € 552.277,78 €

42210000 Unterh. des beweglichen Vermögens 255,00 € 170,00 € 340,00 €

42220000 Erwerb von geringwertigen Vermögensgegenständen 7.310,00 € 850,00 € 5.950,00 €

42220100 Erwerb EDV Geräte 3.093,35 € 2.648,25 € 2.697,37 €

42320100 Leasing EDV Geräte 0,00 € 340,00 € 0,00 €

42612000 Aus- und Fortbildung 2.041,20 € 1.605,25 € 2.004,12 €

42710000 Besondere Verwaltungs- und Betriebsaufwendungen 4.242,33 € 2.679,96 € 3.977,43 €

42710100 lfd. EDV Aufwand 1.897,24 € 2.203,75 € 2.625,62 €

42750000 Lernmittel 2.295,00 € 1.530,00 € 2.295,00 €

42910000 Aufwendungen für sonstige Sach- und Dienstl. 0,00 € 0,00 € 0,00 €

44110000 Sonstige Prersonal- und Versorgungsaufwendungen 7.000,00 € 5.000,00 € 7.000,00 €

44310000 Geschäftsaufwendungen 576,00 € 432,00 € 576,00 €

44310003 Dienstreisen 82,49 € 76,97 € 140,46 €

44910000 Sonstige Aufwendungen A. lfd. Vw-Tätigkeit 1.200,00 € 500,00 € 1.000,00 €

47110000 Abschreibung a. immatr. Vermögensgegenständen 637,24 0,00 € 1.896,30 €

48110010 Aufwand für interne Leistungen Baubetriebshof 500,00 € 500,00 € 500,00 €

92200000 ILV Gebäudemiete Netto 52.170,66 € 138.859,40 € 80.608,88 €

92300000 ILV Steuerungsumlage 28.821,47 € 24.665,29 € 31.051,45 €

92400000 ILV Serviceumlage 196.918,31 € 125.113,95 € 157.507,13 €

98110000 Kalk. Zinsen 37,31 € 0,00 € 157,74 €

direkte Stellenkosten 929.704,37 € 588.307,64 € 852.605,28 €

31410000 Zuweisungen und Zuschüsse -Land- -192.400,00 € -144.500,00 -203.500,00 €

32110000 Ersatz von soz. Leist. A. v. Einrcht. 0,00 € 0,00 € 0,00 €

34610000 Sonstige private Leistungsentgelte 756,48 € 628,02 € 942,03 €

34820000 Erstattungen von Gemeinden und Gv 0,00 € 0,00 € 0,00 €

Gesamtkosten 738.060,85 € 444.435,66 € 650.047,31 €

bei 53 Plätzen im Clara-Grunwald-Kindergarten zum 01.01.2022

bei 44 Plätzen im Kindergarten Eltingen zum 01.01.2022

bei 66 Plätzen im Kindergarten Mammutzahn zum 01.01.2022

Gebührenobergrenze pro Platz/Monat 1.160,47 € 841,73 € 820,77 €
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Kalkulationsgrundlagen auf der Basis der Planzahlen 2022 Anlage 2b

Stand: 28.06.2022

36500012 - Interims Kindertagesstätte Nord

Sach- Ausgaben/Kostenarten Kindertagestätte Nord Kindergarten- Ganztags-

konten Einnahmen/Erlösarten Hauptkostenstellen gruppe gruppe

40100000 Personalausgaben 527.376,68 € 182.713,18 € 341.740,09 €

42210000 Unterh. des beweglichen Vermögens 340,00 € 150,00 € 150,00 €

42220000 Erwerb von geringwertigen Vermögensgegenständen 7.650,00 € 5.100,00 € 2.550,00 €

42220100 Erwerb EDV Geräte 983,98 € 346,36 € 637,62 €

42320100 Leasing EDV Geräte 340,00 € 119,68 € 220,32 €

42612000 Aus- und Fortbildung 2.934,66 € 1.033,00 € 1.901,66 €

42710000 Besondere Verwaltungs- und Betriebsaufwendungen 49.515,85 € 515,85 € 49.000,00 €

42710100 lfd. EDV Aufwand 2.263,29 € 796,68 € 1.466,61 €

42750000 Lernmittel 3.527,50 € 2.351,67 € 1.175,83 €

4411000 Sonstige Personal- und Versorgungsaufwendungen 7.000,00 € 2.464,00 € 4.536,00 €

44310000 Geschäftsaufwendungen 576,00 € 384,00 € 192,00 €

44310003 Dienstreisen 136,78 € 48,15 € 88,63 €

44910000 Sonstige Aufwendungen A. lfd. Vw-Tätigkeit 1.200,00 € 800,00 € 400,00 €

47110000 Abschreibung a. immatr. Vermögensgegenständen 7.093,27 € 4.728,85 € 2.364,42 €

48110010 Aufwand für interne Leistungen Baubetriebshof 500,00 € 333,33 € 166,67 €

92200000 ILV Gebäudemiete Netto 208.563,42 € 139.042,28 € 69.521,14 €

92300000 ILV Steuerungsumlage 37.292,25 € 24.861,50 € 12.430,75 €

92400000 ILV Serviceumlage 189.162,88 € 126.108,59 € 63.054,29 €

98110000 Kalk. Zinsen 3.549,16 € 2.366,11 € 1.183,05 €

direkte Stellenkosten 1.050.005,72 € 494.263,22 € 552.779,09 €

31410000 Zuweisungen und Zuschüsse -Land-(*) -276.300,00 € -109.950,00 € -169.350,00 €

32110000 Ersatz von soz. Leist. A. v. Einrcht. 0,00 € 0,00 € 0,00 €

34610000 Sonstige private Leistungsentgelte -856,39 € -570,93 € -285,46 €

Gesamtkosten 773.705,72 € 384.313,22 € 383.429,09 €

Bei 40 Plätzen in den Kindergartengruppen zum 01.01.2022

Bei 20 Plätzen in den Ganztagsgruppen zum 01.01.2022

Gebührenobergrenze pro Platz/Monat 800,65 € 1.597,62 €
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Kalkulationsgrundlagen auf der Basis der Planzahlen 2022 Anlage 2c

Stand: 28.06.2022

36500006 - Martha-Johanna-Haus

Sach- Ausgaben/Kostenarten Martha-Johanna-Haus Kleinkind- Kindergarten- Ganztags-

konten Einnahmen/Erlösarten Hauptkostenstellen gruppen gruppen gruppen

40100000 Personalausgaben 1.797.740,80 € 743.610,97 € 563.836,89 € 490.292,95 €

42210000 Unterh. des beweglichen Vermögens 1.700,00 € 300,00 € 700,00 € 700,00 €

42220000 Erwerb von geringwertigen Vermögensgegenständen 6.349,50 € 1.313,69 € 3.284,22 € 1.751,59 €

42220100 Erwerb EDV Geräte 748,77 € 309,72 € 234,84 € 204,21 €

42320100 Leasing EDV Geräte 1.530,00 € 632,86 € 479,86 € 417,27 €

42612000 Aus- und Fortbildung 4.357,92 € 1.802,59 € 1.366,80 € 1.188,52 €

42710000 Besondere Verwaltungs- und Betriebsaufwendungen 75.179,97 € 31.928,57 € 679,97 € 42.571,43 €

42710100 lfd. EDV Aufwand 10.241,62 € 4.236,31 € 3.212,14 € 2.793,17 €

42750000 Lernmittel 6.162,50 € 1.657,50 € 1.997,50 € 2.507,50 €

4411000 Sonstige Personal- und Versorgungsaufwendungen 7.000,00 € 2.895,45 € 2.195,45 € 1.909,09 €

44290000 Sonstige Aufwendungen (z.B. Mitgliedsbeiträge) 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €

44310000 Geschäftsaufwendungen 756,00 € 156,41 € 391,03 € 208,55 €

44310003 Dienstreisen 238,88 € 98,81 € 74,92 € 65,15 €

44910000 Sonstige Aufwendungen A. lfd. Vw-Tätigkeit 1.200,00 € 248,28 € 620,69 € 331,03 €

47110000 Abschreibung a. immatr. Vermögensgegenständen 4.503,41 € 931,74 € 2.329,35 € 1.242,32 €

48110010 Aufwand für interne Leistungen Baubetriebshof 500,00 € 103,45 € 258,62 € 137,93 €

92200000 ILV Gebäudemiete Netto 266.853,18 € 55.211,00 € 138.027,51 € 73.614,67 €

92300000 ILV Steuerungsumlage 114.649,62 € 23.720,61 € 59.301,53 € 31.627,48 €

92400000 ILV Serviceumlage 581.554,36 € 120.321,59 € 300.803,98 € 160.428,79 €

98110000 Kalk. Zinsen 449,46 € 92,99 € 232,48 € 123,99 €

direkte Stellenkosten 2.881.715,99 € 989.572,55 € 1.080.027,80 € 812.115,64 €

31400000 Zuweisungen und Zuschüsse -Bund- -25.000,00 € 0,00 € -16.304,35 € -8.695,65 €

31410000 Zuweisungen und Zuschüsse -Land- -588.300,00 € -326.500,00 € -147.900,00 € -113.900,00 €

32110000 Ersatz von soz. Leist. A. v. Einrcht. 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €

34610000 Sonstige private Leistungsentgelte 2.069,61 € 428,20 € 1.070,49 € 570,93 €

Gesamtkosten 2.268.415,99 € 663.072,55 € 915.823,45 € 689.519,99 €

bei 30 Plätzen in den Kleinkindgruppen zum 01.01.2022

bei 75 Plätzen in den Kindergartengruppen zum 01.01.2022

bei 40 Plätzen in den Ganztagsgruppen zum 01.01.2022

Gebührenobergrenze pro Platz/Monat 1.841,87 € 1.017,58 € 1.436,50 €
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Kalkulationsgrundlagen auf der Basis der Planzahlen 2022 Anlage 2d

Stand: 28.06.2022

36500007 - Halden-Kinderhaus

Sach- Ausgaben/Kostenarten Halden-Kinderhaus Kleinkind- Kindergarten- Ganztags-

konten Einnahmen/Erlösarten Hauptkostenstellen gruppe gruppen gruppen

40100000 Personalausgaben 1.339.502,79 € 255.143,39 € 616.596,52 € 467.762,88 €

42210000 Unterh. des beweglichen Vermögens 595,00 € 85,00 € 340,00 € 170,00 €

42210100 lfd. EDV Aufwand 340,00 € 64,76 € 156,51 € 118,73 €

42220000 Erwerb von geringwertigen Vermögensgegenständen 1.530,00 € 112,50 € 1.023,75 € 393,75 €

42220100 Erwerb EDV Geräte 681,79 129,86 € 313,84 € 238,09 €

42320100 Leasing EDV Geräte 2.295,00 437,14 € 1.056,43 € 801,43 €

42612000 Aus- und Fortbildung 4.675,60 € 890,59 € 2.152,26 € 1.632,75 €

42710000 Besondere Verwaltungs- und Betriebsaufwendungen 64.022,04 € 14.111,11 € 522,04 € 49.388,89 €

42710100 ldf. EDV Aufwendungen 427,98 € 81,52 € 197,01 € 149,45 €

42750000 Lernmittel 5.822,50 € 552,50 € 3.060,00 € 2.210,00 €

44110000 Sonstige Personal- und Versorgungsaufwendungen 7.000,00 € 1.333,33 € 3.222,22 € 2.444,44 €

44290000 Sonstige Aufwendungen (z.B. Mitgliedsbeiträge) 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €

44310000 Geschäftsaufwendungen 756,00 € 55,59 € 505,85 € 194,56 €

44310003 Dienstreisen 170,49 € 32,47 € 78,48 € 59,54 €

44910000 Sonstige Aufwendungen A. lfd. Vw-Tätigkeit 1.200,00 € 88,24 € 802,94 € 308,82 €

47110000 Abschreibung a. immatr. Vermögensgegenständen 4.573,58 € 336,29 € 3.060,26 € 1.177,02 €

48110010 Aufwand für interne Leistungen Baubetriebshof 500,00 € 36,76 € 334,56 € 128,68 €

92200000 ILV Gebäudemiete Netto 230.650,97 € 16.959,63 € 154.332,63 € 59.358,71 €

92300000 ILV Steuerungsumlage 86.414,06 € 6.353,98 € 57.821,17 € 22.238,91 €

92400000 ILV Serviceumlage 438.329,60 € 32.230,12 € 293.294,07 € 112.805,41 €

98110000 Kalk. Zinsen 489,08 € 35,96 € 327,25 € 125,87 €

direkte Stellenkosten 2.189.976,48 € 329.070,75 € 1.139.197,80 € 721.707,92 €

31400000 Zuweisungen und Zuschüsse -Bund- -25.000,00 € 0,00 € -18.055,56 € -6.944,44 €

31410000 Zuweisungen und Zuschüsse -Land- -495.400,00 € -181.200,00 € -198.350,00 € -115.850,00 €

32110000 Ersatz von soz. Leist. A. v. Einrcht. 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €

34610000 Sonstige private Leistungsentgelte -1.641,42 € -120,69 € -1.098,30 € -422,42 €

Gesamtkosten 1.669.576,48 € 147.870,75 € 922.792,25 € 598.913,48 €

Bei 10 Plätzen in der Krippengruppe zum 01.01.2022

bei 91 Plätzen in der Kindergartengruppen zum 01.01.2022

bei 35 Plätzen in den Ganztagsgruppen zum 01.01.2022

Gebührenobergrenze pro Platz/Monat 1.232,26 € 845,05 € 1.425,98 €

TOP 6 Ö



Kalkulationsgrundlagen auf der Basis der Planzahlen 2022 Anlage 2e

Stand: 28.06.2022

36500008 - Kinderhaus Ezach

Sach- Ausgaben/Kostenarten Kinderhaus Ezach Kleinkind- Kindergarten- Ganztags-

konten Einnahmen/Erlösarten Hauptkostenstellen gruppe gruppe gruppen

40100000 Personalausgaben 731.690,91 € 223.227,74 € 130.216,18 € 378.247,00 €

42210000 Unterh. des beweglichen Vermögens 340,00 € 85,00 € 85,00 € 170,00 €

42220000 Erwerb von geringwertigen Vermögensgegenständen 6.069,00 € 948,28 € 2.750,02 € 2.370,70 €

42220100 Erwerb EDV Geräte 5.412,91 € 1.651,40 € 963,31 € 2.798,20 €

42612000 Aus- und Fortbildung 3.626,14 € 1.106,28 € 645,33 € 1.874,53 €

42710000 Besondere Verwaltungs- und Betriebsaufwendungen 72.593,57 € 20.571,43 € 593,57 € 51.428,57 €

42710100 lfd. EDV Aufwand 2.958,18 € 902,50 € 526,46 € 1.529,23 €

42750000 Lernmittel 3.527,50 € 552,50 € 765,00 € 2.210,00 €

44110000 Sonstige Personal- und Versorgungsaufwendungen 7.000,00 € 2.135,59 € 1.245,76 € 3.618,64 €

44310000 Geschäftsaufwendungen 576,00 € 90,00 € 261,00 € 225,00 €

44310003 Dienstreisen 89,23 € 27,22 € 15,88 € 46,13 €

44910000 Sonstige Aufwendungen A. lfd. Vw-Tätigkeit 1.200,00 € 187,50 € 543,75 € 468,75 €

47110000 Abschreibung a. immatr. Vermögensgegenständen 3.616,64 € 565,10 € 1.638,79 € 1.412,75 €

48110010 Aufwand für interne Leistungen Baubetriebshof 500,00 € 78,13 € 226,56 € 195,31 €

92200000 ILV Gebäudemiete Netto 132.328,34 € 20.676,30 € 59.961,28 € 51.690,76 €

92300000 ILV Steuerungsumlage 51.556,89 € 8.055,76 € 23.361,72 € 20.139,41 €

92400000 ILV Serviceumlage 261.519,56 € 40.862,43 € 118.501,05 € 102.156,08 €

98110000 Kalk. Zinsen 407,32 € 63,64 € 184,57 € 159,11 €

direkte Stellenkosten 1.285.012,19 € 321.786,80 € 342.485,22 € 620.740,17 €

31410000 Zuweisungen und Zuschüsse -Land- -370.700,00 -169.850,00 € -49.550,00 € -151.300,00 €

32110000 Ersatz von soz. Leist. A. v. Einrcht. 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €

34610000 Sonstige privatrechtliche Leistungsentgelte 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €

34610000 Sonstige private Leistungsentgelte -913,49 € -142,73 € -413,93 € -356,83 €

Gesamtkosten 914.312,19 € 151.936,80 € 292.935,22 € 469.440,17 €

Bei 10 Plätzen in den Krippengruppen zum 01.01.2022

bei 29 Plätzen in der Kindergartengruppe zum 01.01.2022

bei 25 Plätzen in den Ganztagsgruppen zum 01.01.2022

Gebührenobergrenze pro Platz/Monat 1.266,14 € 841,77 € 1.564,80 €

TOP 6 Ö



Kalkulationsgrundlagen auf der Basis der Planzahlen 2022 Anlage 2f

Stand: 28.06.2022

36500009 - Kinderhaus Spitalhof

Sach- Ausgaben/Kostenarten Kinderhaus Spitalhof Kindergarten- Ganztags-

konten Einnahmen/Erlösarten Hauptkostenstellen gruppen gruppen

40100000 Personalausgaben 891.016,89 € 459.696,61 € 431.320,28 €

42210000 Unterh. des beweglichen Vermögens 425,00 € 255,00 € 170,00 €

42220000 Erwerb von geringwertigen Vermögensgegenständen 3.825,00 € 2.295,00 € 1.530,00 €

42220100 Erwerb EDV Geräte 1.498,29 € 773,00 € 725,29 €

42612000 Aus- und Fortbildung 3.219,43 € 1.660,98 € 1.558,45 €

42710000 Besondere Verwaltungs- und Betriebsaufwendungen 71.193,08 € 693,08 € 70.500,00 €

42710100 lfd. EDV Aufwand 1.137,15 € 586,68 € 550,47 €

42750000 Lernmittel 7.820,00 € 4.692,00 € 3.128,00 €

44110000 Sonstige Personal- und Versorgungsaufwendungen 7.000,00 € 3.611,46 € 3.388,54 €

44290000 Sonstige Aufwendungen (z.B. Mitgliedsbeiträge) 0,00 € 0,00 € 0,00 €

44310000 Geschäftsaufwendungen 756,00 € 453,60 € 302,40 €

44310003 Dienstreisen 161,30 € 83,22 € 78,08 €

44910000 Sonstige Aufwendungen A. lfd. Vw-Tätigkeit 1.200,00 € 720,00 € 480,00 €

47110000 Abschreibung a. immatr. Vermögensgegenständen 3.587,67 € 2.152,60 € 1.435,07 €

48110010 Aufwand für interne Leistungen Baubetriebshof 500,00 € 300,00 € 200,00 €

48110020 ILV Raum- und Hallenutzung 600,00 € 360,00 € 240,00 €

92200000 ILV Gebäudemiete Netto 172.189,36 € 103.313,62 € 68.875,74 €

92300000 ILV Steuerungsumlage 64.531,47 € 38.718,88 € 25.812,59 €

92400000 ILV Serviceumlage 327.232,71 € 196.339,63 € 130.893,08 €

98110000 Kalk. Zinsen 348,90 € 209,34 € 139,56 €

direkte Stellenkosten 1.558.242,25 € 816.914,71 € 741.327,54 €

31400000 Zuweisungen und Zuschüsse -Bund- -25.000,00 € -15.000,00 € -10.000,00 €

31410000 Zuweisungen und Zuschüsse -Land- -347.400,00 € -211.550,00 € -135.850,00 €

32110000 Ersatz von soz. Leist. A. v. Einrcht. 0,00 € 0,00 € 0,00 €

34610000 Sonstige private Leistungsentgelte -1.427,32 € -856,39 € -570,93 €

Gesamtkosten 1.185.842,25 € 590.364,71 € 595.477,54 €

bei 60 Plätzen in den Kindergartengruppen zum 01.01.2022

bei 40 Plätzen in den Ganztagsgruppen zum 01.01.2022

Gebührenobergrenze pro Platz/Monat 819,95 € 1.240,58 €

TOP 6 Ö



Kalkulationsgrundlagen auf der Basis der Planzahlen 2022 Anlage 2g

Stand: 28.06.2022

36500011 - Kinderhaus Stadtpark

Sach- Ausgaben/Kostenarten Kinderhaus Stadtpark Kleinkind- Kindergarten- Ganztags-

konten Einnahmen/Erlösarten Hauptkostenstellen gruppen gruppen gruppen

40100000 Personalausgaben 1.767.721,02 € 783.945,84 € 322.801,23 € 660.973,95 €

42210000 Unterh. des beweglichen Vermögens 680,00 € 255,00 € 170,00 € 255,00 €

42220000 Erwerb von geringwertigen Vermögensgegenständen 7.905,00 € 1.838,37 € 2.696,28 € 3.370,35 €

42220100 Erwerb EDV Geräte 1.818,05 € 806,27 € 331,99 € 679,79 €

42612000 Aus- und Fortbildung 4.562,77 € 2.023,49 € 833,20 € 1.706,08 €

42710000 Besondere Verwaltungs- und Betriebsaufwendungen 102.719,08 € 36.000,00 € 719,08 € 66.000,00 €

42710100 lfd. EDV Aufwand 4.135,08 € 1.833,82 € 755,10 € 1.546,16 €

42750000 Lernmittel 6.502,50 € 1.657,50 € 1.530,00 € 3.315,00 €

44110000 Sonstige Personal- und Versorgungsaufwendungen 7.000,00 € 3.104,35 € 1.278,26 € 2.617,39 €

44310000 Geschäftsaufwendungen 756,00 € 175,81 € 257,86 € 322,33 €

44310003 Dienstreisen 179,07 € 79,41 € 32,70 € 66,96 €

44910000 Sonstige Aufwendungen A. lfd. Vw-Tätigkeit 1.200,00 € 279,07 € 409,30 € 511,63 €

47110000 Abschreibung a. immatr. Vermögensgegenständen 10.589,70 € 2.462,72 € 3.611,99 € 4.514,99 €

48110010 Aufwand für interne Leistungen Baubetriebshof 500,00 € 116,28 € 170,54 € 213,18 €

92200000 ILV Gebäudemiete Netto 257.717,79 € 59.934,37 € 87.903,74 € 109.879,68 €

92300000 ILV Steuerungsumlage 110.089,46 € 25.602,20 € 37.549,89 € 46.937,37 €

92400000 ILV Serviceumlage 558.422,19 € 129.865,63 € 190.469,58 € 238.086,98 €

98110000 Kalk. Zinsen 2.600,03 € 604,66 € 886,83 € 1.108,54 €

direkte Stellenkosten 2.845.097,74 € 1.050.584,79 € 652.407,59 € 1.142.105,36 €

31410000 Zuweisungen und Zuschüsse -Land- -744.800,00 € -420.500,00 € -200.500,00 € -123.800,00 €

32110000 Ersatz von soz. Leist. A. v. Einrcht. 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €

34610000 Sonstige private Leistungsentgelte -1.841,24 € -428,20 € -628,02 € -785,02 €

Gesamtkosten 2.100.297,74 € 630.084,79 € 451.907,59 € 1.018.305,36 €

Bei 30 Plätzen in den Krippengruppen zum 01.01.2022

Bei 44 Plätzen in den Kindergartengruppen zum 01.01.2022

Bei 55 Plätzen in den Ganztagsgruppen zum 01.01.2022

Gebührenobergrenze pro Platz/Monat 1.750,24 € 855,89 € 1.542,89 €

TOP 6 Ö



Kalkulationsgrundlagen auf der Basis der Planzahlen 2022 Anlage 2h

Stand: 28.06.2022

36500012 - Kinderhaus Mozartstraße (Interim) 

Sach- Ausgaben/Kostenarten Kinderhaus Mozartstr. Kindergarten- Ganztags-

konten Einnahmen/Erlösarten Hauptkostenstellen gruppe gruppe

40100000 Personalausgaben 476.710,66 € 143.587,55 € 333.123,11 €

42210000 Unterh. des beweglichen Vermögens 255,00 € 127,50 € 127,50 €

42220000 Erwerb von geringwertigen Vermögensgegenständen 6.800,00 € 2.720,00 € 4.080,00 €

42220100 Erwerb EDV Geräte 1.811,65 € 545,68 € 1.265,97 €

42612000 Aus- und Fortbildung 2.208,97 € 665,35 € 1.543,62 €

42710000 Besondere Verwaltungs- und Betriebsaufwendungen 49.196,54 € 696,54 € 48.500,00 €

42710100 lfd. EDV Aufwand 866,08 € 260,87 € 605,21 €

42750000 Lernmittel 1.870,00 € 900,00 € 1.300,00 €

44310000 Geschäftsaufwendungen 576,00 € 230,40 € 345,60 €

44310003 Dienstreisen 180,65 € 54,41 € 126,24 €

44910000 Sonstige Aufwendungen A. lfd. Vw-Tätigkeit 1.000,00 € 400,00 € 600,00 €

47110000 Abschreibung a. immatr. Vermögensgegenständen 1.017,98 € 407,19 € 610,79 €

48110010 Aufwand für interne Leistungen Baubetriebshof 500,00 € 200,00 € 300,00 €

92200000 ILV Gebäudemiete Netto 204.424,15 € 81.769,66 € 122.654,49 €

92300000 ILV Steuerungsumlage 29.889,29 € 11.955,72 € 17.933,57 €

92400000 ILV Serviceumlage 151.612,71 € 60.645,08 € 90.967,63 €

98110000 Kalk. Zinsen 166,85 € 66,74 € 100,11 €

direkte Stellenkosten 929.086,53 € 305.232,69 € 624.183,84 €

31410000 Zuweisungen und Zuschüsse -Land-(*) -175.300,00 -89.350,00 € -85.950,00 €

32110000 Ersatz von soz. Leist. A. v. Einrcht. 0,00 € 0,00 € 0,00 €

34610000 Sonstige private Leistungsentgelte -713,66 € -285,46 € -428,20 €

Gesamtkosten 753.786,53 € 215.882,69 € 538.233,84 €

Bei 20 Plätzen in den Kindergartengruppen zum 01.01.2022

Bei 30 Plätzen in den Ganztagsgruppen zum 01.01.2022

Gebührenobergrenze pro Platz/Monat 899,51 € 1.495,09 €

TOP 6 Ö



Kalkulationsgrundlagen auf der Basis der Planzahlen 2022 Anlage 2i

Stand: 23.06.2022

36500212 - Kinderhaus Kunterbunt

Sach- Ausgaben/Kostenarten Kinderhaus Kunterbunt Kleinkind- Kindergarten- Ganztags-

konten Einnahmen/Erlösarten Hauptkostenstellen gruppe gruppe gruppen

40100000 Personalausgaben 946.642,31 € 245.425,78 € 350.608,26 € 350.608,26 €

42210000 Unterh. des beweglichen Vermögens 510,00 € 85,00 € 170,00 € 170,00 €

42220000 Erwerb von geringwertigen Vermögensgegenständen 13.345,00 € 1.588,69 € 6.354,76 € 5.401,55 €

42220100 Erwerb EDV Geräte 1.162,91 € 301,50 € 430,71 € 430,71 €

42612000 Aus- und Fortbildung 2.984,39 € 773,73 € 1.105,33 € 1.105,33 €

42710000 Besondere Verwaltungs- und Betriebsaufwendungen 87.043,57 € 19.659,09 € 543,57 € 66.840,91 €

42710100 lfd. EDV Aufwand 918,18 € 238,05 € 340,07 € 340,07 €

42750000 Lernmittel 5.397,50 € 650,00 € 950,00 € 3.200,00 €

44110000 Sonstige Personal- und Versorgungsaufwendungen 7.000,00 € 1.814,81 € 2.592,59 € 2.592,59 €

44310000 Geschäftsaufwendungen 576,00 € 68,57 € 274,29 € 233,14 €

44310003 Dienstreisen 439,23 € 113,87 € 162,68 € 162,68 €

44910000 Sonstige Aufwendungen A. lfd. Vw-Tätigkeit 1.200,00 € 142,86 € 571,43 € 485,71 €

47110000 Abschreibung a. immatr. Vermögensgegenständen 5.773,37 € 687,31 € 2.749,22 € 2.336,84 €

48110010 Aufwand für interne Leistungen Baubetriebshof 500,00 € 59,52 € 238,10 € 202,38 €

92200000 ILV Gebäudemiete Netto 138.057,81 € 16.435,45 € 65.741,81 € 55.880,54 €

92300000 ILV Steuerungsumlage 56.904,15 € 6.774,30 € 27.097,21 € 23.032,63 €

92400000 ILV Serviceumlage 288.643,05 € 34.362,27 € 137.449,07 € 116.831,71 €

98110000 Kalk. Zinsen 3.472,84 € 413,43 € 1.653,73 € 1.405,67 €

direkte Stellenkosten 1.560.570,31 € 329.594,24 € 599.032,84 € 631.260,73 €

31410000 Zuweisungen und Zuschüsse -Land- -454.400,00 -165.100,00 € -78.400,00 € -210.900,00 €

34610000 Sonstige privatrechtliche Leistungsentgelte -146,89 € -17,49 € -69,95 € -59,46 €

34610000 Sonstige private Leistungsentgelte -913,49 € -108,75 € -435,00 € -369,75 €

Gesamtkosten 1.106.023,42 € 164.476,76 € 520.562,89 € 420.301,27 €

bei 10 Plätzen in der Krippegruppe zum 01.01.2022

bei 34 Plätzen in den Ganztagsgruppen zum 01.01.2022

bei 40 Plätzen in den Kindergartengruppen  zum 01.01.2022

Gebührenobergrenze pro Platz/Monat 1.370,64 € 1.084,51 € 1.030,15 €

TOP 6 Ö



Kalkulationsgrundlagen auf der Basis der Planzahlen 2022 Anlage 2j

Stand: 28.06.2022

36500301 - Kinderhaus Warmbronn

Sach- Ausgaben/Kostenarten Kinderhaus Warmbronn. Kleinkind- Kindergarten- Ganztags-

konten Einnahmen/Erlösarten Hauptkostenstellen gruppe gruppen gruppen

40100000 Personalausgaben 1.809.783,07 € 282.326,16 € 854.217,61 € 673.239,30 €

42210000 Unterh. des beweglichen Vermögens 765,00 € 85,00 € 425,00 € 255,00 €

42220000 Erwerb von geringwertigen Vermögensgegenständen 5.610,00 € 281,91 € 4.059,50 € 1.268,59 €

42220100 Erwerb EDV Geräte 395,23 € 61,66 € 186,55 € 147,03 €

42612000 Aus- und Fortbildung 5.231,74 € 816,15 € 2.469,38 € 1.946,21 €

42710000 Besondere Verwaltungs- und Betriebsaufwendungen 88.526,76 € 15.909,09 € 1.026,76 € 71.590,91 €

42710100 lfd. EDV Aufwand 4.568,71 € 712,72 € 2.156,43 € 1.699,56 €

42750000 Lernmittel 7.692,50 € 650,00 € 4.500,00 € 3.900,00 €

44110000 Sonstige Personal- und Versorgungsaufwendungen 7.000,00 € 1.092,00 € 3.304,00 € 2.604,00 €

44310000 Geschäftsaufwendungen 756,00 € 37,99 € 547,06 € 170,95 €

44310003 Dienstreisen 158,49 € 24,72 € 74,81 € 58,96 €

44910000 Sonstige Aufwendungen A. lfd. Vw-Tätigkeit 1.200,00 € 60,30 € 868,34 € 271,36 €

47110000 Abschreibung a. immatr. Vermögensgegenständen 9.479,93 € 476,38 € 6.859,85 € 2.143,70 €

48110010 Aufwand für interne Leistungen Baubetriebshof 500,00 € 25,13 € 361,81 € 113,07 €

92200000 ILV Gebäudemiete Netto 337.076,78 € 16.938,53 € 243.914,86 € 76.223,39 €

92300000 ILV Steuerungsumlage 116.086,41 € 5.833,49 € 84.002,23 € 26.250,70 €

92400000 ILV Serviceumlage 588.839,97 € 29.589,95 € 426.095,25 € 133.154,77 €

98110000 Kalk. Zinsen 1.439,80 € 72,35 € 1.041,87 € 325,58 €

direkte Stellenkosten 2.985.110,39 € 354.993,52 € 1.636.111,29 € 995.363,07 €

31410000 Zuweisungen und Zuschüsse -Land- -708.400,00 -171.200,00 € -439.200,00 € -98.000,00 €

32110000 Ersatz von soz. Leist. A. v. Einrcht. 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €

34610000 Sonstige privatrechtliche Leistungsentgelte -2.526,36 € -126,95 € -1.828,12 € -571,29 €

Gesamtkosten 2.274.184,03 € 183.666,57 € 1.195.083,17 € 896.791,79 €

bei 10 Plätzen in der Kleinkindgruppe zum 01.01.2022

bei 144 Plätzen in den Kindergartengruppen zum 01.01.2022

Eröffnung Naturkindergartengruppe Oktober 2020

bei 45 Plätzen in den Ganztagsgruppen zum 01.01.2022

Gebührenobergrenze pro Platz/Monat 1.530,55 € 691,60 € 1.660,73 €

TOP 6 Ö





2022/207
öffentlich

Dezernat II
Amt für Jugend, Familie und Schule
 Bezugsvorlagen:

2021/244, 2020/293, 2019/115, 
2017/116

Beratungsfolge Geplante Sitzungstermine Ö / N

Ortschaftsrat Warmbronn (Kenntnisnahme) 11.07.2022 Ö
Ortschaftsrat Gebersheim (Kenntnisnahme) 25.07.2022 Ö
Ortschaftsrat Höfingen (Kenntnisnahme) 13.07.2022 Ö
Sozial- und Kultusausschuss (Vorberatung) 20.07.2022 Ö
Gemeinderat (Entscheidung) 26.07.2022 Ö

Anpassung der Gebühren und Überarbeitung der Satzung über die
Benutzung der Schulkindbetreuung der Stadt Leonberg und
Anpassung des Eigenanteils der Sorgeberechtigten an der 
Mittagsverpflegung der Schulmensen

Beschlussvorschlag

1. Der Gemeinderat stimmt der Gebührenkalkulation zu.
2. Die Satzung über die Benutzung der Schulkindbetreuung der Stadt Leonberg wird im 

Wortlaut der Anlage 1 beschlossen und tritt mit Wirkung ab 01.09.2022 in Kraft. Die 
Satzung über die Benutzung der Schulkindbetreuung vom 01.09.2021 tritt am 
31.08.2022 außer Kraft.

3. Der Eigenanteil der Sorgeberechtigten an der Mittagsverpflegung an Schulen in 
städtischer Trägerschaft wird ab dem 01.09.2022 einheitlich auf 4,00 Euro festgelegt. 

Finanzielle Auswirkungen:

JA x NEIN

Kontierung Jahr verfügbares Budget Finanzbedarf Bemerkung

Kostenstellen
21100011 bis 21100013,
21100017, 21100051,
21100114, 21100215,
21100316
Grund- und Ganztagsschulen
36500010 Hort Spitalhof
Sachkonten 33210000
Benutzungsgebühren und 
ähnliche Entgelte

2022 806.700 818.140 Die Erträge erhöhen sich 
um ca. 11.440 Euro für 
den Zeitraum September 
bis Dezember 2022.

Kostenstellen
21100011 bis 21100013,
21100017, 21100051,
21100114, 21100215,
21100316
Grund- und Ganztagsschulen
36500010 Hort Spitalhof

2023 806.700 875.800 Die höheren Erträge 
berücksichtigen die 
Steigerung um 3,9% und 
die möglichen 
Auswirkungen durch die 
gestaffelten 
Ermäßigungen und 

TOP 7 Ö



Seite 2

Sachkonten 33210000
Benutzungsgebühren und 
ähnliche Entgelte

Zuschläge. Der höhere 
Finanzbedarf wird im 
Haushaltsplanentwurf 
2023 veranschlagt. 

Kostenstellen
21100011, 21100017,
21100032, 21100051,
21100114, 21100215,
21100316
Sachkonten 42710000
Besondere Verwaltungs- und 
Betriebsaufwendungen

2022 178.700 172.200 Anteiliger Betrag für 
Catering.
Die Aufwendungen 
verringern sich um 6.500 
Euro für den Zeitraum 
September bis Dezember 
2022.

Kostenstellen
21100011, 21100017,
21100032, 21100051,
21100114, 21100215,
21100316
Sachkonten 42710000
Besondere Verwaltungs- und 
Betriebsaufwendungen

2023 207.800 187.000 Die um 20.800 Euro 
geringeren 
Aufwendungen werden 
im Haushaltsplanentwurf 
2023 berücksichtigt.

Kostenstellen
31800000
Teilhabepass
Sachkonto 43180000
Zuschüsse an übrige Bereiche

2022 65.000 65.000 Finanzbedarf ist abhängig 
von der Inanspruch-
nahme der Leistungen

Kostenstellen
31800000
Teilhabepass
Sachkonto 43180000
Zuschüsse an übrige Bereiche

2023 65.000 65.000 Finanzbedarf ist abhängig 
von der Inanspruch-
nahme der Leistungen

Sachverhalt mit der Stellungnahme der Verwaltung

A. Betreuungsgebühren

Die Vertreter des Städtetags Baden-Württemberg, des Gemeindetags Baden-
Württemberg, der Kirchenleitungen sowie der kirchlichen Fachverbände in Baden-
Württemberg haben sich auf die Erhöhung der Elternbeiträge im Kindergartenjahr 2022/2023
verständigt.

Die Sicherstellung der Betreuungsangebote beansprucht die Kindergartenträger nicht nur in 
einem hohen Maße organisatorisch, sondern schlägt besonders durch die hohe 
Inflationsrate, die sich auf die Investitions- und Sachkosten auswirkt, aber auch durch 
steigende Personalkosten finanziell zu Buche. Die o. g. Vertreter haben sich vor diesem 
Hintergrund darauf verständigt, bei ihrer gemeinsamen Empfehlung zur Fortschreibung der 
Elternbeiträge für das Kindergartenjahr 2022/23 die benannten Kostensteigerungen 
zumindest teilweise zu berücksichtigen und empfehlen eine Erhöhung der Elternbeiträge 
pauschal um 3,9 Prozent. 

Die Empfehlung der pauschalen Erhöhung von 3,9 % wird in Leonberg auch bei den 
jährlichen Gebührenanpassungen für die Betreuungsangebote von Grundschulkindern 
zugrunde gelegt.
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Gebührenübersicht

1. Gebühren für den Hort an der Schule
Die Gebühren richten sich nach der Anzahl und der Rangfolge der Geschwisterkinder in den
Betreuungsformen Krippe, Ganztagsbetreuung und Hort an der Schule.

a) Zeitfenster von 10 Stunden 30 Minuten
Vergleich der Benutzungsgebühren:
 

01.09.2021 01.09.2022
1. Kind 381,00 EUR 396,00
2. Kind 331,00 EUR 346,00
3. Kind 281,00 EUR 231,00
ab dem 4. Kind 231,00 EUR 213,00 (Mindestgebühr)

b) Zeitfenster von 8 Stunden 30 Minuten
Vergleich der Benutzungsgebühren:

01.09.2021 01.09.2022
1. Kind 311,00 EUR 323,00
2. Kind 261,00 EUR 273,00
3. Kind 211,00 EUR 223,00

   ab dem 4. Kind 205,00 EUR 213,00 (Mindestgebühr)

c) Zeitfenster von 5 Stunden 45 Minuten, in den Ferien 9 Std. 30 Min. / „Hort nach der
Schule“
Vergleich der Benutzungsgebühren:

01.09.2021 01.09.2022
1. Kind 316,00 EUR 328,00
2. Kind 266,00 EUR 278,00
3. Kind 216,00 EUR 228,00

   ab dem 4. Kind 205,00 EUR 213,00 (Mindestgebühr)

2. Gebühren für die Betreuung im Rahmen der verlässlichen Grundschule und der
flexiblen Nachmittagsbetreuung
Ein den Unterricht am Vormittag ergänzendes Betreuungsangebot in einem zusammenhängenden
Zeitrahmen von 6 Stunden. Flexible Nachmittagsbetreuung und Ferienbetreuung zubuchbar.

Die Gebühr richtet sich nach der täglichen Betreuungszeit und der Anzahl der Kinder unter
18 Jahren, die mit Hauptwohnsitz im selben Haushalt einer Familie leben. Die Gebühr ist je
Kind zu bezahlen, das die Betreuung besucht.

Die Gebühr beträgt pro Betreuungsstunde (auch in der Ferienbetreuung):

Vergleich der Benutzungsgebühren:

01.09.2021 01.09.2022
Bei 1 Kind 1,66 EUR 1,73 stündlich
bei 2 Kindern 1,25 EUR 1,30 stündlich/Kind
bei 3 Kindern 0,83 EUR 0,86 stündlich/Kind
ab 4 Kindern 0,41 EUR 0,43 stündlich/Kind

3. Gebühren für die Betreuung im Rahmen der Ganztagsgrundschule
10 Stunden in den Ferien; an Schultagen je nach Profil und Anforderung der Schule

Die Benutzungsgebühr richtet sich nach der täglichen Betreuungszeit.
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Vergleich der Benutzungsgebühren:

01.09.2021 01.09.2022
Stundensatz 1,66 EUR 1,73

Befindet sich mehr als ein Kind aus einem Haushalt in der Betreuung im Rahmen der
Ganztagsgrundschule, so ermäßigt sich die Benutzungsgebühr für jedes weitere Kind um 15
EUR/Monat bis zu einer Mindestgebühr von 10,50 EUR/Kind.

Für Kinder aus Familien, die den Leonberger Teilhabepass in Anspruch nehmen können,
werden Gebühren in Höhe von 50 % des entsprechenden Elternbeitrags erhoben.

Die Gebührenkalkulation mit dem Nachweis, dass die Gebührenobergrenze nicht
überschritten wird, ist in Anlage 2 dargestellt.

B. Eigenanteil der Sorgeberechtigten an der Mittagsverpflegung der Schulmensen
 
Der Eigenanteil der Sorgeberechtigten an der Mittagsverpflegung der Leonberger 
Schulmensen wurde zum Schuljahr 2017/18 auf 3,50 Euro festgelegt. In den letzten 5 Jahren 
sind die Produktions- und Lebensmittelkosten erheblich gestiegen, sodass der Eigenbeitrag 
zum neuen Schuljahr angepasst werden soll. Ab dem 01.09.2022 wird der Eigenanteil der 
Sorgeberechtigten an der Mittagsverpflegung an Schulen in städtischer Trägerschaft 
einheitlich auf 4,00 Euro festgelegt. Der Triangel e. V. musste auf die Preissteigerungen 
bereits zum Juni 2022 reagieren und erhebt seit 01.06.2022 für das Mittagessen 4,00 Euro.

Da die Sorgeberechtigten den Eigenanteil in den meisten Fällen direkt an den Caterer 
bezahlen, verringern sich die Aufwendungen im städtischen Haushalt auf den 
entsprechenden Kostenstellen der Grund- und Ganztagsschulen, Sachkonten 42710000, 
Besondere Verwaltungs- und Betriebsaufwendungen (Zuschüsse an die beauftragten 
Caterer).

Anlage/n

1 2021 Satzung Schulkindbetreuung Veröffentlichung (öffentlich)

2 Anlage 2 Platzkosten SKB, Hortbetreuung (öffentlich)
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Satzung über die Benutzung der Schulkindbetreuung der Stadt Leonberg

Aufgrund der §§ 4 und 10 Abs. 2 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) in der Fas-
sung vom 24.07.2000 (GBI. S. 582), zuletzt geändert am 17.06.2020 (GBI. S. 403) und der §§ 2, 13, 
14 und 19 des Kommunalabgabengesetzes für Baden-Württemberg (KAG) in der Fassung vom 
17.03.2005 (GBl. S. 2069), zuletzt geändert am 07.11.2017 in Verbindung mit §§ 24 Abs. (4) und 90 
Sozialgesetzbuch Achtes Buch (SGB VIII) in der Fassung vom 11.09.2012 zuletzt geändert am 
28.04.2020 sowie in Verbindung mit §§ 1, 6 Kindertagesbetreuungsgesetz Baden-Württemberg (Ki-
TaG) in der Fassung vom 19.03.2009 (GBI. S. 161) zuletzt geändert am 11.02.2020 (GBI. S. 37, 41) 
hat der Gemeinderat am 26.07.2021 folgende Satzung beschlossen: 

§ 1
Zweckbestimmung

Die Stadt Leonberg betreibt die Schulkindbetreuung im Kinderhaus Spitalhof sowie an den Grund- 
und Ganztagsgrundschulen außerhalb der stundenplanmäßigen, schulpflichtigen Zeiten (Pflichtun-
terricht) und in den Schulferien als öffentliche Einrichtungen. 

§ 2
Benutzerkreis, Grundsätze für die Aufnahme

1. Die Aufnahme im Hort an der Schule, in die Betreuung im Rahmen der Ganztagsgrundschule, in 
die Betreuung im Rahmen der verlässlichen Grundschule und ggf. die anschließende flexible 
Nachmittagsbetreuung richtet sich nach den jeweils aktuellen Regelungen des Amts für Jugend, 
Familie und Schule. Das Angebot richtet sich an die Schulkinder der jeweils zugeordneten 
Grundschule. Sofern die Plätze nicht ausreichen, werden diese anhand einer Prioritätenliste ver-
geben.

2. Über die Aufnahme von Inklusionskindern wird im Einzelfall entschieden. Vor Aufnahme ist mit 
allen Beteiligten (Schule, Träger, Eltern/Sorgeberechtigte, externe Beratungsstellen) zu klären, 
ob und welcher zusätzlichen Hilfen das Kind bedarf und ob diese im Rahmen der Schulkindbe-
treuung zur Verfügung gestellt werden können. 

3. Ein Anspruch auf Schulkindbetreuung besteht nicht.

§ 3
Angebotene Betreuungsformen

Die Stadt Leonberg bietet die Schulkindbetreuung mit folgenden Betreuungsangeboten an:

1. Hort an der Schule, Gebühren siehe § 6 Ziff. 1

Betreuungsangebot für Kinder im Grundschulalter vor dem Schulbeginn und nach Schulschluss 
bis in den späten Nachmittag mit Verpflegung und Ferienbetreuung. An den Schließtagen der Ein-
richtung findet keine Betreuung statt.
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2. Die Betreuung im Rahmen der verlässlichen Grundschule und flexible Nachmittagsbetreuung, Ge-
bühren siehe § 6 Ziff. 2

a) Betreuung im Rahmen der verlässlichen Grundschule
Den Vormittagsunterricht an Grundschulen ergänzendes Betreuungsangebot in einem zusam-
menhängenden Zeitrahmen von 6 Stunden, je nach Schule von 7.00 Uhr bis 13:00 Uhr, 7.30 
Uhr bis 13.30 Uhr bzw. 8.00 Uhr bis 14.00 Uhr. Die Verpflegung ist an einzelnen Grundschu-
len möglich.

Eine Ferienbetreuung wird als Zubuchung angeboten. An den Schließtagen der Einrichtung 
findet keine Betreuung statt. 

b) Flexible Nachmittagsbetreuung als Zubuchung zur verlässlichen Grundschule
Das Betreuungsangebot kann an einzelnen Grundschulen im Anschluss an die Betreuung im 
Rahmen der verlässlichen Grundschule stundenweise in einem Umfang von bis zu 3 Stunden 
zugebucht werden. 

Eine Ferienbetreuung wird als Zubuchung angeboten. An den Schließtagen der Einrichtung 
findet keine Betreuung statt.

3. Die Betreuung im Rahmen der Ganztagsgrundschule, Gebühren siehe § 6 Ziff. 3

Den Unterricht ergänzendes Betreuungsangebot an den Leonberger Ganztagsgrundschulen vor 
dem Schulbeginn und nach Schulschluss mit Verpflegung an der Schule. Eine Ferienbetreuung 
wird als Zubuchung angeboten. An den Schließtagen der Einrichtung findet keine Betreuung statt. 
Entsprechend den Bedürfnissen der Eltern/Kinder und den Möglichkeiten der Ganztagsgrund-
schulen gibt es an den einzelnen Grundschulen verschiedene Varianten. 

§ 4
Beginn und Beendigung des Benutzungsverhältnisses

1. Das Benutzungsverhältnis beginnt mit der Aufnahme des Kindes in die Betreuung. Die Aufnahme 
erfolgt auf schriftlichen Antrag der Sorgeberechtigten.

2. Das Benutzungsverhältnis endet durch die Abmeldung des Kindes durch die Sorgeberechtigten 
oder durch Ausschluss des Kindes durch die Stadt Leonberg.

3. Die Abmeldung hat gegenüber der Stadt Leonberg unter Einhaltung einer Frist von vier Wochen 
zum Monatsende schriftlich zu erfolgen.

4. Die Stadt Leonberg kann nach vorheriger Anhörung der Sorgeberechtigten den Platz mit einer 
Frist von vier Wochen zum Monatsende insbesondere aus folgenden Gründen kündigen:

- Das Kind fehlt mindestens zusammenhängend vier Wochen unentschuldigt.
- Die Rahmenbedingungen der Betreuungseinrichtung lassen eine adäquate Betreuung des Kin-

des nicht zu.
- Das Kind bedarf besonderer Förderung, die die Sorgeberechtigten nicht mitwirkend in die 

Wege leiten oder unterstützen (mangelnde Mitwirkung).
- Der Gebührenpflichtige ist mit drei Monatsgebühren nach Fälligkeit im Rückstand.
- Die Sorgeberechtigten beachten die in der Hausordnung aufgeführten Pflichten trotz schriftli-

cher Abmahnung wiederholt nicht.
- Es bestehen nicht auszuräumende erhebliche Auffassungsunterschiede über das Erziehungs-

konzept zwischen Sorgeberechtigten und der Einrichtung.
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- Die Zustimmung des Sorgeberechtigten zur Änderung der Betriebsform und Betreuungszeit 
einschließlich Benutzungsgebühr auf Grund geänderter örtlicher Bedarfsplanung wird verwei-
gert.

- Die Voraussetzungen für die Vergabe eines Platzes in der Schulkindbetreuung sind weggefal-
len.

Das Recht zur Kündigung aus wichtigem Grund (außerordentliche Kündigung) bleibt hiervon un-
berührt.

5. Über einen Ausschluss nach Ziffer 4 entscheidet die Leitung des Amts für Jugend, Familie und 
Schule.

§ 5
Entstehung, Festsetzung und Fälligkeit der Gebühren

1. Für die Nutzung der Schulkindbetreuung werden Benutzungsgebühren gem. § 6 Ziff. 1 bis 5 erho-
ben.

2. Die Gebühren für die Schulkindbetreuung werden monatlich im Zeitraum vom 01.09. bis 31.07. 
eines Jahres (11 Monate) erhoben. Sie sind in diesem Zeitraum auch während der Ferien zu ent-
richten. Die jeweilige Benutzungsgebühr ist zu Beginn des Monats fällig. Im August werden keine 
Gebühren erhoben.

3. Die Gebühr wird unter Zugrundelegung der gebührenrelevanten Tatsachen durch Bescheid fest-
gesetzt. Die festgesetzte Gebühr gilt bis zum Erlass eines neuen Bescheids, längstens jedoch bis 
zum Ende des Monats, in dem der Abmeldetermin für das Kind liegt.

4. Tritt ein Kind während eines Monats in den Hort an der Schule oder die Betreuung im Rahmen 
der Ganztagsgrundschule ein, so wird die Benutzungsgebühr für diesen Monat anteilig tageweise 
berechnet. Für jeden Betriebstag ist eine Benutzungsgebühr in Höhe von 1/20 der Monatsgebühr 
pro gebuchtem Tag zu entrichten.

5. Tritt ein Kind während eines Monats in die Betreuung im Rahmen der verlässlichen Grundschule 
ein, so wird die Gebühr für die in diesem Monat gebuchten Tage auf Grundlage der jeweils gel-
tenden schulspezifischen Bongebühr (Gebühr für den Besuch an einzelnen Wochentagen) be-
rechnet, maximal bis zur jeweiligen Monatsgebühr.

6. Die Gebührenpflicht entsteht mit der Aufnahme in die Schulkindbetreuung und endet mit der Ab-
meldung des Kindes durch die Sorgeberechtigten oder durch Ausschluss des Kindes durch die 
Stadt Leonberg.

7. Gebührenmaßstab ist die Anzahl der belegten Betreuungsplätze.

8. Gebührenpflichtig sind die Sorgeberechtigten. Mehrere Gebührenpflichtige sind Gesamtschuld-
ner.

9. Bei Familien, deren Kinder die Betreuung im Rahmen der verlässlichen Grundschule (ggf. mit fle-
xibler Nachmittagsbetreuung) oder die Betreuung im Rahmen der Ganztagsgrundschule besu-
chen, wird bei einer Änderung der Zahl der anzurechnenden Kinder auf schriftlichen Antrag die 
Gebühr ab dem Monat neu festgesetzt, der auf die Veränderung folgt. Die Veränderung ist von 
den Sorgeberechtigten innerhalb eines Monats mitzuteilen. Wird die Frist nicht eingehalten, wird 
die Gebühr ab dem Monat der Bekanntgabe festgesetzt.
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10. Die Gebühr ist auch bei Nichtbenutzung zu entrichten. Die Gebührenschuld ist auch dann gege-
ben, wenn aus organisatorischen oder personellen Gründen zeitlich befristet keine Betreuung er-
folgen kann. Betriebsstörungen (z. B. Streik), führen nicht zu einer Reduzierung der Benutzungs-
gebühren oder Schadenersatz.

§ 6
Höhe der Benutzungsgebühr

1. Gebühren für den Hort an der Schule

a) Die monatliche Benutzungsgebühr für den Hort an der Schule mit einem täglichen Zeitfenster 
von 10 Stunden 30 Minuten beträgt pro Kind 396,00 EUR inkl. Verpflegungsgebühr.

b) Die monatliche Benutzungsgebühr für den verkürzten Hort an der Schule mit einem täglichen 
Zeitfenster von 8 Stunden 30 Minuten beträgt pro Kind 323,00 EUR inkl. Verpflegungsgebühr.

c) Die monatliche Benutzungsgebühr für den Hort nach der Schule mit einem täglichen Zeitfens-
ter von 5 Stunden 45 Minuten (während der Ferienbetreuung ein Zeitfenster von 9 Stunden 30 
Minuten) beträgt pro Kind 328,00 EUR inkl. Verpflegungsgebühr.

d) Für Kinder des Horts an der Schule, die die Einrichtung vormittags oder nachmittags zusätz-
lich für 1 oder 2 Stunden besuchen, ist eine Benutzungsgebühr von 2,85 EUR pro Stunde zu 
entrichten (Hochgerechnet für die Monatspauschale beträgt der Faktor 4,0 pro Tag).

e) Für Kinder, die den Hort an der Schule nur an einzelnen Tagen besuchen, ist eine Benut-
zungsgebühr in Höhe von 1/20 der jeweiligen Monatsgebühr des jeweils gebuchten Zeitfens-
ters pro gebuchtem Tag zu entrichten.

2. Gebühren für die Betreuung im Rahmen der verlässlichen Grundschule und der flexiblen Nachmit-
tagsbetreuung

Die Benutzungsgebühr richtet sich nach der täglichen Betreuungszeit und der Anzahl der Kinder 
unter 18 Jahren, die mit Hauptwohnsitz im selben Haushalt einer Familie leben. 

Die Gebühr beträgt pro Betreuungsstunde (auch in der Ferienbetreuung):

 bei 1 Kind 1,73 EUR stündlich
 bei 2 Kindern 1,30 EUR stündlich/Kind
 bei 3 Kindern 0,86 EUR stündlich/Kind
 ab  4 Kindern 0,43 EUR stündlich/Kind

Die Ferienbetreuung ist eine Zubuchung und umfasst die Betreuung in den Ferien im Zeitraum 
vom 01.09. bis 31.08. mit Ausnahme der Schließtage. Die Gebühren werden für die Dauer eines 
Schuljahrs, bzw. bei unterjähriger Zubuchung bis zum 31.07. festgesetzt. Im Laufe des Schuljahrs 
ist die Zubuchung der Ferienbetreuung nicht kündbar. wird für die Dauer eines Schuljahres bzw. 
bei unterjähriger Zubuchung bis zum 31.07. des Schuljahres festgesetzt.

Für Kinder, die nur an einzelnen Tagen die Betreuung im Rahmen der verlässlichen Grundschule 
besuchen, ist eine Benutzungsgebühr (Bon) in Höhe von mindestens 3,70 EUR/Tag zu entrichten 
(Hochgerechnet für die Monatspauschale beträgt der Faktor 4,0 pro Tag).
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Bei der Sozialstaffelung nach der Zahl der Kinder unter 18 Jahren in der Familie (Familienhaushalt) 
gem. § 6 Ziff. 2. gelten folgende Regeln:

- Kinder werden berücksichtigt, wenn sie in der Familienwohnung (in der Regel Hauptwohnsitz) le-
ben, wobei eine zeitweilige auswärtige Unterbringung zur Schul- oder Berufsausbildung die Haus-
haltszugehörigkeit in der Regel nicht unterbricht, wenn dem Kind im Elternhaus ein Zimmer zur 
Verfügung steht und es regelmäßig an den Wochenenden zurückkommt, mindestens einmal pro 
Monat.

- Kinder, die dem Familienhaushalt nicht zuzurechnen sind, werden auch dann nicht berücksichtigt, 
wenn für diese Kinder von dem im Haushalt Lebenden Unterhaltsleistungen erbracht werden.

Kinder getrenntlebender Eltern, denen das Sorgerecht gemeinsam zusteht, sind im Regelfall dem 
Haushalt zuzuordnen, in dem sie sich überwiegend aufhalten und wo sich der Mittelpunkt ihres Le-
bens befindet. In Ausnahmefällen kann auch eine gleichzeitige Zugehörigkeit zu den Haushalten 
beider Eltern bestehen, wenn 
- in beiden Wohnungen entsprechend ausgestattete Unterkunftsmöglichkeiten für das Kind vorhan-

den sind, 
- die regelmäßig vom Kind besuchten Einrichtungen von beiden Wohnungen aus ohne Schwierig-

keiten für das Kind zu erreichen sind und 
- es sich in beiden Haushalten in annähernd gleichem Umfang aufhält.

3. Gebühren für die Betreuung im Rahmen der Ganztagsgrundschule

Die Benutzungsgebühr richtet sich nach der täglichen Betreuungszeit. Die Gebühr beträgt pro Be-
treuungsstunde 1,73 EUR (auch in der Ferienbetreuung). 

Die Ferienbetreuung ist eine Zubuchung und umfasst die Betreuung in den Ferien im Zeitraum 
vom 01.09. bis 31.08. mit Ausnahme der Schließtage. Die Gebühren werden für die Dauer eines 
Schuljahrs, bzw. bei unterjähriger Zubuchung bis zum 31.07. festgesetzt. Im Laufe des Schuljahrs 
ist die Zubuchung der Ferienbetreuung nicht kündbar. wird für die Dauer eines Schuljahres bzw. 
bei unterjähriger Zubuchung bis zum 31.07. des Schuljahres festgesetzt.

4. Kosten für das Mittagessen, Verpflegungsgebühr

a) An Schulen, die im Auftrag der Stadt Leonberg durch einen externen Caterer versorgt wer-
den, erfolgt die Abrechnung des Eigenanteils am Mittagessen direkt zwischen den Sorgebe-
rechtigten/Eltern mit der beauftragten Firma. Der Eigenanteil richtet sich nach der jeweils 
grundschulübergreifenden Festsetzung.

b) An der Grundschule Gebersheim erfolgt die Zubuchung des Mittagessens für die Kinder in der 
Betreuung im Rahmen der verlässlichen Grundschule mit der Anmeldung. Die Abrechnung 
des Eigenanteils richtet sich nach der jeweils grundschulübergreifenden Festsetzung des Ei-
genanteils am Mittagessen (Hochgerechnet für die Monatspauschale beträgt der Faktor 4,0 
pro Tag mit Ferienbetreuung, Faktor 3,5 pro Tag ohne Ferienbetreuung).

c) Die in den Betreuungsgebühren enthaltene Verpflegungsgebühr beträgt in der Betreuungs-
form Hort an der Schule 97,00 EUR/Monat.

5. Gebühr für die Überschreitung der gebuchten Betreuungszeit

a) Für Kinder, die später als 10 Minuten nach dem Ende der Öffnungszeit der Einrichtung abge-
holt werden, wird eine Gebühr in Höhe von 5,20 EUR pro angefangene Viertelstunde festge-
setzt.
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b) Für Kinder, die später als 10 Minuten nach dem Ende der gebuchten Betreuungsform abge-
holt werden, wird die Gebühr der Zubuchung der nächst höheren Betreuungsform festgesetzt.

§ 7
Gebührenermäßigung

1. Leonberger Teilhabepass

Für die Betreuung im Rahmen der verlässlichen Grundschule, der flexiblen Nachmittagsbetreuung 
und im Rahmen der Schulkindbetreuung an einer Leonberger Ganztagsgrundschule werden die 
Gebühren bei Vorlage des Leonberger Teilhabepasses ab dem Aufnahmemonat bzw. ab dem 
Folgemonat nach Erhalt des Leonberger Teilhabepasses für die Dauer der Gültigkeit des Teilha-
bepasses um 50 % ermäßigt.

2. Geschwisterermäßigung für Hort an der Schule

Befindet sich mehr als ein Kind aus einem Haushalt (Kinder mit gemeldetem Hauptwohnsitz im 
selben Haushalt einer Familie) in den Betreuungsformen Kinderkrippe, Ganztagsbetreuung und 
im Bereich der Schulkindbetreuung Hort an der Schule wird für jedes weitere aufgenommene 
Kind aus einem Haushalt die Gebühr um 50 EUR ermäßigt bis zu einer Mindestgebühr von 213 
Euro im Hort an der Schule.

Die Ermäßigung wird stets auf das bzw. die ältere/n Kinder angewendet und ist trägerübergrei-
fend wirksam.

3. Ermäßigung bei der Ganztagsgrundschule
Befindet sich mehr als ein Kind aus einem Haushalt in der Betreuung im Rahmen der Ganztags-
grundschule, so ermäßigt sich die Benutzungsgebühr für jedes weitere Kind um 15,00 EUR/Monat 
bis zu einer Mindestgebühr von 10,50 EUR/Kind.

§ 8
Härtefall

In besonders begründeten Einzelfällen ist die Leitung des Finanz- und Sozialdezernats ermächtigt, 
auf Antrag Gebührennachlässe zu gewähren.

§ 9
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am 01.09.2022 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung über die Benutzung der 
Schulkindbetreuung der Stadt Leonberg vom 01.09.2021 außer Kraft.

TOP 7 Ö



Kalkulationsgrundlagen auf der Basis der Planzahlen 2022 Anlage 2

Stand: 22.06.2022

2110 - Bereitstellung und Betrieb von allgemeinbildenden Schulen - Schulkindbetreuung an Grundschulen und 3650 - Kinderhaus Spitalhof

Sach- Ausgaben/Kostenarten Hauptkostenstellen Ganztags- verlässliche Hortgruppen

konten Einnahmen/Erlösarten Schulkindbetreuung grundschule Grundschule Spitalhof

40100000 Personalausgaben 1.549.322,00 € 790.242,00 € 759.080,00 € 656.124,23 €

42210000 Unterhaltung des beweglichen Vermögens 751,62 € 401,54 € 350,08 € 255,00 €

42220000 Erwerb von geringwertigen Vermögensgegenständen 9.300,00 € 1.150,00 € 8.150,00 € 1.442,47 €

42612000 Aus- und Fortbildung 5.050,00 € 2.525,00 € 2.525,00 € 948,32 €

42710000 Besondere Verwaltungs- und Betriebsaufwendungen 215.800,00 € 173.651,56 € 42.148,44 € 123.944,81 €

42710100 lfd. EDV Aufwand 0,00 € 0,00 € 0,00 € 279,12 €

42750000 Lernmittel 21.600,00 € 12.200,00 € 9.400,00 € 3.315,00 €

44310003 Dienstreisen 400,00 € 213,69 € 186,31 € 95,97 €

44910000 Sonstige Aufwendungen A. lfd. Vw-Tätigkeit 0,00 € 0,00 € 0,00 € 1.000,00 €

48110010 Aufwand für interne Leistungen Baubetriebshof 2.192,70 € 1.171,41 € 1.021,29 € 500,00 €

92200000 ILV Gebäudemiete Netto 471.604,99 € 251.946,65 € 219.658,34 € 55.675,11 €

92300000 ILV Steuerungsumlage 75.279,36 € 40.216,67 € 35.062,69 € 40.533,24 €

92400000 ILV Serviceumlage 414.858,39 € 221.630,78 € 193.227,61 € 205.601,86 €

98110000 Kalkulatorische Zinsen 180,26 € 96,30 € 83,96 € 39,67 €

direkte Stellenkosten 2.766.339,32 € 1.495.445,61 € 1.270.893,71 € 1.089.754,80 €

31410000 Zuweisungen und Zuschüsse -Land- -113.200,00 € -5.866,66 € -107.333,34 € -37.100,00 €

33110000 Verwaltungsgebühren 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €

34610000 Sonstige privatrechtliche Leistungsentgelte -800,00 € 0,00 € -800,00 € -1.070,49 €

34820000 Erstattungen von Gemeinden und GV -7.400,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €

Gesamtkosten 2.644.939,32 € 1.489.578,95 € 1.162.760,37 € 1.051.584,31 €

bei 515 Plätzen in der Betreuung Ganztagsgrundschule zum 01.01.2021

bei 449 Plätzen in der Betreuung verlässliche Grundschule zum 01.01.2021

bei 75 Plätzen in den Hortgruppen Spitalhof zum 01.01.2021

Gebührenobergrenze pro Platz/Monat 262,94 € 255,33 € 1.274,65 €

durchschnittliche Betriebszeit 94,18 Stunden/Monat Betreuung Ganztagsschule

durchschnittliche Betriebszeit 65,77 Stunden/Monat Betreuung verlässliche Grundschule

Gebührenobergrenze pro Platz/Stunde 2,79 € 3,88 €
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2022/207-01
öffentlich

Dezernat II
Amt für Jugend, Familie und Schule
 Bezugsvorlagen:

2022/207

Beratungsfolge Geplante Sitzungstermine Ö / N

Gemeinderat (Entscheidung) 26.07.2022 Ö

Anpassung der Gebühren und Überarbeitung der Satzung über die
Benutzung der Schulkindbetreuung der Stadt Leonberg und
Anpassung des Eigenanteils der Sorgeberechtigten an der 
Mittagsverpflegung der Schulmensen
Beschlussvorschlag aus dem Sozial- und Kultusausschuss vom 
20.07.2022

Beschlussvorschlag

1. Der Gemeinderat stimmt der Gebührenkalkulation zu.
2. Die Satzung über die Benutzung der Schulkindbetreuung der Stadt Leonberg wird im 

Wortlaut der Anlage 1 beschlossen und tritt mit Wirkung ab 01.09.2022 in Kraft. Die 
Satzung über die Benutzung der Schulkindbetreuung vom 01.09.2021 tritt am 
31.08.2022 außer Kraft.

3. Der Eigenanteil der Sorgeberechtigten an der Mittagsverpflegung an Schulen in 
städtischer Trägerschaft wird ab dem 01.09.2022 einheitlich auf 4,00 Euro festgelegt. 

4. Das Datum, welches in Anlage 1 im ersten Absatz als Beschlussdatum des 
Gemeinderates genannt wird, wird auf den 26.07.2022 geändert. 

Zusammenfassung des Sachverhalts 

In der Sitzung des Sozial- und Kultusausschusses vom 20.07.2022 wurde obiger 
Beschlussvorschlag mehrheitlich bei einer Nein-Stimme an den Gemeinderat empfohlen. 

In der Sitzung wurde seitens der Stadtverwaltung darauf hingewiesen, dass das in Anlage 1 
genannte Datum berichtigt werden muss. Der Beschlussvorschlag wurde um Ziffer 4 ergänzt. 

Anlage/n
Keine
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2022/122
öffentlich

Dezernat III
Gebäudemanagement
 Bezugsvorlagen:

DS 2015 V 28ö, DS 2015 G 5ö, 
2017/080

Beratungsfolge Geplante Sitzungstermine Ö / N

Ortschaftsrat Gebersheim (Vorberatung) 12.07.2022 Ö
Finanz- und Verwaltungsausschuss (Vorberatung) 21.07.2022 Ö
Gemeinderat (Entscheidung) 26.07.2022 Ö

Erweiterung Feuerwache Gebersheim, Vergabe der 
Planungsleistungen

Beschlussvorschlag

1. Der Beauftragung der erforderlichen Objekt- und Fachplanungsleistungen an folgend
aufgeführte Ingenieurbüros auf Basis der jeweiligen Honorarangebote gemäß den
Leistungen der HOAI wird zugestimmt. 

Objektplanung
Schlude Ströhle Richter Architekten BDA Partnerschaft mbB, Silberburgstrasse 70a,
70176 Stuttgart

Tragwerksplanung
Tragform Ingenieure GmbH, Renzwiesen 6, 70327 Stuttgart

Technische Gebäudeausrüstung (Heizungs-, Lüftungs- und Sanitär und 
Elektrotechnik)
Planung Engineering Nick GmbH, Kurze Straße 4, 71229 Leonberg

Beratungsleistungen Bauphysik
Gemeinschaftsbüro Horstmann und Berger Ing. Büro für Bauphysik, Rosenstraße 53, 
72231 Altensteig

2. Die Verwaltung wird darüber hinaus ermächtigt, die weiteren ggf. erforderlichen
Ingenieur-/ Beratungsleistungen (z.B. Brandschutz, Sicherheits- und
Gesundheitsschutzkoordination, usw.) in eigener Zuständigkeit zu
genehmigen und zu beauftragen.

3. Die voraussichtlichen Gesamtkosten auf Grundlage der geschätzten 
Grobkostenannahme für die Erweiterung der Feuerwehr Gebersheim in Höhe von 
1.368.000.- werden genehmigt.
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Finanzielle Auswirkungen:

JA x NEIN

Kontierung Jahr verfügbares Budget Finanzbedarf Bemerkung

712600017101
Feuerwehr Gebersheim 
Hochbaumaßnahmen

2022 50.000 € 50.000 €

2022 VE 550.000 €
2023 450.000 € 650.000 € Der geänderte höhere 

Finanzbedarf wird im 
Haushaltsplanentwurf 
2023 veranschlagt.

2024 100.000 € 668.000 € Der geänderte höhere 
Finanzbedarf wird im 
Haushaltsplanentwurf 
2023 veranschlagt.

Sachverhalt mit der Stellungnahme der Verwaltung

Mit Beschluss durch den Gemeinderat vom 23.06.2015 (DS 2015 G 5ö) wurde die
Verwaltung beauftragt einen Feuerwehrbedarfsplan zu erstellen. Am 17.11.2015 (DS 2015 V
28ö) wurde die Beauftragung zur Erstellung beschlossen. Der Feuerwehrbedarfsplan wurde
am 14.03.2017 (2017/080) dem Gemeinderat vorgestellt. Unter anderem wurde im Rahmen
der Untersuchung und Erhebungen festgestellt, dass der bauliche Zustand der Feuerwachen
bzgl. Funktionalität teils nicht dem aktuellen Standard entspricht. In der Folge wurde eine
Machbarkeitsstudie mit Raumprogramm sowie Grobkosten erstellt.
In der Studie ist ein Anbau im westlichen Bereich des Gebäudes vorgesehen womit die 
Bedarfe aus dem Feuerwehrbedarfsplan zur Umsetzung aufgegriffen werden. Es soll der
Umkleidebereich mit Geschlechtertrennung neu angeordnet werden. Dringend erforderliche
Lagerräume sowie eine Werkstatt einschließlich Notstromaggregat sollen verwirklicht
werden. 

Um die Maßnahme umsetzen zu können, müssen für den weiteren Planungsverlauf 
Architekten- und Fachplanungsleistungen vergeben werden.

Da der aktuelle Schwellenwert (215.000,- €/netto) zur Anwendung der Bestimmungen der 
Vergabeverordnung -VgV- i.V.m. dem Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen –GWB 
für öffentliche Auftraggeber nicht erreicht oder gar überschritten wird (§ 1, Abs. 1 VgV),
bedarf es keines VgV-Verfahrens (§ 74 ff. VgV) zur Planerauswahl. Die erforderlichen
Architekten-/Ingenieurleistungen (hier: Objektplanung, Tragwerksplanung, Fachplanung
HLS, Fachplanung Elektro) können vielmehr im sog. Unterschwellenvergabebereich
entsprechend den Bestimmungen der Unterschwellenvergabeordnung -UVgO- an geeignete,
qualifizierte Architektur- und Ingenieurbüros vergeben werden.

Im Rahmen einer Verhandlungsvergabe ohne Teilnahmewettbewerb (analog § 12 Abs. 2
UVgO i.V.m. Ziff.2.3. Vergabe-VwV) wurden daher durch die Verwaltung mehrere geeignete
Ingenieurbüros zur Abgabe eines Angebots für die anstehenden Planungsleistungen
angefragt.
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Erforderliche Planungs- und beratende Leistungen
Für die anstehenden Planungsphasen sind neben der Objektplanung folgende Leistungen
parallel zu erbringen:
- Fachplanung Technische Gebäudeausrüstung (Heizung, Lüftung, Sanitär, Elektrotechnik)
- Tragwerksplanung
- Und weitere Fachdisziplinen im Projektablauf (z.B. Statische Bewertung, Vermessung, 
Sicherheits- und Gesundheitsschutzkoordination, usw.)

Objektplanung:
Es wurden in einer ersten Anfragerunde drei geeignete Architekturbüros zur Abgabe eines 
Angebots angefragt. 
Von den insgesamt drei Anfragen haben zwei Büros ein Angebot abgegeben. Eines der 
angefragten Büros hatte kein Angebot abgegeben. Somit lagen zwei wertbare Angebote vor.
Nach Prüfung und Auswertung der Angebote schlägt die Verwaltung vor, die Objektplanung 
an das Planungsbüro Schlude Ströhle Richter Architekten BDA Partnerschaft mbB, 
Silberburgstrasse 70a, 70176 Stuttgart zu vergeben.

Tragwerksplanung:
Es wurden drei Ingenieurbüros zur Abgabe eines Angebots angefragt. Von den insgesamt 
drei Anfragen haben zwei Büros ein Angebot abgegeben. Nach Prüfung und Auswertung der 
Angebote schlägt die Verwaltung vor, die Tragwerksplanung an das Ingenieurbüro Tragform 
Ingenieure GmbH, Renzwiesen 6, 70327 Stuttgart zu vergeben.

Fachplanung Technische Gebäudeausrüstung (Heizung, Lüftung, Sanitär, Elektrotechnik):
Es wurden drei Ingenieurbüros zur Abgabe eines Angebots angefragt. Abgegeben haben 
zwei Büros. Ein Büro hatte aus Kapazitätsgründen nicht abgegeben. Nach Prüfung und 
Auswertung der Angebote schlägt die Verwaltung vor, die Fachplanung für die Technische 
Gebäudeausrüstung (Heizung, Lüftung, Sanitär, Elektrotechnik) an das Ingenieurbüro 
Planung Engineering Nick GmbH, Kurze Straße 4, 71229 Leonberg zu vergeben.

Bauphysikalische Beratungsleistungen 
Es wurden fünf Ingenieurbüros zur Abgabe eines Angebots angefragt. Von den angefragten 
fünf Büros haben zwei Büros ein Angebot abgegeben. Drei Büros haben aus 
Kapazitätsgründen nicht abgegeben. Nach Prüfung und Auswertung der Angebote schlägt 
die Verwaltung vor, die Leistungen der Bauphysikalischen Beratung an das 
Gemeinschaftsbüro Horstmann und Berger Ing. Büro für Bauphysik, Rosenstraße 53, 72231 
Altensteig zu vergeben.

Kosten
Es wird aktuell davon ausgegangen, dass die in der Studie angesetzten Grobkosten für die 
Umsetzung der Maßnahmen nicht ausreichend sind. Zum einen ist der Kostenansatz 
mittlerweile ca. drei Jahre alt. Bis zum Beginn der Maßnahme werden mindestens vier Jahre 
vergangen sein. Darüber hinaus umfasst die im Rahmen der Studie getätigte Betrachtung 
nicht vollumfänglich alle umzusetzende Punkte. Dafür sprechen die Erfahrungswerte der 
Kostenschätzung der Erweiterung der Feuerwache Höfingen. Unter anderem ist die örtliche 
Geländestruktur zu berücksichtigen. Das Gelände ist Richtung Norden stark ansteigend. 
Dies wurde in der Studie als nicht berücksichtigt benannt. 
Unter diesen Gesichtspunkten wurde die Grobkostenannahme durch die Verwaltung ergänzt. 

Derzeitiger Grobkostenansatz

Baukosten ca. 1.028.000.- €
Baunebenkosten ca. 340.000.- €
Summe ca. 1.368.000.- €

Es sei darauf hingewiesen, dass eine Prognose bzgl. Baupreissteigerung aktuell kaum 
möglich ist. Dies begründet sich in der aktuellen Marktlage hinsichtlich Fluktuation in 
Preisentwicklung sowie Unregelmäßigkeiten aufgrund von Corona und überdies aufgrund 

TOP 8 Ö



Seite 4

der aktuellen Lage in Europa und der Welt. Die Kosten stellen insofern eine grobe 
Abschätzung dar. 

Weiteres Vorgehen
Nach der Zustimmung zur Beauftragung der Architekten- und Fachplanungsleistungen 
werden die vormals benannten Punkte zur Umsetzung gebracht. Mit den Planungen soll 
unverzüglich begonnen werden. 

Anlage/n
Keine
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2022/215
öffentlich

Dezernat III
Gebäudemanagement
 Bezugsvorlagen:

Beratungsfolge Geplante Sitzungstermine Ö / N

Sozial- und Kultusausschuss (Vorberatung) 20.07.2022 Ö
Gemeinderat (Entscheidung) 26.07.2022 Ö

Kita West Leonberg - Neubau einer 6-gruppigen 
Kindertageseinrichtung mit 4 Wohnungen - Vergabe des Gewerks 
Trockenbauarbeiten und vorgehängte, hinterlüftete Fassade

Beschlussvorschlag

1. Die Vergabe des Gewerks Trockenbauarbeiten an die Firma Leonberger Trockenbau 
GmbH, Görlitzer Straße 7, 71229 Leonberg, auf der Grundlage ihres Angebotes in 
Höhe von 236.413,25 € (inkl. 19% MwSt.) wird genehmigt.

2. Die Vergabe des Gewerks vorgehängte, hinterlüftete Fassade an dieFirma Holzbau 
Eberhardinger und Bosch GmbH & Co.KG, Lange Straße 3, 89250 Senden, auf der 
Grundlage ihres Angebotes in Höhe von 213.353,73 € (inkl. 19% MwSt.) wird 
genehmigt.

Finanzielle Auswirkungen:

JA x NEIN

Kontierung Jahr verfügbares Budget Finanzbedarf Bemerkung

Kindergarten West
7 3650 060 7001

2018 200.000,--€ 51.054,--€ Der geänderte 
Finanzbedarf wurde im 
HH-Plan 2019 neu 
veranschlagt.

2019 1.010.000,--€ 100.150,--€ Der Finanzbedarf 
resultierte aus der 
Verschiebung des 
Bauablaufes und wurde 
im HH-Plan 2020 neu 
veranschalgt.

2020 1.000.000,--€ 137.620,--€ Der Finanzbedarf 
resultierte aus der 
Verschiebung des 
Bauablaufes und wurde 
im HH-Plan 2021 neu 
veranschalgt.

2021 1.350.000,--€ 763.132,--€ Der Finanzbedarf 
entspricht den 
Auszahlungen. Der 
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geringere Finanzbedarf 
resultiert aus der 
Verschiebung des 
Bauablaufs.

2022 3.200.000,--€ 2.800.000,--€ Der Finanzbedarf ist im 
Haushaltsplan 2022 
veranschlagt. Der 
geringere Finanzbedarf 
resultiert aus der 
Verschiebung des 
Bauablaufs. Der 
geänderte Finanzbedarf 
wird im HH-Plan-Entwurf 
2023 neu veranschlagt.

2022 VE 2.660.176,--€
2023 2.660.176,--€ 3.297.044,--€ Der auf Grund des 

Bauablaufs geänderte 
Finanzbedarf wird im HH-
Plan-Entwurf 2023 neu 
veranschlagt.

Sachverhalt mit der Stellungnahme der Verwaltung

Um die Bedarfslage für Kinderbetreuung der westlichen Kernstadt von Leonberg vom 
südlichen Ezach bis hin zu den nord-westlich gelegenen Wohnlagen der Gartenstadt 
abzudecken, wird beabsichtigt in Leonberg an der Schweizermühle 1 den 6-gruppigen 
Neubau einer Kindertageseinrichtung zu erstellen.
Der Neubau bietet mit 2 Vollgeschossen in Summe Plätze für 105 Kinder (2 Krippengruppen, 
3 Ganztags- und 1 Regel/vÖ-Gruppe). Ferner beinhaltet der Neubau 4 Wohnungen als 
zurückgesetztes Staffelgeschoss (Dachgeschoss). Der Neubau wird ergänzt um die 
erforderlichen Kita-Außenspielflächen an Nord-, West- und Südseite des Gebäudes, sowie 
der nach LBO erforderlichen Spielfläche für die Wohnungen. Die Außenanlagen beinhalten 
ferner die erforderlichen Stellplätze und Fahrradstellplätze auf dem Grundstück. Der derzeit 
dort im Grundstück befindliche Bolzplatz wird nach Abschluss der Bauarbeiten am Neubau 
zu einer Spielwiese zusammen mit der LBO-Spielfläche der Wohnungen umgestaltet.

Mit der Sitzungsvorlage 2017/301 wurde dem Gemeinderat grundsätzlich die Maßnahme 
und der Standort für den Neubau einer 6-gruppigen Kindertageseinrichtung vorgestellt und 
am 30.01.2018 genehmigt. Für den weiteren Planungsverlauf war auf Grund der zu 
erwartenden Honoraransätze für Planungsleistungen ein VgV-Verfahren für den Bereich der 
„Objektplanung“ durchzuführen. Der Beauftragung der Planungsleistungen wurde mit der 
Sitzungsvorlage 2018/141 am 24.07.2018 zugestimmt. Mit der Vorlage 2018/203 und 
Beschlussfassung vom 16.10.2018 wurde der Beauftragung von weiteren erforderlichen 
Fachplanungs- und Beratungsleistungen an verschiedene Ingenieurbüros auf Basis der 
HOAI zugestimmt. Mit der Vorlage 2019/187 und Beschlussfassung des Gemeinderates vom 
15.10.2019 wurde der Variante 1, 6-gruppige Kita mit 4 Wohnungen, zugestimmt. Des 
Weiteren wurde mit dieser Entscheidung die Genehmigung der Gesamtkosten in Höhe von 
7.149.000 € auf Basis der Grobkostenschätzung (Stand 08/2019) nach DIN 276, KGR 200- 
700 erteilt.

1. Vergabevorschlag Gewerk Trockenbauarbeiten

Im Rahmen der durchgeführten Öffentlichen Ausschreibung haben 16 Fachfirmen die 
Ausschreibungsunterlagen angefordert. 

Bis zum Angebotseröffnungstermin (Submission) am 09.06.2022, 10:00 Uhr, lagen 8 
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Angebote (Bieter) vor. 
 
Durch das Büro ARP Architektenpartnerschaft Stuttgart GbR, das Gebäudemanagement, 
sowie das Bauverwaltungs- und Bauordnungsamt wurde daraufhin die Prüfung und Wertung 
(§§16 ff. VOB/A) vorgenommen. 

Die Wertungsstufen stellen sich wie folgt dar: 

- Wertungsstufe I (Formale Prüfung - Ausschlüsse von der Wertung): 
Es musste 1 Angebot (Nichtzustimmung zur Bindefristverlängerung) ausgeschlossen 
werden. 

  
- Wertungsstufe II (Eignung der Bieter): 

Es wurde kein Angebot nach § 16b Abs. 1 VOB/A im Rahmen der Eignungsprüfung 
(Fachkunde, Leistungsfähigkeit, Zuverlässigkeit) von der weiteren Angebotswertung 
ausgeschlossen. 

  
- Wertungsstufe III (Prüfung der Angebotspreise und fachtechnische Prüfung): 

Nach § 16c Abs. 1 VOB/A musste kein Angebot aufgrund rechnerischer, technischer 
bzw. wirtschaftlicher Prüfung von der weiteren Wertung ausgeschlossen werden. 

  
- Wertungsstufe IV (Auswahl des annehmbarsten Angebots): 

In der engeren Wahl verbleiben somit 7 Hauptangebote. 
  
Nach den Wertungsstufen I bis IV ergibt sich die im mündlichen Sachvortrag näher zu 
erläuternde Bieterrangfolge. Eventuelle Rechenfehler, Abgebote, Sondervorschläge, 
Nebenangebote und Nachlässe wurden hierbei im jeweiligen Angebotsendpreis 
berücksichtigt. 

Nach § 16d Abs. 1 Nr. 4 VOB/A stellt das Angebot der Fa. Leonberger Trockenbau GmbH, 
Görlitzer Straße 7, 71229 Leonberg, unter Berücksichtigung aller technischen, 
wirtschaftlichen und funktionsbedingten Gesichtspunkte das wirtschaftlichste und 
annehmbarste dar. 
  
Es wird daher als Ergebnis der Prüfung und Wertung der Bieter der engeren Wahl 
vorgeschlagen, den Auftrag an der Fa. Leonberger Trockenbau GmbH, Görlitzer Straße 
7, 71229 Leonberg, mit einer Angebotssumme i. H. v. 236.413,25 € (inkl. 19% MwSt.) zu 
vergeben. 

2. Vergabevorschlag Gewerk vorgehängte, hinterlüftete Fassade

Im Rahmen der durchgeführten Öffentlichen Ausschreibung haben 9 Fachfirmen die 
Ausschreibungsunterlagen angefordert. 

Bis zum Angebotseröffnungstermin (Submission) am 09.06.2022, 12:00 Uhr, lagen 6 
Angebote (Bieter) vor. 
 
Durch das Büro ARP Architektenpartnerschaft Stuttgart GbR, das Gebäudemanagement, 
sowie das Bauverwaltungs- und Bauordnungsamt wurde daraufhin die Prüfung und Wertung 
(§§16 ff. VOB/A) vorgenommen. 

Die Wertungsstufen stellen sich wie folgt dar: 

- Wertungsstufe I (Formale Prüfung - Ausschlüsse von der Wertung): 
Es musste keines der 6 Angebote nach § 16 VOB/A, nach den Bewerbungsbedingungen 
oder aus sonstigen Gründen von der Angebotswertung ausgeschlossen werden. 

  
- Wertungsstufe II (Eignung der Bieter): 
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Es wurde kein Angebot nach § 16b Abs. 1 VOB/A im Rahmen der Eignungsprüfung 
(Fachkunde, Leistungsfähigkeit, Zuverlässigkeit) von der weiteren Angebotswertung 
ausgeschlossen. 

  
- Wertungsstufe III (Prüfung der Angebotspreise und fachtechnische Prüfung): 

Nach § 16c Abs. 1 VOB/A musste kein Angebot aufgrund rechnerischer, technischer 
bzw. wirtschaftlicher Prüfung von der weiteren Wertung ausgeschlossen werden. 

  
- Wertungsstufe IV (Auswahl des annehmbarsten Angebots): 

In der engeren Wahl verbleiben somit alle Hauptangebote. 
  
Nach den Wertungsstufen I bis IV ergibt sich die im mündlichen Sachvortrag näher zu 
erläuternde Bieterrangfolge. Eventuelle Rechenfehler, Abgebote, Sondervorschläge, 
Nebenangebote und Nachlässe wurden hierbei im jeweiligen Angebotsendpreis 
berücksichtigt. 

Nach § 16d Abs. 1 Nr. 4 VOB/A stellt das Angebot der Fa. Holzbau Eberhardinger und 
Bosch GmbH & Co.KG, Lange Straße 3, 89250 Senden, unter Berücksichtigung aller 
technischen, wirtschaftlichen und funktionsbedingten Gesichtspunkte das wirtschaftlichste 
und annehmbarste dar. 
  
Es wird daher als Ergebnis der Prüfung und Wertung der Bieter der engeren Wahl 
vorgeschlagen, den Auftrag an die Fa. Holzbau Eberhardinger und Bosch GmbH & 
Co.KG, Lange Straße 3, 89250 Senden, mit einer Angebotssumme i. H. v. 213.353,73 € 
(inkl. 19% MwSt.) zu vergeben.

Budget-/ Kostenstand

Neben der hier vorliegenden Vergabe für das Gewerk Trockenbauarbeiten und vorgehängte, 
hinterlüftete Fassade werden derzeit im 4. Ausschreibungspaket auch die Gewerke 
Estricharbeiten und Innentüren (Zuständigkeit Ausschuss) vergeben. Ausgehend von der 
Kostenberechnung bilden alle Gewerke der bisherigen Ausschreibungspakete in der Summe 
ca. 61% der Kostenberechnung ab. 

Bisher vergebene Gewerke:

Gewerk Kostenberech-
nung

Vergabe-
summen

Nachträge/
Massen-
mehrungen

-Mehr-
/+Minderkosten

Tief- und 
Rohrleitungsarbeiten

100.000,-- € 268.112,-- € -168.112,-- €

Elektroarbeiten mit 
Blitzschutz + PV-
Anlage

414.800,-- € 438.003,-- € -23.203,-- €

Abwasser-, Wasser-, 
Gasanlagen

208.600,-- € 222.807,-- € -14.207,-- €

Rohbau 1.513.400,-- € 1.538.916,-- € -25.516,-- €
Wärmeversorungs-
anlagen

165.600,-- € 177.383,-- € -11.783,-- €

Lufttechnische 
Anlagen

68.600,-- € 54.667,-- € +13.933,-- €

Aufzugsanlagen 46.500,-- € 46.142,-- € +358,-- €
Klempnerarbeiten 33.600,-- € 35.364,-- € -1.764,-- €
Dachabdichtungs-
arbeiten

274.400,-- € 311.433,-- € -37.033,-- €

Gerüstbauarbeiten 33.500,-- € 37.100,-- € -3.600,-- €
Außenputz /WDVS 65.960,-- € 46.387,-- € +19.573,-- €
Sonnenschutz 88.200,-- € 59.905,-- € +28.905,-- €
Kunststofffenster 194.600,-- € 214.151,-- € -19.551,-- €
Metall-Glas-Fassade 144.100,-- € 191.034,-- € -46.934,-- €
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Schlosser-/Metallbau-
arbeiten

222.845,-- € 390.165,-- € -167.320,-- €

Aktuell zur Vergabe anstehende Gewerke:

Gewerk Kostenberech-
nung

Vergabe-
summen

Nachträge/
Massen-
mehrungen

-Mehr-
/+Minderkosten

Trockenbauarbeiten 230.000,-- € 236.413,-- € -6.413,-- €
Vorgehängte, 
hinterlüftete Fassade

145.440,-- € 213.354,-- € -67.914,-- €

Mehrkosten 
Die Überschreitung der Kosten in den Gewerken und vor allem im Gewerk vorgehängte, 
hinterlüftete Fassade (Holzfassade) ist auf die aktuelle Marktsituation (hohe Nachfrage, 
Lieferengpässe und aktuelle politische Lage in Europa) und die dadurch extremen 
Preissteigerungen zurückzuführen. 

Zum jetzigen Zeitpunkt liegt die Kostenberechnung unter Berücksichtigung der Mehrkosten 
ca. 3,5 % über den genehmigten Gesamtkosten. 

Weiteres Vorgehen

Nach Genehmigung der Vergaben an die vorgeschlagenen Bieter kann die formelle
Beauftragung der Bauleistungen getätigt werden.

Anlage/n

1 Kostendarstellung Trockenbau/Vorhangfassade (öffentlich)
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Kostendarstellung Kita West Anlage zur Vorlage 2022/215

Projekt: Neubau einer 6-gruppigen Kindertageseinrichtung mit 4 Wohnungen

Kostenschätzung Kostenberechnung

Tief- und 

Rohrleitungsbau-

arbeiten *)

Vergabepaket 1 Vergabepaket 2 Vergabepaket 3 Vergabepaket 4
-Mehr-

/+Minderkosten

(Stand: August 2019)  ( Stand: Januar 2021) (Juni 2021) (Juli 2021) (Dezember 2021) (März/April 2022) (Juni/Juli 2022)

100 Grundstück

200 Herrichten und Erschließen 100.000,00 € 149.000,00 € 268.111,90 € -168.111,90 €

2010 Herrichten (Kanlaumverlegung) 100.000,00 € 268.111,90 € -168.111,90 €

300 Bauwerk- Baukonstruktion 3.920.400,00 € 3.718.115,00 € 1.538.916,09 € 346.796,94 € 548.577,32 € 1.025.456,69 € -338.332,04 €

3010 Rohbau 1.513.400,00 € 1.538.916,09 € -25.516,09 €

3040 Abdichtungsarbeiten 274.400,00 € 311.432,52 € -37.032,52 €

3060 Flaschner 33.600,00 € 35.364,42 € -1.764,42 €

3070 Gerüst 33.500,00 € 37.100,33 € -3.600,33 €

3080 WDVS 65.960,00 € 46.386,89 € 19.573,11 €

3080-2 Vorhangfassade 145.440,00 € 213.353,73 € -67.913,73 €

3082 Trockenbau 230.000,00 € 236.413,00 € -6.413,00 €

3100 Estrich 82.470,00 € 81.770,30 € 699,70 €

3120 Fenster 194.600,00 € 214.151,21 € -19.551,21 €

3121 Fenster Metall 144.100,00 € 191.034,27 € -46.934,27 €

3140 Sonnenschutz 88.200,00 € 59.904,62 € 28.295,38 €

3150 Schlosserarbeiten 222.845,00 € 390.165,30 € -167.320,30 €

3160 Innentüren 92.900,00 € 103.754,36 € -10.854,36 €

400 Technische Anlagen 986.700,00 € 1.014.700,00 € 939.003,05 € -34.903,05 €

410 Abwasser-/Wasser-/Gasanlagen 208.600,00 € 222.807,38 € -14.207,38 €

420 Wärmeversorgungsanlagen 165.600,00 € 177.383,17 € -11.783,17 €

430 Lufttechnische Anlagen 68.600,00 € 54.667,01 € 13.932,99 €

440 Elektrische Anlagen 414.800,00 € 438.003,24 € -23.203,24 €

461 Aufzugsanlagen 46.500,00 € 46.142,25 € 357,75 €

500 Außenanlagen 523.300,00 € 539.777,90 €

600 Ausstattung 120.000,00 € 120.000,00 €

700 Baunebenkosten 1.498.600,00 € 1.318.100,00 €

Summe 7.149.000,00 € 6.859.692,90 € 268.111,90 € 2.477.919,14 € 346.796,94 € 548.577,32 € 1.025.456,69 € -541.346,99 €

*) inkl. Kostenanteil der Netze BW (Kostenanteil Stadt Leonberg: 230.961,40 € brutto)

KG Gewerk

Stand: 28.06.2022 1

TOP 9 Ö



2022/219
öffentlich

Dezernat III
Gebäudemanagement
 Bezugsvorlagen:

2018/028, 117, 171; 2019/050; 
2020/016, 098, 149, 370, 398, 
433

Beratungsfolge Geplante Sitzungstermine Ö / N

Sozial- und Kultusausschuss (Vorberatung) 20.07.2022 Ö
Gemeinderat (Entscheidung) 26.07.2022 Ö

Gerhart-Hauptmann-Realschule - Fassadensanierung mit Fenstern 
und Jalousien - Beauftragung eines Nachtragsangebots des 
Gewerks Fensterelemente

Beschlussvorschlag

1. Die Beauftragung des Nachtragsangebots NA 04 mit einer Angebotssumme in Höhe
von 21.334,03 € (brutto) des Gewerks Fensterelemente an die Firma Otto Obermüller 
Schreinerei-Glasfassaden, Siemensstr. 8, 71364 Winnenden, wird genehmigt.

Finanzielle Auswirkungen:

JA x NEIN

Kontierung Jahr verfügbares Budget Finanzbedarf Bemerkung

721100307004
GHR energetische
Fassadensanierung

2018 100.000 € 16.749 € Der Finanzbedarf
entspricht den
Auszahlungen.

2019 1.950.000 € 60.868 € Der Finanzbedarf
entspricht den
Auszahlungen.

2020 3.490.000 € 749.560 € Der Finanzbedarf
entspricht den
Auszahlungen.

2021 2.690.000 € 932.643 € Der Finanzbedarf
entspricht den
Auszahlungen.

2022 2.105.000 € 2.105.000 € Daraus wurden 18.800€ 
für außerplanmäßige 
Auszahlungen 
Brandschutz GHR 
genehmigt.

2023 0 € 235.180 € Der geänderte 
Finanzbedraf wird im HH-
Plan-Entwurf 2023 
veranschlagt.

721100303003 2020 1.200.000 € 209.300 € Die geänderte
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GHR Sanierung
Zuwendung Land

Zuwendung resultiert aus
der Verschiebung des
Baubeginns.

2021 1.043.700 € 1.043.700 €
2022 876.400 € 876.400 €
2023 140.300 € 140.300 €

Sachverhalt mit der Stellungnahme der Verwaltung

Die Gerhart-Hauptmann-Realschule befindet sich zentral im Schulzentrum der Stadt
Leonberg und besteht aus dem „Altbau“ (Baujahr ca. 1960) und dem „Erweiterungsbau“
(Baujahr ca. 1980).
Die gesamten Fassadenflächen der Gerhart-Hauptmann-Realschule sind
sanierungsbedürftig. Die Fenster müssen erneuert und die Fassaden sowie Teile der Dächer
müssen gedämmt werden.

Für die Planungsleistungen dieser Maßnahme wurde aufgrund des Auftragvolumens ein
Verfahren auf der Grundlage der Verordnung über die Vergabe öffentlicher Aufträge
(Vergabeordnung - VgV) durchgeführt (vgl. Sitzungsvorlage 2018/028).

Ein Antrag auf Förderung des Landes wurde am 21.12.2018 beim Regierungspräsidium
Stuttgart abgegeben. Die Stadt Leonberg wird für diese Sanierungsmaßnahme eine
Zuwendung in Höhe von 1.403.000 € erhalten.

Mit der Genehmigung der Gesamtmaßnahme (Sitzungsvorlage 2019/050) wurde der
Sanierung der Fenster und Jalousien zugestimmt. Die Arbeiten sollen nach den 
Sommerferien 2022 größtenteils abgeschlossen werden.

Beauftragung des Nachtragsangebots NA 04 der Fa. Otto Obermüller Schreinerei-
Glasfassaden

Die Beauftragung des Gewerkes Fensterelemente erfolgte mit Vorlage 2020/398 zum 
Angebotspreis von 1.044.965,35 € brutto an die Fa. Otto Obermüller Schreiner-
Glasfassaden, Siemensstr. 8, 71364 Winnenden. Die Nachtragsangebote 01+02 wurden, da 
ohne finanzielle Auswirkungen, bereits beauftragt. Das Nachtragsangebot 3 befindet sich 
noch in Prüfung.

Nachtragsangebot NA 04:
Im Zuge der Fassadensanierung werden auch die Flurfassaden in den Innenhöfen 
getauscht. Im Innenhof vom Bauteil 1 sind die Fensterelemente im Bestand innen fast bündig 
an den Stahlstützen montiert. Dadurch gibt es im Bestand Wärmebrücken. Um diese 
Wärmebrücken zukünftig zu vermeiden, muss die gesamte Fensterkonstruktion nach außen 
versetzt und gedämmt werden.
Im Zuge der Ausführungsplanung wurde festgestellt, dass im Bereich des verglasten 
Schüleraufenthaltsbereichs die Fassade aus statischen Gründen nicht direkt auf die 
bestehenden Wintergarten-Profile montiert werden kann. Um dies zu ermöglichen müssen 
zusätzliche Profile montiert werden. Die notwendige Konstruktion zur Aufnahme der 
Fensterelemente wird mittels Rechteckrohre-Balken aus Stahl hergestellt. In diesem Bereich 
müssen die vorhandene Glasschreiben durch schmälere Scheiben ersetzt werden.

Das Nachtragsangebot NA 04 umfasst die beschriebenen Leistungen und schließt mit 
Kosten in Höhe von 21.334,03 € brutto ab.

Durch das Büro Herrmann+Bosch Architekten wurde die Prüfung und Wertung des

TOP 10 Ö



Seite 3

vorliegenden Nachtragsangebots vorgenommen.
Das Nachtragsangebot stellt sich unter Berücksichtigung aller technischen, wirtschaftlichen,
gestalterischen und funktionsbedingten Gesichtspunkte als wirtschaftlich und annehmbar
dar.

Da der Bauablauf dies erforderlich machte und die Leistungen in jedem Fall hätten
ausgeführt werden müssen, wurden die Leistungen des Nachtragsangebots bereits 
beauftragt um das Material bestellen zu können. Andernfalls hätten die Leistungen nicht wie 
geplant und zwingend notwendig in den Sommerferien ausgeführt werden können. 

Kostensituation:
Durch die zusätzlichen Leistungen des Nachtragsangebots NA 04 erhöht sich die aktuelle 
Auftragssumme für das Gewerk Fensterelemente in Höhe von 1.044.965,35 € brutto
um 21.334,03 € brutto auf 1.066.299,38 € brutto.

Gewerk Ursprüngliche 
Auftragssumme inkl. 
NA 01 + NA 02 (brutto)

Neue Auftragssumme 
(brutto)

-Mehr / +Minderkosten 
(brutto)

Fensterelemente 1.044.965,35 € 1.066.299,38 € 324.810,62 €

Kostenfortschreibung:
Die aktuelle Kostendarstellung ist als Anlage 1 beigefügt.

Ausgehend von den budgetierten Ausführungskosten (Kostengruppen 300 bis 600) bilden
alle bisherigen Ausschreibungspakte zusammen ca. 90% der Kostenberechnung ab.
Die aktuellen Kosten liegen ca. 586.000 € unter den berechneten Kosten.

Aufgrund bereits angekündigter Kosten mehrerer Firmen über Materialpreiserhöhungen und 
noch nicht vergebener Gewerke kann momentan keine verlässliche Kostenprognose erstellt 
werden. 

Anlage/n

1 2022-219_Anlage 1_GHR Kostenentwicklung (öffentlich)
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Anlage 1

2022/219

Objekt: Gerhart-Hauptmann-Realschule

Projekt:  Fassadensanierung mit Fenstern und Jalousien

KG GEWERK

1. Fassadensanierung

300 Bauwerk - Baukonstruktion 2.745.225,04 € 533.856,66 €

330 Außenwände 2.061.914,32 € 1.584.369,73 €    477.544,59 €
ursprünglich 1.961.914,33€. Erhöht um 100.000€ aus KG 350-

Decken

Fensterelemente (inkl. Sonnenschutz) 1.391.110,00 € 1.044.965,35 €      346.144,65 €

Nachtrag 1+2 (keine finanziellen Auswirkungen) 0,00 € 0,00 € 0,00 €

Nachtrag 4 0,00 € 21.334,03 € -21.334,03 €

WDVS Putzfassade 612.090,54 € 459.356,57 €         152.733,97 €

Noch nicht vergeben 58.713,78 € 58.713,78 €           0,00 €

340 Innenwände 185.419,85 € 150.687,33 €       34.732,52 €

Trockenbau-, Innenputz, Malerarbeiten 138.736,15 € 94.123,76 €           44.612,39 €

Innenputz Wände (1.OG) 12.200,00 € 12.700,38 €           -500,38 €

Deckenanschlüsse 0,00 € 5.770,64 €             -5.770,64 €

Diverse Trockenbauarbeiten 0,00 € 3.608,85 €             -3.608,85 €

Noch nicht vergeben 34.483,70 € 34.483,70 € 0,00 €

350 Decken 78.404,80 € 78.404,80 €         0,00 €

ursprünglich 178.404,80€. Reduziert um 100.000€ in KG 330 

Noch nicht vergeben 78.404,80 € 78.404,80 €           

360 Dächer 29.750,00 € 30.521,50 €         -771,50 €

Attikaabdeckung (Teilbereich) 5.000,00 € 5.771,50 €             -771,50 €

Noch nicht vergeben 24.750,00 € 24.750,00 € 0,00 €

370 Baukonstruktive Arbeiten 6.545,00 € 6.545,00 €           0,00 €

Noch nicht vergeben 6.545,00 € 6.545,00 €             

390 Sonstige Maßnahmen für Baukonstruktion 383.191,07 € 360.840,01 €       22.351,05 €

Gerüstarbeiten 166.619,14 € 141.404,81 €         25.214,33 €

Gefahrstoffsanierung 73.627,68 € 68.331,69 €           5.295,99 €

Baustelleneinrichtung 24.637,64 € 33.540,15 €           -8.902,51 €

Nachtrag 1+2 0,00 € 2.217,04 €             -2.217,04 €

Betonsanierung 36.168,00 € 25.146,37 €           11.021,63 €

Baureinigung 41.650,00 € 37.364,46 €           4.285,54 €

Abbruch Bodenbelag & Estrich 8.726,67 € 10.857,04 €           -2.130,37 €

Absturzsicherung 10.135,54 € 9.661,15 €             474,39 €

Diverse Schreinerarbeiten 3.672,48 €             -3.672,48 €

Diverse Schlosserarbeiten 7.018,42 €             -7.018,42 €

Noch nicht vergeben 21.626,40 € 21.626,40 € 0,00 €

400 Bauwerk - Technische Anlagen (netto) 254.005,50 € -18.277,18 €

440-450 Elektro 154.400,00 € 174.131,20 € -19.731,20 €

Elektroarbeiten 142.800,00 € 158.303,82 € -15.503,82 €

Diverse Elektroarbeiten 0,00 € 8.280,66 € -8.280,66 €

Blitzschutzarbeiten 11.600,00 € 7.546,72 € 4.053,28 €

410-430 HLS (Stand KoBe) 85.204,00 € 83.749,98 € 1.454,02 €

Heizung 38.556,00 € 24.072,74 € 14.483,26 €

Nachtrag 1 0,00 € 2.074,02 € -2.074,02 €

Diverse Heizungsarbeiten 0,00 € 5.911,30 € -5.911,30 €

Lüftungsarbeiten (Teilbereich) 0,00 € 2.383,46 € -2.383,46 €

Sanitärarbeiten (Teilbereich) 0,00 € 2.660,46 € -2.660,46 €

noch nicht vergeben 46.648,00 € 46.648,00 € 0,00 €

490 Sonstige Maßnahmen für Elektrotechnischen 

Anlagen 14.401,50 € 14.401,50 € 0,00 €

Noch nicht vergeben 14.401,50 € 14.401,50 € 0,00 €

700 Baunebenkosten / Honorare 742.370,14 € 742.370,14 € 0,00 €

Summe (brutto) 3.741.600,68 € 515.579,48

2. Sanierung Dächer

360 Dachsanierung 390.953,08 € (*) 320.207,17 €       70.745,91 €

700 Baunebenkosten Dachsanierung 97.738,27 € 97.738,27 € 0,00 €

Summe (brutto) 488.691,35 € 70.745,91 €

3.
Ertüchtigung Schüleraufenthaltsbereich 

(Wintergarten)

brutto

300 Wintergarten - Bauliche Ertüchtigung 31.975,30 €

400 Wintergarten TGA 34.272,00 €

700 Baunebenkosten 16.561,83 €

Summe (brutto) 82.809,13 €

586.325,39 €

(*) Kosten der Kostengruppe 370 von Fassadensanierung in Höhe von 50.000 Eur (netto) beinhaltet 

GHR - KOSTENENTWICKLUNG

Stand:   06/2022                                                                                                                                                                  

KOSTENSCHÄTZUNG

Ernergetische Fassadensanierung  (inkl. Dächer 

& Wintergarten)             Gesamtsumme (brutto)

VERGABESUMME DIFFERENZ 
Vergabesummen – Kostenschätzung

    "-" = Mehrkosten / "+" = Minderkosten

4.313.101,15 €
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2022/208
öffentlich

Dezernat III
Gebäudemanagement
 Bezugsvorlagen:

DS 2009 S 13, DS 2010 S 22, DS 
2015 S 38, DS 2016 S 38, S 62, 
DS 2017/095, DS 2018/265-002, 
DS 2020-200

Beratungsfolge Geplante Sitzungstermine Ö / N

Ortschaftsrat Warmbronn (Vorberatung) 11.07.2022 Ö
Sozial- und Kultusausschuss (Vorberatung) 20.07.2022 Ö
Gemeinderat (Entscheidung) 26.07.2022 Ö

Grundschule Warmbronn
Gegenüberstellung Sanierung / Neubau Schule

Beschlussvorschlag

1. Der Gemeinderat nimmt von nachstehendem Sachverhalt Kenntnis.
2. Entscheidet sich der Gemeinderat für eine Sanierung mit Erweiterung der Schule, 

wird die Verwaltung ermächtigt die notwendigen Voruntersuchungen zu beauftragen.
3. Entscheidet sich der Gemeinderat für einen Neubau der Schule, wird die Verwaltung 

ermächtigt, ein Büro mit der Durchführung eines VgV-Verfahrens und weitere Büros 
für die notwendigen Voruntersuchungen zu beauftragen.

4. Der Gemeinderat ermächtigt die Verwaltung geeignete Büros für die notwendigen 
Voruntersuchungen und eine Machbarkeitsstudie mit detailierter Kostenrechnung für 
Neubau, als auch Sanierung mit Erweiterung der Schule zu beauftragen. 

Finanzielle Auswirkungen:

JA x NEIN

Kontierung Jahr verfügbares Budget Finanzbedarf Bemerkung

GS Warmbronn Abbruch
Pavillons + Neubau
7 21100 147303

2022 340.000,- € 120.000,- € Der Finanzbedarf ist im 
Haushaltsplan 2022 
veranschlagt.
Die Differenz in Höhe von 
220.000,- € wird als 
Deckungsvorschlag für 
die Maßnahme 
‘Interimskindergarten 
Binsenweg’ (7 3650 1357 
301) verwendet.

2023 936.000,-€ 350.000,- € Der geänderte 
Finanzbedarf wird im HH-
Plan-Entwurf 2023 neu 
veranschlagt

2024 2.950.000,-€ 3.000.000,- € Der geänderte 
Finanzbedarf wird im HH-
Plan-Entwurf 2023 neu 
veranschlagt
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2025 2.250.000,-€ 4.500.000,- € Der geänderte 
Finanzbedarf wird im HH-
Plan-Entwurf 2023 neu 
veranschlagt

2026 0,-€ 750.000,- € Der geänderte 
Finanzbedarf wird im HH-
Plan-Entwurf 2023 neu 
veranschlagt

GS Warmbronn Sanierung 
Altbau
721100147302

2024 1.300.000,-€ 0,-€ Der geänderte 
Finanzbedarf wird im HH-
Plan_Entwurf 2023 neu 
veranschlagt

Die Darstellung der finanziellen Auswirkungen beziehen sich auf die Grobkostenschätzung 
der Neubauvariante (ca. € 8.350.000,00) ohne Interimslösung. Stand 03/2022, BKI 
Datenbank abgerechneter Projekte aus den Vorjahren.
Sollte die Variante Sanierung mit Erweiterung zur Ausführung kommen sind die Kosten im 
Haushaltsplanentwurf 2023 entsprechend anzupassen.

Die Grobkostenschätzungen beruhen auf Kennwerten bereits abgerechneter und damit 
vergangener Bauvorhaben (BKI Kostentabellen). Darin nicht enthalten sind die aktuellen 
sprunghaften Kostensteigerungen. Daher hat die Verwaltung sowohl eine Kostenvoranfrage 
aufgrund der benötigten Fläche bei einem Modulbauhersteller angefragt, sowie weitere 
Informationen bezüglich aktueller Angebotspreise am Markt und die sprunghaften 
Kostensteigerungen eingepreist. Daraus ergeben sich ca. Kosten in Höhe von 
€ 12.000.000,00 für einen Schulneubau. In diesem Kosten sind dann sowohl der Rückbau 
der verhandenen Schule und der Außenanlagen enthalten wie auch der jeweilige Neubau, 
die Interimslösung, Mehrkosten bedingt durch eventuell vorgefundene Schadstoffe und 
Kostenerhöhungen für eine Bauzeit in 2 Jahren (gerechnete Kostensteigerung 5%/Jahr).
Nicht enthalten sind die Einrichtungskosten.

Ebenfalls geht die Verwaltung davon aus, dass sich die Kosten einer Sanierung mit 
Erweiterung und allen dafür notwendigen Leistungen (Gutachten, Waldumwandlung, 
Rückbau, Neubau etc.) in ähnlichem Umfang bewegen.

Sachverhalt mit der Stellungnahme der Verwaltung

Aktueller Entwurf

Der bisher durch das beauftragte Architekturbüro vorliegende Entwurf ist unter Beibehaltung
der bestehenden Waldgrenzen und der Weiternutzung von Teilen der bestehenden Schule
aufgrund der rechtlichen Bewertung des § 4, Abs. 3 LBO nicht genehmigungsfähig.

Dieser Sachverhalt wurde in der Vorlage 2022/121 bereits ausführlich dargestellt und 
erläutert (siehe Anlage 3). Lediglich bei Durchführung einer Waldumwandlung könnte der 
vorliegende Entwurf oder die zur Diskussion stehende Sanierung mit Erweiterung der 
vorhandenen Schule genehmigungsfähig werden. Diese hätte den Rückbau des Waldes zur 
Folge bis der gem. § 4, Abs. 3 LBO notwendige Waldabstand gegeben ist.

Neu entwickelte Gesamtkonzeption

Daraufhin hat die Verwaltung ein Gesamtkonzept für das Gelände entwickelt, das sowohl 
den Schulbau (Sanierung mit Erweiterung oder Neubau der Schule), als auch die Sanierung 
des Jugendhauses und den Neubau einer Kita beinhaltet.

Dieses Konzept wurde in der letzten Vorlage 2022/121-02 vorgestellt und erläutert. 
Resultierend aus der Sitzung des Gemeinderates am 24.05.2022 wurden an die Verwaltung 
folgende Fragen zur Klärung herangetragen:
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1. Detaillierte Gegenüberstellung der beiden Varianten für den Schulbau

A Sanierung mit Erweiterung (Anlage 5)
B Neubau (Anlage 6)

Die Gegenüberstellung ist in der Anlage 1 beschrieben.

2. Darstellen der Zeitschiene für beide Varianten

A Sanierung mit Erweiterung (Anlage 5)
B Neubau (Anlage 6)

Die Zeitschiene ist in der Anlage 2 dargestellt.

Bedingt durch den engen Zeitrahmen (bis 27.06.2022) für die Ausarbeitung der Vorlage 
können keine Gebäudeuntersuchungen oder Vorentwurfsplanungen mit anschließender 
Abklärung durch die einzelnen an einem Genehmigungsverfahren beteiligten Ämter 
durchgeführt werden.

Die nachfolgenden Ausführungen beruhen daher entweder auf bereits vorliegenden
Gutachten (Baugrund und Gründungsgutachten Anlage 4) und Beurteilungen oder auf im 
Zuge der Machbarkeitsstudien erfolgten Flächendarstellungen. Hierbei geht es insbesondere 
um die in der Vorlage 2022/121-02 behandelten Varianten 8 und 9. Dabei handelt es sich 
nicht um einen ausgearbeiteten Entwurf, sondern lediglich um die Darstellung der für die 
jeweilige Variante benötigten ca. Fläche.

Belastbare Aussagen zu Kosten können erst im Zuge einer Vorentwurfsplanung erstellt
werden. Hierzu sind diverse Untersuchungen nötig. Die genannten Kosten beruhen auf
einer groben Kostenschätzung des Architekten auf der Grundlage der Variante 8
(Sanierung und Erweiterung Grundschule, Anlage 5), bzw. der Variante 9 (Neubau der 
Schule, Anlage 6) mit Stand 15.03.2022. Darin sind bisherige Honorare (ca. € 260.000,00) 
und eventuelle Schadensersatzansprüche nicht enthalten. Ebenso sind keine Kosten für 
unvorhersehbare Leistungen (wird im Zuge der Bestandsuntersuchungen konkretisiert) und 
Kostensteigerungen durch späteren Baubeginn enthalten.

Folgende Gutachten sind für eine belastbare Definition, ob eine Sanierung mit Erweiterung 
wirtschaftlich und sinnvoll wäre, erforderlich:

- Brandschutz
- Bauphysik
- technische Gewerke (Elektro, Heizung, Lüftung, Sanitär)
- Statik (Gründung, Erweiterung)
- Schadstoffe
- Architekt (Gesamtbetrachtung Bauvorhaben)

Diese Gutachten sind durch unterschiedliche Ingenieurbüros zu erbringen. Die Kosten 
belaufen sich auf ca. € 80.000,00 – 120.000,00.

Die Zeitdauer beträgt ca. 6 – 10 Monate, je nach Verfügbarkeit der Büros. Dies beinhaltet 
auch die erforderlichen Schritte für Angebotseinholung und Beauftragung.

Auswirkungen auf bestehenden Erbpachtvertrag

Grundsätzlich ist es möglich, Teilflächen des Erbbaugrundstücks Flurstück 1810/13, das an 
die Grundschule angrenzt, an die Stadt zu übertragen. Hierzu bedarf es einer Einigung 
zwischen Stadt und dem Verein Sportvereinigung Warmbronn 1910 e.V.
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Vertraglich sind keine Entschädigungsregelungen vereinbart, so dass hierzu eine Klärung 
und Abstimmung notwendig wäre.

Möglichkeiten Waldumwandlung oder Waldumgestaltung bei Sanierung der Schule

Zustand Wald
Eine Begehung mit der Abteilung Forst, im Februar 2020 zeigte auf, dass der an die Schule
angrenzende Wald in einem stabilen Zustand ist und aktuell keine Gefährdung vom
Waldbestand für die Nutzer und die Gebäude ausgeht. Dies wurde durch die Abteilung Forst
auch für den Zustand Ende 2021 bestätigt und der Wald wird auch weiterhin begangen.

Ist eine Sanierung der bestehenden Schule im angedachten Umfang mit Erweiterung 
gewünscht, ist das Bauvorhaben aufgrund des zu geringen Waldabstandes nicht 
genehmigungsfähig.
Eine Genehmigungsfähigkeit könnte lediglich durch eine Waldumwandlung oder 
Waldumgestaltung erreicht werden.

Waldumwandlung und Waldumgestaltung

Die Verwaltung hat die nötigen Abstimmungsschritte mit dem Landratsamt Böblingen,
hier dem Amt für Forsten, zur Überprüfung der Bedingungen für eine Genehmigung
vorgenommen.
Das Amt für Forsten hat die Möglichkeiten einer Waldumwandlung oder
–umgestaltung nach Rücksprache mit dem RP Freiburg bestätigt. Die daraus erforderlichen 
Schritte werden im Folgenden erläutert. Eine genaue Aussage hinsichtlich den aus einer 
Genehmigung resultierenden Auflagen und dem zeitlichen Verlauf ist vor Abschluss des 
Verfahrens nur bedingt möglich.

Beschreibung der Möglichkeiten:

1. Waldumwandlung - dazu nötige Maßnahmen sind:
- Faunistische Untersuchung in Abstimmung mit Naturschutzbehörde (bereits erfolgt).
- Fällen der Bäume innerhalb des geforderten 30 m Abstandbereichs zur Schule.
- Ersatzmaßnahmen wie Aufforsten in mind. gleicher Größe wie verlorene Waldfläche.
- Gestaltungskonzept für gerodete Fläche.
- kein Wald mehr innerhalb der gerodeten Fläche.

2. Waldumgestaltung – dazu nötige Maßnahmen sind:
- Faunistische Untersuchung in Abstimmung mit Naturschutzbehörde (bereits erfolgt).
- Schaffung eines Bewirtschaftungsweges.
- Fällen einiger Bäume im Waldrandbereich.
- Umgestaltung restliche Waldfläche mit dazugehörigem Konzept.
- Eventuell dingliche Sicherung in Form einer Baulast.
- Ausnahmegenehmigung von § 4, Absatz 3 Landesbauordnung (Waldabstand 30 m)

nach Umsetzung der Umgestaltung.

Die Vorschläge 1 und 2 bedürfen der Genehmigung durch das Regierungspräsidium
Freiburg, sowie des Landratsamtes Böblingen, Abteilung für Forsten. Der dazu erforderliche
Genehmigungsprozess kann mit einer Laufzeit von ca. 1/2 Jahr veranschlagt werden (incl.
Vorprüfung der faunistischen Untersuchung durch das LRABB). Die Auflagen werden erst im
Zuge einer eventuellen Genehmigung abschließend definiert. Die umzuwandelnde oder
umzugestaltende Fläche ist in Abhängigkeit vom Entwurf für einen Neubau bzw. die
Bestandsanierung und den Regelungen des §4, Abs. 3 LBO zu definieren.

Bei näherer Betrachtung der möglichen Maßnahmen ergibt sich folgende Situation:
Bei einer Waldumwandlung müssen, je nach Maßnahme, Ersatzflächen für den dann
abgeholzten oder umgestalteten Wald geschaffen werden. Wie groß die Ersatzfläche
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letztendlich sein muss, wäre erst aus der Genehmigung und den daraus resultierenden
Auflagen ersichtlich.

Bei einer Waldumgestaltung muss von Anfang an von einem längeren, über mehrere Jahre
andauernden Prozess ausgegangen werden, da der vorhandene Wald nicht in einem Zug
ausgelichtet und umgestaltet werden kann. Dieser Prozess muss in mehreren Schritten
erfolgen. Nur so kann der verbleibende Wald bestmöglich geschützt und erhalten werden.
Bei einer Umgestaltung kommt noch hinzu, dass das Baurechtsamt weiterhin eine
Ausnahmegenehmigung hinsichtlich §4 LBO erteilen müsste.

Weiteres Vorgehen

Fällt die Entscheidung zugunsten eines Neubaus, kann ein VgV-Verfahren eingeleitet 
werden mit parallel dazu laufenden Voruntersuchungen für den Rückbau.

Fällt die Entscheidung zugunsten einer Sanierung, müssen im Vorfeld umfangreiche 
Voruntersuchungen beauftragt und durchgeführt werden. Ist das Resultat, dass eine 
Sanierung mit Erweiterung machbar ist, kann danach ein VgV-Verfahren eingeleitet werden 
und parallel ein Antrag auf eine Waldumwandlung gestellt werden. Insgesamt wird der 
Planungs- und Bauablauf mehr Zeit als bei einem Neubau in Anspruch nehmen.
Ein wesentlicher Gesichtspunkt ist die im einzigen bisher vorliegenden Gutachten aus dem 
Jahr 2009 (Baugrund- und Gründungsgutachten) getroffene Feststellung:

Aus bodenmechanischer Sicht ist die Durchführung einer Neubaumaßnahme 
erheblich vorteilhafter. Neben der besseren Kalkulierbarkeit einer derartigen 
Maßnahme bietet sie eindeutig eine erheblich größere Sicherheit und ist 
voraussichtlich auch wirtschaftlicher als eine Sanierung der bestehenden 
Bausubstanz (Seite 15 des Gutachtens).

Eine Sanierung mit Erweiterung erfordert zusätzlich den Rückbau von großen Teilen des 
Waldes. Dies wird den Gesamteindruck der Schule und des Geländes verändern.
Auch die angedachte Überbauung wird den Charakter der Schule verändern. Zusätzlich ist 
zu prüfen, wie groß der Flächenbedarf der Überbauung tatsächlich ist, da ja nicht nur die 
fehlenden Nutzflächen in einem angedachten Obergeschoß untergebracht werden müssen, 
sondern auch deren zusätzlich notwendige Verkehrsflächen und Flächen für einen 
barrierefreien Zugang, also auch einen Aufzug.

Schadensersatzansprüche hinsichtlich bisher erfolgten Planungen und aus vorhandenen 
Vertragsverhältnissen sind in beiden Fällen ebenso rechtlich zu prüfen, wie ein 
Nachbesserungsrecht der bisher beauftragten Architekten.

Anlage/n

1 220614_Anlage 1_Gegenüberstellung Sanierung mit Erweiterung+Neubau (öffentlich)

2 220614_Anlage 2_Zeitschienen Sanierung + Neubau (öffentlich)

3 220406_Anlage 3_Rechtsauffassung E.W.B_Herr Schuster (öffentlich)

4 220506_Anlage 3a_Zusammenfassung GA Waldabstand mit Änd (öffentlich)

5 090924_Anlage 4_Baugrund- und Gründungsgutachten (öffentlich)

6 220624_Anlage 5_Altern-8-A2-M500 (öffentlich)

7 220624_Anlage 6_Altern-9-A2-M500 (öffentlich)
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Gegenüberstellung der Varianten  Sanierung mit Erweiterung (Variante 8)    und    Neubau (Variante 9) der Grundschule Warmbronn 

 

     Sanierung mit Erweiterung  Variante 8       Neubau  Variante 9 

 

Genehmigungsfähigkeit Die erforderlichen Maßnahmen einer Sanierung zusammen mit der geplanten 

Erweiterung bedingen, wie bereits in der Stellungnahme der Kanzlei E W B, Herr Dr. 
Schuster vom 06.04.2022 ausgeführt, ein Genehmigungsverfahren. Das bedeutet, dass 
der Waldabstand gem. LBO § 4, Abs. 3 einzuhalten ist. Der Bestandsschutz kann hier 

nicht mehr herangezogen werden und es muss, aufgrund des vorhandenen Waldes, 
seiner Höhe und Nähe zum Gebäude, von einer konkreten Gefährdungslage 
ausgegangen werden. 

 
Somit ist die Genehmigungsfähigkeit unter Berücksichtigung des jetzigen 
Waldabstandes nicht gegeben. 

 
Mit einem Genehmigungsverfahren zur Waldumwandlung und dem damit 
verbundenen Rückbau des Waldes können die Voraussetzungen für eine 
Genehmigungsfähigkeit geschaffen werden. Dafür sind dann Ersatzleistungen wie 

Aufforstung in mindestens gleicher Größe an anderer Stelle und dergleichen 
verbunden. Die endgültige Festlegung der Leistungen erfolgt im 
Genehmigungsverfahren. 

 

Das Bauvorhaben kann so geplant werden, dass eine Genehmigung erfolgt.  

Das Planungsrecht muss gegebenenfalls angepasst werden. 
In geringfügigem Umfang sind eventuell Befreiungen vom BPlan denkbar. 
 

   

Gültige Normen und Vorschriften Die vorhandene Schule entspricht in den Bereichen Brandschutz, Wärmeschutz, 
technische Ausrüstung und Ausstattung und unter Berücksichtigung aller weiteren 
aktuell gültigen Normen und Anforderungen nicht den zeitgemäßen Standards und 
Anforderungen. 

 

Die zu beachtenden Normen werden im Zuge der Neubauplanung berücksichtigt 
 

   

Schadstoffe Aussagen über eventuell verbaute Schadstoffe und deren notwendiger Rückbau und 
Entsorgung können erst nach erfolgten Untersuchungen belastbar dargestellt werden.  
Dies erfolgt im Rahmen einer Rückbauplanung. 

Aussagen über eventuell verbaute Schadstoffe und deren notwendiger Rückbau und 
Entsorgung können erst nach erfolgten Untersuchungen belastbar dargestellt werden. 
Dies erfolgt im Rahmen einer Rückbauplanung. 

   

Gebäudehülle / sonstige Bauteile Bei einer Sanierung müssen alle technischen Installationen erneuert werden, die 
gesamte Gebäudehülle und die innen liegenden Bauteile an die aktuell gültigen 

Vorschriften, resultierend aus z.B. dem GEG (Gebäudeenergiegesetz), Brandschutz, 
Schallschutz, angepasst werden. In der Regel bedeutet dies einen Austausch oder eine 
Aufrüstung aller betroffenen Bauteile. Die tragende Grundkonstruktion muss 

gegebenenfalls ebenfalls an aktuelle Anforderungen, die z.B: aus den 
Brandschutzvorschriften oder Schadstoffbelastungen resultieren, angepasst, bearbeitet 
oder ersetzt werden. 

 

Ein Neubau entspricht den aktuellen Anforderungen. 
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Gründung In einem Gutachten aus dem Jahr 2009 (siehe Anlage) wurde festgestellt, dass die 
vorhandenen Gründungsverhältnisse und Bodenbeschaffenheiten, die zu 

verschiedenen Rissen am Gebäude führten, nur sehr aufwendig (im Gutachten als 
vermutlich nicht mehr wirtschaftlich bezeichnet) durch Unterfangungen der 
vorhandenen Fundamente soweit ertüchtigt werden können, dass weitere Setzungen 

vermieden werden können. 
Das Gutachten kommt zu dem Resultat, dass aus bodenmechanischer Sicht einem 
Neubau gegenüber einer Sanierung der Vorzug zu geben ist. 

 

Das Gutachten aus dem Jahr 2009 bescheinigt dem vorhandenen Baugrund eine gute 
Tragfähigkeit. 

Das Gutachten kommt zu dem Resultat, dass aus bodenmechanischer Sicht einem 
Neubau gegenüber einer Sanierung der Vorzug zu geben ist. 
 

 

   

Kosten Grobkostenschätzung: € 6.350.000,00 (ohne Kostensteigerung 03/2022 – Beginn) 
 
Die Kosten sind auf der Grundlage vergangener Projekte ermittelt. Hier muss schon 
jetzt mit deutlichen Aufschlägen gerechnet werden. 

 
Die Verwaltung geht davon aus, dass die Gesamtkosten für eine Sanierung mit 
Erweiterung ebenfalls in der Höhe von ca. € 12.000.000,00 liegen wird. 

Darin enthalten sind dann auch die Kosten für einen teilweisen Rückbau, Gutachten, 
eine Schadstoffsanierung, Waldumwandlung etc. Das Restrisiko, dass die Maßnahme 
nicht wirtschaftlich ist bleibt bis zum Vorliegen der Gutachten. Die Kosten für eine 

notwendige Interimslösung sind in gleichem Umfang wie bei einem Neubau angesetzt. 
Genauere Angaben können nach Erstellen eines Ablaufplanes erfolgen. 
 

Belastbare Kostenaussagen zum Bauvorhaben können erst nach Erstellung diverser 
Gutachten beziffert werden (z.B. Brandschutz, technische Ausstattung, Bauphysik, 
Gebäudesubstanz, Gründung, Schadstoffe, Statik). Hier sind umfangreiche 

Voruntersuchungen notwendig. Ebenfalls ist zumindest ein abgestimmter Vorentwurf 
für eine belastbare Kostenschätzung notwendig. 
 
Aufgrund des Altbestandes verbleibt ein Restrisiko aus unvorhersehbaren Kosten, die 

bei den Voruntersuchungen nicht entdeckt wurden und sich aus dem Bestand ergeben.  
 
Planung und Bauausführung sind aufwendiger als bei einem Neubau. 

Grobkostenschätzung: € 8.350.000,00 (ohne Kostensteigerung 03/2022 – Beginn) 
 
Die Kosten sind auf der Grundlage vergangener Projekte ermittelt. Hier muss schon 
jetzt mit deutlichen Aufschlägen gerechnet werden. 

 
Die Verwaltung hat die Kosten durch Einholen eine Kostenschätzung für einen 
Modulbau, sowie Zahlen von abgefragten abgerechneten Projekten modifiziert und 

Gesamtkosten für einen Schulneubau in Höhe von ca. € 12.000.000,00 ermittelt. 
Darin enthalten sind dann auch die Kosten für einen Rückbau des Bestandes, 
Voruntersuchungen, Schadstoffentsorgung, etc. Die Kosten für eine notwendige 

Interimslösung sind in gleichem Umfang wie bei einer Sanierung angesetzt. 
Genauere Angaben können nach Erstellen eines Ablaufplanes erfolgen. 
 

Belastbare Kostenaussagen zum Bauvorhaben können erst nach Erstellung der 
Schadstoffgutachten beziffert werden. Ebenfalls ist zumindest ein abgestimmter 
Vorentwurf für eine belastbare Kostenschätzung notwendig. 

 
 
 
Bei einer Bauausführung in Modulbauweise sind die Baukosten, bedingt durch die 

deutlich kürzere Ausführungszeit, niedriger. Auch reduziert sich auch die Zeitdauer für 
die Stellung einer Interimslösung und damit auch deren Kosten. 
 

   

Waldabstand Entspricht nicht den Vorgaben des §4, Abs. 3 LBO. Dadurch ist die 

Genehmigungsfähigkeit ohne Waldumwandlung voraussichtlich nicht gegeben. Es ist 
eine Waldumwandlung (Abholzen des Waldes damit der erforderliche Waldabstand 
erreicht wird) notwendig. 

Ein Neubau ermöglicht die Einhaltung des laut § 4, Abs. 3 LBO vorgeschriebenen 

Waldabstandes bzw. unterschreitet den geforderten Waldabstand in so geringem Maß, 
dass eine Lösung mit dem Amt für Forsten bereits in der Vorlage 2020/200 erarbeitet 
wurde. 
 

   

Interimslösung Bei einer Sanierung ist davon auszugehen, dass ein Ersatzbau (Container) für die Dauer 

der Umbaumaßnahmen gestellt werden muss. Eine Teilnutzung während der Bauphase 
bedingt, dass Maßnahmen für die Funktionsfähigkeit des genutzten Gebäudeteils 
immer sichergestellt werden müssten. Dies gilt für alle Bereiche die dafür außer einer 

intakten Gebäudehülle technischer Voraussetzungen bedürfen wie Wasser, Abwasser, 
Strom. Sobald der Teil der bestehenden Schule saniert wird, der den Sanitärtrakt 
beinhaltet müssen hierfür zusätzlich Ersatzlösungen sichergestellt werden. 

Es ist davon auszugehen, dass im Zuge eines Neubaus an der Stelle wie in Variante 9 

dargestellt, ein Teilabriss der alten Schule erforderlich ist. Hierbei handelt es sich um 4 
Klassenzimmer für die eine Übergangslösung gebaut werden muss. 
Da die sanitären Anlagen des Bestandbaus voraussichtlich über die gesamte Bauzeit 

genutzt werden können und lediglich 1x die Funktionsfähigkeit des nach Abbruch 
stehen bleibenden Gebäudeteils hergestellt werden muss, ist von geringeren Kosten 
auszugehen als für eine Ersatzlösung bei einer Sanierung. 
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Grundsätzlich ist das machbar. Ob diese Lösung wirtschaftlich sinnvoll ist kann erst im 
Zuge der Planungen festgestellt werden. 

 

   

Bauweise Die Bauweise ist an die vorhandene Bauweise im Bereich der Sanierung anzupassen 
und ist zeitintensiver. Lediglich die Erweiterung kann in Elementbauweise ausgeführt 
werden. 

 

Bei einem Neubau ist eine Ausführung in Modulbauweise denkbar.  
 

   
Planungs- und Bauzeit 

 
Siehe hierzu auch Anlage 2 

Insgesamt ist die Gesamtzeit bis zur Fertigstellung der Maßnahme deutlich länger. Dies 

ist begründet durch: 
 
die konventionelle Bauweise und den Umbau. Lediglich die Erweiterung kann zum Teil 

mit vorgefertigten Bauteilen optimiert werden. 
 
Die notwendigen Voruntersuchungen, die überhaupt klären, ob eine Sanierung 

wirtschaftlich sinnvoll ist, dauern länger und sind dem weiteren Planungsverlauf 
vorzuschalten. 
Das Resultat der Untersuchungen und damit auch das Ergebnis sind offen. 

 
durch eine notwendige Waldumwandlung zum Erreichen des Waldabstands. 
 

Fertigstellung bei Start 09-2022 erwartet in 2027 / 2028 
 
Diese Annahme bedingt einen unterbrechungsfreie Planungs- und Ausführungszeit incl. 
aller dafür notwendigen Freigaben. Unvorhergesehene Umstände sind dabei nicht 

einkalkuliert. 
 
 

 

Bei einer Ausführung in Modulbauweise sind sowohl die Planungs- als auch Bauzeiten 

deutlich kürzer. 
 
 

 
 
 

 
 
 

 
 
 

Fertigstellung bei Start 09-2022 erwartet in 2025 / 2026 
 
Diese Annahme bedingt einen unterbrechungsfreie Planungs- und Ausführungszeit incl. 
aller dafür notwendigen Freigaben. Unvorhergesehene Umstände sind dabei nicht 

einkalkuliert. 
 

   

Kosteneinsparpotential Bei beiden Ausführungen kann geprüft werden, ob das Bauwerk für die Interimslösung 
später als Kindergarten weiterverwendet werden kann.  

Bei beiden Ausführungen kann geprüft werden, ob das Bauwerk für die Interimslösung 
später als Kindergarten weiterverwendet werden kann. 

   

Risikobewertung Sowohl aus Sicht der zu betrachtenden Bauzeit, als auch aus Sicht der 
Kostenbetrachtung ist bei einer Sanierung mit mehr unerwarteten Ereignissen und 
höheren Kosten durch späteren Baubeginn zu rechnen. Daher ist hier sowohl für die 

Bauzeit als auch die Kosten ein höheres Risiko bezüglich einer Überschreitung gegeben.  

Ein Neubau beinhaltet ein geringere Risiko in punkto Überschreitung Bauzeit und 
Baukosten. 

   

Bisher beauftragte Planer / 
Planerwechsel 

Werden die bisherigen Planer, die zu einer Mängelbeseitigung bereit waren, nicht 
weiter beauftragt ist juristisch zu klären, ob die bisher entstandenen Kosten für 
erbrachte Leistungen abzuschreiben sind und den Planern Schadensersatzansprüche 
zustehen. 

 
Ebenfalls ist zu klären, ob bei Weiterbeauftragung durch die lange Unterbrechung die 
bisherigen vertraglichen Vereinbarungen haltbar sind. 

 

Die bisherigen Planer können nicht weiterbeauftragt werden, da die Voraussetzungen, 
die die Basis des damaligen VgV Verfahrens waren grundlegend geändert werden. 
Daher ist ein neues VgV Verfahren notwendig. 
 

Juristisch zu klären ist, ob die bisher entstandenen Kosten für erbrachte Leistungen 
abzuschreiben sind und ob den Planern Schadensersatzansprüche zustehen.  
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Durch einen Planerwechsel wird auch ein neues VgV Verfahren notwendig. 

 

 

Stand: 14.06.2022 
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Gegenüberstellung der Varianten Sanierung + 

Erweiterung / Neubau
Grundschule Warmbronn Anlage 2               Stand 14.06.2022

Geschätzter Zeitablauf bei zeitlich optimierter Beauftragung, Planung, und Durchführung / ohne Berücksichtigung von unvorhersehbaren Ereignissen 

Jahre

Monate 1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13 14 15 16 17 18 19 20 21 22 23 24 25 26 27 28 29 30 31 32 33 34 35 36 37 38 39 40 41 42 43 44 45 46 47 48 49 50 51 52 53 54 55 56 57 58 59 60 61 62

Sanierung /

Erweiterung

Grobkosten

1 2 3 4 5 6 7 8

Modifiziert

Neustart bei Neubau ca. 24 Monate längere Ausführungszeit

wenn Voruntersuchungen zu negativem Ergebnis führen gegenüber Neubau als Modulbau

Neubau 

Modulbau

Grobkosten

1 3 4 5 6 7 8

Modifiziert

Pkt. Monate Arbeit

1 3 Angebote, Gremien, Beauftragungen

2 8 Generalgutachten, Baumgutachten 

3 6 VgV Verfahren / bei Neubau parallel Voruntersuchungen Schadstoffe, Gründung

4 3 Vorplanung für event. Bebauungsplanänderung / Befreiungen fließend nach 5

5 12 Entwurf, Baugesuch, Planung, event. Bebauungsplanänderung, Genehmigung, Ausschreibungen

6 3 Interimslösung stellen, Interimslösung im Bestand, Teilrückbau bei Neubaulösung

7 8/24 Bauzeit (Sanierung konventionell, Neubau als Modulbau), Aussenanlagen

8 3 Umzug / Inbetriebnahme und Rückbau Interimslösung

Die Aufstellung beinhaltet keine unvorhersehbaren Bauzustände und setzt eine Umsetzung der jeweiligen Arbeiten ohne Unterbrechung voraus. 

Kostensteigerung sind zu erwarten durch gutachterliche Feststellung, aktuelle Ereignisse ( z.B. Corona, kriegsbedingte Lieferausfälle, -engpässe) 

Daher sind die jeweils niedrigeren Kostenangaben aktuell nicht belastbar, sondern als reine Grobkostenschätzung (Stand 15.03.2022) zu betrachten.

Die durch die Verwaltung modifizierten Kosten belaufen sich für einen Neubau, wie auch für eine Sanierung mit Erweiterung auf ca. € 12.000.000,00

Darin eingerechnet ist ein Baubeginn in ca. 2 Jahren bei Kostensteigerungen von 5% / Jahr. 

Weitere Verzögerungen bedeuten Kosten von ca. € 50.000,00 / Monat (am Anfang) bei angenommen 5% Kostensteigerung / Jahr.

Ebenfalls nicht beinhaltet sind Kosten, die bedingt durch Arbeiten, die aufgrund der Voruntersuchungsergebnisse und unvorhergesehener 

Arbeiten entstehen, sowie alle Kosten im Zusammenhang mit einer Waldumwandlung / -gestaltung. Es ist mit Kostensteigerungen zu rechnen.

Diese Kosten sind vorallem bei einer Sanierung mit Erweiterung anzusetzen.

Kosten für eine Interimslösung, die belastbar erst nach den entsprechenden Vorplanungen definiert werden kann, sind nicht enthalten.

##########

€ 6.350.000

€ 8.350.000

20272022 2023 2024 2025 2026

##########
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Sitzungsrunde Mai 2022

Bauverwaltungs- und Bauordnungsamt

Planungsamt

Zusammenfassung einer gutachterlichen

Stellungnahme zum Waldabstand an der 

Grundschule Warmbronn

Verfasser RA Herr Dr. Schuster

Kanzlei EWB Stuttgart
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Aufgabenstellung:

Bauen und Erweitern innerhalb des 
Waldabstands möglich?

Bestandsschutz?
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Mai 2022

Bauverwaltungs- und Bauordnungsamt

• Bestehendes Schulgebäude befindet sich im Waldabstand (innerh. 30 m)

• Baurechtliche Genehmigungen: 

• 1961 Neubau

• 1962 veränderte Ausführung

• 1965 veränderte Ausführung

• 1974 Erweiterung

• 1976 Änderungsgenehmigung

Vor Inkrafttreten des Bebauungsplans 1978

1.  SACHVERHALT
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Bauverwaltungs- und Bauordnungsamt

• Variante 8: 

Sanierung, Teilabbruch und Anbau einer Mensa, Bestandsgebäude im 

Waldabstand, Neubau Mensa außerhalb des Waldabstandes

• Variante 9: 

Neubau außerhalb des Waldabstandes

• Bei beiden Varianten ist eine Neugenehmigung erforderlich-

auch für Bestandsgebäude 

(Stichwort: Brandschutzanforderungen, wesentliche 

Erweiterung des bestehenden Gebäudes, Eingriff in die Statik 

durch Teilabbruch)

2.  DERZEITIGE PLANUNG
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Bauverwaltungs- und Bauordnungsamt

Es besteht ein Rechtsanspruch auf eine Baugenehmigung, wenn

• Keine öff-recht. Vorschriften entgegenstehen (hier Waldabstand) und
• keine konkrete Gefahr besteht (§ 3 Abs. 1 LBO) 

 im Waldabstand grundsätzlich keine BG möglich (Ausnahmen 

siehe unten)

Neubau: es gilt 30m- Abstand, wenn keine Ausnahme nach § 4 Abs 3 

LBO greift, wie 

• Geringerer Abstand im Bplan festgesetzt = 1. Alternative 

oder

• Bauliche Änderung bestehender baulicher Anlagen = 2. Alternative

• Ausnahmen mit geringerem Abstand möglich (restriktiv, allenfalls 

topografisch bedingt)

3. RECHTSLAGE 
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Bauverwaltungs- und Bauordnungsamt

Für Neubau und Erweiterung gilt nach der 1. Alternative:

• Voraussetzung, dass Bplan wirksam- wird hier angenommen.

• 1. Alternative gilt (aller Wahrscheinlichkeit nach) auch für alte 

Bpläne (vor 2010), allerdings wurde das Thema nach alter 

Rechtslage nicht nach BauGB im Bebauungsplanverfahren im 

Rahmen der Abwägung der Belange geprüft, sondern ist von den 

BRB nach Bauordnungsrecht zu prüfen.

3. RECHTSLAGE
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Bauverwaltungs- und Bauordnungsamt

o Hier Annahme: 

Bauen im Baufenster im Waldabstand wurde nicht im Bplan-Verfahren 

als Abwägungsbelang berücksichtigt, sondern soll im Wege einer 

Konfliktlösung im Genehmigungsverfahren gelöst werden.

o Kein Automatismus der 1. Alternative, 

sondern immer Prüfung im Einzelfall, ob eine konkrete Gefahr (= wenn 

mit hinreichender Wahrscheinlichkeit davon ausgegangen werden 

muss, dass aufgrund der Umstände eine Schädigung der körperlichen 

Unversehrtheit bzw. eine Lebensgefahr eintreten könnten) vorliegt. 

3. RECHTSLAGE 
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Bauverwaltungs- und Bauordnungsamt

• Bestandsschutz bei Aufstockung, damit greift Ausnahme in 
§ 4 Abs. 3, Altern.2 LBO (Prof. Schlotterbeck)

• kein Bestandsschutz, da durch Teilabbruch und die Aufstockung ein 

Aliud entsteht, also ein anderes als das ursprünglich genehmigte 

Gebäude (Dr. Schuster)

• Fraglich ist, ob „Änderung“ im Sinne des § 4 Abs.3 LBO auch die 

Erweiterung erfasst.

Auch wenn die Erweiterung von der 2.Alternative erfasst 

wäre, ist die konkrete Gefahr zu prüfen.

4. Unterschiedliche Rechtsauffassungen zum Bestandsschutz –

2. Alternative § 4 Abs. 3 LBO
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Bauverwaltungs- und Bauordnungsamt

 Daran scheitern viele Bauvorhaben, denn 

• Aufgrund Klimaveränderungen erheblich höhere Gefahr von 

Stürmen und Sturmbruch auch vermeintlich gesunder Bäume.

• Untere Forstbehörde als Fachbehörde gibt regelmäßig eine 

ablehnende Stellungnahme ab.

• Eine konkrete Gefahr kann nicht ausgeschlossen werden, sie steigt.

• Vermeidung von Gefährdungssituationen kann nur durch 

Baumkürzung oder –fällung erreicht werden. 

• Alternative: partielle Waldumwandlung
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Bauverwaltungs- und Bauordnungsamt

 Prüfung, ob konkrete Gefahr vorliegt. Wenn sie nicht 

ausgeschlossen werden kann, darf keine Baugenehmigung 

ausgesprochen werden.

 Die bessere, weil rechtssichere, Lösung ist ein Neubau 

außerhalb des Waldabstandes. 

5. FAZIT
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Bauverwaltungs- und Bauordnungsamt

Vielen Dank 
für Ihre Aufmerksamkeit!
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2022/208-01
öffentlich

Dezernat I
Ortschaftsverwaltung Warmbronn
 Bezugsvorlagen:

DS 2009 S 13, DS 2010 S 22, DS 
2015 S 38, DS 2016 S 38, S 62, 
DS 2017/095, DS 2018/265-002, 
DS 2020-200

Beratungsfolge Geplante Sitzungstermine Ö / N

Sozial- und Kultusausschuss (Vorberatung) 20.07.2022 Ö
Gemeinderat (Entscheidung) 26.07.2022 Ö

Grundschule Warmbronn
Gegenüberstellung Sanierung / Neubau Schule
 - Beschlussvorschlag des Ortschaftsrates Warmbronn vom 
11.07.2022

Beschlussvorschlag

1. Das bestehende Schulgebäude wird durch einen Neubau ersetzt.
2. Im weiteren Planungsprozess sind folgende Aspekte zu berücksichtigen:

a. pädagogisches Konzept der Schule
b. Einbeziehung des Sportvereins
c. Prüfung einer zentralen Mensa/Küche 
d. Betrachtung des gesamten Bildungscampus
e. energetisches Konzept

Sachverhalt 

Der Ortschaftsrat diskutiert am 11. Juli 2022 zu den Vor- und Nachteilen einer Sanierung mit 
Überbau oder eines Neubaus der Grundschule vor allem unter Berücksichtigung von 
zeitlichen Aspekten und der nicht einzuschätzenden Situation bezüglich des Waldabstands. 
Für den weiteren Planungsprozess möchte er sicherstellen, dass ihm wichtige Aspekte 
Berücksichtigung finden. Außerdem soll dem Gemeinderat vermittelt werden, dass gerade im 
Hinblick auf den Zeitdruck jetzt der Neubau weiter vorangetrieben werden soll. Der 
Ortschaftsrat Warmbronn hat sich im ursprünglichen Beschlussvorschlag nicht 
wiedergefunden und hat daher geändert beschlossen.

Anlage/n
Keine
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2022/208-02
öffentlich

Dezernat III
Gebäudemanagement
 Bezugsvorlagen:

DS 2009 S 13, DS 2010 S 22, DS 
2015 S 38, DS 2016 S 38, S 62, 
DS 2017/095, DS 2018/265-002, 
DS 2020-200

Beratungsfolge Geplante Sitzungstermine Ö / N

Gemeinderat (Entscheidung) 26.07.2022 Ö

Grundschule Warmbronn
Gegenüberstellung Sanierung / Neubau Schule
- Beschlussvorschlag des Sozial- und Kultusausschusses vom 
20.07.2022

Beschlussvorschlag

1) Der Gemeinderat nimmt von nachstehendem Sachverhalt Kenntnis.
2) Das bestehende Schulgebäude wird durch einen Neubau ersetzt.
3) Im weiteren Planungsprozess sind folgende Aspekte zu berücksichtigen:

a. Schulbetrieb während der Bauphase (Interim)
b. Einbeziehung des Vorstands des Sportvereins
c. mögliche Synergieeffekte durch eine zentrale Mensa/Küche für Kita und Schule
d. konzeptionelle Gesamtentwicklung eines Sport- und Bildungscampus
e. energetisches Konzept für Bildungscampus und Staigwaldhalle

4) Die Verwaltung wird ermächtigt, ein VgV-Verfahren zur Planerauswahl (Objektplanung) 
einzuleiten und zur Durchführung dieses VgV-Verfahrens ein geeignetes 
Projektsteuerungsbüro zu beauftragen.

5) Die Verwaltung wird ermächtigt, ein geeignetes Büro für die notwendigen 
Schadstoffuntersuchungen zu beauftragen. 

Sachverhalt 

In der Sitzung des Sozial- und Kulturausschuss am 20.07.2022 wurde im Rahmen der 
Beratung bemängelt, dass die Ziffer 2 und 3 der Beschlussvorschläge zur Vorlage 2022/208 
nicht stimmig seien. Es wurde beantragt, dass die Verwaltung die Beschlussvorschläge für 
die GR-Sitzung am 26.07.2022 neu formuliert. Darin sollen auch die Beschlüsse/Anregungen 
des OR Warmbronn enthalten sein. Dem Antrag wurde mit 6 – Ja Stimmen und 4 – Nein 
Stimmen zugestimmt.

Anlage/n
Keine
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2022/224
öffentlich

Dezernat I
Referat für Wirtschaftsförderung und Citymanagement
 Bezugsvorlagen:

Beratungsfolge Geplante Sitzungstermine Ö / N

Finanz- und Verwaltungsausschuss (Vorberatung) 21.07.2022 Ö
Gemeinderat (Entscheidung) 26.07.2022 Ö

Ausbau der Glasfaserversorgung durch die Deutsche Giga Access 
GmbH

Beschlussvorschlag

Die Verwaltung wird beauftragt, den beigefügten Kooperationsvertrag mit der Deutschen 
Giga Access GmbH abzuschließen.

Sachverhalt mit der Stellungnahme der Verwaltung

Mit dem Ziel, eine bedarfsgerechte und zukunftsfähige Glasfaserinfrastruktur für Wirtschaft 
und Bevölkerung sowie öffentliche Einrichtungen zu schaffen, ist die Stadt Leonberg 2019 
der Kooperationsrahmenvereinbarung der Gigabit Region Stuttgart beigetreten.

Innerhalb von zweieinhalb Jahren hat die Deutsche Telekom die Gewerbegebiete Hertich, 
Ramtel und Höfingen (Pfad) sowie den Stadtteil Warmbronn und die Gebiete Ramtel, 
Kernstadt und Eltingen mit einem modernen Glasfaseranschluss versorgt. 

In etlichen Gesprächen zwischen Glasfasernetzbetreibern und der Stadtverwaltung hat sich 
gezeigt, dass derzeit eine starke Dynamik im Breitbandmarkt vorherrscht. Bisher noch nicht 
ans Glasfasernetz angeschlossene Bereiche des Stadtgebietes sind derzeit für einen 
eigenwirtschaftlichen Ausbau attraktiv. Am 20. Juni 2022 stellte sich die Deutsche Giga 
Access GmbH in einem Online-Meeting der Stadtverwaltung und dem Zweckverband 
Breitbandausbau Landkreis Böblingen vor. Dabei wurde seitens des 
Telekommunikationsunternehmens angeboten, eigenwirtschaftlich den Glasfaserausbau in 
mehreren Bereichen der Stadt in der Ausbauvariante „Fibre to the home“ (Glasfaser bis ins 
Haus) zu realisieren. 

Die Deutsche Giga Access GmbH (DGA) finanziert, plant, baut und betreibt moderne und 
hoch performante Glasfasernetze in Deutschland. Dabei werden die Netze so ausgebaut, 
dass sie Open Access-fähig sind und somit die Leitungen von allen interessierten 
Diensteanbietern genutzt werden können, um deren Kunden besonders leistungsfähige 
Glasfaseranschlüsse anzubieten.

Die DGA kann auf starke Partner in verschiedenen Bereichen entlang der 
Wertschöpfungskette für den Glasfaserausbau zurückgreifen. Dazu gehören spezialisierte 
Unternehmen aus den Bereichen Planung, Überwachung und Dokumentation des Ausbaus 
von Glasfasernetzen sowie Tiefbauexperten, die mit eigenen Tiefbauressourcen einen 
zügigen und qualitativ hochwertigen Bau von Trassen und Hausanschlüssen sicherstellen. 

Zudem bietet das Partnerportfolio Experten für den Netzbetrieb, Wartung und die Aufrüstung 
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von Glasfasernetzen. 

Der Glasfaserausbau kann ohne öffentliche Zuschüsse geplant und betrieben werden. 
Im ersten Schritt ist der beigefügte Kooperationsvertrag (vgl. Anlage Kooperationsvertrag) zu 
unterzeichnen, anschließend wird das Unternehmen mit der Vermarktungsphase in den 
folgenden, bisher nicht mit Glasfaser versorgten Ausbaugebieten beginnen: Gebersheim, 
Höfingen, Gartenstadt, Haldengebiet, Ramtel Nord (vgl. Anlage Ausbaugebiete).

Um die Wirtschaftlichkeit des Ausbaus zu gewährleisten, gibt es im Rahmen der 
Vorvermarktung (ca. 5 Monate) eine zu erreichende Vorvermarktungsquote. Diese liegt für 
die Ausbaugebiete bei 35% der anzuschließenden Wohneinheiten. Kunden, die während 
der Vorvermarktungsphase einen Glasfaser-Hausanschluss buchen, erhalten diesen 
kostenlos. Bei Erreichen der Zielquote wird der Ausbau innerhalb von ca. 18 Monaten 
erfolgen.

Für die Deutsche Giga Access GmbH ist die Anpachtung oder der Erwerb von geeigneten 
Flächen für den Standort des jeweiligen Technikraumes (Point of Presence „POP“) 
Voraussetzung eines Ausbaus. Die Stadt unterstützt die DGA im Rahmen ihrer 
Möglichkeiten und unter Beachtung der wettbewerbsrechtlichen Neutralität bei der Suche 
nach solchen betriebsnotwendigen Flächen.

Mit Unterzeichnung des Kooperationsvertrages geht die Stadt keinerlei finanzielle Bindungen 
ein, der Glasfaserausbau wird ohne Gewährung von Zuwendungen durchgeführt. Somit wird 
dem privatwirtschaftlichen Ausbau der Vorrang vor dem Einsatz von öffentlichen Mitteln 
gegeben. Die derzeit aktiven Förderbescheide (Sonderaufruf Schulen, Weiße-Flecken-
Förderung) werden davon nicht berührt.

Der als Anlage beiliegende Entwurf des Kooperationsvertrags sieht folgende Kerninhalte 
vor:

- Absichtserklärung der DGA innerhalb des bestimmten Ausbaugebietes (vgl. Anlage 
Ausbaugebiete) eine Glasfaserinfrastruktur in der Ausbauvariante Fibre to the Home (FttH) 
auszubauen und zu betreiben.
- Die Stadt als Kooperationspartner wird unter Wahrung ihrer wettbewerbsrechtlichen 
neutralen Position den Ausbau der DGA unterstützen.
- Ziel des Vertrages ist es, einen möglichst schnellen Ausbau von modernen und 
leistungsfähigen Breitbandnetzen im Ausbaugebiet zu ermöglichen.
- Der Vertrag wird für die Dauer von 30 Jahren geschlossen.
- Wirtschaftlichkeit ist Voraussetzung (35% Vorvermarktungsquote).

Die durch den Beitritt der Stadt zur Gigabit-Region-Stuttgart bestehende 
Rahmenvereinbarung mit der Deutschen Telekom bleibt durch die angestrebte Kooperation 
mit der Deutschen Giga Access bestehen. Im Mai 2022 veröffentlichte die PWC Düsseldorf 
ein unabhängiges Gutachten, das die Breitbandziele der Region Stuttgart untersucht. Darin 
wurde der Region und den Kommunen die Empfehlung gegeben, die bestehende 
Partnerschaft mit der Telekom zu festigen und parallel die Aktivitäten der neuen 
Marktteilnehmer für einen ergänzenden Ausbau in den Kommunen der Region zu nutzen.

Zur Sitzung des Finanz- und Verwaltungsausschusses wird ein Vertreter der Deutschen Giga 
Access GmbH anwesend sein und das Vorhaben präsentieren. 

Der zügig fortschreitende Glasfaserausbau ist für die Stadt Leonberg zukunftssichernd und 
nachhaltig. Da der Ausbau ohne finanzielle Beteiligung der Stadt erfolgt, schlägt die 
Verwaltung vor, den Kooperationsvertrag mit der Deutschen Giga Access GmbH 
abzuschließen.

Anlage/n
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1 Anlage: Kooperationsvertrag_DeutscheGigaAccess_Leonberg (öffentlich)

2 Anlage: Ausbaugebiet_Leonberg-Anlage1 Kooperationsvertrag (öffentlich)
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Vertrag zwischen der Stadt Leonberg (Kooperationspartner) und Deutsche Giga Access GmbH  

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

KOOPERATIONSVERTRAG 

 

zwischen der 
 

Stadt Leonberg 

(Kooperationspartner) 

Belforter Platz 1, 71229 Leonberg 

vertreten durch den Oberbürgermeister  

Martin Georg Cohn 

nachfolgend benannt als: „Kooperationspartner” 

 
 

und 

 

Deutsche Giga Access GmbH 

Zeche Katharina 2, 45307 Essen 

vertreten durch die Geschäftsführung 

 

nachfolgend benannt als: „DGA“ 

 
 

 
Der Kooperationspartner und DGA werden nachfolgend einzeln benannt als 
„Vertragspartei“ und gemeinsam benannt als „Vertragsparteien“. 
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Präambel 

DGA beabsichtigt, im Gebiet des Kooperationspartners innerhalb des nach § 1 Abs. (3) 
bestimmten Gebiets („Ausbaugebiet“) eine Glasfaserinfrastruktur in der Ausbauvariante 
Fibre to the Home (FttH), bestehend aus Glasfaserleitungen   oder Leerrohrsystemen, die der 
Aufnahme von Glasfaserleitungen dienen, („Glasfasernetz“), auszubauen und zu betreiben. 
Die DGA wird dieses Glasfasernetz über Netzkopplungen, nach Standard Layer 2/Layer 3 
Bitstream. Soweit Regelungen des Wettbewerbs / Beihilfe / Förderungsrechts zum Open 
Access Anwendung finden, gehen diese vor.  

Der Kooperationspartner wird unter Wahrung seiner wettbewerbsrechtlich neutralen Position 
den möglichst flächendeckenden Ausbau einer zukunftssicheren Glasfaserinfrastruktur der 
DGA im Ausbaugebiet unterstützen. 

Ziel dieses Vertrages ist es, einen möglichst schnellen Ausbau von modernen und 
leistungsfähigen Breitbandnetzen für die Bürger und Gemeinden im Ausbaugebiet zu 
ermöglichen. Er ist ferner gerichtet auf eine zügige, abgestimmte und geordnete Abwicklung 
der erforderlichen (Bau-)Maßnahmen und des Verwaltungsverfahrens. 

Im Bewusstsein, dass dieser Vertrag das Verwaltungsverfahren nach §§ 125 ff. TKG lediglich 
ausgestaltet und selbst kein Wegenutzungsrecht begründet, treffen die Vertragsparteien 
nachfolgende Vereinbarungen: 

 

§ 1 Gestattung, Ausbaugebiet und Eigentum 

(1) DGA wird das Wegerecht für das Gebiet der Bundesrepublik Deutschland von der 
Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post und Eisenbahn 
(„Bundesnetzagentur“) gemäß § 125 Abs. 2 TKG beantragen; die Wegerechtsurkunde 
wird nach Erteilung durch die BNetzA auf Anforderung vorgelegt werden. Aus diesem 
Wegerecht resultiert gem. §§ 125 ff. TKG für DGA ein Nutzungsrecht an öffentlichen 
Verkehrswegen für die Verlegung von Bestandteilen des Glasfasernetzes. Dessen 
ungeachtet wird DGA für konkrete Einzelmaßnahmen Zustimmungserklärungen nach § 
127 TKG beantragen. 

(2) Der Vertrag wird für die Dauer von 30 Jahren ab Vertragszeichnung geschlossen. Das 
Recht, das Glasfasernetz in oder auf öffentlichen Straßen, Wegen oder Plätzen des 
Kooperationspartners zu haben und diese zu nutzen und zu unterhalten, ist von der 
Geltungsdauer dieses Vertrages unabhängig (vgl. § 16 Abs. 3  des Vertrages). 

(3) Dieser Vertrag gilt für das gesamte Gemeindegebiet des Kooperationspartners, soweit der 
Kooperationspartner Wegebaulastträger im Sinne von § 125 TKG ist. Das Ausbaugebiet 
ist durch den  als Anlage 1 Ausbaugebiet zu diesem Vertrag genommenen Plan definiert. 
Die auszubauenden Polygone werden in Abstimmung mit dem Kooperationspartner 
festgelegt; die Entscheidung zum Umfang des Ausbaus liegt jedoch allein bei der DGA  

(4) Soweit der Kooperationspartner Eigentümer der betroffenen Grundstücke ist, sind die 
Parteien darüber einig, dass verlegte Leitungen und errichtete Anlagen i. S. v. § 95 BGB 
nur zu einem vorübergehenden Zweck mit dem Boden verbunden sind und DGA 
Alleineigentümerin des Glasfasernetzes ist und bleibt.  DGA ist daher bei Beendigung 
dieses Vertrages berechtigt, das Glasfasernetz wieder zu entnehmen.   

 

§ 2 Voraussetzungen, Nachfragebündelung, Beteiligung an Fördermaßnahmen 

Grundsätzliche Voraussetzung für den Ausbau des Glasfasernetzes ist neben dem 
Abschluss dieses Vertrages auch der Abschluss einer ausreichenden Anzahl an 
Verträgen über Glasfaserprodukte zwischen Dienstanbietern und Privat- und/oder 
Geschäftskunden im Ausbaugebiet (insgesamt: „betroffene Anschlussinhaber“) 
während einer Nachfragebündelung. Um die Wirtschaftlichkeit des Ausbaus für die DGA 
zu gewährleisten, ist eine zu erreichende Vorvermarktungsquote aus der 
Nachfragebündelung von 35% der anzuschließenden Wohneinheiten erforderlich. Mit 
Erreichen der festgelegten Vorvermarktungsquote erfolgt der Ausbau. Sofern wesentliche 
Basisparameter der zu Grunde gelegten Planung geändert werden sollten, kann die DGA 
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nach der Nachfragebündelung die Wirtschaftlichkeit des Ausbaus neu beurteilen und 
entscheiden, ob und in welchem Umfang sie den Ausbau im Ausbaugebiet tatsächlich 
vornimmt. Ergänzend werden seitens DGA dem Kooperationspartner die für den Ausbau 
vorgesehenen Wholesales-Partner für das Dienste-Angebot mitgeteilt.  

Die DGA wird die Abgabe eines Angebots zur Beteiligung an Förderverfahren (Weiße-
Flecken, oder Graue-Flecken Programm) des Kooperationspartners wohlwollend prüfen 
und sich i.d.R. an einem Ausschreibungsverfahren beteiligen. Hierbei sind die potentiellen 
Förderverfahren relevant, die Lücken des bereits stattfindenden eigenwirtschaftlichen  
Ausbaus schließen würden (in der Regel Graue Flecken Förderung).  

 
 

§ 3 Unterstützung des Kooperationspartners 

(1) Der Kooperationspartner und DGA werden während und nach dem Ausbau des 
Glasfasernetzes konstruktiv und eng zusammenarbeiten. Die Vertragsparteien werden 
einander rechtzeitig die zuständigen Ansprechpartner/innen und ihre Kontaktdaten 
mitteilen. DGA verpflichtet sich, dem Kooperationspartner frühestmöglich mitzuteilen, 
welche Unternehmen sie mit welchem Auftragsumfang mit Arbeiten auf Straßen, Wegen 
oder Plätzen des Kooperationspartners beauftragt, und teilt ihm die Namen und 
Kontaktdaten der dort zuständigen Ansprechpartner mit. DGA leitet die ihr von dem 
Kooperationspartner mitgeteilten Kontaktdaten an die von ihr beauftragten Unternehmen 
weiter. 

(2) Für DGA ist der Erwerb oder die Anpachtung von geeigneten Flächen für den Standort 
des jeweiligen Technikraums (Point of Presence, „POP“) unbedingte Voraussetzung für 
den geplanten Ausbau. Der Kooperationspartner unterstützt DGA im Rahmen ihrer 
Möglichkeiten und unter Beachtung der wettbewerbsrechtlichen Neutralität bei der Suche 
nach betriebsnotwendigen Flächen, auch soweit diese nicht vom Wegenutzungsrecht 
nach § 125 TKG umfasst sind.  Die vorgesehene Lage sowie die Anzahl und Größe der 
benötigten POPs werden der Kommune von DGA mitgeteilt  

(3) Soweit der Kooperationspartner darüber verfügt und zur Herausgabe berechtigt ist, wird 
er DGA amtliche Daten zur Topographie, zu Bodeneigenschaften, zu Kontaminationen, 
zu bereits vorhandenen Leitungswegen sowie zu etwaigen geplanten Ausbauvorhaben 
Dritter auf Anfrage überlassen, ohne Gewähr für Richtigkeit und Aktualität zu übernehmen. 

(4) Für den Zeitraum der Nachfragebündelung („Vorvermarktung“) und die Zeit des 
Netzausbaus („Bauvermarktung“) wird der Kooperationspartner Anträge von DGA 
und/oder des für die Vorvermarktung vorgesehenen Dienstanbieters zur Anbringung von 
Straßenreklame, Bauschildern und anderen Marketingaktivitäten unter Beachtung seiner 
wettbewerbsrechtlichen Neutralität wohlwollend prüfen und bei gegebener Zuständigkeit 
auch zügig bescheiden.  

(5) Für den Verwaltungsaufwand wird der Kooperationspartner Gebühren nach geltendem 
Gebührenrecht (Landes- und/oder Ortsrecht) erheben und diese vorrangig nach dem 
Verwaltungsaufwand bemessen. Nach Möglichkeit sollen Gebühren in einem 
Sammelbescheid nach § 223 Abs. 4 TKG zusammengefasst werden. Daneben steht ihm 
der Ersatz konkret aufgewendeter Kosten zu. 

 

§ 4 Inhalt des Nutzungsrechts, Verlegemethode, Ausübungsberechtigte 

(1) Der Gegenstand des Nutzungsrechts ergibt sich aus § 125 TKG und umfasst 
insbesondere 

a) den Ausbau, den Betrieb, die Unterhaltung, Instandsetzung, Wartung und 
Entstörung des Glasfasernetzes, 

b) die Errichtung, den Betrieb und die Unterhaltung der erforderlichen POP und 

c) den Ersatz von bestehenden Anlagen durch Neuanlagen, z.B. bei technischen 
Neuerungen oder Verschleiß. 

(2) DGA wird Telekommunikationslinien (TK-Linien) so errichten und unterhalten, dass sie 
den Anforderungen der öffentlichen Sicherheit und Ordnung sowie den anerkannten 
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Regeln der Technik genügen. DGA kann auch beantragen, Glasfaserleitungen oder 
Leerrohrsysteme, die der Aufnahme von Glasfaserleitungen dienen, in Abweichung der 
Allgemeinen Technischen Bestimmungen für die Benutzung von Straßen durch Leitungen 
und Telekommunikationslinien (ATB) in geringerer Verlege Tiefe zu verlegen (vgl. § 68 
Abs. 2 Satz 2 TKG).  

 
(3) DGA ist bestrebt, dass die Verlegung in reduzierter Tiefe weder zu einer wesentlichen 

Beeinträchtigung des Schutzniveaus noch zu einer wesentlichen Erhöhung des 
Erhaltungsaufwandes führt. Sollte es dennoch zu einer wesentlichen Beeinträchtigung 
des Schutzniveaus oder zu einer wesentlichen Erhöhung des Erhaltungsaufwandes 
kommen, wird DGA gemäß § 127 Abs. 7 TKG die durch eine wesentliche Beeinträchtigung 
entstehenden Kosten oder den höheren Verwaltungsaufwand übernehmen. Geht der 
Kooperationspartner von einem solchen Fall aus, wird der bei dem Kooperationspartner 
zu erwartendem Mehraufwand soweit zu diesem Zeitpunkt möglich schriftlich beziffert und 
für den Fall des Eintritts im Einzelnen die finanzielle Beteiligung der DGA geregelt. 

 

§ 5 Abstimmung, Koordination, Offenlegung gegenüber Dritten 

(1) DGA bestimmt den Trassenverlauf und wird sich im Rahmen des rechtlich Erforderlichen 
sowie unter Berücksichtigung des Wirtschaftlichkeitsprinzips nach besten Kräften darum 
bemühen, die Interessen     des Kooperationspartners und die Interessen durch den Ausbau 
betroffener Dritter angemessen zu berücksichtigen. Der Trassenverlauf ist so zu wählen, 
dass vorhandene Versorgungsleitungen nicht beeinträchtigt werden und ungehindert 
zugänglich bleiben. Hierzu holt DGA rechtzeitig die erforderlichen Leitungsauskünfte der 
Leitungsbetreiber ein. 

(2) Soweit weitere Genehmigungen, Erlaubnisse oder Zustimmungen erforderlich sind und 
der Kooperationspartner für die Erteilung zuständig ist, wird DGA die erforderlichen 
Anträge stellen. Der Kooperationspartner sagt zu, über diese Anträge nach Maßgabe des 
geltenden Rechts zügig zu entscheiden.   Er wird DGA nach Maßgabe der § 25 
Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) entsprechenden Regelungen in den 
Verwaltungsverfahrensgesetzen der Länder in den Verwaltungsverfahren unterstützen. 

(3) Hält der Kooperationspartner die Leistung einer Sicherheit gemäß § 127 Abs. 8 Satz 3 
TKG für erforderlich, so teilt er dies DGA spätestens im Rahmen der Zustimmung mit. 

(4) Der Kooperationspartner wird Dritten eine Einsichtnahme in die Planung von Maßnahmen 
der DGA nur nach deren vorheriger Genehmigung und nur dann gewähren, wenn ein 
berechtigtes Interesse an der Einsichtnahme besteht. Gesetzliche Auskunfts- und 
Einsichtnahmerechte bleiben davon unberührt. 

 

§ 6 Durchführung des Ausbaus 

(1) Im Rahmen des Ausbaus des Glasfasernetzes werden die TK-Linien platzsparend und 
längs zum Verlauf von Verkehrswegen und/oder Versorgungsleitungen verlegt, soweit 
dies technisch möglich ist. 

(2) Vor Beginn der Bauarbeiten und nach deren Beendigung werden die Vertragsparteien 
oder von ihnen bevollmächtigte Vertreter 

a) die Oberflächenqualität und ggfs. bestehende Leitungen der in Anspruch 
genommenen Straßen, Wege und Plätzen, sowie Grünflächen feststellen 
(einschließlich etwaiger bestehender Schäden) und dokumentieren, 

 

b) die Tragfähigkeit der Tragschicht mittels dynamischen Lastplattendruckversuchs 
als geeignetes Verfahren in Absprache mit dem Kooperationspartner auf Kosten 
von DGA daraufhin prüfen, ob sie besonderen Vorbelastungen unterliegt oder 
aus anderen Gründen besonders kritisch ist. 
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(3) Über die getroffenen Feststellungen wird eine beiderseitig zu unterzeichnende 
Niederschrift angefertigt. DGA stellt, soweit im Zustimmungsbescheid nicht anders 
geregelt, den Verkehrsweg nach den anerkannten Regeln der Technik in den 
ursprünglichen Zustand oder einen Zustand vergleichbarer Qualität wieder her. Sofern der 
Kooperationspartner eine hierüber hinausgehende Erneuerung oder Verbesserungen 
wünscht, bedarf dies einer gütlichen schriftlichen Einigung der Vertragsparteien über den 
Umgang mit Zusatzkosten für die Erneuerung oder Verbesserung der Oberflächen. 

(4) Stellt DGA vor oder während der Öffnung der Oberfläche fest, dass die Tragfähigkeit der 
Tragschicht besonderen Vorbelastungen unterliegt oder aus anderen Gründen besonders 
kritisch ist, werden Abstimmungsgespräche über die Verlegetiefe und sonstige 
erforderliche Maßnahmen geführt. 

(5) Soweit sich die Vertragsparteien in der Beurteilung der Oberflächenqualität oder der 
Tragfähigkeit der Tragschicht vor Beginn der Bauarbeiten oder nach deren Beendigung 
nicht einig sind, kann jede von ihnen die Beurteilung durch einen amtlich bestellten und 
vereidigten Sachverständigen verlangen. Dafür gelten die Bestimmungen in § 12 Abs. 2 
entsprechend. 

(6) Nach Öffnung von Oberflächen werden diese in der vorhandenen Oberflächenqualität 
(einschließlich Straßenoberbau) wiederhergestellt. Bei Asphaltflächen erstreckt sich die 
Pflicht zur Neuasphaltierung nur auf die Breite der jeweiligen Trasse.  DGA ist nicht 
verpflichtet, die Kosten für die Beseitigung von vor der Öffnung von Oberflächen bereits 
vorhandenen Schäden zu tragen. 

(7) Der Ausbau des Glasfasernetzes ist so durchzuführen, dass unter Berücksichtigung der 
Wirtschaftlichkeit die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs nicht unverhältnismäßig 
beeinträchtigt werden. 

 

§ 7 Kleine Baumaßnahmen 

(1) Anstelle von Einzelgenehmigungen stimmt der Kooperationspartner als Straßen- und 
Wegebaulastträger den kleinen Baumaßnahmen pauschal zu. Kleine Baumaßnahmen 
sind: 

a) Gräben zur Durchführung von Wartungsarbeiten oder zur Beseitigung oder 
Verhinderung von Störungen; 

b) Gräben zur Herstellung von Hauszuführungen mit den dazugehörigen 
Baugruben im Bereich öffentlicher Verkehrsflächen. 

(2) Kleine Baumaßnahmen sind dem Kooperationspartner vor Beginn der 
Maßnahme in Form einer Aufgrabungsmitteilung mit Angabe der Ausführungszeit, sowie 
Art und Weise  der Verlegung rechtzeitig (möglichst 2 Wochen vorher) anzuzeigen. 
.Widerspricht der Kooperationspartner innerhalb von (…) Tagen nach Zugang der 
Anzeige, wird die vorab pauschal erteilte Genehmigung für die betreffende 
Baumaßnahme rückwirkend unwirksam und das Verfahren zur Erteilung einer 
Einzelzustimmung gemäß § 127 TKG ist einzuleiten. DGA ist berechtigt, ohne vorherige 
Anzeige mit der  Maßnahme zu beginnen, wenn dies zur Beseitigung von Störungen 
erforderlich ist. Der Kooperationspartner ist jedoch unverzüglich zu unterrichten. 

(3) Das Straßenverkehrsrecht und insbesondere die Notwendigkeit der Einholung einer 
verkehrsrechtlichen Anordnung bleiben davon unberührt. 

 

§ 8 Änderung von TK-Linien 

(1) Soweit sich aus Maßnahmen das Erfordernis einer späteren Änderung von TK-Linien, 
insbesondere im Sinne von § 130 TKG oder von § 133 TKG, ergeben werden die 
Vertragsparteien zunächst ein Abstimmungsgespräch mit dem Ziel einer 
Kostenminimierung führen. Die gesetzlichen Vorschriften, insbesondere die Regelungen 
zur Kostentragung, bleiben unberührt. 
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(2) Zur Vermeidung eines Unterhaltungsmehraufwandes des Kooperationspartners für 
Arbeiten an besonderen Anlagen, die unter TK-Linien von DGA liegen, verlegt DGA auf 
eigene Kosten diese TK-Linien zumindest vorübergehend bis zur Beendigung der 
Arbeiten. Sollte DGA entscheiden, eine Verlegung nicht vorzunehmen und kommt es 
deshalb zu einer Beschädigung der TK-Linie, haftet der Kooperationspartner für Schäden 
nur bei grober Fahrlässigkeit; § 278 BGB gilt entsprechend. 

 

§ 9 Zusatzkosten 

(1) Wird festgestellt, dass der entnommene Boden insbesondere Altlasten bzw. schädlich 
Bodenverunreinigungen im Sinne des BBodSchG bzw. Abfall im Sinne des KrWG oder 
Beton etc. enthält („kontaminierter Boden“) und daher ein Bodenaustausch erforderlich 
ist, ist DGA nicht verpflichtet, den davon betroffenen Bauabschnitt auszubauen. Der 
Kooperationspartner wird DGA zudem darauf hinweisen, sofern dem Kooperationspartner 
bekannt ist, dass im jeweils geplanten Ausbaugebiet mit möglichen Kampfmittelfunden, 
insb. Fliegerbomben aus dem 2. Weltkrieg, zu rechnen ist. 

(2) Entscheidet sich DGA dennoch, im davon betroffenen Bauabschnitt zu verlegen, trägt 
DGA die daraus entstehenden Zusatzkosten. 

(3) Der Kooperationspartner wird DGA zudem darauf hinweisen, sofern dem 
Kooperationspartner bekannt ist, dass im jeweils geplanten Ausbaugebiet mit möglichen 
Kampfmittelfunden, insb. Fliegerbomben aus dem 2. Weltkrieg, zu rechnen ist. 

 

§ 10 Dokumentation 

Das Glasfasernetz wird auf der Grundlage der Geobasisdaten des Liegenschaftskatas- 
ters durch einen beauftragten Dienstleister oder eigenständig von DGA dokumentiert. Die 
Aufmessung und Dokumentation in einem geographischen Informationssystem erfolgen 
durch einen Vermessungsingenieur. Für spätere Abfragen des Glasfasernetzes stellt DGA 
diese Informationen dem Kooperationspartner und jedem Anfrager über das Portal ALIZ 
und/oder mittels CD in einem für die fachtechnische Übermittlung gängigen Dateiformati 
zur Verfügung; Aktualisierungen werden bei Bedarf zur Verfügung  gestellt. 

 

§ 11 Haftung 

(1) DGA haftet für Schäden, die durch Verletzung der Sorgfalt in eigenen Angelegenheiten (§ 
277 BGB) entstehen.  Eine Haftung für durch leichte Fahrlässigkeit verursachte 
Beschädigungen scheidet aus.  In jedem Fall ist (mit Ausnahme von vorsätzlich 
verursachten Schäden oder von Schäden an Leib und Leben) der Schaden auf den 
typischerweise vorhersehbaren Schaden begrenzt, unter Ausschluss von 
Mangelfolgeschäden oder entgangenem Gewinn.  Soweit rechtlich zulässig ist der Schaden 
je Schadensfall auf 10% der für das jeweilige Projekt erforderlichen Ausbaukosten 
begrenzt, maximal jedoch auf EUR 500.000.   

(2) Wird der Kooperationspartner von Dritten für einen Sachverhalt in Anspruch genommen, 
für den im Innenverhältnis allein DGA haftet, so stellt DGA den Kooperationspartner im 
Rahmen des o.g. Haftungsumfangs frei. 

 

§ 12 Fertigstellungsmitteilung, Schlussbegehung 

(1) Nach Beendigung der Bauarbeiten wird DGA die Fertigstellung der Arbeiten dem 
Kooperationspartner mindestens in Textform mitteilen („Fertigstellungsmitteilung“).  

(2) Der Kooperationspartner wird innerhalb von zwei Wochen nach Zugang der 
Fertigstellungsmitteilung der DGA mindestens in Textform einen Termin für eine 
gemeinsame Begehung von Kooperationspartner, DGA und deren bauausführendem 
Generalunternehmen mitteilen, um  die ausgeführten Arbeit in Augenschein zu nehmen, 
es sei denn, die Kommune verzichtet ausdrücklich auf eine solche Schlussbegehung. 
Über das Ergebnis der Begehung, insbesondere über festgestellte Mängel und 
Meinungsunterschiede dazu, wird ein schriftliches und von den Beteiligten 
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unterzeichnetes Protokoll angefertigt. Soweit sich die Vertragsparteien in ihrer 
Beurteilung der ausgeführten Arbeiten nicht einig sind, kann jede von ihnen die 
Beurteilung durch einen amtlich bestellten und vereidigten Sachverständigen verlangen, 
der gemeinsam durch die Parteien ausgewählt und bestellt wird  Kommt eine solche 
Einigung über die Person des (bzw. der) Sachverständigen nicht innerhalb von drei 
Wochen, nachdem eine Vertragspartei die Beurteilung der ausgeführten Arbeiten durch 
einen Sachverständigen verlangt hat, ist die Person des Sachverständigen durch [TÜV, 
IHK-Präsidenten] auf Antrag einer der Vertragsparteien zu benennen. Die Kosten hierfür 
trägt diejenige Vertragspartei, zu Lasten derer die Feststellungen des Sachverständigen 
gehen entsprechend §§ 91 ff. ZPO; soweit dies nicht eindeutig möglich ist, tragen beide 
Vertragsparteien die Kosten je zur Hälfte. 

Der auf diese Weise ausgewählte und bestellte Sachverständige ist Schiedsgutachter 
(und nicht Schiedsrichter), und hat den im Streit befindlichen Sachverhalt innerhalb der 
von den Vertragsparteien ihm (bzw. ihr) zuvor schriftlich mitgeteilten Positionen zu 
entscheiden.  Beiden Vertragsparteien ist die Möglichkeit einer Anhörung durch den 
Sachverständigen zu gewähren.  Seine (bzw. ihre) Entscheidung hat schriftlich zu ergehen 
(und eine Entscheidung über die Kosten zu beinhalten) und ist in den Grenzen des § 319 
BGB bindend für die Vertragsparteien. 

§ 13 Verjährung 

Ansprüche im Zusammenhang mit dieser Vereinbarung unterliegen der gesetzlichen 
Verjährung. 

 

§ 14 Informations- und Rücksichtnahmepflichten 
(1) Der Kooperationspartner informiert DGA rechtzeitig mindestens in Textform über die von 

ihm oder sofern ihm bekannt von anderen Wegenutzungsberechtigten geplanten 
Baumaßnahmen in öffentlichen Verkehrswegen, in die das Glasfasernetz verlegt ist. Der 
Kooperationspartner informiert andere Wegenutzungsberechtigte über das 
Vorhandensein des Glasfasernetzes und verweist diese zur Einholung der erforderlichen 
Informationen an DGA. 

(2) Der Kooperationspartner strebt vor Beginn eigener Baumaßnahmen mit DGA über die 
Arbeiten und die dabei vorzunehmende Sicherung des Glasfasernetzes eine Einigung an. 
Seine Entscheidungsfreiheit wird durch diese Verpflichtung nicht beschränkt. Bei 
Baumaßnahmen anderer Nutzungsberechtigter wird der Kooperationspartner im Rahmen 
seiner Möglichkeiten auf eine entsprechende Abstimmung hinwirken. 

(3) Eine Haftung des Kooperationspartners begründen diese Bestimmungen nicht. 

 

§ 15 Übergang und Übertragung von Rechten und Pflichten 

(1) Im Falle des Übergangs der Straßenbaulast gelten die gesetzlichen Bestimmungen der 
Straßengesetze der Länder bzw. des Bundesfernstraßengesetzes. Wird der 
Verkehrsweg eingezogen, gilt § 130 Abs. 2 TKG. 

(2) Die Vertragsparteien vereinbaren für den Fall der Veräußerung des Glasfasernetzes 
von DGA an einen Dritten, alle erforderlichen Handlungen, Erklärungen und dgl. 
vorzunehmen, so dass der Dritte anstelle von DGA den Vertrag übernehmen und in alle 
Rechte und Pflichten der DGA aus diesem Vertrag eintreten kann, soweit dies rechtlich 
zulässig ist. 

(3) Sollte ein Eintritt in die bzw. eine Übernahme der aus dem Vertrag bzw. den ausbau- 
spezifischen Erlaubnissen erwachsenen Rechte von DGA auf einen Dritten nicht 
möglich sein, werden die Vertragsparteien alle ihnen zumutbaren Handlungen und 
insbesondere entsprechende Neubescheidungen des Dritten vornehmen, damit dieser 
eine unter dem Vertrag entsprechende Rechtstellung wie DGA erwirbt. 

 

(4) Eine Übertragung der Rechte und Pflichten der DGA aus diesem Vertrag auf mit der 
DGA i.S.d. §§ 15 ff. AktG verbundene Unternehmen ist zulässig und bedarf keiner 
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Zustimmung des Kooperationspartners. 

(5) Dem Kooperationspartner ist bekannt, dass DGA den Ausbau und das passive Betreiben 
des Glasfasernetzes teilweise fremdfinanziert hat bzw. fremdfinanzieren wird 
(„Finanzierung“) durch eine finanzierende Bank oder mehrere finanzierende Banken 
inklusive eines Sicherheitentreuhänders der finanzierenden Banken (insgesamt: 
„jeweiliger Sicherungsnehmer“). DGA darf die Rechte und/oder Pflichten aus diesem 
Vertrag an den jeweiligen Sicherungsnehmer zur Sicherung der Forderungen aus und im 
Zusammenhang mit der Finanzierung übertragen, ohne dass es für diese Abtretung oder 
eine weitere Abtretung durch den jeweiligen Sicherungsnehmer an Dritte der 
gesonderten Zustimmung des Kooperationspartners bedarf. Diese Regelung darf nicht 
ohne Zustimmung des jeweiligen Sicherungsnehmers geändert werden. 

(6) Der jeweilige Sicherungsnehmer hat das Recht, entweder selbst anstelle von DGA mit 
allen Rechten und Pflichten von DGA in diesen Vertrag einzutreten oder einen geeigneten 
Dritten zu benennen, der anstelle von DGA mit allen Rechten und Pflichten von DGA in 
diesen Vertrag eintritt. Vorbehaltlich der Regelungen in Absatz 7 stimmen die 
Vertragsparteien dem Eintritt des jeweiligen Sicherungsnehmers oder des von dem 
jeweiligen Sicherungsnehmer benannten Dritten in diesen Vertrag hiermit zu. 

(7) Der jeweilige Sicherungsnehmer hat den Vertragsparteien die Absicht, in den Vertrag 
einzutreten oder einen Dritten zu benennen, der in diesen Vertrag eintritt, mindestens 
20 Werktage (ohne Samstage) vor dem beabsichtigten Eintritt schriftlich anzukündigen. 
Im Falle der Benennung eines Dritten hat der jeweilige Sicherungsnehmer während 
dieser Frist den Vertragsparteien zufriedenstellende Nachweise über die Bonität des 
betreffenden Dritten und Kopien der gesellschaftsrechtlichen Unterlagen des Dritten zur 
Verfügung zu stellen. 

(8) Nach Ablauf der in Absatz 7 genannten Frist werden  
 

(i) entweder der jeweilige Sicherungsnehmer durch Mitteilung des jeweiligen 
Sicherungsnehmers an die Vertragsparteien oder 

(ii) der durch den jeweiligen Sicherungsnehmer benannte Dritte durch gemeinsame 
Mitteilung des jeweiligen Sicherungsnehmers und des Dritten an die Vertragsparteien 

Partei des Vertrages im Wege der Vertragsübernahme anstelle von DGA und übernimmt 
mit Wirkung ab Zugang der Mitteilung bei den Vertragsparteien sämtliche Rechte und 
Pflichten von DGA unter dem Vertrag, ohne dass es einer gesonderten Zustimmung der 
Vertragsparteien bedarf. Durch den Eintritt aufgrund dieser Vereinbarung (§ 15) erfolgt 
keine Übernahme etwaiger Verbindlichkeiten von DGA, die vor dem Wirksamwerden des 
Vertragseintritts fällig wurden. Für diese Verbindlichkeiten haftet auch nach der 
Vertragsübernahme DGA. 

(9) Eine Kündigung des Vertrages ist zwischen der Ankündigung, selbst einzutreten oder 
einen Dritten zu benennen, und dem tatsächlichen Vertragseintritt des jeweiligen 
Sicherungsnehmers oder des Dritten ausgeschlossen. Nach Eintritt des jeweiligen 
Sicherungsnehmers oder des Dritten ist eine Kündigung dieses Vertrags nur aufgrund von 
Vertragsverletzungen möglich, die der jeweilige Sicherungsnehmer oder der Dritte zu 
vertreten haben. Kündigungsgründe, die in der Person von DGA liegen, berechtigen nach 
dem Eintritt des jeweiligen Sicherungsnehmers oder des Dritten nicht mehr zur 
Kündigung. 

(10) Wird dieser Vertrag entweder wirksam gekündigt oder durch einen Insolvenzverwalter 
nach § 103 InsO die Erfüllung abgelehnt, hat der jeweilige Sicherungsnehmer das Recht, 
von den Vertragsparteien den Neuabschluss eines inhaltsgleichen Vertrags mit sich oder 
einem Dritten zu verlangen. 

 

 

 

(11) Die Vertragsparteien sind verpflichtet, dem jeweiligen Sicherungsnehmer die für den 
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Vertragseintritt oder -neuabschluss erforderlichen Informationen und Auskünfte zu 
erteilen. 

(12) Hinsichtlich der in § 15 dieses Vertrages genannten Rechte liegt ein echter Vertrag 
zugunsten des jeweiligen Sicherungsnehmers i.S.d. § 328 BGB vor. Die Regelungen in § 
15 Absätzen 5 ff. dieses Vertrages können nur mit Zustimmung des jeweiligen 
Sicherungsnehmers geändert werden. 

 

§ 16 Verlängerung der Vertragsdauer, Beendigung 

(1) Die vereinbarte Vertragslaufzeit von 30 Jahren (§ 1, Abs. 2) verlängert sich jeweils um 
fünf Jahre, wenn eine Vertragspartei die Verlängerung gegenüber der anderen schriftlich 
erklärt und letztere der Verlängerung nicht innerhalb einer Frist von zwei Monaten 
widerspricht. Die Verlängerungserklärung muss spätestens zwei Jahre vor dem Ende der 
jeweiligen Vertragslaufzeit der jeweils anderen Vertragspartei zugegangen sein. Die 
Vertragsparteien erklären die Absicht, dass das Glasfasernetz auch über den Zeitraum 
von 30 Jahren hinaus von DGA unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten betrieben werden 
soll. 

(2) Verhält sich eine der Vertragsparteien grob vertragswidrig, kann die jeweils andere 
Vertragspartei den Vertrag nach erfolgter Abmahnung, die eine Kündigungsandrohung 
enthalten muss, mit einer Frist von sechs Monaten zum Jahresende kündigen, sofern das 
vertragswidrige Verhalten nicht innerhalb von vier Wochen nach Zugang der Abmahnung 
eingestellt worden ist. Die Kündigungsmöglichkeit nach § 314 BGB bleibt unberührt. 

(3) DGA ist berechtigt, diesen Vertrag jederzeit außerordentlich mit einer Frist von einem 
Monat zum Monatsende zu kündigen, wenn erschwerte Trassenbedingungen zu erheblich 
höheren Erschließungskosten führen, die zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses nicht 
bekannt waren. 

(4) Das Nutzungsrecht nach § 125 TKG sowie die nach § 127 TKG hierfür erteilten 
Zustimmungen bleiben von einer Vertragsbeendigung nach Abs. 1 des Vertrages 
unberührt. 

 

§ 17 Schlussbestimmungen 

(1) Dieser Vertrag ersetzt nicht die aufgrund gesetzlicher Bestimmungen erforderlichen 
Genehmigungen, Erlaubnisse und/oder Zustimmungen, sofern nicht hier ausdrücklich 
geregelt. 

(2) Die Anlage 1 ist Bestandteil dieses Vertrages. 

(3) Sollten einzelne Vereinbarungen dieses Vertrages ganz oder teilweise unwirksam sein 
oder infolge Änderung der Gesetzgebung oder durch höchstrichterliche Rechtsprechung 
unwirksam werden oder weist dieser Vertrag Lücken auf, gelten die übrigen 
Vereinbarungen des Vertrages weiter. Für diesen Fall verpflichten sich die 
Vertragsparteien, unter Berücksichtigung des Grundsatzes von Treu und Glauben an 
Stelle der unwirksamen Vereinbarung eine wirksame Vereinbarung zu treffen, die dem 
Sinn und Zweck der unwirksamen Vereinbarung möglichst nahekommt. Im Falle einer 
Lücke gilt diejenige Vereinbarung als getroffen, die dem entspricht, was nach Sinn und 
Zweck dieses Vertrages vereinbart worden wäre, wenn die Angelegenheit bedacht worden 
wäre. 

(4) Das örtlich zuständige Gericht ist dasjenige, in dessen Zuständigkeitsbereich der 
Kooperationspartner liegt. 

(5) Kündigungen, Änderungen und Ergänzungen dieses Vertrages bedürfen zu Ihrer 
Wirksamkeit der Schriftform.Die elektronische Form ist ausgeschlossen. Dies gilt auch für 
die Änderung dieser Schriftformklausel.  

§ 127 Abs. 2 Satz 1 BGB wird ausgeschlossen.  

(6) Jede Vertragspartei erhält eine Ausfertigung des Vertrages. 
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Vertrag zwischen der Stadt Leonberg (Kooperationspartner) und Deutsche Giga Access 
GmbH
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Ort, Datum Ort, Datum 

 

 
Für den Kooperationspartner Für Deutsche Giga Access GmbH 

 
 
 
 
 

 

Stadt Leonberg, Oberbürgermeister Martin Georg Cohn Geschäftsführung  

 
 
 
 
 
 

Anlage 1: Ausbaugebiet (Karte) 
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Anlage 1: Ausbaugebiete
STADT LEONBERG: 
GARTENSTADT, GEBERSHEIM, HÖFINGEN, HALDENGEBIET

Höfingen
• Gebäude: 1.436
• WE: 3.414

GG Leonberg Nord
• Gebäude: 114
• WE: 274

Haldengebiet
• Gebäude: 1.400
• WE: 3.470

Potential

Gebersheim
• Gebäude: 680
• WE: 1.252

Gartenstadt
• Gebäude: 352
• WE: 806

Potential

TOP 12 Ö





2022/210
öffentlich

Dezernat I
Amt für Informations- und Kommunikationstechnik
 

Amt für Jugend, Familie und 
Schule
Gebäudemanagement

Bezugsvorlagen:

Beratungsfolge Geplante Sitzungstermine Ö / N

Sozial- und Kultusausschuss (Vorberatung) 20.07.2022 Ö
Gemeinderat (Entscheidung) 26.07.2022 Ö

Digitalisierung Schulen in Leonberg - Maßnahmenplanung

Beschlussvorschlag und Kenntnisnahme

1. Die Mittel für die Digitalisierung der Schulen sind im Ergebnis- und Finanzhaushalt zentral 
veranschlagt. Die Abrechnung der einzelnen Maßnahmen an den jeweiligen Schulen 
erfolgt auf den entsprechend zugeordneten, einzelnen Investitionsaufträgen bzw. 
Kostenstellen. Der Deckungsvorschlag über die zentralen Budgets zur Digitalisierung und 
über das Budget des MP Breitband Schulen, sowie die Umbuchung auf die 
Investitionsaufträge und Kostenstellen der Schulen, wird genehmigt.

2. Die Verwaltung wird ermächtigt, 

- die für die Erstellung und Ertüchtigung der strukturierten Verkabelung in den 
genannten Schulen erforderlichen Planungsleistungen (Fachplanung „Technische 
Ausrüstung“ entsprechend der HOAI) im Rahmen einer Verhandlungsvergabe ohne 
Teilnahmewettbewerb unter Maßgabe, dass die Kostenschätzung i.H.v. Ca. 62.000,- 
€/brutto eingehalten wird, an den wirtschaftlichsten Bieter zu vergeben. 

- die erforderlichen Bauleistungen vorzubereiten und auszuschreiben und mit der 
Maßgabe, dass durch die Ausschreibungsergebnisse der Kostenrahmen der 
Schätzung i.H.v. 217.000,- €/brutto eingehalten wird, das wirtschaftlichste Angebot zu 
beauftragen. 

3. Die Verwaltung wird ermächtigt, im Volumen von 38.000,- €/brutto im Haushalt 2022, die 
Komm.ONE, im Rahmen einer Inhouse-Vergabe, mit der Lieferung der erforderlichen 
Server-Hardware für die Schulserverlösungen zu beauftragen. 

4. Die Verwaltung wird ermächtigt, im Volumen von 58.300,- €/brutto im Haushalt 2022, die 
Komm.ONE, im Rahmen einer Inhouse-Vergabe, mit der Lieferung der erforderlichen 
PC´s zu beauftragen.

5. Die Verwaltung wird ermächtigt, im Volumen von 73.600,- €/brutto im Haushalt 2022, die 
Komm.ONE, im Rahmen einer Inhouse-Vergabe, mit der Lieferung der erforderlichen 
Tablets mit Zubehör und Aufbewahrungslösung zu beauftragen. Für diese Produkte 
wurde für alle bezugsberechtigten Kommunen ein Rahmenvertrag mit einem fest 
definierten maximalen Beschaffungsvolumen ausgeschrieben. Sollte das 
Beschaffungsvolumen des Rahmenvertrages der Komm.ONE für das Jahr 2022 bereits 
ausgeschöpft sein, wird die Verwaltung ermächtigt, die erforderlichen Lieferleistungen im 
Rahmen einer Öffentlichen Ausschreibung (nationales Vergabeverfahren gem. UVgO) 
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auszuschreiben und mit der Maßgabe, dass durch die Ausschreibungsergebnisse der 
Kostenrahmen der Schätzung i.H.v. 73.600,- €/brutto eingehalten wird, das 
wirtschaftlichste Angebot zu beauftragen.

6. Die Verwaltung wird ermächtigt, im Volumen von 1.113.000,- €/brutto im Haushalt 2022, 
die erforderlichen Leistungen zur Beschaffung, Lieferung und Dienstleistung der 
benötigten Präsentationstechnik in den Schulen im Rahmen eines Offenen Verfahrens 
(EU-weites Vergabeverfahren gem. VgV) auszuschreiben und mit der Maßgabe, dass 
durch die Ausschreibungsergebnisse der Kostenrahmen der Schätzung i.H.v. 1.113.000,- 
€/brutto eingehalten wird, das wirtschaftlichste Angebot zu beauftragen. 

7. Die Verwaltung wird ermächtigt, im Volumen von 22.000,- €/brutto im Haushalt 2022, die 
Beschaffung der benötigten Drucker in den Schulen im Rahmen einer 
Verhandlungsvergabe ohne Teilnahmewettbewerb (nationales Vergabeverfahren gem. 
UVgO) auszuschreiben und mit der Maßgabe, dass durch die Ausschreibungsergebnisse 
der Kostenrahmen der Schätzung i.H.v. 22.000,- €/brutto eingehalten wird, das 
wirtschaftlichste Angebot zu beauftragen. 

Finanzielle Auswirkungen:

JA x NEIN

Kontierung Jahr verfügbares Budget Finanzbedarf Bemerkung

Ergebnishaushalt
21109000 – 42220100
Planung Digitalisierung 
Schulen

2022 200.000 153.600

Finanzhaushalt

721109997004 Grundschulen 
Digitalisierung EDV-
Vernetzung

2022 144.900 144.900

721109997005 weiterführende 
Schulen Digitalisierung EDV-
Vernetzung

2022 195.100 195.100

721200107005 
Pestalozzischule Digitalisierung 
EDV-Vernetzung

2022 25.667 25.667

721109996021 Grundschulen 
Digit. Ausstattung (IUK)

2022 301.000
 VE  75.500

301.000

721109996022 weiterf.Schulen 
Digit. Ausstattung (IUK)

2022 400.800
  VE 150.000

400.800

721200106021 
Pestalozzischule
Digit. Ausstattung (IUK)

2022 40.000 40.000

753600037001 MP 
Breitbandausbau 1.BA Schulen 
Tiefbaumaßnahmen

2022 500.000 447.000 Deckungsvorschlag

711200027001 EDV-
Vernetzung

2022 275.000 255.000 Deckungsvorschlag

721109993001 Zuwendung 
Bund (Investive)

2023 750.000 Zuwendung Bund 
(Investive)
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Sachverhalt mit der Stellungnahme der Verwaltung

Zur Digitalisierung der Schulen wurden über den Digitalpakt Schule Fördermittel i.H.v. 
1.518.000,- €/brutto für die Schulen der Stadtverwaltung Leonberg reserviert. Weiterhin 
wurden durch das Land BW im Jahr 2019 über Änderungen des §17 Finanzausgleich (FAG) 
weitere Fördermittel zur Verfügung gestellt, um zusätzlichen Maßnahmen zu finanzieren, die 
nicht über den Digitalpakt des Bundes gefördert werden können. Die Fördervorschriften für 
beide Förderprogramme schreiben Beteiligung mit Eigenmitteln i.H.v. 20% an den 
umgesetzten Gesamtmaßnahmen vor. Um alle Fördermittel des Digitalpaktes abzurufen, 
müssen demnach Maßnahmen i.H.v. mindestens 1.898.500,- €/brutto umgesetzt werden.

Weiterhin wird zur Abrechnung der Fördermaßnahmen des Digitalpaktes ein zertifizierter 
Medienentwicklungsplan (MEP) benötigt. Die Schulen haben diese Pläne gemeinsam mit 
dem Amt für IuK erarbeitet. Bis Mitte März 2022 haben 11 MEP der Schulen in Trägerschaft 
der Stadt Leonberg eine Zertifizierung erhalten. Gemäß der erstellten MEP wurden die 
Anträge zur Bindung der Fördermittel fristgerecht vor dem 30.04.2022 bei der L-Bank 
eingereicht. Die Förderanträge für das LAN / WLAN Digitalisierungsprojekt wurden im 
Dezember 2021 gestellt, diese wurden bereits genehmigt. Die Förderanträge für die weiteren 
Maßnahmen wurden am 21.04.2022 eingereicht und werden noch durch die L-Bank geprüft.

Ein Sonderfall stellt dabei die Grundschule Warmbronn dar, da aufgrund der unklaren 
baulichen Situation größere Hochbaumaßnahmen, wie die Erstellung einer umfassenden 
strukturierten Verkabelung des Gebäudes, nicht als nachhaltig angesehen werden konnten. 
Investive Maßnahmen, die auch in einem Neu- bzw. Umbau weiter genutzt werden können, 
sollen über Fördermittel des §17 FAG finanziert werden.

Um alle durch die Schulen benötigten Maßnahmen umzusetzen, müssen in den 
Haushaltsjahren 2023 und 2024 zusätzliche Mittel berücksichtigt werden und sind im 
Haushaltsplanungsentwurf 2023 zu veranschlagen

Maßnahmen, die über den Digitalpakt 1 umgesetzt werden sollen, müssen im Jahr 2024 
abgeschlossen und abgerechnet werden. Da bei vielen der benötigen Komponenten durch 
Auswirkungen der Corona-Pandemie und der Ukraine-Krise bereits aktuell massive 
Lieferschwierigkeiten bestehen, ist es wichtig diese Beschaffungen schnellstmöglich in die 
Wege zu leiten. Eine Aussage zum Liefertermin kann erst zuverlässig bei einer Bestellung 
erwartet werden. Daher ist noch nicht komplett planbar in welchem Haushaltsjahr die 
Maßnahmen umgesetzt und abgerechnet werden können. Auch bei dem dargestellten 
Finanzbedarf handelt es sich um aktuelle Kosteninformationen, mögliche Preissteigerungen 
können nicht ausgeschlossen werden. Durch eine schnellstmögliche Bestellung der 
Hardware wird ein größtmöglicher Zeitpuffer zur Abrechnung der Maßnahmen über die 
Fördermittel des Digitalpaktes bis 2024 erreicht.

Die Mittel für die Digitalisierung der Schulen sind je nach Art der Beschaffung im 
Ergebnishaushalt und Finanzhaushalt zentral veranschlagt. Der Bedarf der Schulen wird aus 
den zentralen Budgets „Digitalisierung Schulen“ gedeckt. Zusätzlich benötigte Mittel i.H.v. 
447.000,- €/brutto in Haushalt 2022 werden aus den Budgets für das Förderprojekt 
„753600037001 - Masterplan Breitbandanbindung Schulen“, da sich die Umsetzung dieses 
Projektes durch veränderte Sachverhalte weiter verzögert, sowie über den Investauftrag 
„711200027001 EDV-Vernetzung“ gedeckt.

Die Abrechnung der einzelnen Maßnahmen an den jeweiligen Schulen erfolgt auf 
entsprechend zugeordnete einzelne Investitionsaufträge des Finanzhaushaltes oder über die 
jeweilige Kostenstelle im Ergebnishaushalt. 

Folgende Maßnahmen sollen nach Genehmigung in die Wege geleitet werden.
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Strukturierte Verkabelung (gem. DIN EN 50173)

Im Albert-Schweitzer-Gymnasium und in der Gerhart-Hauptmann-Realschule muss die 
vorhandene strukturierte Verkabelung ertüchtigt und ergänzt werden. In der Sophie-Scholl-
Schule, Spitalschule und Mörikeschule ist im Bereich der Unterrichtsräume keine 
Verkabelung vorhanden und muss neu aufgebaut werden.
Die Kosten für die Baumaßnahmen in den genannten Schulen betragen nach momentaner 
Kostenschätzung 217.000,- €/brutto.
Für die Erstellung und Ertüchtigung der strukturierten Verkabelung in den genannten 
Schulen sind Planungsleistungen (Fachplanung „Technische Ausrüstung“ entsprechend der 
HOAI) erforderlich. 
Da der aktuelle Schwellenwert (215.000 €/netto) zur Anwendung der Bestimmungen der
Vergabeverordnung -VgV- i.V.m. dem Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen -GWB-
für öffentliche Auftraggeber nicht erreicht oder gar überschritten wird (§ 1, Abs. 1 VgV),
bedarf es keines VgV-Verfahrens (§ 74 ff. VgV) zur Planerauswahl.
Die erforderlichen Ingenieurleistungen (Technische Ausrüstung) können vielmehr im sog.
Unterschwellenvergabebereich entsprechend den Bestimmungen der 
Unterschwellenvergabeordnung -UVgO- an ein geeignetes, qualifiziertes Ingenieurbüro 
vergeben werden.

§ 50 UVgO greift dabei die Regelung Nummer 2.3 der Allgemeinen Verwaltungsvorschriften 
zu § 55 der Bundeshaushaltsordnung (VV-BHO) – ähnliche Regelungen finden sich teils auf 
Landesebene – auf und stellt klar, dass auch freiberufliche Leistungen grundsätzlich im 
Wettbewerb zu vergeben sind. Dabei ist ohne Bindung an die übrigen Vorschriften der UVgO 
so viel Wettbewerb zu schaffen, wie dies nach der Natur des Geschäfts oder nach den 
besonderen Umständen möglich ist.

Im Rahmen einer Verhandlungsvergabe ohne Teilnahmewettbewerb (analog § 12 Abs. 3
i.V.m. § 8 Abs. 4 Nr. 10 UVgO i.V.m. Ziff. 2.3 VergabeVwV) sollen daher durch die
Verwaltung 3 bis 5 Ingenieurbüros zur Abgabe eines Angebots angefragt werden. Das 
vorläufig geschätzte Honorar beläuft sich nach HOAI auf ~ 62.000,- €/brutto.

Die Umsetzung erfolgt in Zusammenarbeit durch das Gebäudemanagement und dem Amt 
für IuK.

Für diese Maßnahmen wurden Fördermittel i.H.v. ca. 120.000,- €/brutto aus dem Digitalpakt 
beantragt. Da die Fördermittel aus dem Digitalpakt nicht ausreichen, um alle benötigten 
Maßnahmen umzusetzen, sollen zusätzlich Fördermittel aus dem §17 Finanzausgleich 
verwendet werden.

Die Deckung der Maßnahmen erfolgt über die zentralen Budgets des Finanzhaushaltes.

Serverhardware für Schulserverlösungen

Die Serverhardware in der Pestalozzischule, den Grundschulen Gebersheim und Höfingen 
ist stark veraltet und muss erneuert werden. 
In der Sophie-Scholl-Schule und der Spitalschule war bisher noch keine Schulserverlösung 
installiert.

Das Gesamtvolumen zur Beschaffung der benötigten Serverhardware liegt bei aktuell ca. 
38.000,- €/brutto. 

Die Deckung der Maßnahmen erfolgt über die zentralen Budgets des Finanzhaushaltes.

Für die Beschaffung der Serverhardware wurden Fördermittel i.H.v. ca. 30.400,- €/brutto aus 
dem Digitalpakt beantragt.
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Die Komm.ONE hat Rahmenverträge zur Beschaffung von Serverhardware abgeschlossen. 
Die Stadt Leonberg ist berechtigt diese Verträge im Rahmen einer Inhouse-Vergabe zu 
nutzen.
 
Ausstattung Computerräume mit PC / Laptops

Austausch veralteter Hardware und Ergänzung um zusätzliche Geräte:
Die PC’s in den Computerräumen der Schulen sind veraltet und müssen durch Geräte nach 
dem aktuellen Stand der Technik ersetzt werden. Einige Schulen haben sich für den Ersatz 
der PC durch Laptops entschieden um zukünftig mehr Flexibilität in der Nutzung der 
Unterrichtsräume zu ermöglichen.

Die Komm.ONE hat Rahmenverträge zur Beschaffung von PC und Laptops abgeschlossen. 
Die Stadt Leonberg ist berechtigt diese Verträge im Rahmen einer Inhouse-Vergabe zu 
nutzen.

In den Jahren 2022 werden vorerst nur Geräte beschafft, die über Fördermittel finanziert 
werden können, in Summe sind dies 106 Desktop-PC. Daraus ergibt sich ein 
Gesamtvolumen i.H.v. 58.300,- €/brutto im Haushalt 2022. Die Deckung der Maßnahmen 
erfolgt über das zentrale Budget des Ergebnishaushaltes. Der erweiterte Bedarf wird in der 
Haushaltsplanentwurf 2023 berücksichtigt.

Es wurden Fördermittel i.H.v. ca. 46.600,- €/brutto aus dem Digitalpakt beantragt.

Mobile Endgeräte – Tablets

Der Einsatz von Tablets im Unterricht hat sich in allen Schulen bewährt. Um die 
Unterrichtsmöglichkeiten zu erweitern, werden weitere Klassensätze mit Zubehör und 
Aufbewahrungsmöglichkeiten benötigt. 

Die Komm.One hat Rahmenverträge zur Beschaffung von Tablets und Zubehör 
abgeschlossen. Die Stadt Leonberg ist berechtigt diese Verträge im Rahmen einer Inhouse-
Vergabe zu nutzen. Für Komponenten, die nicht über den Rahmenvertrag bezogen werden 
können, wird eine Vergabe gemäß den geltenden Vergaberichtlinien (nationale 
Vergabeverfahren gem. UVgO) in die Wege geleitet.

Das Gesamtvolumen zur Beschaffung von 120 Tablets mit Hülle, Pencil und 
Aufbewahrungslösungen liegt bei 73.600,- €/brutto (Preis je Tablet netto ca. 400,- € netto). 
Die Deckung der Maßnahmen erfolgt über das zentrale Budget des Ergebnishaushaltes.

Es wurden Fördermittel i.H.v. ca. 59.000,- €/brutto aus dem Digitalpakt beantragt.

Präsentationstechnik in den Unterrichtsräumen

In den weiterführenden Schulen sind bereits die meisten Klassenräume mit 
Präsentationstechnik ausgestattet. Diese Geräte sind inzwischen veraltet und sollen über 
Fördermittel des Digitalpaktes gegen neue Präsentationslösungen getauscht werden.
In den Unterrichtsräumen der Grundschulen sind momentan nur vereinzelt 
Präsentationslösungen vorhanden. In allen Schulen soll eine möglichst einheitliche 
Ausstattung aller Unterrichtsräume mit Präsentationstechnik über die Fördermittel des 
Digitalpaktes finanziert werden. 

Da sich die eingesetzte Präsentationstechnik am Unterrichtskonzept der Schulen orientiert, 
sollen zukünftig drei verschiedene Ausstattungskonzepte zur Auswahl angeboten werden. 
Die erforderlichen Leistungen zur Beschaffung, Lieferung und Dienstleistung werden im 
Rahmen eines Offenen Verfahrens (EU-weites Vergabeverfahren gem. VgV) 
ausgeschrieben.
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Das Gesamtvolumen zur Beschaffung der benötigten Präsentationstechnik liegt bei ca. 
1.113.000,- €/brutto im Haushalt 2022. Die Deckung der Maßnahmen erfolgt über die 
zentralen Budgets des Finanzhaushaltes.

Es wurden Fördermittel i.H.v. ca. 890.000,- €/brutto aus dem Digitalpakt beantragt.

Drucker

Austausch veraltete Hardware durch Airprint-fähige Modelle.

Die vorhandenen Drucker für den pädagogischen Einsatz in allen Schulen sind entweder 
veraltet oder es sind gar keine Drucker vorhanden. Diese Geräte sollen über Fördermittel 
aus dem §17 FAG ersetzt bzw. die zusätzlich benötigten Geräte angeschafft werden. Mit den 
neuen Druckern mit Airprint-Funktion wird das Ausdrucken direkt von den Tablets ermöglicht.
Die Beschaffung wird gemäß den geltenden Vergaberichtlinien (nationale Vergabeverfahren 
gem. UVgO) in die Wege geleitet.

Es werden insgesamt 36 Drucker benötigt, das Gesamtvolumen der Beschaffung beträgt ca. 
22.000,- €/brutto. Die Deckung der Maßnahme erfolgt über das zentrale Budget des 
Ergebnishaushaltes.

Anlage/n
Keine
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Sachstand Digitalisierung 
Schulen Leonberg
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Digitalisierung Schulen

Welche Projekte müssen wir 2022/2023 umsetzen? 

Anforderungen aus den Medienentwicklungsplänen
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Digitalisierung Schulen  FÖRDERUNG

 Medienentwicklungspläne zertifiziert bis März 2022  Erledigt

 30.4.2022 Abgabefrist Förderanträge Digitalpakt 1 zur Mittelbindung :

 30.12.2021 für LAN / WLAN  bewilligt

 21.04.2022 für weitere Maßnahmen  in Bearbeitung durch die L-Bank

 Fördermittel aus dem Digitalpakt 1 reichen nicht aus um den Gesamtbedarf der Schulen 

umzusetzen 

 Zusätzliche Fördermittel des Landes Baden-Württemberg

 im Jahr 2019 über den Finanzausgleich §17 als Ergänzung zum Digitalpakt
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Digitalisierung Schulen  FÖRDERUNG
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Digitalisierung Schulen  LAN / WLAN 

 Strukturierte Verkabelung im Gebäude (Voraussetzung)

 Mörikeschule

 Spitalschule

 Sophie-Scholl-Schule

 GHR

 Finanzbedarf ca. 279.000 Euro

 Beschlussvorschlag 2022/210

 LAN / WLAN

 Finanzbedarf ca. 490.000 Euro

 Beschlussvorschlag 2021/441

 Lieferung Switche und Access Points ist erfolgt

 Lieferung Klein-Material steht teilweise aus

 Montage Access Points offen in der Mörikeschule,  

Spitalschule

 Inbetriebnahme Pilotschule 19.7. - 21.7.22
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Digitalisierung Schulen  MANAGEMENTSYSTEME

 Kurzfristiges Projekt

 Serverausfall Ostertagrealschule im März 2022

 Neubeschaffung Server-Hardware und 62 PC in 

den Klassen- / Computerräumen

 Schulserver

 Zentralisierung vorhandene Systeme im Rathaus 

(JKG, Schellingschule, Mörikeschule)

 Erneuerung veraltete Server-Hardware 

(Pestalozzischule, GS Gebersheim + Höfingen)

 Neubeschaffung Schulserverlösung (Sophie-

Scholl-Schule, Spitalschule)

 Finanzbedarf ca. 38.000 Euro

 Beschlussvorschlag 2022/210
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Digitalisierung Schulen – PC und MOBILE ENDGERÄTE

 Computerräume

 Erneuerung veraltete 106 PC (ASG, JKG, GHR, 

Schellingschule, Pestalozzischule, 

Mörikeschule)

 Finanzbedarf ca. 58.300 Euro

 Beschlussvorschlag 2022/210

 Tablets Unterricht 

 Beschaffung Bedarf aller Schulen aus MEP

 Aufbewahrungslösungen

 Finanzbedarf 120 Tablets ca. 73.600 Euro

 Beschlussvorschlag 2022/210
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Digitalisierung Schulen – Präsentationstechnik 

Pilotprojekte / Welche Lösung(en) wollen wir einsetzen?
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Digitalisierung Schulen – Präsentationstechnik 

 Pilotprojekte / Leihstellungen Interaktive Displays 

 Definition Anforderungen als Ausschreibungsgrundlage bis Beginn Sommerferien 

2022

 Erneuerung veraltete Technik (ASG / JKG / ORS / MCS)

 Ausstattung Unterrichtsräume ohne Präsentationstechnik (Mörikeschule, 

Spitalschule, Sophie-Scholl-Schule, Grundschulen Gebersheim, Höfingen, 

Warmbronn, Schellingschule, Pestalozzischule)

 Finanzbedarf ca. 1.113.000 Euro

 Beschlussvorschlag 2022/210
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Digitalisierung Schulen
PROJEKTE ZEITPLANUNG

Projekt 2022 Q1 2022 Q2 2022 Q3 2022 Q4 2023 2024

Telekom Glasfaser Koordination 
Termine

Koordination 
Termine

Koordination 
Termine

Koordination 
Termine

Ablösung Richtfunk Start Planung
Bestellung 

Ersatzprodukt
Inbetriebnahme Inbetriebnahme

Gebäudeverkabelung Ermittlung Bedarf Beschlussvorlage Ausschreibung Installation Abrechnung FM

LAN / WLAN Start Installation Pilotstandorte Inbetriebnahme Inbetriebnahme Abrechnung FM

Schulserver Abfrage Bedarf Beschlussvorlage Ausschreibung Installation Abrechnung FM

PC / Notebooks Abfrage Bedarf Beschlussvorlage Ausschreibung Installation Installation Abrechnung FM

Tablets Abfrage Bedarf Beschlussvorlage Ausschreibung
Q1 

Inbetriebnahme
Abrechnung FM

Präsentationstechnik Abfrage Bedarf Abfrage Bedarf
Beschluss / 

Ausschreibung
Installation Installation Abrechnung FM

BelWü Ablösung Abfrage Bedarf Bestellung Umzug Webseiten
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Danke
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